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Fur Frage der ſteuerlichen Behandlung des hypothekendamnums. 


Von Bankdirektor Dr. 


Fleck (JW. 1929, 2967) beſpricht eine Entſcheidung des 
RFTH., die ſich auf die Frage bezieht, in welchem Jahre ein 
Steuerpflichtiger das bei Aufnahme einer Hypothek von ihm 
bewilligte Damnum vom ſteuerpflichtigen Einkommen abziehen 
darf. In der Erörterung findet ſich die Behauptung, daß 
bei Darlehen von Hypothekenbanken der Schuldner die ihm 
übergebenen Pfandbriefe übungsgemäß zu einem beſtimmten 
Kurſe zurückgebe. Es muß demgegenüber feſtgeſtellt werden, 
daß eine ſolche Übung nicht exiſtiert, vielmehr bei allen 
e eine entgegengeſetzte Praxis eingeſchlagen 
wird: 

Nach § 14 HypBG. find die hypothekariſchen Darlehen 
grundſätzlich in Geld auszuzahlen. Unter beſonderen Vor⸗ 
ausſetzungen, die in § 14 Abſ. 2 aufgeführt find, darf aus⸗ 
nahmsweiſe die Gewährung der Darlehensvaluta in Pfand⸗ 
briefen geſchehen. Das letztere Syſtem hat bei landſchaftlichen 
und ähnlichen öffentlich⸗rechtlichen Bodenkreditinſtituten die 
Regel gebildet, teils auch in der Form, daß das Kredit⸗ 
inſtitut für Rechnung des Darlehensnehmers die ihm ge⸗ 
währten Pfandbriefe verkaufte. Dieſes Syſtem iſt unſchädlich 
geweſen, ſolange es im Rahmen derjenigen Beleihungen allein 
angewendet wurde, die von Landſchaften und ähnlichen öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Bodenkreditinſtituten gewährt wurden. Eine 
Ausdehnung auf den Geſchäftskreis der Hypothekenbanken 
hingegen hätte als notwendige wirtſchaftliche Folge ſozuſagen 
eine „Pfandbriefinflation“ herbeigeführt, ſelbſt dann, wenn 
zur möglichſten Bekämpfung eines Kursdruckes ausbedungen 
wurde, daß der Darlehensnehmer die Pfandbriefe nicht ſelbſt 
veräußern, ſondern dies der emittierenden Bank überlaſſen 
mußte. Denn es wäre dann für den Umfang der Aus⸗ 
leihungen nicht maßgebend geweſen das Bedürfnis der An⸗ 
legung von Kapital in Pfandbriefen, ſondern umgekehrt, das 
Kreditbedürfnis ohne Rückſicht auf das zur Anlegung bereite 
Sparkapital. Dem Kursdruck des nach Unterbringung ſuchen⸗ 
den Pfandbriefmaterials hätten die Hypothekenbanken nie⸗ 
mals ſtandhalten können, wenn ſie die Auszahlung der Dar⸗ 
lehen, ſei es unmittelbar, ſei es mittelbar in Pfandbriefen 
vorgenommen hätten. Die Verquickung von Darlehen 
geſchäft und Pfandbriefabſatz iſt als ſchädlich von den Hypo⸗ 
thekenbanken ſchon längſt vor dem Kriege erkannt worden 
und auch nach der Inflation aus dieſem Grunde vermieden 
worden. Der Verſuch einzelner Hypothekenbanken in Zeiten 
ſchwachen Pfandbrieſabſatzes dieſen künſtlich durch die Ge⸗ 
währung von Darlehen in Pfandbriefen zu ſteigern, hat die 
Richtigkeit der vorſtehenden Erwägungen nur wieder er⸗ 
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wieſen und dazu geführt, daß unter den Hypothekenbanken 
im Rahmen ihrer Organiſation eine für alle Hypotheken⸗ 
banken bindende Vereinbarung getroffen worden iſt, durch 
welche den Hypothekenbanken jegliche Form eines Geſchäftes 
verboten iſt, durch welche direkt oder indirekt den Darlehens⸗ 
nehmern an Stelle baren Geldes Emiſſionspapiere geliefert 
oder für deren Rechnung irgendwie verwertet würden, ſelbſt 
dann, wenn formaliter ein Dritter als Abnehmer der Pfand⸗ 
briefe in Erſcheinung tritt. 

Bei den Hypothekenbanken wird daher die Auszahlung 
der Darlehensvaluta nur in barem Gelde nach Maß⸗ 
gabe der vereinbarungsgemäß feſtgelegten Darlehensſumme 
geleiſtet. Hierbei wird dem Schuldner die Verpflichtung auf⸗ 
erlegt, einen beſtimmten, meiſt prozentual von der Dam 
lehensſumme berechneten Abzug zu geſtatten, der beſtimmt iſt, 
eine Proviſion für den Abſchluß des Geſchäftes und die ent⸗ 
ſtehenden Unkoſten zu decken. Zu dieſen Unkoſten rechnet ins⸗ 
beſondere der für die auszugebenden Pfandbriefe zu ver⸗ 
wendende Reichsſtempel, der gleichzeitig den Stempel für die 
Hypothekenbeſtellung erſetzt, und der der Hypothekenbank ent⸗ 
ſtehende Disagioverluſt beim Verkauf ihrer Pfandbriefe an 
das anlageſuchende Publikum. Dieſer Abzug ſtellt ſich alſo 
als ein Damnum dar, das mit dem Pfandbriefverkauf rech t⸗ 
lich nichts und wirtſchaflich nur inſofern etwas zu tun 
hat, als die Hypothekenbank bei der Berechnung dieſes Ab- 
zuges den Pfandbriefkurs einer kaufmänniſchen Kalkulation 
neben anderen Faktoren mit zugrunde legt. Das Riſiko der 
richtigen Einſchätzung des Pfandbriefkurſes iſt danach nicht 
mehr Sache des Darlehnsnehmers, ſondern der Hypotheken- 
bank. Der Schuldner wird damit auch nicht etwa mittelbar 
oder unmittelbar in irgendeiner Form zum „Erwerber“ von 
Pfandbriefen, was für die Frage der Börſenumſatzſteuer von 
Bedeutung iſt; Erwerber der Pfandbriefe wird vielmehr nur 
derjenige Kunde, der die Pfandbriefe gänzlich unabhängig von 
einem Darlehensgeſchäft zur Anlage bezieht. 

Hieraus folgt für die ſteuerliche Behandlung auf ſeiten 
der Hypothekenbank folgendes: 4 

Die Bank ſetzt die Hypothek mit ihrem Pariwert unter 
die Aktiven ihrer Bilanz und erhält ſomit als ſteuerpflichtige 
Einnahme den geſamten Unterſchied zwiſchen dem Aus⸗ 
zahlungsbetrage und dem Nominalbetrage in demjenigen 
Jahre, in welchem die Hypothek zur Auszahlung gelangt. 
Bei dem Pfandbriefgeſchäft hingegen ſetzt ſie die ausgegebenen 
Pfandbriefe mit ihrem Nominalbetrage als Paſſivum ein, 
woraus ſich ergibt, daß die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung 
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belaſtet wird mit dem Unterſchiede zwiſchen dieſem Nominal⸗ 
betrage und dem erzielten Preiſe beim Verkauf der Pfand⸗ 
briefe. Es kann alſo eine Verteilung des Damnums auf der 
Gläubigerſeite in Anſehung der Körperſchaftsſteuer auf ſeiten 
der Hypothekenbank nicht in Frage kommen, da die Vor⸗ 
ſchriften des Hyp BG. über die Hypothekendeckung der Pfand⸗ 
briefe jede andere Art der Bilanzierung ausſchließen. Eben⸗ 
ſowenig kann dementſprechend der Disagioverluſt aus dem 
Verkauf der Pfandbriefe für die Berechnung der Körper⸗ 
ſchaftsſteuer verteilt werden. Dagegen iſt umgekehrt ein Agio⸗ 
gewinn bei einem Verkauf der Pfandbriefe über pari gemäß 
der poſitiven Vorſchrift des S 26 HypBG., ſoweit der Pfand⸗ 
briefkurs 101% überſteigt, auf diejenigen Jahre zu ver⸗ 
teilen, für die eine Rückzahlung der Pfandbriefe ausgeſchloſſen 
iſt (zur Zeit in der Regel fünf Jahre). Dieſe für die Auf⸗ 
ſtellung der Handelsbilanz zu beachtende Vorſchrift gilt 
demgemäß auch für die Steuerbilanz, die ja nur eine den 
geſetzlichen Vorſchriften entſprechende richtige Handelsbilanz iſt. 

Dieſe Grundſätze, die nur für Hypothekenbanken nach 
der Eigenart ihres Geſchäftes gelten, geſtatten keine Rück⸗ 
ſchlüſſe auf die Beſteuerung des Hypothekenſchuldners, viel⸗ 
mehr ſind bei dieſem die ſteuerlichen Verhältniſſe ſo zu be⸗ 
rückſichtigen, wie ſich dies aus der Eigenart ſeiner Beſteuerung 
ergibt, alſo je nachdem es ſich um einen einkommenſteuer⸗ 
pflichtigen Privatmann oder einen einkommenſteuer⸗ oder 
körperſchaftsſteuerpflichtigen Betriebsinhaber mit oder ohne 
Buchführungspflicht handelt. 

Iſt die Hypothek nur aufgenommen für Privatzwecke, 
jo dürfte die Entſcheidung des RFD. richtig fein, daß das 
Damnum erſt in demjenigen Jahre vom Einkommen ab⸗ 
gezogen werden darf, in welchem die Rückzahlung der Hypo⸗ 
thek mit einem Betrage erfolgt, der höher iſt als das, was 
als Darlehensvaluta dem Steuerpflichtigen zugefloſſen iſt. 
Nicht unbedingt notwendig beſteht dabei der Rückzahlungs⸗ 
betrag im Nominalbetrage der Hypothek; er kann höher ſein 
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infolge der Vereinbarung, daß bei vorzeitiger Rückzahlung 
der Hypothek ein beſonderes Entgelt an die Hypothekenbank 
zu entrichten iſt; er kann auch niedriger ſein, wenn die 
Hypothekenbank ſich bereit findet, an Stelle baren Geldes 
Pfandbriefe zum Nominalbetrage entgegenzunehmen, die der 
Schuldner unter dem Parikurſe hat erwerben können. Iſt 
dagegen das Darlehen aufgenommen für einen kaufmänniſchen 
oder landwirtſchaftlichen oder ſonſtigen Betrieb, in welchem 
bilanzmäßig das verpfändete Grundſtück als Aktivum und die 
Hypothek als Paſſivum erſcheint, ſo ergibt ſich aus dem Um⸗ 
ſtand, daß das Paſſivum, mit dem Nominalbetrage eingeſetzt, 
größer iſt als die in die Kaſſe des Betriebes gefloſſene Dar⸗ 
lehensvaluta, der Schluß, daß ein ſteuerlich zu beachtender 
Verluſt bereits in denjenigen Jahren eingetreten iſt, in wel⸗ 
chem die Hypothek aufgenommen iſt. Man wird das letztere 
nicht nur auf die buchführenden Betriebe beſchränken dürfen, 
bei denen der Steuerberechnung der Beſtandsvergleich zu⸗ 
grunde zu legen iſt, ſondern auch auf andere Betriebe aus⸗ 
dehnen müſſen, allerdings dann mit der Maßgabe, daß der 
Beweis für die Zugehörigkeit zum Betriebsvermögen be⸗ 
ſonders geführt wird. 

Wenn und inſoweit hiernach der Schuldner berechtigt 
iſt, das Damnum bereits im Zeitpunkte der Aufnahme der 
Hypothek vom ſteuerpflichtigen Einkommen abzuſetzen, wird 
man ihm auch die Verteilung dieſes Abzuges auf die Dauer 
der Laufzeit der Hypothek geſtatten müſſen, wenn er das 
Damnum als Mehrzins in ſeiner Betriebsrechnung behandeln 
will. Dieſes Verteilungsrecht iſt jedoch vom RH. in dem 
Urt. v. 1. Mai 1929 mit Recht abgelehnt für den Fall, 
in welchem der Schuldner das Darlehen für Privatzwecke auf⸗ 
genommen hatte und daher ſein Einkommen durch die Er⸗ 
langung einer Darlehensſumme unter gleichzeitiger Eingehung 
einer zahlenmäßig höheren Schuld erſt dann berührt wird, 
wenn er dieſe Schuld bezahlt oder wenigſtens fälligkeitsmäßig 
bezahlen muß. 


Verkehr mit dem Grundbuchamte. 


Für den Verkehr mit dem GBA. dürfen zur Vermeidung 
von zeitraubenden Rückgaben und Beanſtandungen und Schadens⸗ 
verurſachung folgende Punkte hervorgehoben werden: 

1. Beantragt ein RA. eine Eintragung auf Grund einer ge⸗ 
richtlichen Entſch., die nicht vom AG. erlaſſen iſt, z. B. eine Ein⸗ 
tragung nach §8 894, 895 3PO., einen Widerſpruch oder eine 
Vormerkung auf Grund einer EinſtwVerf., eine Zwangs⸗ oder Arreſt⸗ 
hypothek, ſo muß er Vollmacht vorlegen, weil das Gericht, das 
die Entſch. erlaſſen hat, zur Prüfung der Vollmacht von Amts 
wegen nicht verpflichtet geweſen iſt; dasſelbe gilt, wenn eine Ein⸗ 
tragung auf Grund eines Prozeßvergleichs erfolgen ſoll, der nicht vor 
dem AG. geſchloſſen iſt. 

2. In Entſch. und Prozeßvergleichen ſind Geldbeträge bisweilen, 
namentlich wenn alte Formblätter verwendet ſind, in „Mark“ 
angegeben. Wenn auch regelmäßig darunter „Reichsmark“ zu ver⸗ 
ſtehen ſein werden, ſo daß im Grundbuch ohne weiteres Reichsmark 
eingetragen werden können, ſo empfiehlt ſich doch die Beobachtung 
des 8 28 Satz 2 GBO.: „Einzutragende Geldbeträge 
find in Reichswährung anzugeben“ (vgl. Min. v. 
30. Jan. 1924: RGBl. II, 254), zumal zur Zeit die Eintragungen in 
„Goldmark“ noch ſehr häufig ſind und der Wille der Parteien mög⸗ 
licherweiſe auf Eintragung in Goldmark gerichtet iſt. Für Gold⸗ 
markforderungen können nur Goldmarkhypotheken, für Reichsmark⸗ 
forderungen nur Reichsmarkhypotheken eingetragen werden (ngl. 
KG. v. 28. April 1927: DRZ. Ziff. 907). 

3. Wird eine Eintragung in einem bay. Grundbuche bean⸗ 
tragt, und hat der Antragſteller ſeinen Wohnſitz außerhalb Bayerns, 
ſo iſt die Eintragung von der vorherigen Einzahlung der Ein⸗ 
tragungsgebühren abhängig. In nichtbay. Ländern wird entſprechend 
dasſelbe gelten. 

4. Bei Hypotheken, die in Prozeßvergleichen bewilligt werden, 
iſt häufig nur ſchlechthin die Eintragung einer „Hypothek“ bewil⸗ 
ligt; hier kann nur eine Briefhypothek eingetragen werden, obwohl 
vielleicht die Beteiligten an eine Hypothek ohne Brief oder eine 
Sicherungshypothek dachten. Es iſt deshalb jeweils die Art der 
Hypothek genau zu bezeichnen. Durch die Ausſtellung 
des Briefes entſtehen beſondere Koſten. 

5. „Zinſen zum jeweiligen Reichsbankdiskont“ oder wie 
die Wechſelurteile meiſt lauten: „. . . % über Reichsbankdiskont“, 


können, weil die Belaſtung nicht beſtimmt bezeichnet iſt, nicht ein⸗ 
getragen werden. Es muß ein Höchſtſatz angegeben werden. 

6. Wenn eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Einräumung einer Sicherungshypothen für Bauforderungen 
auf dem Baugrundſtück eingetragen iſt (8 648 BGB.) und dieſe 
Vormerkung in eine Hypothek umgeſchrieben werden ſoll, ſo muß 
der Gläubiger ein rechtskräftiges Urteil vorlegen, wonach der 
Schuldner zur Einräumung der Sicherungshypothek an dem Bau⸗ 
grundſtück verurteilt iſt. Der Gläubiger muß alſo auf Einräumung 
der Sicherungshypothen an dem Baugrundſtück klagen, nicht auf 
Bezahlung. Auf Grund eines auf Bezahlung lautenden Urteils kann 
die Umſchreibung der Vormerkung in eine Hypothek nicht erfolgen. 
Soll die Vormerkung auf mehrere Grundſtücke eingetragen werden, 
fo kommt die Verteilung nach § 867 Abſ. 2 ZPO. nicht in Be⸗ 
tracht (ſ. Ziff. 7). 

7. Eine Sicherungs hypothek und eine Arreſthypo⸗ 
thek, die immer Höchſthypothek iſt, kann nur eingetragen werden, 
wenn der Schuldbetrag 500 AM überſteigt ($ 866 Abſ. 3 ZPO.). 
Für Feingoldhypotheken gilt dieſe Beſchränkung nicht. Über Einzel⸗ 
heiten bezüglich des Erforderniſſes des Betrags über 500 AM (Zu⸗ 
ſammenrechnung mehrerer Titel, Prozeßkoſten uſw. ſ. RG. 48, 243; 
61, 430 und KG. v. 7. Febr. 1929: JW. 1929, 1666). Eine Zwangs⸗ 
oder Arreſthypothek kann nicht als Geſamthypothek, d. h. mit⸗ 
belaſtungsweiſe auf mehreren Grundſtücken — Pl. Nr. eingetragen 
werden. Sollen mehrere Grundſtücke des Schuldners mit der Hypo⸗ 
thek belaſtet werden, ſo iſt der Betrag der Forderung auf die ein⸗ 
einzelnen Grundſtücke zu verteilen; die Größe der Teile beſtimmt 
der Gläubiger in formloſer Erklärung ($ 867 II ZPO.). Ein ein⸗ 
zelner Teil kann unter 500 AH fein. Sind auf dieſe Weiſe ſchon 
mehrere einzelne Zwangshypotheken auf mehreren Grundſtücken 
eingetragen und will der Gläubiger die Eintragung einer Zwangs⸗ 
hypothelt wegen der gleichen Forderung auf einem weiteren Grund⸗ 
ſtück des Schuldners, etwa weil ihm dieſe Haftung beſſer erſcheint, 
ſowie dementſprechend die Löſchung einer der ſchon eingetragenen 
Einzelhypotheken beantragen, ſo bedarf er zu dieſer Löſchung der 
Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers in der Form des 8 29 
GBO., da $ 27 1 GBO. für alle Fälle der Aufhebung einer Hypo⸗ 
thek (8 1183 BGB.) ausnahmslos gilt. Die Verteilung nach 
8 867 Abſ. 2 ZPO. dagegen kommt nicht in Betracht, wenn auf 
Grund einer EinſtwVerf. eine Vormerkung zur Sicherung des An⸗ 
ſpruches auf Einräumung einer Hypothek auf mehrere Grundſtücke 
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125 P oder mehrerer Geſamtſchuldner eingetragen wer⸗ 
oll. 

Bei Arreſthypotheken iſt zu beachten, daß der Arreſt innerhalb 
eines Monats vollzogen fein muß. Berechnung der Monatsfriſt 
. 8 939 Abf. 2 3PO.; Zuſtellung und weiter beachtliche Wochenfriſt 
ſ. 5 929 Abſ. 3 ZPO. Der Antrag auf Eintragung der Hypothek 
gilt als Vollziehung des Arreſtbefehls ($ 932 Abſ. 3 ZPO.). Sit 
ein Arreſtbefehl durch Verſäumnisurteil aufgehoben und nach Ein⸗ 
pruch gegen dieſes beſtätigt, ſo beginnt eine neue Vollziehungsfriſt 
(IG. 5, 317). 

Wird der einer Arreſthypothek zugrunde liegende Arreſt durch 
vorläufig vollſtreckbares Urteil aufgehoben und die Arreſthypothel 
adurch Eigentümerhypothek, ſo verbleibt ſie dies auch dann, wenn 
der Arreſtkl., zu deſſen Gunſten die Hypothek eingetragen und dem 
nachgelaſſen war, die vorläufige Vollſtreckung durch Sicherheits⸗ 
leiſtung abzuwenden, Sicherheit leiſtet (58 868, 932 ZPD.). Ein 
Rückübergang auf den Arreſtkl. findet alſo nicht ſtatt (IF G. 5, 321). 

Iſt eine Verfügungsbeſchränkung nach 8 6 Kap Abf. oder 
8 77 PVerſorgG. eingetragen, fo können Zwangshypotheken nur 
nach Beibringung der Genehmigung des Haußtverſorgungsamts ein⸗ 
getragen werden (vgl. RO. v. 20. Jan. 1927: Dot. 1928, 43). 
Keine Zwangshypothek an einer Heimftätte! Die Arreſtvollziehung 
in eine Heimſtätte iſt, abgeſehen von der Übergangsvorſchrift § 20 
an RHeimft®. v. 10. Mai 1920 (RGBl. 962), unzuläffig (JFG. 

Bei einer vollſtreckbaren Forderung auf Zahlung einer in 
ausländiſcher Währung ausgedrückten Geldſchuld läßt ſich eine Siche⸗ 
rungshypothek nach 8 866 ZPO. nur als Höchſtbetragshypothel in 
Höhe des durch Umrechnung zur Zeit der dinglichen Sicherung er⸗ 
mittelten Betrages in Reichswährung eintragen. Maßgebend iſt der 
am Tage des Eintragungsantrags geltende Kurswert (RG. 106, 44). 

8. Da eine Hypothek nur zugunſten deſſen eingetragen werden 
kann, dem eine Forderung zufteht (8 1113 BGB.), ſo müſſen, wenn 
an Stelle mehrerer Gläubiger ein „Treuhänder“ als Gläubiger 
der Hypothek eingetragen werden ſoll, wie das nicht ſelten anläßlich 
von Vergleichsverfahren vorkommt, ſämtliche Gläubiger ihre Forde⸗ 
rungen an den Treuhänder, wenn auch nur fiduziariſch, abtreten, 
oder der Eigentümer muß ſich durch einen mit dem Treu⸗ 
händer oder gem. $ 328 BGB. mit den eigenen Gläubigern ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag verpflichten, die den Gläubigern geſchuldeten 
Geldbeträge an den Treuhänder als Gläubiger zu bezahlen (vgl. 
OLG. 18, 186). Sämtliche Forderungen müſſen dem GBA. gegen⸗ 
über ſo beſtimmt bezeichnet ſein, daß ſie von anderen Forderungen 
unterſchieden werden können, widrigenfalls die Gefahr einer ihrem 
Inhalte nach unzuläſſigen Eintragung beſteht (vgl. DNotg. 192315) 

Dieſe ſämtlichen Schwierigkeiten können im Verkehr mit dem 
GBA. dadurch ausgeſchaltet werden, daß der Eigentümer nicht eine 
Hypothek, ſondern eine Grundſchuld in Höhe der Summe ſämtlicher 
Forderungen zugunſten desjenigen beſtellt, der als Treuhänder auf⸗ 
geſtellt ift, ohne daß in der Beſtellungsurkunde in irgendeiner Weiſe 
von den Forderungen oder der Stellung des Gläubigers als Treu⸗ 
händer die Rede iſt, ſo daß es ſich dem GBA. gegenüber um die 
Beſtellung einer gewöhnlichen Grundſchuld handelt. Die Beziehungen 
des dinglichen Rechts zur Forderung ſcheiden grundbuchrechtlich 
vollkommen aus; ob der als Berechtigter Einzutragende ſchuldrecht⸗ 
liche Forderungen hat oder nicht — bei einer Hypothek muß ſich 
aus dem Wortlaut der Eintragungsbewilligung zweifelsfrei ergeben, 
daß der Berechtigte auch Gläubiger der Forderung ift —, iſt bei der 
Beſtellung einer Grundſchuld grundbuchrechtlich nicht zu prüfen; 
wenn die Bezeichnung „Treuhänder“ in der Eintragungsbewilligung 
nicht genannt ift, ſcheiden auch ſämtliche Fragen über die Bedeutung 
der rechtlichen Stellung des Treuhänders, die ſehr verſchieden ſein 
kann (vgl. OLG. 18, 186 ff.), aus. Der als Berechtigter der Grund⸗ 
ſchuld Einzutragende ift für das Grundbuch ein gewöhnlicher Gläu⸗ 
biger. In geſonderten privatſchriftlichen Verträgen wären die Be⸗ 
ziehungen des Eigentümers, der Forderungsgläubiger und des be⸗ 
züglich der Grundſchuld als Gläubiger Eingetragenen niederzulegen. 
— Sollen mehrere als Berechtigte der Grundſchuld eingetragen wer⸗ 
den, jo muß eine Bruchteils⸗ oder Geſamthandsgemeinſchaft (z. B. 
Geſamtgläubigerſchaft) angegeben werden (8 48 GBO.) 

9. Bei Pfändungen von Hypotheken oder „anderen Ver⸗ 
mögensrechten“ z. B. Erbanteilen (88 830, 859, 857 ZPO.) kann 
nie die Eintragung der Überweiſung zur Einziehung beantragt wer⸗ 
den; die Eintragung wäre ihrem Inhalte nach unzuläſſig. Dagegen 
iſt die überweiſung an Zahlungs Statt eintragungsfähig. 
Vorpfändung (8 845 ZPO). Bei einem Buchrecht muß die 
Eintragung im Grundbuch innerhalb der Friſt von drei Wochen ab 
Zuſtellung der Benachrichtigung geſchehen fein (Ich. 3, 439). 
10. Nicht ſelten hat der Eigentümer eine Hypothek ganz oder 
teilweiſe zurückbezahlt, ohne aber die Umſchreibung als Eigen⸗ 
tümergrundſchuld oder die Löſchung zu beantragen. Dieſe Eigen⸗ 
kümergrundſchuld kann zwar gepfändet werden, der Pfän⸗ 
dungsgläubiger wird aber nur ſchwer in der Lage ſein, das Er⸗ 
löſchen der Hypothekenforderung in der Form des $ 29 GBD. und 
ſo die Entſtehung der Grundſchuld nachzuweiſen, ſo daß er die Ein⸗ 
tragung der Pfändung ins Grundbuch, die erforderlich iſt, wenn die 
Grundſchuld aus einer Buchhypothek entſtanden iſt (88 856 Abi. 6, 
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830 ZPO.), nicht beantragen kann. In ſolchen Fällen kann er ſich 
dadurch ſichern, daß er eine EinſtwVerf. erwirkt, wonach die Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Pfän⸗ 
dung und übertragung der Eigentümergrundſchuld angeordnet wird 
(OLG. Hamburg: Not. 1927, 338). Handelt es ſich um eine 
aus einer Briefhypothek entſtandene Eigentümergrundſchuld, die ge⸗ 
pfändet iſt — zur Pfändung bedarf es außer Pfändungsbeſchluß 
Übergabe des Briefes an den pfändenden Glaubiger (88 857 Ab. 6, 
830 ZPO.) —, und hat ſich der Pfändungsgläubiger den Berichti⸗ 
gungsanſpruch des Schuldners zur Geltendmachung überweiſen laſſen, 
ſo kann er, wenn er den übergang der Hypothek auf den Eigentümer 
in der Form des § 29 GBO. uachweiſen kann, die Umſchreibung auf den 
Eigentümer und die Eintragung der Pfändung der Eigentümer⸗ 
grundſchuld beantragen — beides find nur Grundbuchberichtigungen 
(8 894 BGB.) — unter der Vorausſetzung, daß er den Brief vor⸗ 
legen kann. Legt er den Brief nicht vor, und gibt er zu erkennen, 
daß die Wegnahme des Briefes erſt noch erfolgen ſoll, ſo muß er 
mit einer Zurückweiſung ſeines Antrags rechnen, da für eine Friſt⸗ 
ſetzung nach 8 18 Abſ. 1 GBO. zur Beibringung des Briefes kein 
Raum iſt (JFG. 5, 357). 

11. Soll ein Eintragungsantrag zurückgenommen 
werden, fo muß dies in der Form des § 29 G80. geſchehen; wird 
der Eintragungsantrag nur privatſchriftlich zurückgenommen, fo 
bleibt der Antrag wirkſam und muß vom GBA. vollzogen werden, 
wenn dieſes ordnungsmäßig verfahren will. Soll alſo unter allen 
Umſtänden die Eintragung unterbleiben, vielleicht ſchon wegen der 
Koſten, ſo muß die Zurücknahme in der Form des 8 29 GBO. er⸗ 
klärt werden. 

12. Bei leicht behebbaren Vollziehungshinderniſſen hat der An⸗ 
tragſteller ein Recht auf die Friſtſetzung zur Behebung des Hinder⸗ 
niſſes nach 8 18 Abſ. 1 GBO. Bekanntlich bleibt durch die Friſt⸗ 
ſetzung der durch die Einreichung des Antrags erlangte Rang gewahrt, 
während er durch die Zurückweiſung des Antrags verlorengeht. 
Wenn auch eine Verlängerung der Friſt nicht ausgeſchloſſen iſt, 
ſo kann ſie doch nicht in jedem Falle oder gar öfter erfolgen, weil 
nach den unſer Grundbuchrecht beherrſchenden Grundſätzen die Er⸗ 
ledigung eines Antrags nicht unbegrenzte Zeit in Schwebe bleiben 
kann (KO. v. 4. Okt. 1928: DNot 3. 1928, 707). 

Hat der Antragſteller in Kenntnis vorhandener Mängel ſeinen 
Antrag eingereicht, ſo hat er kein Recht auf Fritzſetzung (KG. v. 
4. Okt. 1928: Dotz. 1928, 707; HöchſthtRſpr. 1928, 2007); der 
Geſichtspunkt der Wahrung des Ranges kann bei ſolchen Anträgen 
nicht in Betracht kommen. 

AN. Dr. Waldmann, Nürnberg. 


Ein bereits beſtehender unrichtiger Inhalt des Grund⸗ 
buchs als Vorausſchung des gutgläubigen Erwerbe 
nach 5 892 BGE. 

In der Entſch. v. 8. Dez. 1928 (RG. 123, 19 — JW. 1929, 
755 241)) hat das RG. für den Fall gleichzeitiger Löſchung der 
Hypothek und Eintragung des neuen Eigentümers entſchieden, daß 
der Erwerber das Grundſtück gem. 8 892 BGB. gutgläubig laſten⸗ 
frei erwirbt 2). In früheren Entſch. (RG. 74, 419 — ZW. 1911, 
216; 92, 254) hatte das NG. den gegenteiligen Standpunkt ein⸗ 
genommen. Die Frage bedarf einer näheren Prüfung, zumal die 
neue Entſch. eine beſondere Begründung vermiſſen läßt. 

Zunächſt ift es jetzt feſtſtehende Rſpr, daß aus 8 892 Abi. 2 
BGB. eine Löſung nicht zu finden ift, da dieſe Beſtimmung nur den 
Schutz des Erwerbers dahingehend bezweckt, daß ein nachträglicher 
böſer Glaube, der zwiſchen der Stellung des Eintragungsanteages 
und der Eintragung eintritt, nichts ſchadet und den gutgläubigen 
Erwerb nicht ausſchließt (RG. 116, 361 — JW. 1927, 2500). Ta⸗ 
mit verlierk die frühere Begründung des RG. ihre unmittelbare 
Bedeutung. Denn das RG. hatte damals darauf hingewieſen, daß 
8 892 BGB. denjenigen ſchütze, der im Vertrauen auf die Richtig⸗ 
keit des Grundbuchs ein Recht erwerbe, daß alſo dieſe Vorſchrift 
keine Anwendung finden könne, wenn der Erwerber nicht auf das 
Grundbuch vertraut haben könne, weil es im Zeitpunkt der Er⸗ 
werbs handlung nicht für ihn, ſondern gegen ihn geſprochen 

be. 
. Der hierin enthaltene Gedanke muß aber für den Zeitpunkt 
des Erwerbes, d. h. der Eintragung, ſeine Bedeutung behalten. 
8 892 fest zwar nicht voraus, daß der Erwerber Einſicht in das 
Grundbuch nimmt. Vielmehr enthält das Geſetz nur eine Fiktion, 
die jedem zur Seite ſteht, zu deſſen Gunſten der Grundbuchinhalt 
im Zeitpunkt des vollendeten Erwerbs ſpricht. Damit iſt aber nicht 
geſagt, ob nicht mindeſtens theoretiſch die Einſichtsmöglichkeit da⸗ 
hingehend beſtehen muß, daß der Erwerber, wenn er das Grund⸗ 
buch eingeſehen hätte, den ihm günſtigen Inhalt hätte feſtſtellen 


1) Siebe auch JW. 1929, 2516. 

2) Gleicher Anf. Strecker: Recht 1921, 183/84; Planck, 
4. Aufl., II 1 b III; OLG. Breslau: JW. 1927, 1892 und Anm. 
Neukirch; a. M. Staudinger, 9. Aufl., Note II A 1b II 
S. 224; OLG. Kiel: Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1914, 279 u. anſcheinend 
RR Komm. zu 8892 Anm. 3 Abſ. II S. 131. 
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können. Es widerſpricht einer den Denkgeſetzen folgenden Auf⸗ 
faſſung vom „gutgläubigen Erwerb“, wenn der Erwerber, falls er 
das Grundbuch vor ſeinem Erwerb eingeſehen hätte, gerade die 
für ihn ungünſtige Eintragung geſehen haben würde. Man kann 
an den Fall denken, daß der an ſich nicht bösgläubige Erwerber 
nach Einreichung ſeines Antrags nochmals Einſicht nehmen will, um 
gegebenenfalls ſeinen Antrag zurückzuziehen, ihn aber nun nach 
Erkenntnis der ihm günſtigen Sachlage beſtehen läßt. Oder um⸗ 
gekehrt, der Erwerber ſieht das Grundbuch unmittelbar vor der 
Eintragung ein und ſtellt ſo den ihm ungünſtigen Eintrag feſt, 
welcher alsdann im Augenblick ſeiner Eintragung mitgelöſcht wird. 
Wenn hier der Erwerber infolge ſeiner Einſicht ins Grundbuch 
„bösgläubig“ wird, fo ſteht es nicht damit in Einklang, wenn man 
umgekehrt ſeinen gutgläubigen Erwerb deshalb annehmen will, 
weil das eingetragene, ihm aber unbekannte Recht zu Unrecht im 
Augenblick ſeiner Eintragung gelöſcht wird. Oder will man etwa 
den durch Einſichtnahme erworbenen böſen Glauben durch die gleich⸗ 
zeitig mit ſeinem Erwerb eintretende Löſchung, an deren Recht⸗ 
mäßigkeit der Erwerber glauben mag, als beſeitigt anſehen? 

Der Erwerber muß alſo, um im Vertrauen auf die Richtig⸗ 
keit des Grundbuchs, entgegen der wahren Rechtslage, er⸗ 
werben zu können, zum mindeſten theoretiſch den ihm günſtigen 
Inhalt ſchon vor ſeiner Eintragung haben erſehen können. Denn 
das Geſetz jagt: Zugunſten desjenigen ... gilt der Inhalt des 
Grundbuchs als richtig. Ein Inhalt iſt aber in dieſem Sinne nur 
denkbar, wenn er ſchon vor dem Erwerb beſtanden hat. Es ſetzt 
ſomit die Anwendung des § 892 BGB. begrifflich voraus, daß 
das Grundbuch ſich in irgendeiner, wenn auch noch ſo kurzen Zeit⸗ 
ſpanne im Zuſtand der Unrichtigkeit befunden hat, und daß dieſer 
Zuſtand infolge eines gutgläubigen Erwerbs materiell richtig wird. 

Zu einer anderen Anſicht kann man nur kommen, wenn man 
überhaupt das Vertrauen auf die grundbuchliche Eintragung als 
ſolche maßgebend anſehen wollte. Dann würden aber auch ver⸗ 
ſehentlich bei der Eintragung gelöſchte oder beim Eigentumswechſel 
von einem Grundbuchblatt auf das andere nicht mitübertragene 
Rechte erlöſchen?). Das kann aber nicht der Sinn des Geſetzes 
ſein, vielmehr iſt die grundbuchliche Eintragung nach 8 892 BGB. 
nicht maßgebend, ſondern der bis zu der Eintragung beſtehende bis⸗ 
herige Inhalt des Grundbuchs. Die Beſtimmung, daß der Inhalt 
als richtig gilt, iſt die folgerichtige Ausgeſtaltung der Rechts⸗ 
vermutung des § 891 BGB. Iſt ein Recht eingetragen oder ge- 
löſcht, ſo gilt dies zugunſten des Eingetragenen bis zum Beweis 
des Gegenteils als richtig. Erwirbt jemand auf Grund dieſer 
grundbuchlich beſtehenden Sachlage ein Recht, ſo verwandelt ſich 
in ſeiner Hand die widerlegliche Vermutung in einen den Gegen⸗ 
beweis ausſchließenden Rechtserwerb. Bei einer Sachlage, wie ſie 
der reichsgerichtlichen Entſch. zugrunde lag, wird meiſt die Löſchung 
zunächſt und alsdann die Eintragung des neuen Eigentümers vor⸗ 
genommen werden. Viel klarer zeigt die Unhaltbarkeit folgender 
Fall: Ein Grundſtückseigentümer hatte in einem für ihn an un⸗ 
richtiger Stelle gem. § 7 Aufw®. eingetragenen Rangvorbehalt für 
ſich eine Grundſchuld und zugleich die Umwandlung in eine Hypo⸗ 
thek und die Abtretung derſelben an einen Darlehnsgläubiger be⸗ 
willigt. Die ſämtlichen Eintragungen waren vom Grundbuchführer 
in einer Eintragung erledigt worden. Die Anſicht des RG. würde 
nun dazu führen, daß der Hypothekengläubiger die Hypothek mit 
dem unrichtigen Rang der gleichzeitig eingetragenen Grundſchuld 
gutgläubig erworben hätte, obſchon vor ſeinem Erwerb nur der 
den Schutz des guten Glaubens nicht genießende Rangvorbehalt ein⸗ 
getragen war. Eine Grundſchuld hatte überhaupt ſelbſtändig nicht 
beſtanden; und trotzdem ſoll ihr Rang von dem Gläubiger gut⸗ 
gläubig erworben werden können? Man könnte bei dieſem Fall 
— allerdings in einer etwas zweifelhaften Umdeutung des for⸗ 
malen, grundbuchrechtlichen Vorgangs — auch eine unmittelbare 
Hypothekenbewilligung in den Rangvorbehalt annehmen. Dieſe 
würde dann des Ranges des Rangvorbehalts auch bei Anwendung 
des $ 892 BGB. nicht teilhaftig werden können (RG.: DRg. 1929 
Nr. 653). Immerhin zeigt auch dieſer Fall, daß gleichzeitige Ein⸗ 
tragungen nicht die Wirkung des gutgläubigen Erwerbs nach 8 892 
BGB. begründen Können. 

OLGR. Dr. Brandis, Frankfurt a. M. 


Die Gefahren des Gefches zur Bereinigung der Grund⸗ 
bücher bezüglich der Eigentümerbefugnis. 


Der Entwurf eines Geſetzes über die Bereinigung der Grund⸗ 
bücher (AufwRſpr. 1929 Nr. 31/32 Beil.) ſieht in § 18 folgende 
Beſtimmung vor: 

Ergibt ſich aus dem Grundbuch, daß die Befugnis des Eigen⸗ 
tümers auch gegenüber den nach Inkrafttreten des Aufw®. ein- 
getragenen oder noch einzutragenden Rechten Wirkung erhalten 


5) Vgl. § 47 GBO. Abf. 2 Die Nichtübertragung gilt auch 
dann als Löſchung, wenn die Übertragung nur vergeſſen wurde. Die 
Beeinträchtigten haben alsdann den Berichtigungsanſpruch nach 
3 894. Dieſer verſagt jedoch dem gutgläubigen Erwerber gegenüber. 


Kleinere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſollte (abſolute Wirkung der Rangbefugnis), oder iſt ein Recht mit 
dieſem Range auf Grund der Befugnis im Grundbuch eingetragen, 
ſo hat es hierbei ſein Bewenden, es ſei denn, daß zur Zeit des 
Inkrafttretens dieſes Geſetzes ein Widerſpruch zugunſten der rela⸗ 
tiven Wirkung der Rangbefugnis ($ 17) eingetragen iſt. 

Es ſteht zu befürchten, daß dieſer Paragraph, falls er nicht noch 
in letzter Stunde geändert werden ſollte, ebenſo wie ſo manche 
Paragraphen des AufwG., Anlaß zu erneuten Unklarheiten und 
Prozeſſen bieten wird. 

Die Unterſchiede zwiſchen der abſoluten Theorie des KO. 
und der relativen Theorie des RG. (Beſchl. v. 7. Juli 1927) 
dürfen als bekannt vorausgeſetzt werden. Die Gefahren, die der er⸗ 
wähnte § 18 in ſich birgt, ſind aber wohl noch nicht zur Genüge 
bekannt. Der $ 18 ſpricht unter anderem von dem Fall, daß die 
Befugnis des Eigentümers bereits ausgenutzt, und entſprechend 
der früheren preußiſchen Praxis eine Befugnispoſt mit abſolutem 
Range eingetragen worden iſt. Dann ſoll es dabei ſein Bewenden 
haben, es ſei denn, daß ein Amtswiderſpruch gegen den falſchen 
Rang und zugunſten der benachteiligten Zwiſchenrechte (der Ent⸗ 
wurf ſagt etwas indifferent: zugunſten der relativen Wirkung) ein⸗ 
getragen iſt. Dieſer Fall iſt klar, und wird in Preußen kaum no 
praktiſch werden, da in den weitaus meiſten Fällen die Grund⸗ 
bücher durchgeſehen und Amtswiderſprüche, ſoweit erforderlich, ein⸗ 
getragen ſind. Bekanntlich) wurden beim AG. Berlin⸗Mitte ſeiner⸗ 
zeit zu dieſem Zweck beſondere Suchrichter beſchäftigt. Der § 18 
trifft aber noch einen weiteren Fall, nämlich den, daß bisher ledig⸗ 
lich die Eigentümerbefugnis als ſolche, jedoch mit abſolutem Rang, 
eingetragen worden iſt, ohne daß bisher die Befugnis ausgenüßt 
wäre (vgl. die amtliche Begründung zum Entwurf: Getroffen iſt 
aber auch der Fall, daß an der vorbehaltenen Rangſtelle noch kein 
Recht, aber bereits ein neues Recht mit dem Range nach der Be⸗ 
fugnis eingetragen worden iſt). 

Auch hier ſoll die abſolute Wirkung ſanktioniert werden, 
wenn ſich aus dem Grundbuch ergibt, daß die Befugnis auch gegen⸗ 
über den nach dem 15. Juli 1925 eingetragenen wertbeſtändigen 
Rechten (Zwiſchenrechten) Wirkung erhalten ſollte. Dieſe abſolute 
Wirkung iſt einer Befugnis unbedingt beigelegt, bei der ſolche 
Zwiſchenrechte ausdrücklich als nachgehende Rechte vermerkt jind. 

Zweifelhaft erſcheint dies jedoch bei den Befugniseintragungen, 
bei denen die nachgehenden Rechte nicht nummernmäßig bezeichnet, 
ſondern in Anlehnung an den Wortlaut des § 7 Aufıw®. lediglich 
nit dem Sammelbegriff „nachgehende Rechte“ bezeichnet find. Der⸗ 
artige Befugniseintragungen ſind beſonders in Berlin ſehr häufig 
zur Eintragung gelangt, bis das KG. entſchied, daß derartige Ein⸗ 
tragungen wegen mangelnder Beſtimmtheit als inhaltlich unzu⸗ 
läſſig anzuſehen ſein. Das würde natürlich eine Sanktionierung 
derartiger Befugniſſe durch das neue Geſetz keineswegs hindern. 
Nach dem Wortlaut des 8 18 muß man in der Tat annehmen, daß 
er auch ſolchen Befugniseintragungen die abſolute Wirkung er⸗ 
halten will. Denn, da alle nach dem erſten aufgewerteten Recht ein⸗ 
getragenen Rechte dieſem nachgehen, ſind auch alle dieſe Rechte, 
gleichgültig, wann ſie eingetragen ſind, nachgehende Rechte i. S. der 
abſoluten Theorie. 

Der § 18 will nun dieſe abſolute Wirkung ſanktionieren, es 
ſei denn, daß ein Widerſpruch zugunſten der relativen Wirkung 
eingetragen ſteht. Hier überſieht der Geſetzgeber, und darin liegt 
die Gefahr des neuen Geſetzes, daß wohl gegen den falſchen Rang 
einer in die Befugnis eingerückten Poſt, nicht aber gegen 
die Befugnis als ſolche, ein Amtswiderſpruch eingetragen 
werden kann! Dieſe Lücke im Geſetz erklärt ſich wohl daraus, daß 
der § 18 des Entwurfs aus einem Gutachten des vorläufigen Reichs⸗ 
wirtſchaftsrats faſt wörtlich übernommen iſt, in welch letzterem 
übrigens auch der Vorſchlag gemacht worden war, die Befugnis 
für pfändbar zu erklären. 

Die Folge des $ 18 wäre alſo, daß derjenige Eigentümer, 
deſſen Befugnis mit abſoluter Wirkung eingetragen ſteht, aber noch 
nicht ausgenutzt iſt, noch bis zum 31. März 1930 (8 15 des Ent⸗ 
wurfs) ſeine Befugnis mit abſoluter Wirkung ausüben kann, ohne 
daß die davon betroffenen Zwiſchengläubiger etwas dagegen ein⸗ 
wenden oder durch Eintragung eines Amtswiderſpruchs geſchützt 
werden könnten. Ein ſehr unerfreuliches Ergebnis, das nur dadur 
beſeitigt werden könnte, daß dem 8 18 folgende Faſſung zu 
geben wäre: 

Iſt ein Recht mit dem Range auch vor den nach Inkrafttreten 
des AufwG. eingetragenen oder noch einzutragenden Rechten ein⸗ 
getragen (abſolute Wirkung), ſo behält es hierbei ſein Bewenden, 
es ſei denn, daß zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ein 
Widerſpruch zugunſten der Gläubiger der benachteiligten Zwiſchen⸗ 
rechte eingetragen iſt. 

Videant creditores...! 

GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 


Der Auftrag zur Aillen Stellvertretung beim Grund- 
ſtühserwerb und 8 313. 


1. „Es iſt ein in der Rſpr. und dem Schrifttum nunmehr 
völlig anerkannter Satz: Die Verpflichtung eines Geſchäfts⸗ 
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beſorgers ... zur Übereignung eines Grundſtücks unterliegt nicht 
der Formvorſchrift des § 313 BGB. Dieſe Formvorſchrift trifft 
nur den Akt der rechtsgeſchäftlichen Verpflichtung“ (Hoeniger: 
JW. 1926, 25715). Die Pflicht zur Übereignung an den Auftrag⸗ 
geber beruht auf 8 667 BOB. „mag auch bei dem Abſchluſſe des 
Vertrages über dieſe ſich aus dem Geſetz ergebende Pflicht eine 
ſie beſtätigende Vereinbarung getroffen ſein“ (Warn. 1920 Nr. 189). 
Die entgegengeſetzte Anſicht (JW. 1911, 580; RG. 77, 130 = JW. 
1912, 33) iſt vom NG. aufgegeben (außer Warn. 1920 Nr. 189; 1925 
Nr. 99; JW. 1925, 1760; 1926, 2571 im Anſchluß an NG. 54, 76). 

Gut (JW. 1929, 712) erachtet die Begründung vom NG. 54, 

6 und mit ihr die herrſchende Meinung in jeder Hinſicht für un⸗ 
haltbar und erklärt es für dringend erwünſcht, wenn möglichſt bald 
9 Gelegenheit zur Nachprüfung ſeiner Auffaſſung gegeben 
fürde. 

{ Die herrſchende Meinung iſt richtig, die Widerlegungsverſuche 
in JW. 1929, 711/12 müſſen aus folgenden Gründen erfolglos 
bleiben: 

2. a) Das NG. erklärt die übereignung ſeitens des Be⸗ 
auftragten an den Auftraggeber für unweſentlich, G. begründet ihre 
Weſenklichkeit. G. unterſcheidet nicht zwiſchen: „juriſtiſch weſentlich 
für den Vertrag“ — das verſteht das NÖ. unter „weſentlich“ — 
und „wirtſchaftlich weſentlich für den Auftraggeber“ — das er⸗ 
örtert G. 

Wirtſchaftlich weſentlich für den Auftraggeber iſt der durch die 
Auftragserteilung erſtrebte Erfolg. Juriſtiſch weſentlich für den 
Vertrag iſt lediglich die Verpflichtung, daß der Beauftragte das 
Eigentum erwerbe; denn hat der Beauftragte das Eigentum er⸗ 
worben, ſo führt § 667 den für den Auftraggeber wirtſchaftlich 
weſentlichen Erfolg herbei. 

Ob der formfreie Vertrag gültig ift, richtet ſich nicht nach 
dem wirtſchaftlichen Zweck — dieſer iſt auch für die jetzt auf⸗ 
gegebene Anſicht bedeutungslos geweſen (JW. 1911, 581) —, ſon⸗ 
dern danach, welcher Form die Verpflichtung bedarf, die für den 
Vertrag juriſtiſch weſentlich iſt. Da das nur die Verpflichtung zum 
Erwerbe iſt und dieſe Verpflichtung — wie auch G. zugibt — form⸗ 
frei begründet werden kann, ſo il der Vertrag formfrei gültig. 

b) Daß eine auf Geſetz beruhende Verpflichtung, die in den 
Vertrag aufgenommen iſt, nicht als geſetzliche, ſondern nur als 
vertragliche Pflicht erzwungen werden könne, iſt eine von G. ohne 
jeden Begründungsverſuch aufgeſtellte Behauptung. Erzwungen 
kann eine durch ein Geſetz begründete Verpflichtung dann nicht 
werden, wenn ſie aufgehoben iſt. Erſtes Erfordernis der Auf⸗ 
hebung einer geſetzlichen Verpflichtung durch Vertrag iſt der Auf⸗ 
hebungswille der Parteien. Wenn die Parteien etwas der geſetz⸗ 
lichen Verpflichtung genau Konformes vereinbaren, ſo beſtehen zwei 
Möglichkeiten. Entweder kennen ſie die geſetzliche Pflicht, dann be⸗ 
ſtätigen ſie ſie ausdrücklich — das gleiche gilt, wenn ſie nur mit 
ihrer Exiſtenz rechnen —, oder ſie kennen ſie nicht, dann können 
fie auch nicht den Willen haben, fie aufzuheben. Nach NO. 54, 79 
ſchefft eine der geſetzlichen Verpflichtung konforme Vertrags⸗ 
beſtimmung nicht einmal einen ſelbſtändigen Verpflichtungsgrund. 

c) Auch das Argument G.s, es gebe auch Aufträge mit Er⸗ 
werbsverpflichtung ohne Übertragungsverpflichtung, verſagt. Die 
Pflicht zur Herausgabe, alſo zur Eigentumsübertragung, iſt dem 
Auftrag jo weſentuch, daß ein Vertrag, durch den A. dem B. 
gegenüber verpflichtet wird, eine Sache zu erwerben, aber das 
Recht erhält, die Sache definitiv zu behalten, kein Auftrags- 
vertrag iſt, ſondern ein gemiſchter Vertrag. Das dem Auftrag 
weſensfremde Recht, die Sache zu behalten, kann nämlich dadurch 
begründet werden, daß B. entweder ſein durch den Auftrag, die 
Sache zu erwerben, entſtandenes Herausgaberecht an A. verſchenkt 
(8 517), tauſcht (vgl. unten) oder es dem A. verkauft, wobei 
a0 die Kaufpreisforderung des B. mit der Forderung des A. 
auf Erſtattung des von A. für den Erwerb der Sache bezahlten 
Betrages (8 670; RG. 95, 53) ganz oder teilweiſe aufgerechnet 
werden kann. Soll B. die Sache nur auf Zeit behalten, ſo iſt die 
Erfüllung der Herausgabepflicht lediglich hinausgeſchoben (Warn. 
1925 Nr. 99). 

Wenn übrigens in dem Fall, den G. anführt, „daß jemand 
ein Intereſſe daran hat, daß ein zum Verkauf ſtehendes Haus 
nicht in die Hand der Konkurrenz gelangt, daß er aber ſelbſt 
niemals in die Lage kommen hann, es für ſich ſelbſt zu er⸗ 
werben“, der Grund für den Nichterwerb in mangelnden Geld⸗ 
mitteln des Auftraggebers liegt, ſo wird er wohl kaum praktiſch 
werden, denn den Kaufpreis muß der Auftraggeber auf Grund des 
$ 670 an den Beauftragten bezahlen, und zwar gem. $ 669 ſogar 
bevor der Beauftragte das Haus kauft. Soll aber der Kaufpreis 
von B. an den „beauftragten“ A. nicht bezahlt werden, ſo wird 
man entweder das Geſchäft überhaupt nicht mehr als Auftrag 
charakteriſieren können, vielmehr als Nachweis der Gelegenheit 
zum Abſchluſſe eines Vertrages, für den die Abſicht des B., das 
Grundſtück der Konkurrenz zu entziehen, Motiv war, oder als 
einen aus Auftrag und Tauſch gemiſchten Vertrag, durch den die 
Parteien die Herausgabeforderung des B. an A. gegen die Er⸗ 
ſtattungsforderung des A. an B. austauſchen und für den bei A. 
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das Motiv ſein kann, dem B. gefällig zu ſein, bei B. das Motiv 
iſt, der Konkurrenz zu ſchaden. 

Der Auftragsvertrag als ſolcher enthält immer die Heraus⸗ 
gabepflicht. 

d) Die Anſicht des R®., die Übertragungspflicht folge aus 
8 667, will G. mit der Deduktion widerlegen, das NO. überſehe 
vollſtändig, daß § 667 einen gültigen Auftragsvertrag vorausſetze; 
bedürfe nämlich die übertragungspflicht als weſentlicher Beſtand⸗ 
teil der Form des 8 313, jo ſei der ganze Vertrag gem. $ 139 
— die Erwähnung des § 123 beruht wohl auf einem Schreib- 
fehler — bei Nichtwahrung der Form nichtig. 

Entweder hat G. hier ſeinerſeits die Anſicht des NG. über 
die Unweſentlichkeit der Übertragungsverpflichtung überſehen, denn 
eine Nichtigkeit gem. $ 139 könnte das RG. doch nur dann über⸗ 
ſehen haben, wenn es die Übertragungs verpflichtung als eine für 
den Vertrag juriſtiſch weſentliche Verpflichtung, die der Beurkun⸗ 
dung bedarf, erachten würde, was das NÖ. ja aber gerade nicht 
tut; oder die Dedußktion G.s iſt lediglich eine petitio prineipii, denn 
man kann die Weſentlichkeit und deshalb das Formbedürfnis 
eines beſtimmten Teiles eines Vertrages nicht mit dem ja gerade 
erſt zu beweiſenden Satz begründen, dieſer beſtimmte Vertragsteil 
bedürfe der Form, mangels der Form ſei dieſer Teil, alſo gem. 
8 139 der ganze Vertrag, nichtig. 

e) Der Hinweis, daß der Erwerb im Wege der ſtillen Stell⸗ 
vertretung nichts an dem Erfordernis des § 313 ändere, ergibt 
nichts für die Streitfrage, die ja nur bei der ſtillen Stellvertretung 
auftritt; denn bei offener Stellvertretung wird der Auftraggeber, 
nicht der Beauftragte, Eigentümer, es kommt alſo eine Eigentums⸗ 
übertragung vom Beauftragten auf den Auftraggeber nicht in 
Frage, ſo daß bei offener Stellvertretung für die Streitfrage kein 
Raum iſt. 

3. Die Richtigkeit der herrſchenden Meinung laßt ſich kon⸗ 
trollieren durch den dem 8 313 zugrunde liegenden Rechts⸗ 
gedanken: Der Grundſtücksveräußerer ſoll durch das Form- 
erfordernis vor Übereilung geſchützt werden. Wieſo muß aber der 
Beauftragte vor der übereilung geſchützt werden, das auf Grund 
des erteilten Auftrages an ſich Gebrachte an den Auftraggeber 
herauszugeben, alſo vor der „übereilung“, ſeine Verpflichtung zu 
erfüllen? Gibt B. dem A. Geld zwecks Erwerbes eines Grund- 
ſtücks für B., und wünſcht A. nach dem Erwerb des Grundſtücks 
das gute Geſchäft, das in dem Erwerb des Grundſtücks liegt, 
ſelbſt zu machen, ſo liegt das ſchutzwürdige Intereſſe, dem § 313 
dienen ſoll, bei A. überhaupt nicht vor. 

Zutreffend mißbilligt G. den im Schrifttum gemachten Unter⸗ 
ſchied zwiſchen „für Rechnung des Auftraggebers“ und „für Rech- 
nung des Beauftragten“, weil das Schutzbedürfnis gegen Über⸗ 
eilung in beiden Fällen das gleiche ſei. Er beachtet aber nicht, daß 
es in keinem Fall dieſes Schutzes des Beauftragten gegen über⸗ 
eilung in der Vertragserfüllung bedarf, und daß deshalb auch die 
ratio des 8 313 nur zur Billigung der herrſchenden Meinung 
führen kann, die auch das gewiß nicht unbefriedigende Ergebnis 
hat, daß der Auftrag zur ſtillen Stellvertretung beim Grund- 
ſtückserwerb keinen anderen Formvorſchriften unterliegt als der 
zur offenen Stellvertretung. RA. Dr. Hans Kayſer, Berlin. 


Tiſchereigenoſſenſchaften. 


Bay Obe. v. 10. Jau. 1928: ZW. 1928, 2470 beſchäftigt ſich 
mit dem Weſen der Fiſchereigenoſſenſchaften Bayriſchen Rechts und 
kommt zu dem Ergebnis, daß dieſe Genoſſenſchaften nur eine ſchuld⸗ 
rechtliche Bindung der Genaſſen gegenüber der Genoſſenſchaft und den 
Mitgenoſſen zur Folge haben. Das OLG. Breslau v. 29. Mai 1929, 
31 76/28, bejaht die Frage, ob eine Fiſchereiwirtſchaftsgenoſſenſchaft 
Preußiſchen Rechts ſolchen Perſonen die Ausübung der Fiſcherei unter⸗ 
ſagen darf, die nicht Genoſſen ſind und beim Verfahren der Ge⸗ 
noſſenſchaftsbildung nicht zugezogen waren, die aber ein eigenes Be⸗ 
fiſchungsrecht auf dem Genoſſenſchaftsgebiet in Anſpruch nehmen. 
Das Och. hält das Ausübungsverbot auch dann gerechtfertigt, wenn 
die auf Unterlaſſung in Anſpruch Genommenen wirklich ein Be⸗ 
fiſchungsrecht haben. Eine eingehende Unterſuchung der Berechtigung 
dieſes Standpunktes unter Hervorhebung der Unterſchiede zwiſchen 
bapriſchen und preußiſchen Fiſchereigenoſſenſchaften wird demnächſt 
in der Ztſchr. f. Agrar⸗ u. Waſſerrecht unter dem Titel „Fiſcherei⸗ 
genoſſenſchaften und Fiſchereirecht“ veröffentlicht. 

OSG R. Dr. Rudolph, Breslau. 


Grunderwerbſteuer und Zwangsverſteigerung. 


Die Beſchwerden über die immer unliebſamer empfundenen Aus⸗ 
wirkungen des § 24 GrErwStch. wollen nicht zur Ruhe kommen. 
Dies iſt für den Praktiker ohne weiteres begreiflich, zumal nicht nur 
der Grundbuchverkehr darunter zu leiden hat, ſondern auch in das 
Zwangsverſteigerungsverfahren ſchwerwiegend eingegriffen wird, wie 
Fälle der täglichen Praxis zeigen, 


Wenn der Erſteher eines ihm zugeſchlagenen Grundſtucks ein 
Intereſſe daran hat, noch nicht als Eigentümer eingetragen zu werden, 
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braucht er nur die Zahlung der Grunderwerbſteuer hinauszuziehen 
und die ihm vom Grundbuchamt zur Beibringung der Beſcheinigung 
nach § 24 GrErwStG. geſetzte Friſt verſtreichen zu laſſen; das 
Grundbuchamt weiſt alsdann das bei ihm gemäß § 130 ZinBerft. 
eingegangene Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts um Eintragung des 
Erſtehers als Eigentümer des zugeſchlagenen Grundſtücks zurück, 
gleichzeitig aber auch das Erſuchen um Löſchung des Zwangsverſtei⸗ 
gerungsvermerks und der durch den Zuſchlag erloſchenen Rechte, 
ſowie dasjenige um Eintrag der Sicherungshypotheken für die im 
Zwangsverſteigerungsverfahren übertragenen Forderungen gegen ben 
Erſteher; denn es iſt nur eine einheitliche Erledigung aller 
Einträge ſtatthaft. Das Grundbuch bleibt alſo einſtweilen unrichtig, 
weil § 24 GrErw StG. die Berichtigung vorliegend nicht zuläßt. 

Der Erſteher bringt aber außerdem jedem im Verteilungstermin, 
ſtatt in bar, nur mit einer Forderungsübertragung befriedigten Gläu⸗ 
biger inſofern noch beſonderen Nachteil, als er dieſen des ding⸗ 
lichen Vollſtreckungstitels aus § 132 ZwverſtGG. beraubt, da die 
Sicherungshypothek aus § 128 ZwVerſtG. ja nicht zum Eintrag kam 
und letztere erſt mit dem Eintrag im Grundbuch entſteht; dem Gläu⸗ 
biger kann alſo nur ein perſönlicher Titel erteilt werden, 
deſſen er bedarf, um die „Wiederverſteigerung“ zu betreiben; die 
letztere iſt nun zwar nach 8 133 ZwVerſt cf., wie in das übrige Ver⸗ 
mögen des Erſtehers, ſo auch in das zugeſchlagene Grundſtück zu⸗ 
läſſig und „kann erfolgen, auch wenn der Erſteher noch nicht als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen iſt“ (vgl. auch Reinhard⸗ 
Müller zu § 132 Anm. 2 Abſ. 1). 

Das Grundbuchamt darf zwar das Erſuchen des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts um Eintragung des — neuen — Zwangsverſteigerungsver⸗ 
merks, obwohl er gegen einen anderen als den eingetragenen Grund⸗ 
ſtückseigentümer gerichtet iſt, nicht ablehnen ($ 19 Abſ. 1 ZwVerſtG.); 
allein es kann in die nach § 19 Abſ. 2 ZwVerſtG. dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht zu erteilende beglaubigte Abſchrift des Grundbuch⸗ 
blattes nur den unrichtigen alten Stand aufnehmen, da ja die 
Grundbuchberichtigung nicht zum Eintrag kam; eine ſolche Abſchrift iſt 
aber für das weitere Verfahren kaum verwendbar; denn dieſem kann 
offenbar nur eine, die genannten Berichtigungen enthaltende, alſo den 
richtigen Stand darſtellende Grundbuchblattabſchrift als Grund⸗ 
lage dienen und nach § 36 Abſ. 1 ZwVerſtGG. „ſoll“ das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht den Verſteigerungstermin erſt nach Eingang ſolcher 
Abſchrift beſtimmen. Nach Komm. von Jaeckel⸗Güthe (6. Aufl.) 
zu $ 133 ZwVerſtGG. Anm. 16 Abſ. 2 „wird man das Vollſtreckungs⸗ 
gericht für befugt erachten müſſen, die Anſetzung des Verſteigerungs⸗ 
termins jo lange auszuſetzen, bis die Berichtigung ſtattgefunden hat 
und auf Grund dieſer Berichtigung die Mitteilungen des Grundbuch⸗ 
amts eingegangen ſind; nur ſo wird das Verfahren auf eine feſte 
Grundlage geſtellt und verhütet, daß zwiſchen dieſem und dem vor⸗ 
ausgegangenen Verfahren ein Widerſpruch zutage tritt, an den das 
Geſetz offenbar nicht gedacht hat.“ 

Daß dieſe Anſicht nicht unbeſtritten iſt, ergeben ſchon die von 
Jaeckel⸗Güthe ſelbſt ebenda angeführten gegenteiligen Meinun⸗ 
gen (vgl. insbeſ.. Reinhard⸗Müller zu 8133 Anm. 1 Ziff. d 
Abf. 2); vom Standpunkt der Bedürfniſſe des praktiſchen Lebens iſt 
die gegenteilige Meinung m. E. vorzuziehen; ſie hat aber auch im 
Geſetz ſelbſt eine weſentliche Stütze; denn dem Gläubiger ſteht nun 
einmal das Vollſtreckungsrecht aus 88 132, 133 ZmBerft®. zu, und 
dieſes kann ihm doch wohl unmöglich dadurch geſchmälert oder am 
Ende ganz illuſoriſch gemacht werden, daß ein übelwollender Erſteher 
in der Lage iſt, durch Nichtzahlung der Grunderwerbſteuer das Ver⸗ 
fahren der Wiederverſteigerung zu hintertreiben; dies würde nach 
Reinhard⸗Müller zu 8133 Anm. 1 Ziff. d Abſ. 2 „auf eine 
unzuläſſige Einſtellung des Verfahrens hinauslaufen“. 

Das ZmVerft. iſt das ältere Geſetz gegenüber dem Grerw⸗ 
St®., und wenn das erſtere durch dieſes beeinflußt werden wollte, ſo 
hätte der Geſetzgeber dies vorſchreiben müſſen; dies iſt nicht ge⸗ 
ſchehen, ob verſehentlich oder mit Abſicht, ſei dahingeſtellt; vermut⸗ 
lich trifft erſteres zu. Jedenfalls find die 88 132, 133 ZwVerſtGG. auch 
gegenüber dem § 24 GrErwStGg. voll in Geltung; daraus aber ent⸗ 
ſpringt ein in die tägliche Praxis empfindlich einſchneidender Wider⸗ 
ſpruch, der auf die Dauer unhaltbar iſt und dringend Abhilfe verlangt. 

Einſtweilen wird das Vollſtreckungsgericht, um ſich nicht auf 
die Seite eines möglicherweiſe dolos handelnden Steuerſchuldners 
ſtellen zu müſſen und um Schädigungen der Gläubiger zu vermeiden, 
das weitere Verfahren ohne Rückſicht auf das unrichtige Grundbuch 
durchführen; die Gläubiger, welche ſich, ſtatt bar bezahlt zu werden, 
mit einer Forderungsübertragung begnügen müſſen, ſind ja ohnedies 
ſchon dadurch geſchädigt, daß die übertragene Forderung nur mit 40% 
verzinslich iſt, d. h. immer noch mit dieſem aus längſt vergangener 
Zeit ſtammenden „geſetzlichen“ Zinsfuß; zudem werden dieſe Gläu⸗ 
biger gezwungen ſein, dieſe, nur perſönlichen, Forderungen an⸗ 
zumelden, weil mangels Hypothekeneintragung „nicht aus dem Grund⸗ 
buch erſichtlich“; denn § 45 Abſ. 1 ZwVerſtG. gilt auch für die 
Wiederverſteigerung; der Rang dieſer Forderungen ergibt ſich aus dem 
Verteilungsplan und dem Protokoll über den Verteilungstermin des 
früheren Verfahrens (vgl. ebenſo Jaeckhel⸗Güthe zu 8133 An⸗ 
merkung 16; a. M. Reinhard⸗Müller zu § 133 Anm. 10; 
hiernach find Gläubiger, welchen die Forderung nach $ 118 übertragen 
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iſt, jo zu betrachten, wie wenn hierfür die Sicherungshypothek ein⸗ 
getragen wäre). 

Man ſieht alſo, welch ſchwerwirkende Beeinfluſſung des Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens entſteht, wenn es ein Erſteher darauf an⸗ 
legt, den $ 24 GrErwStGG. zum Schaden feiner Gläubiger aus⸗ 
zunützen, und er kann ſich noch darauf berufen, daß ihm die Finanz⸗ 
behörde dabei behilflich iſt bzw. nach der Vorſchrift des 8 24 GrErw⸗ 
StG. behilflich ſein muß. 

Dazu kommt, daß die Grundbuchführung erſchwert und es dem 
Grundbuchamt unmöglich gemacht wird, das Grundbuch, welches doch 
ein öffentliches Buch iſt, in welches jedermann Einficht nehmen 
Kann, mit der wirklichen Rechtslage in Übereinſtimmung zu bringen, 
was doch für das Wirtſchaftsleben außerordentlich wichtig iſt; das 
Grundbuch bildet ja die Grundlage unſeres Realkredites. Dazu kommt 
ferner, daß die durch § 24 GrErwStG. erzwungene Erlaſſung der 
zur Beibringung der „Beſcheinigung“ nötigen Zwiſchenverfügungen 
und ihre Überwachung wegen ihrer großen Zahl an ſich ſchon für das 
Grundbuchamt eine ſehr läſtige und häufig unfruchtbare Mehrarbeit 
mit ſich bringt; aber noch bedenklicher geſtaltet ſich die durch die 
Zwiſchenverfügungen notwendig eintretende Verzögerung, wenn wäh⸗ 
rend des Laufes der geſetzten Friſten weitere Anträge bezüglich des 
in Betracht kommenden Grundſtücks beim Grundbuchamt geſtellt 
werden; es können dann ſehr komplizierte „Fälle“ entſtehen; ſie 
werden haufig auch Anlaß zu Prozeſſen geben; und all' dies geht auf 
das Konto des wirklich verunglückten $ 24 GrErwStG.; ihm wird 
aus rein fiskaliſchem Intereſſe eine geordnete Grundbuchführung 
zum Opfer gebracht, ohne Rückſicht darauf, daß mindeſtens ebenſo 
wichtige wirtſchaftliche und insbeſ. rechtliche Intereſſen verletzt wer⸗ 
den; und ſchließlich kann 8 24 GrErwStG. trotz aller Erſchwerungen 
die Eintragung des Erſtehers, der im Wiederverſteigerungsverfahren 
den Zuſchlag erhält, im Grundbuch nicht hindern, wenn dieſer für 
ſeinen Erwerb die GrErwSt. bezahlt; für die vom früheren Er⸗ 
ſteher nicht bezahlte Steuerſchuld iſt er natürlich nicht haftbar (8 20 
Abf. 1 GrErwStG.); er muß alſo eingetragen werden, auch wenn der 
frühere Erſteher zuvor nicht eingetragen wird; das iſt auch nicht 
nötig; denn ſo gut bei Vorliegen mehrerer Auflaſſungen nur der 
letzte Erwerber einzutragen iſt (vgl. Güthe⸗Triebel, Komm. 
zu § 40 GBO. Anm. 8 aa), muß mindeſtens mit gleichem Recht der 
letzte von mehreren Erſtehern eingetragen werden; denn dieſer bedarf 
ja zum Eigentumserwerb gar nicht des Grundbucheintrags. 

Dazu kommt weiter, daß in ſehr vielen Fällen (die Finanz⸗ 
ämter könnten wohl darüber Auskunft geben) der Zweck des § 24 
GrErwStG., die Steuer ſicherzuſtellen und auch wirklich, insbeſ. vom 
ſaumigen, evtl. böswilligen Schuldner beizutreiben, nicht erreicht 
wird; zahlt der Steuerſchuldner nicht und hat er kein ſonſtiges Ver⸗ 
mögen, jo kann fi das Finanzamt nach § 20 Abſ. 1 GrErwStG. 
an den für die Steuer ſamtverbindlich haftbaren Veräußerer halten; 
zahlt dieſer, fo war das gegen den Käufer gemäß § 24 GrErwStG. 
ausgeübte Druckmittel gegenſtandslos; zahlt der Veräußerer auch 
nicht und hat er außer dem, mangels Überſchreibung im Grundbuch, 
noch ihm gehörigen vielleicht überlaſteten Kaufgrundſtück kein Ver⸗ 
mögen, ſo hat eine Zwangsverſteigerung kaum Erfolg, ſchon des⸗ 
halb nicht, weil die GrErwSt. ja keine bevorrechtigte For⸗ 
derung iſt; ſie würde, wenn nicht gerade zufällig eine Hypothek für 
ſie beſtellt iſt (die oft genug wertlos ſein wird, wenn an letzter Stelle 
ſtehend) im Rang hinter allen bevorrechtigten Anſprüchen aus dem 
Verſteigerungserlös Befriedigung finden, wenn dieſer Erlös über⸗ 
haupt hierzu ausreicht; nach den Erfahrungen aus der täglichen 
Praxis iſt dies häufig nicht der Fall. 

Wir ſtehen alſo der im höchſten Grade unbefriedigenden Tatſache 
gegenüber, daß gemäß § 24 GrErwStG. häufig zwecklos in die 
Grundbuchführung unter Verletztung wichtiger Wirtſchafts⸗ u. Rechts⸗ 
intereſſen eingegriffen wird; und dies müßte nicht unbedingt der 
Fall ſein; man bräuchte nur dem Grunderwerbſteueranſpruch durch 
eine kleine geſetzliche Anderung die gleiche bevorrechtigte Stellung zu 
geben wie den in 8 10 Abſ. 1 Ziff. 3 ZwVerſtch. bezeichneten öffent⸗ 
lichen Laſten; nach 58 44 Abſ. 1, 109 Abſ. 1 ZwVerſtch. find z. B. die 
Verfahrenskoſten der Zwangsverſteigerung aus dem Grundſtückserlös 
„vorweg“ zu entnehmen; dieſe Koſten ſtellen aber im Grund nichts 
anderes dar als die Koſten für die Herbeiführung des Eigentums⸗ 
erwerbs durch den Erſteher. Warum ſoll die Grunderwerbſteuer, die 
doch auch zu dieſen „Erwerbskoſten“ gehört, nicht ebenfalls ein ſolches 
Vorrecht genießen? Man könnte den Steueranſpruch ruhig den öffent⸗ 
lichen Laſten gleichſtellen mit Vorrecht innerhalb derſelben zweijährigen 
Friſt, wie ſie dieſen eingeräumt iſt; der Erwerber eines Grundſtüchs 
müßte ſich eben vorher vergewiſſern, ob und welche Grunderwerbſteuer⸗ 
laſten auf dem betr. Grundſtück ruhen; er kann dies bei dem zuſtän⸗ 
digen Fin A. leicht feſtſtellen. . 

Die angeregte geſetzliche Regelung hätte mannigfache Vorteile: 

1. ein Steuerverluſt wäre ſo gut wie ausgeſchloſſen; der Grund⸗ 
ſtückserlös iſt doch ſtets derart, daß er mindeſtens die nach 8 10 
Abſ. 1 Ziff. 3 ZwVerſtG. bevorrechtigten Auſprüche deckt; 

2. die Steuerbehörde hätte ein weſentlich wirkſameres Zwangs⸗ 
mittel gegen ſäumige Schuldner; 

3. der 8 24 GrErwStG. könnte geſtrichen werden; nian würde 
die Grundbuchführung nicht mehr zu beläſtigen brauchen; es würden 
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unzählige zeitraubende Zwiſchenverfügungen vermieden; viele Hun⸗ 
derttauſende von „Beſcheinigungen“ nach $ 24 GrErw StG. all⸗ 
jährlich würden wegfallen; es würde alſo eine wirklich erhebliche 
„Verminderung des Schreibewerks“, wie ſo oft angeſtrebt, eintreten; 


6 4. manchen Reibungen zwiſchen Steuerbehörden und Grundbuch⸗ 
ämtern würde vorgebeugt, ein oft ſchon mißlich empfundener Eingriff 
in die ja den Ländern zuſtehende Grundbuchführung beſeitigt 
werden; 
5. Rechtserwerb und Rechtsſchuz wären vom Grundbuchamt 
weſentlich raſcher zu verwirklichen. 
IR. Ertel, Karlsruhe. 


Zum Geſetz betreffend die Ermöglichung der Kredit- 
beſchaffung für laudwirtſchaftliche Pächter vom 9. Juli 
1926 (RGRl. 399). 


Die erſchreckend zunehmende Verſchuldung, Überſchuldung der 
Landwirtſchaft, von der natürlich auch die landwirtſchaftlichen 
Pächter betroffen werden, wird jetzt häufig Veranlaſſung geben, 
ſich mit dem Geſ. v. 9. Juli 1926 zu beſchäftigen (vgl. hierzu 
a 1926, 2605 ff., 2616). Dabei wird man bald auf die 
chwierigkeiten ſtoßen, die ſich daraus ergeben, daß hier zum erſten 
Male einer der hauptſächlichſten Grundſätze unſeres Immobiliar⸗ 
pfandrechts verlaſſen wurde. Es mußte von vornherein bedenklich 
erſcheinen, daß der Geſetzgeber dieſe erſtmalige einſchneidende 
Durchbrechung des § 1205 BGB. nur für einen kleinen Wirt⸗ 
ſchaftskreis vornahm. Man mag zu der umſtrittenen Frage des 
Regiſterpfandrechts ſtehen, wie man will, m. E. hätte die Ab⸗ 
kehr von einem ſo grundlegenden Prinzip, wie dem des „Fauſt⸗ 
pfandes“, nur im Wege einer umfaſſenden Geſetzesänderung, alſo 
vor allem einer Anderung der entſprechenden Beſtimmungen des 
bürgerlichen Rechts geſchehen dürfen. Teillöſungen, wie die durch 
das Gef. v. 9. Juli 1926, müſſen immer an dem ſonſt homogenen 
Bau der Geſetzgebung anecken und führen zur Rechtsunſicherheit. 

Betroffen ſind durch das Geſetz in erſter Linie die Lieferanten 
des Landwirts, der Pferde⸗ und Viehhändler, der Händler mit 
landwirtſchaftlichen Maſchinen, vielfach auch der Getreide und 
Düngemittelhändler. Sie mußten und müſſen auch heute noch 
in den meiſten Fällen trotz der erleichterten Kredite die Zahlung 
des Kaufpreiſes für ihre Waren dem Landwirt zunächſt bis zum 
Verkauf der Ernte kreditieren. Sie pflegen ſich zur Sicherung ihrer 
Forderung das Eigentum an den verkauften Waren bis zur Be⸗ 
zahlung des Kaufpreiſes vorzubehalten, ſichern ſich auch wohl durch 
Sicherungsübereignungen. Den hier beteiligten Händlerkreiſen iſt 
es in den meiſten Fällen ganz geläufig, daß eine Verpfändung 
unter gleichzeitiger Belaſſung des Beſitzes unmöglich iſt, daß ſie ſich 
aber durch Eigentumsvorbehalt und Sicherungsübereignung un⸗ 
bedenklich ſichern können. Die Vordrucke auf den Schlußſcheinen 
ſowie die im Gebrauch befindlichen Formulare für Sicherungs⸗ 
übereignungsverträge zeigen, wie dieſe doch recht kKonſtruierten 
Rechtsbehelfe bei den in Frage kommenden Handlern heimiſch 
geworden waren. 

Jetzt verſagen dieſe Behelfe bei einem landwirtſchaftlichen 
Pächter, denn nach 84 des Gef. erwirbt der Verpfändungs⸗ 
gläubiger (das Kreditinſtitut) ein Pfandrecht auch an den nicht im 
Eigentum des Pächters befindlichen Inventarſtücken, ſofern er bei 
Niederlegung des Verpfändungsvertrages gutgläubig war. Was 
nützen dem Gläubiger die Einſichtnahme in die beim AG. nieder⸗ 
gelegten Verträge oder ein Negativatteſt (S 16 des Gej.), wenn 
kurz darauf ſchon ein Verpfändungsvertrag niedergelegt werden 
kann und der Pächter das Kreditinſtitut bezüglich der nicht in 
ſeinem Eigentum befindlichen Inventarſtücke im guten Glauben 
beläßt. Wenn das Geſetz in den beteiligten Händlerkreiſen erſt 
einmal genügend bekannt iſt, dann wird der vorſichtige Händler 
einem landwirtſchaftlichen Pächter überhaupt nichts mehr kredi⸗ 
tieren, und ich bezweifle, ob damit den Pächtern, beſonders 
denen, die keinen Verpfändungsvertrag geſchloſſen haben und es 
auch nicht wollen oder können, geholfen iſt. Der Zweck des Gef. 
wird damit ſchon recht illuſoriſch. 

Wie iſt es aber mit denjenigen, die ſich noch nicht auf die 
neuen, durch das Geſetz geſchaffenen Verhältniſſe umgeſtellt haben, 
und das werden jetzt noch die meiſten Händler ſein. Sie haben 
ihre Ware unter Eigentumsvorbehalt verkauft und fühlen ſich 
vollkommen ſicher, zumal, wenn ſie ji), was bei den ländlichen 
Verhältniſſen leicht iſt, immer von Zeit zu Zeit davon überzeugt 
haben, daß ihr Eigentum noch auf dem Pachtgut vorhanden iſ. 
Sie fallen natürlich aus allen Wolken, wenn ſie etwa im Falle 
eines Konkurſes nicht ausſondern dürfen, ſondern mit anſehen 
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müſſen, wie das Kreditinſtitut ihr Eigentum ebenſo wie das 
übrige, dem Kridar gehörige Inventar zur Realiſierung ſeiner For⸗ 
derung verwendet. 

Wie kann dieſen Leuten geholfen werden? Praktiſch wird die 
Frage weſentlich nur im Falle des Konkurſes oder des Ver⸗ 
gleichsverfahrens. Im normalen Falle wird der Wert des In⸗ 
ventars bzw. der Verkaufserlös die Forderung des Kreditinſtituts 
überſteigen, ſo daß das Eigentum des Händlers, und zwar jetzt frei 
vom Pfandrecht des Kreditinſtituts verbleibt, wenn der Pfand⸗ 
gläubiger ſich zunächſt nur aus den im Eigentum des 
Schuldners ſtehenden Inventarſtücken befriedigt. 
Aber das hat das Kreditinſtitut nicht nötig. Irgendeine Reihen⸗ 
folge, nach der es ſich die zu ſeiner Befriedigung erforderlichen 
Pfandſtücke ausſuchen muß, kann ihm nicht vorgeſchrieben werden. 
Gewiß wird der Händler verſuchen, mit dem Kreditinſtitut ein 
Separatabkommen zu treffen, wonach die betreffenden Inventar⸗ 
ſtücke erſt zu allerletzt bei der Verwertung des Inventars heran⸗ 
gezogen werden. Und in vielen Fällen wird das Kreditinſtitut auch 
entgegenkommend einen ſolchen Vertrag, der m. E. nicht an⸗ 
greifbar iſt, abſchließen. Aber ebenſo häufig wird das Kredit⸗ 
inſtitut aus guten Gründen oder ſei es ſelbſt ohne Grund dieſe 
Schonung des Händlers ablehnen, wird entweder das Inventar im 
ganzen verkaufen oder die Ware des Händlers, etwa weil am 
eichteften verwertbar, zuerſt. 


Im Falle des Konkurſes hat der Verwalter hier nicht etwa 
das Recht, gem. § 127 KO. die Verwertung ſelbſt vorzunehmen. 
Denn die fraglichen Gegenftände gehören ja nicht zur Maſſe; er 
Kann alſo, felbjt wenn er es wollte, den Verkauf der im Eigentum 
des Händlers ſtehenden, aber mit dem Pfandrecht des Kredit⸗ 
inſtituts belaſteten Inventarſtücke nicht verhindern. Wenn dieſe 
Gegenſtande aber vom Pfandgläubiger verkauft werden, andere 
Inventarſtücke nach Befriedigung des Pfandgläubigers aber noch 
zurückbleiben, dann werden dieſe verbleibenden Inventarſtücke von 
dem Pfandrecht des Kreditinſtituts, dem ſie bisher unterlagen, 
frei, gehören jetzt alſo unbelaſtet zur Maſſe. Die zur Maſſe ge⸗ 
hörigen Stücke werden alſo geſchont auf Koſten der nicht zur Maſſe 
gehörigen, die Maſſe iſt auf Koſten des Händlers ungerechtfertigt 
bereichert. Dieſer Anſpruch gegen die Maſſe aus ungerechtfertigter 
Bereicherung iſt als Maſſeſchuld gem. 88 58, 59 KO. vorweg zu be⸗ 
richtigen, und ſo wird dem Händler in vielen Fällen doch geholfen 
werden können. 

Bei Vergleichsverfahren gibt es keine Maſſe, bereichert iſt 
hier der Schuldner ſelbſt, der zur Befriedigung oder anteilmäßigen 
Befriedigung ſeiner am Verfahren beteiligten Gläubiger Inventar⸗ 
ſtücke freibekommt, nur deshalb, weil von dem Verpfändungs⸗ 
gläubiger zur Befriedigung Gegenſtände herangezogen werden 
konnten, die nicht im Eigentum des Schuldners ſtanden. Ten am 
Verfahren beteiligten Gläubigern kommt das Eigentum des Händ⸗ 
lers kaum zugute, denn bei der Errechnung des auf ſie zu ver⸗ 
teilenden Betrages wird in der Regel das geſamte verpfändete In⸗ 
ventar nicht berückſichtigt werden können. Da dieſer Anſpruch aus 
ungerechtfertigter Bereicherung erſt nach Eröffnung des Vergleichs⸗ 
verfahrens entſtanden iſt — andere Fälle ſind kaum denkbar —, 
ſo nimmt der Händler mit ihm am Verfahren nicht teil, während 
er mit ſeiner Kaufgeldforderung am Verfahren teilnimmt, da ſein 
Ausſonderungsrecht weggefallen iſt. Er kann alſo jetzt ſeinen An⸗ 
ſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung gegen den möglicher⸗ 
weiſe wirtſchaftlich geſundet aus dem Vergleichsverfahren hervor⸗ 
gegangenen Pächter verfolgen, und jo ergibt ſich auch hier für 
manche Fälle die Ausſicht, daß der Händler auf dieſem Umwege 
den von ihm angeſtrebten Sicherungszweck verwirklicht. 


RA. Dr. Peyſer, Eſchwege. 


101037 bebaute Grundſtücke in Groß- Perlin. 


Zu Beginn d. J. 1930 wird erſtmalig ein nach amtlichem 
Material zuſammengeſtelltes, vollſtandiges und genaues Verzeichnis 
der bebauten Grundſtücke Groß⸗Berlins herausgegeben werden, das 
ſtraßenmäßig neben der Grundſtücksnummer die Gemarkung, das Amts⸗ 
gericht, den Grundbuchbezirk und die Band⸗ und Blattnummer des 
Grundbuchs aufweiſt. Wegen der im Hinblick auf die hohen Ge⸗ 
ſtehungskoſten zunächſt nur in beſchränkter Zahl beabſichtigten Auf⸗ 
lagenhöhe wird es ſich empfehlen, Beſtellungen auf das Werk Icon 
jet anzumelden. Auskünfte können im Zimmer 148, I, Stockwerk 
des Amtsgerichts Berlin⸗Mitte, Neue Friedrichſtraße 15, eingeholt 
werden. 
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Schrifttum 


Schrifttum. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Jaeckel⸗Güthes Kommentar zum Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetz Sechſte Auflage neubearbeitet von Dr. Erich Volk⸗ 
mar, Geh. Regierungsrat Miniſterialrat im Reichsjuſtiz⸗ 
miniſterium, und Ernſt Armſtroff, Kammergerichtsrat. 
Berlin 1929. Verlag von Franz Vahlen. 


Die letzte (5.) Auflage des Werkes war 1915 erſchienen. Im 
Geſetz ſelbſt waren ſeitdem nur die Beſtimmungen betr. Ver⸗ 
fügungen über Mieten ($ 57) geändert. Daneben griffen aber die 
zahlreichen Geſetze der Nachkriegszeit in das Vollſtreckungsrecht 
ein, jo Mieterſchutz, Reichsheimſtättengeſetz, Rentenbankrenten, In⸗ 
duſtriebelaſtung, das Steuerrecht, die Vorſchriften über wert⸗ 
beſtändige Hypotheken und vor allem die Aufwertungsgeſetzgebung. 
Schon die gründliche Bearbeitung dieſer umfangreichen geſetz⸗ 
geberiſchen Eingriffe macht die 6. Aufl. zu einem neuen, wenn 
auch auf der bewährten alten Grundlage weiter bauenden Werk. 
Die Verf. haben aber auch im übrigen die Ausführungen der 
früheren Bearbeiter einer ſorgfältigen Nachprüfung und Um⸗ 
bearbeitung unterzogen. Vielfach konnten die früheren Aus⸗ 
führungen beibehalten, und konnte ihre Übereinſtimmung mit der 
Rechtſprechung der verfloſſenen Jahre dargetan werden. In anderen 
Fragen find die Verf. zu abweichenden Ergebniſſen gelangt. So 
haben ſie die frühere Anſicht, daß die nicht valutierte Grundſchuld 
als Eigentümergrundſchuld dem Eigentümer zuſtehe, fallen gelaſſen 
(8 50 II). Aus Gründen der Rechtsſicherheit wird die vom Er⸗ 
ſteher erklärte Kündigung eines Mietvertrages als rechtswirkſam 
anerkannt, auch wenn der Zuſchlagsbeſchluß im Beſchwerdewege 
aufgehoben iſt (8 57, 12). Eine teilweiſe Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, insbeſ. hinſichtlich der von einem Dritten als ſein 
Eigentum beanſpruchten Zubehörſtücke wird als zuläſſig anerkannt 
(F 29, 1, 8 55, 7). Auch die Wirkung eines zwiſchen Ver⸗ 
ſteigerungstermin und Zuſchlag eröffneten Konkurſes über das 
Vermögen des Erſtehers wird anders als in den früheren Auf⸗ 
lagen behandelt (8 81, 2). Den Verf. dürfte in allen dieſen Fragen 
beizutreten ſein. 

Enge Grenzen ſetzen die Verf. — entſprechend den früheren 
Auflagen — der Schuldübernahme des Erſtehers gem. § 53. Sie 
ſoll nicht eintreten, wenn der Verſteigerungsſchuldner zur Zeit der 
Verſteigerung nicht Schuldner der durch Hypothek geſicherten For⸗ 
derung ſelbſt, ſondern nur Schuldner eines Freihaltungs⸗ 
anſpruchs war, fo insbef. wenn der Verſteigerungsſchuldner mit 
dem perſönlichen Schuldner der durch Hypothek geſicherten For⸗ 
derung eine Schuldübernahme vereinbart hatte, die Genehmigung 
des Gläubigers aber noch nicht erteilt oder abgelehnt war (§ 53, 
5 a. E.). War jedoch die Wirkſamkeit der Schuldübernahme in 
der Schwebe und wird ſie nach dem Zuſchlag von dem Gläubiger 
genehmigt, fo liegt m. E. gewitz kein Grund vor, den Eintritt des 
Erſtehers in das Schuldverhältnis abzulehnen. Die Schuldüber⸗ 
nahme gilt mit dem Zuſchlag als vereinbart und wird wirk⸗ 
ſam, wenn der frühere Eigentümer nachträglich, und zwar mit 
rückwirkender Kraft gem. § 184 BGB., zum perſönlichen Schuldner 
wird (a. A. freilich auch für dieſen Fall Reinhard⸗Müller, 
5 53 II 2). Aber auch wenn die Genehmigung der Schuld⸗ 
übernahme abgelehnt iſt oder abgelehnt wird, ſollte die Anwendbar⸗ 
keit des $ 53 anerkannt werden. Der Inhalt der geſchuldeten 
Leiſtung iſt der gleiche, ob der Verſteigerungsſchuldner nun zur 
Befriedigung des Gläubigers dem Gläubiger ſelbſt oder aber 
deſſen Schuldner gegenüber verpflichtet iſt. Der Zweckgedanke 
des § 53 muß deshalb dahin führen, in dieſem Falle den Er⸗ 
ſteher in die Befreiungspflicht des früheren Eigentümers eintreten 
zu laſſen (vgl. dazu die Anderung der Rſpr. bez. der entſprechen⸗ 
den Frage bei Verkauf des Grundſtücks, einerſeits RG.: JW. 1911, 
442, andererſeits RG.: JW. 1928, 2440 * 

Eine nähere Erörterung dürfte bei künftigen Neubearbeitun⸗ 
gen wohl die von den Verf. nicht behandelte Frage erfordern, 
welches die Rechtslage iſt, wenn der frühere Eigentümer über⸗ 
haupt keine perſönliche Verpflichtung hinſichtlich der eingetragenen 
Hypothek hatte, alſo auch keine Freihaltungspflicht, z. B. wenn 
die Hypothek von vornherein zur Sicherung für die Schuldverpflich⸗ 
tung eines Dritten eingetragen war. In dieſem Falle erwirbt der 
Erſteher die Hypothek als Eigentümergrundſchuld, wenn der per⸗ 
ſönliche Schuldner nach dem Zuſchlag Zahlung leitet; zahlt an⸗ 
dererſeits der Erſteher, jo gehen gem. § 1143 BGB. die For⸗ 
derung gegen den perſönlichen Schuldner und die Hypothek auf 
den Erſteher über. Die im geringſten Gebot übernommene Hypo⸗ 
thek ſtellt dann alſo u. U. wirtſchaftlich keine Belaſtung des Er⸗ 
ſtehers dar, anders ausgedrückt: Ein Teil des von ihm mit der 
Übernahme des geringſten Gebotes zu zahlenden Kaufpreiſes wird 
von ihm nicht entrichtet oder ihm — von dem Schuldner der 
Forderung — wieder erſetzt. Iſt hier nicht ein Ausgleich geboten 


derart, daß der inſoweit von ſeiner Zahlungspflicht befreite Er⸗ 
ſteher dem erſten bei der Verteilung ausgefallenen dinglich Be⸗ 
rechtigten (wie in dem ähnl. Fall des 8 50) eine „Erſatzzahlung“ 
zu leiſten oder die Bereicherung herauszugeben hat? 

Die Verf. wollen eine dem betreibenden Gläubiger im 
Range vorgehende Auflaſſungsvormerkung nicht mit Reinhard⸗ 
Müller 6 48 IV 2) als ein Veräußerungsverbot, ſondern mit 
dem RG. (ſ. neuerdings wieder RG. 125, 251) als ein bedingtes 
Recht i. S. der 88 50, 51 Abſ. 2 behandeln (vgl. 8 37, 13, 8 48, 5). 
Dem vermag ich nicht zuzuſtimmen. Die Ausführungen von Rein⸗ 
hard: Gruch. 62, 319 haben m. E. überzeugend dargetan, daß 
als bedingte Rechte im Sinne dieſer Beſtimmung ſolche Rechte nicht 
anzuſehen ſind, die im Falle ihres Beſtehens einer Verſteigerung 
auf Antrag des betreffenden Gläubigers überhaupt entgegenſtehen 
würden. Nach der Anſicht der Verf. würde der Erſteher in einem 
ſolchen Falle praktiſch ein Nichts erwerben: Entweder der durch 
Vormerkung geſicherte Auflaſſungsanſpruch beſteht — dann müßte 
der Erſteher das Grundſtück alsbald wieder herausgeben; oder der 
Anſpruch beſteht nicht: dann müßte der Erſteher gem. § 51 Abſ. 1 
Satz 2 eine Erſatzzahlung leiſten, und zwar in Höhe des Betrages, 
um den der Wert des Grundſtückes ſich dadurch erhöht, daß das 
durch Vormerkung geſicherte Recht nicht beſteht. Wenn die Auf⸗ 
laſſungsvormerkung begründet wäre, hätte der Erſteher nun aber 
das ganze Grundſtück herausgeben müſſen. Der Betrag, um den 
ſich der Wert des Grundſtücks dadurch erhöht, daß das durch die 
Auflaſſungsvormerkung geſicherte Recht nicht beſteht, iſt alſo 
gleich dem Wert des Grundſtücks. Der Erſteher müßte dann alſo 
außer ſeinem Meiſtgebot als Erſatzzahlung noch einmal den 
Wert des Grundſtücks bezahlen. Mit anderen Worten: Er müßte 
das Grundſtück doppelt bezahlen. Das ſcheint mir eine praktiſch 
unmögliche Löſung der Frage zu ſein. 

Die Stellung des Zwangsverwalters iſt nach dem ZwVerſtG. 
eine recht beſchränkte und wohl nicht ſehr glücklich geregelte. Verf. 
ſprechen ihm das Recht ab, Anfechtungsanſprüche zu erheben oder 
auch nur eine Klage auf Herausgabe von Zubehörſtücken zu er⸗ 
heben, die der Beſchlagnahme unterliegen (8 152, 5). Inſoweit iſt 
den Verf. zuzuſtimmen. Nicht zutreffend erſcheint mir aber die 
— von den früheren Auflagen übernommene — Behandlung von 
Prozeſſen gegen Mieter des Grundſtüchs, die bei Einleitung der 
Zwangsverwaltung ſchweben. Verf. ſind der Anſicht, daß dieſe von 
dem Grundeigentümer ſelbſt weiter zu führen ſind. Nach Ein⸗ 
leitung der Zwangsverwaltung hat der Eigentümer nun aber das 
Prozeßführungsrecht verloren. Er kann jedenfalls keine Prozeſſe 
auf Zahlung von Mieten mehr anhängig machen. Das trifft 
bei jeder der verſchiedenen Lehrmeinungen über die Stellung des 
Zwangsverwalters zu. Es beſteht dann aber kein Rechtsgrund, dem 
Eigentümer hinſichtlich der Fortführung eines ſchwebenden 
Prozeſſes weitergehende Rechte zu geben als hinſichtlich eines neu 
einzuleitenden Prozeſſes. Anders würde es nur liegen, wenn. 
man den 8 265 3PO. anwenden würde. Das aber lehnen die 
Verf. ausdrücklich ab, und ſie wollen dem Verwalter deshalb ent⸗ 
gegen § 265 Abſ. 2 Satz 2 das Recht geben, der Klage des 
Eigentümers als ſtreitgenöſſiſcher Nebenintervenient beizutreten 
(S 152, 7). Dieſe Meinung ſcheint mir nicht folgerichtig zu fein. 
Daß die ZPO. für den Fall der Zwangsverwaltung keine Unter⸗ 
brechung oder Ausſetzung des Verfahrens vorſieht, läßt nicht dar⸗ 
auf ſchließen, daß der Eigentümer den Prozeß weiterführen kann. 
Ein Wechſel in der Parteiſtellung tritt auch in anderen Fällen ein, 
ohne daß eine Unterbrechung oder Ausfegung erfolgt, fo z. B. 
wenn bei der Parteiſtellung kraft Amts das Amt während des 
Prozeſſes erliſcht (f. Stein⸗Jonas, 8 241 Vem. III). 

Sehr eingehend find die Beſtimmungen des AufwG. be⸗ 
handelt, und zwar einmal im Zuſammenhang mit der Erläuterung 
der einzelnen Beſtimmungen des ZwVerſtch. und dann noch eine 
mal zuſammenhängend in einem Anhang. Schwierigkeiten bereitet 
hier insbeſ. die Frage, wie die noch mit ihrem Papiermark⸗ 
betrage eingetragenen aufgewerteten Rechte zu behandeln find. 
Verf. nehmen an, daß der Aufwertungsgläubiger ſeine Rechte zur 
Vermeidung der Folgen des 837 Ziff. 4 vor der Auffor⸗ 
derung zur Abgabe von Geboten anmelden muß, wenn 
er eine höhere Aufwertung beanſpruchen will als 25% des Gold⸗ 
wertes, berechnet nach dem aus dem Grundbuch erſichtlichen Er⸗ 
werbstag (S. 1004). Reinhard⸗Müller (88 14 II 3, 37 V 20) 
gehen dagegen offenbar davon aus, daß die Anmeldung gem. 
§ 114 noch im Verteilungstermin erfolgen kann, da es 
ſich um Anſprüche von „unbeſtimmten Beträgen“ i. S. des $ 14 
handle. Die letztere Anſicht erſcheint als die ſtreng folgerichtige. 
Sie führt aber für das Verſteigerungsrecht zu einer erheblichen 
Rechtsunſicherheit. Wird ſpäter nachgewieſen, daß der eingetragene 
Gläubiger z. B. nur Treuhänder des Vorbeſitzers war und daß der 
Aufwertung deshalb ein früherer Erwerbstag zugrunde zu legen iſt, 
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ſo hat er ein Vielfaches des Betrages zu fordern, mit dem die 
anderen Beteiligten gerechnet hatten, und die Hypothekengläubiger, 
die ihre über das geringſte Gebot hinausgehenden Hypotheken 
verteidigen wollten, fallen aus. Die Anſicht von Volkmar⸗ 
Armſtroff hat deshalb vieles für ſich. Dieſer Anſicht der Verf. 
entſpricht es, daß ſie auch das Recht des früheren Gläubigers der 
in der Rückwirkungszeit abgetretenen Hypothek für anmeldepflichtig 
halten (S. 980 3. 5, S. 1002 zu $ 37). Dos nehmen auch Rein⸗ 
hard⸗Müller (837 V 2c) an. Von ihrem Standpunkt aus 
geſehen, erſcheint das aber nicht als richtig. Wenn man mit dieſen 
Bearbeitern des Geſetzes grundſätzlich den Aufwertungsanſpruch als 
ein Recht von unbeſtimmtem Betrag anſieht, deſſen Höhe nicht 
päteſtens im Verſteigerungstermin angemeldet zu werden braucht, 
to iſt eben ſtets der ganze Auſwertungsbetrag zu berückſichtigen; 
ob er zum Teil einem anderen Beteiligten — dem früheren 
Gläubiger — zukommt, wäre unerheblich, da die Perſon des 
Inhabers eines als eingetragen zu berückſichtigenden Rechts, auch 
wenn ein anderer eingetragen iſt, nicht angemeldet zu werden 
braucht (vgl. bez. der ähnlichen Frage hinſichtlich des gutgläubigen 
Erwerbs nach 8 21 AufwGG. R6.: JW. 1927, 1626). Übrigens 
ſcheinen mir auch Volkmar und Armſtroff in einem Punkte 
nicht die richtigen Folgerungen ihrer Anſicht zu ziehen — ſie 
meinen nämlich, das Recht des früheren Gläubigers bleibe be⸗ 
ſtehen, wenn die Hypothek in das geringſte Gebot, nicht wie es 
die Verf. für richtig halten (S. 1004) mit dem „normalen Auf⸗ 
wertungsbetrag“, ſondern mit ihrem Papiermarkbetrag aufgenommen 
ſei — ſei es zugunſten des früheren oder des jetzigen Gläubigers 
(©. 1017). Geht man aber mit dem Verf. davon aus, daß grund⸗ 
ſätzlich nur das Recht des eingetragenen Gläubigers, berechnet nach 
dem Goldwert an dem aus dem Grundbuch erſichtlichen Erwerbs⸗ 
tag, zu berückſichtigen iſt, jo muß das auch dann gelten, wenn der 
Verſteigerungsrichter die Umrechnung auf Goldmark bei Feſtſetzung 
des geringſten Gebots nicht vorgenommen und die Hypothek mit 
ihrem Papiermarkbetrag in das geringſte Gebot eingeſetzt hat. Das 
inſoweik in Papiermark ausgedrückte geringſte Gebot würde 
dann ebenſowenig wie die auf Papiermark lautende Eintragung 
im Grundbuch das Recht des früheren Gläubigers lasen 
Bei den zugunſten der Teilungsmaſſe von Hypothekenbanken 
eingetragenen Aufwertungshypotheken wollen Verf. dem Erſteher 
das Recht geben, die Hypothekenbank durch Hergabe von Liquidations⸗ 
bfandbriefen zu befriedigen (S. 1027). Das iſt m. E. nur richtig, wenn 
die Hypothek in das geringſte Gebot fällt. Nur dann hat der Er⸗ 
ſteher die durch das Aufw®. geregelten Darlehns forderungen 
der Bank zu befriedigen. In allen anderen Fällen, auch wenn die 
Forderung gegen den Erſteher gem. $ 118 auf die Beteiligten 
übertragen wird, hat der Erſteher ſeine durch Gebot und Zu⸗ 
ſchlag begründete Verpflichtung zu erfüllen, die lediglich auf Zah⸗ 
lung des Meiſtgebotes gerichtet iſt. Es liegt auch wirtſchaftlich 
nicht der geringſte Grund vor, dem Erſteher zu geſtatten, ſich von 
der durch das Meiſtgebot übernommenen Verpflichtung durch eine 
wirtſchaftlich geringer zu bewertende Leiſtung zu befreien. Seine 
stellung iſt inſoweit nicht anders als diejenige eines Käufers 
eines Grundſtücks, der Barzahlung des Kaufpreiſes zugeſagt 
hat und der ſich nun nicht mit einer geringeren Leiſtung befreien 
ann, nur weil der Verkäufer einen ſeiner Gläubiger mit einer 
ſolchen abfinden kann. Den Vorteil der facultas alternativa ſoll 
der Schuldner genießen. Dieſer iſt berechtigt, von der Einlöſungs⸗ 
befugnis Gebrauch zu machen, womit dann der auf die Hypothek 
entfallende Teil des Verſteigerungserlöſes entſprechend den Vor⸗ 
ſchriften über die Eigentümergrundſchuld auf ihn übergeht (vgl. 
RG. 88, 300). Er kann dies freilich nur ſolange die Forderung 
der Hypothekenbank nicht durch Zahlung im Verſteigerungstermin 
oder durch Forderungsübertragung gem. 8 118 Abſ. 2 Satz 1 er⸗ 
loſchen ift. Iſt fie aber erloſchen, jo iſt eben die urſprüngliche For⸗ 
erung nicht mehr vorhanden, und eine Möglichkeit, ſie durch Hin⸗ 
gabe von Liquidationspfandbriefen zu erfüllen, iſt überhaupt nicht 
mehr gegeben. 

Ein Beweisgrund hiergegen kann auch nicht aus RG. 71, 412 
IW. 1909, 506 entnommen werden. In dem dort entſchiedenen 
Falle mußte der Hypothekengläubiger ſich die mit dem Schuldner 
getroffene Vereinbarung über die Unkündbarkeit der Hypothek um 
deswillen auch von dem Erſteher entgegenhalten laſſen, weil ſie 
einen Beſtandteil eines Mietvertrages mit dem Hypothekengläubiger 
ildete, in den der Erſteher eingetreten war. Wo ein ſolcher be⸗ 
ſonderer Grund für den Eintritt des Erſtehers in die Rechts⸗ 
ſtellung des Schuldners nicht vorliegt, kann man aber den für 
die urſprüngliche Hypothekenforderung getroffenen Vereinbarungen 
(4. B. über Fälligkeit, Verzinſung, Art der Rückzahlung) beine 
Wirkung für die auf den Hypotheltengläubiger gem. § 118 zu 
übertragende Forderung gegen den Erſteher beilegen. Der Erſteher 
Rann nicht, geltend machen, daß die Fälligkeit — 3. B. bis 1932 — 
hinausgeſchoben ſei oder daß er einen Zwiſchenzins abziehen könne, 
ebenſowenig aber, daß er von der Befugnis zur Befriedigung des 
Gläubigers mit Liquidationspfandbriefen Gebrauch machen könne, 
die dem Schuldner der Darlehns forderung zuſtand und die 
dieſem ja nur einen Erſatz dafür bieten ſollte, daß ihm das Recht, 
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vor Fälligkeit unter Abzug eines Zwiſchenzinſes Zahlung zu 
leiſten, genommen war. 

Alles das ſind aber Fragen, über die man verſchiedener An⸗ 
ſicht ſein kann, und ihre Erörterung ſoll nur dazu beitragen, zu 
zeigen, welch reiche Anregungen das Werk dem Lefer bietet. 

Zu begrüßen ift, daß die Verf. trotz anfänglicher Bedenken 
(Vorw. S. IV) die eingehende Darſtellung des Werdeganges der 
einzelnen Beſtimmungen des HivVerftß. beibehalten haben. Es 
erleichtert dies die wiſſenſchaftliche Vertiefung und erklärt dem 
weniger bewanderten Leſer zum Teil erſt Sinn und Zweck mancher 
für ihn zunächſt ſchwer verſtändlichen Beſtimmungen des Geſetzes. 
Den Hamburger Juriſten erinnern die Hinweiſe auf die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte daran, daß es im weſentlichen das frühere preuß. 
Recht war, auf dem das Geſetz beruht. Für Hamburg trat ſein 
kunstvoller aber verwickelter Bau an die Stelle eines viel ein⸗ 
facher geſtalteren Rechts 1), das dem Bedürfnis der Rechtsſicherheit 
namentlich zugunſten der Hypothekengläubiger in weſentlich höherem 
Maße Rechnung trug. Zur Zwangsvollſtrechung genügte eine von 
dem Oberbeamten des betr. Hupothekenbüros zu erteilende Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel auf einem „Extract“ aus dem Hypothekenbuch. 
Wo die Fälligkeit der Kapitalpoſten von einer vorausgegangenen 
Kündigung abhängig war, wurde dieſe dem Hypothekenbüro durch 
Zuſtellungsurkunde des Gerichtsvollziehers oder notarielles Proto⸗ 
Roll nachgewieſen. Möglich war eine ſolche Regelung wohl nur 
deshalb, weil es ſtatt der Vielheit unſerer dinglichen Wertrechte 
(Verkehrs⸗ und Sicherheits⸗, Buch⸗ und Briefhypothek, Grund⸗ 
ſchuld) nur zwei Arten der Belaſtung, Renten und Buchhypotheken, 
gab und weil dieſe einen grundſchuldartigen Charakter hatten. 
Es beſtand zwar auch eine perſönliche Haftung. Dieſe wurde aber 
durch die Tatſache der Eintragung der Rente oder Hypothek 
begründet. Sie konnte bezüglich des Kapitals nur hilfsweiſe 
geltend gemacht werden, wenn die Zwangsverſteigerung nicht zur 
Befriedigung geführt hatte. Für rüchſtändige Zinſen beſtand da⸗ 
gegen nur die perſönliche Forderung inſoweit die Zinſen 60% 
jährlich überſtiegen. Bei der Zwangsbverſteigerung hatte der be⸗ 
treibende Gläubiger in gewiſſem Umfange mitzuwirken. Er enk⸗ 
warf die Verkaufsbedingungen, verſteigerte das Grundſtück unter 
Aufſicht des Gerichtsſchreibers und reichte dann eine Abrechnung 
über das Ergebnis des Verkaufs ein, ferner einen Teilungsplan, 
welcher vom Gericht nur nachzuprüfen war. Praktiſch war alles 
dies Sache des Hausmaklers, der zuerſt für den von ihm ver⸗ 
tretenen Gläubiger die Vollſtreckung beantragt hatte. Dieſer er⸗ 
hielt die Courtage des „verkaufenden“ Maklers. Altere Makler 
wiſſen noch davon zu erzählen, wie dies an den Fälligkeitsterminen 
in einem manchmal des Humors nicht entbehrenden Wettlauf der 

takler führte. 

Die über das geringſte Gebot hinausgehenden Hypotheken 
wurden nur fällig, wenn ſie in der Verſteigerung ausfielen. So⸗ 
weit ſie in das Meiſtgebot hineinfielen, blieben ſie alſo zu den 
bisherigen Zins⸗ und Fälligkeitsbeſtimmungen beſtehen und wur⸗ 
den von dem Käufer in Anrechnung auf den Kaufpreis über⸗ 
nommen. Das konnte unter Umſtänden eine weſentliche Er⸗ 
leichterung für den Erſteher darſtellen. — Wenn der Konhurs⸗ 
verwalter Zwangsverſteigerung beantragte, wurde das Grundſtüch 
auch dann verkauft, wenn die beſtehende Belaſtung nicht durch 
das Gebot gedeckt wurde. Das war eine Vereinfachung einmal 
für die Hypothekengläubiger, die nicht genötigt waren, ihrerſeits 
die Vollſtrechung zu betreiben, zugleich aber auch für die Ab⸗ 
wickelung des Konkursverfahrens, da alsbald feſtgeſtellt wurde, 
welche Beträge die Hypothekengläubiger als Ausfall zur Maſſe 
anzumelden hatten. — Außer der Zwangsverſteigerung gab es nur 
noch einen Weg der Vollſtreckung in das Grundſtücksvermögen: 
den „Mietebeſchlag“. Er konnte mit der Zwangsverſteigerung zu⸗ 
ſammen oder ſelbſtändig beantragt werden, letzteres aber nur au 
Antrag von dinglich geſicherten Gläubigern und Abgabeberechtigten, 
denen das Grundſtück verhaftet war. Mieteabtretungen waren dem 
Beſchlag gegenüber unwirkſam. Eine Beſchlagnahme der Mieten 
auf anderem Wege, etwa durch Forderungspfändung gemäß der 
ZBO., wurde nicht als rechtswirkſam anerkannt. Es wurde alſo 
verhindert, daß, wie jetzt, mit den Mieten ein weſentlicher Teil 
des Grundſtücksvermögens dem Zugriff der dinglichen Gläubiger 
entzogen werden konnte. Die Sicherheit der dinglichen Gläubiger 
war hierbei insbeſ. für die Zins⸗ und Rentenforderungen durch 
eine ſinnreiche Regelung der Fälligkeitstage verſtärkt. Zins und 
Kapitalpoſten wurden nämlich regelmäßig am Anfang des Viertel⸗ 
jahres fällig. Die Mieten dagegen an anderen Terminen — in 
dem größten Teil des Gebiets am 1. Febr., 1. Mai, 1. Aug. und 
1. Nov. Wenn alſo am Quartalsbeginn eine fällige Zahlung nicht 
geleiſtet wurde, war noch Zeit genug, um die einen Monat ſpäter 
fällig werdende nächſte Vierteljahresmiete zu „beſchlagen“. Der 
Mietebeſchlag verpflichtete den Mieter, die Mieten zu hinterlegen. 
Andere dinglich berechtigte Gläubiger konnten ſich dem von einem 


1) Vgl. Das hamb. Geſetz betr. Grundeigentum und Hypo⸗ 
theken nebſt verw. hamb. Gef. u. O., erl. von M. Mittel⸗ 
ſtein, Hamburg 1894. 
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Gläubiger erwirkten Mietebeſchlag bis 12 Uhr mittags des betr. 
Mietetermins auch ohne Titel anſchließen, wenn ſie ihre Anſprüche 
glaubhaft machten. Die hinterlegten Mieten wurden dann im Wege 
des Verteilungsverfahrens nach Maßgabe der dinglichen Rang⸗ 
ordnung verteilt. Die Kapitalforderungen wurden dabei nur aus 
dem nach Deckung der Zinſen, Renten und Abgaben etwa ver⸗ 
bleibenden Überſchuß befriedigt. Vergleicht man dieſes Verfahren 
mit der heutigen Regelung, bei der Mieteabtretungen, Pfändungen 
auf Grund dinglicher und auf Grund perſönlicher Rechte, Zwangs⸗ 
verwaltung und Zwangsverſteigerung, ſich oft in höchſt verwickelter 
Weiſe durchkreuzen und überſchneiden, ſo iſt es einleuchtend, wie⸗ 
viel einfacher das frühere hamburgiſche Verfahren geſtaltet war. 
RA. Dr. Carl Leo, Hamburg. 


Guſtav Wagemann, Miniſterialrat im preuß. Juſtizminiſterium, 
und Dr. Willy Marwitz, Geh. Oberjuſtizrat, Senatspräſident 
des Kammergerichts i. R.: Die preußiſche Pachtſchutz⸗ 
orduung in der Faſſung vom 19. Sept. 1927. Auf Grund 
amtlichen Materials erläutert in 4. Auflage. Berlin 1928. 
Georg Stilke. VIII und 380 Seiten. Preis 12 &. 


Die früheren Auflagen dieſes Kommentars durfte ich ebenfalls 
beſprechen (JW. 1924, 1936; 1926, 2614). Was über den hohen 
Wert der dritten Auflage geſagt worden iſt, gilt uneingeſchränkt auch 
für die neueſte, die infolge der Anderung der PachtſchO. ein dringendes 
Bedürfnis war. Es ſoll deshalb nicht im einzelnen wiederholt werden. 
Selbſtverſtändlich haben die Verf. die neuen Beſtimmungen der 
PachtſchO. mit der gleichen Gründlichkeit bearbeitet, die dem Buche 
ſeine überragende Stellung gegeben hat. Die Zuſammenſtellung der 
Rechtsentſcheide iſt bis zum 20. Febr. 1928 ergänzt worden. Bisher 
find an ſpäter ergangenen Rechtsentſcheiden nachzutragen: 17 Y 27/28 
v. 23. April 1928: Jeder rechtsgeſchäftliche Vertreter, auch der 
Generalbevollmächtigte, der im Berufungs⸗ oder Rechtsbeſchwerde⸗ 
verfahren für die Partei handelt, muß ſeine Vollmacht bis zum Ab⸗ 
laufe der Rechtsmittelfriſt durch Urkunden zu den Akten nachweiſen 
(58 36, 45 Prpachtſch O.). Zum Nachweiſe genügen von dem Ver⸗ 
treter beglaubigte Abſchriften auch dann nicht, wenn er ein Rechts⸗ 
anwalt iſt. — 17 Y 55/28 v. 1. Okt. 1928: Bei der Prüfung der 
Vorausſetzungen für die Abänderung der Leiſtungen nach 8 2 Pr⸗ 
PachtſchO. bleibt ein früherer Beſch. des PE A. außer Betracht, wenn 
er die Leiſtungen nur für einen Teil der Pachtzeit abgeändert hat, 
auf den ſich das nunmehr beim PE A. anhängige Verfahren nicht be⸗ 
zieht. — 17 1 61/28 v. 1. Okt. 1928: Das PE A. kann die Fort⸗ 
ſetzung eines gekündigten Pachtvertrages nicht unter einer auf⸗ 
ſchiebenden Bedingung beſtimmen. Die bedingte Anordnung der Fort⸗ 
ſetzung iſt aber nach Eintritt der Rechtskraft für die Beteiligten ver⸗ 
bindlich. Dem PEN. ſteht die Entſch. über den Eintritt der Be⸗ 
dingung nicht zu. — 17 Y 67/28 v. 1. Okt. 1928: Haben die Ver⸗ 
tragsparteien den in der Zeit v. 1. März 1924 bis 30. Sept. 1925 
abgeſchloſſenen Pachtvertrag durch Vereinbarung vor dem Inkraft⸗ 
treten der PrPachtſchd. v. 18. Aug. / 19. Sept. 1927 dahin abge⸗ 
ändert, daß der Natural⸗ oder Naturalwertzins durch einen Geld⸗ 
pachtzins erſetzt wird, ſo iſt bei der Prüfung, ob die Vorausſetzungen 
des § 2 Prpachtſchd. für die vom Pächter beantragte Abänderung 
der Leiſtungen vorliegen, von dem Nachtragsabkommen nur auszu⸗ 
gehen, wenn es den Pachtzins erhöht hat. — 17 Y 77/28 v. 1. Okt. 
1928: Das PE A. kann, wenn der bei ihm geſtellte Antrag zurück⸗ 
genommen worden iſt, die Erſtattung der der Gegenpartei erwachſe⸗ 
nen Auslagen nicht mehr anordnen. 

Es ſei noch eine Stellungnahme zu einigen Einzelfragen geſtattet. 

1. Für die Abänderung von Leiſtungen, die nicht für ein Pacht⸗ 
jahr feſtgeſetzt ſind, will Marwitz die Antragsfriſt des § 3 Abſ. 6 
RpPachtſchd. (8 15 Abſ. 2 PrpachtſchO.) nicht gelten laſſen, meint 
vielmehr, der Antrag auf Abänderung ſolcher Leiſtungen könne für 
die noch nicht vergangene Pachtzeit jederzeit geſtellt werden (2 f. zu 
§ 2, 60 f.). So allgemein dürfte der Satz jedoch nicht gemeint, jeden⸗ 
falls nicht zutreffend ſein. Auch ſolche Leiſtungen müſſen der Antrags⸗ 
friſt unterliegen, ſobald ſie voll bewirkt ſind. Man denke als Beiſpiel, 
daß der Pächter ſich im Vertrage verpflichtet hat, im Laufe der Pacht⸗ 
zeit eine Feldſcheune von beſtimmter Größe oder von einem beſtimmten 
Bauwert auf ſeine Koſten zu bauen. Dieſe Leiſtung iſt allerdings 
nicht Entgelt für ein einzelnes Pachtjahr, ſondern für die ganze Pacht⸗ 
dauer. Solange ſie nicht bewirkt iſt, gehört ſie deshalb jederzeit zu 
den Pächterleiſtungen. Daher kann der Antrag auf die Anderung der 
Verpflichtung jederzeit geſtellt werden, denn es iſt begrifflich gar nicht 
möglich, daß die Antragsfriſt abgelaufen iſt. Hat der Pächter aber 
einmal den Bau vollendet, ſo iſt dieſe Leiſtung bewirkt und der 
Abänderung nur noch unter den gleichen Vorausſetzungen zugänglich, 
wie jede andere getilgte Leiſtung. Grandſätzlich ſind aber völlig ge⸗ 
tilgte Leiſtungen, wie auch der Kommentar (S. 61 zu g) ausſpricht, 
der Anderung entzogen, weil ſie dem Einfluß der veränderten all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht mehr unterliegen. Dieſe 
Regel ſetzt die PachtſchO. nur inſofern außer Kraft, als ſie das Pacht⸗ 
jahr wegen ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung auch rechtlich als maß⸗ 
gebenden Abſchnitt für die Zuſammenfaſſung von Leiſtungen ver⸗ 
wendet. Die PachtſchO. unterwirft die in das Pachtjahr fallenden 


Leiſtungen dem Eingriff des PC A., wenn der Antrag binnen zwei 
Monaten nach Ablauf des Pachtjahres geſtellt wird. Hiernach kann 
die zum Beiſpiel gewählte Baupflicht, die der Pächter erfüllt hat, 
zwar noch geändert werden, wenn der Antrag für das Pachtjahr der 
Bauausführung rechtzeitig geſtellt wird, nicht aber auf Grund eines 
ſpäteren Antrages. Vielleicht beſteht die Möglichkeit, die bewirkte 
Leiſtung als Leiſtung auch fpäterer Pachtjahre dann zu betrachten, 
wenn der Pächter einen für den Bau aufgenommenen Kredit ſpäter 
noch abtragen muß. Von ſolchen Sonderfällen abgeſehen, iſt die 
Leiſtung aber mit dem Ablaufe des Jahres, in das ſie fällt, unab⸗ 
änderlich geworden. Natürlich wird dadurch nicht gehindert, daß die 
Tatſache der Leiſtung bei Abänderung anderer Leiſtungen in ſpäteren 
Jahren für die Billigkeitserwägungen des PEA. Bedeutung haben kann. 

2. Zu § 3 (5 d, S. 94) verneint Marwitz die Befugnis des 
PEN. zur Verlängerung des Pachtvertrages nur für einen Teil des 
Pachtlandes, übrigens, wie die Anmerkung verrät, in Abweichung 
von Wagemann. Er glaubt, ſich damit in Widerſpruch zu RG. 114, 
243, zu befinden, weil das RG. die Teilkündigung zugelaſſen 
hat. Marwitz hält die Auffaſſung des RG. für unrichtig. Doch 
auch, wer die Zulaſſung der Teilkündigung billigt, wird die Teil⸗ 
verlängerung für 8 3 damit nicht begründen können. Schon daß 
§ 3 die Teilverlängerung nicht beſonders erwähnt, ſpricht deutlich da⸗ 
für, daß ſie nicht zugelaſſen werden ſollte. Der Wortlaut hat ſich, 
ſoweit er hier intereſſiert, durch ſämtliche Faſſungen der PachtſchO. 
unverändert erhalten. Als er zum erſten Male gefaßt wurde, lag das 
Urt. des RG. nicht vor, es iſt erſt von 1926. Niemand hatte damals 
im Schrifttum überhaupt die Möglichkeit von Teilkündigungen er⸗ 
wogen. Auch die Verf. der PachtſchO. haben alſo die Teilverlängerung 
aus dieſem Geſichtspunkte damals ſicher nicht für ſelbſtverſtändlich 
gehalten, hätten ſomit allen Anlaß gehabt, fie zu erwähnen, wenn fie 
erlaubt fein ſollte. Man darf auch dem in die ſpateren Pachtſchd⸗ 
unverändert übernommenen Wortlaut nicht deshalb einen geänderten 
Sinn unterlegen, weil das RG. inzwiſchen Teilkündigungen geſtattet hat. 

Vor allem aber folgt aus der Zulaſſigkeit der Teilkündigung 
noch nicht diejenige der Teilverlängerung nach § 3. Die Verlängerung 
des Pachtvertrages durch das PEN. iſt kein Rechtsgeſchäft der 
Parteien, ſondern ein öffentlich⸗rechtlicher Zwangsakt. Daß der Inhalt 
des rechtskräftigen Beſchluſſes unter den Parteien als Vertragsinhalt 
gilt (8 56), ändert daran nichts, denn dieſe Vorſchrift kann die 
Entſch. nicht zum Vertrage machen, enthält vielmehr durch die Gleich⸗ 
ſetzung mit dem Vertragsinhalt nur eine vereinfachte Regelung für 
die Wirkung der Entſch. Aus dem Wortlaut ſchon iſt erſichtlich, 
daß § 56 das Vorhandenſein eines zulaſſigen Beſchluſſes vorausſetzt, 
aber dieſe Zuläſſigkeit ſelbſt nicht regelt. Der Zmangsakt iſt jedoch 
nur in den Grenzen zuläſſig, die ihm die PachtſchO. zieht. Wenn die 
Parteien durch Vereinbarung oder durch Teilkündigung für die 
Zukunft das Pachtgrundſtück verändern können, ſo iſt das für die 
Befugnis des PEN. zur Teilverlängerung bedeutungslos, weil dieſe 
Befugnis ſich nur aus $ 3 herleiten ließe, dort aber nicht anerkannt 
iſt. Daß die Teilkündigung der Teilverlängerung als Zwangsalt nicht 
den Weg bahnen kann, zeigt deutlich der Schluß des erwähnten Urt. 
des RG. Nach dem RG. kann jede Vertragspartei im Falle der 
Teilkündigung des Gegners verlangen, daß die Kündigung auf den 
ganzen Vertragsgegenſtand erſtreckt wird, wenn die Teilkündigung 
fie benachteiligen würde. Bei der Teilverlängerung durch das PEN. 
iſt ein ſolcher Einſpruch des Vertragsteils undenkbar. 

3. Der Schutzbeſtimmung des § 7 wird man eine andere Be⸗ 
deutung beimeſſen müſſen, als es Marwitz tut. „Auf die nach der 
PachtſchO. den Vertragsteilen zuſtehenden Rechte kann nicht verzichtet 
werden.“ Der Kommentar (S. 119) führt dazu aus, der Verzicht 
könne auch ſtillſchweigend erfolgen, doch muſſe der betr. Partei dabei 
bewußt fein, daß ſie Rechte aus der PachtſchO. aufgebe. Dieſes Be⸗ 
wußtſein wird man nicht fordern dürfen. Die PahtfhD. gilt nicht 
im Intereſſe der einzelnen Vertragsteile, ſondern iſt entſtanden aus 
dem Bedürfnis der Allgemeinheit, weil der Schutz der landwirtſchaft⸗ 
lichen Produktion in Pachtbetrieben nötig erſchien. 8 7 ſoll die Er⸗ 
reichung ihres Zweckes ſichern; ſeine Anwendung darf deshalb nur 
erfordern, daß objektiv Rechte aus der PachtſchO. im voraus auf⸗ 
gegeben ſind, nicht aber kann ſie vom Bewußtſein des Aufgebens 
abhängen. Marwitzs Auffaſſung führt auch zu dem bedenklichen 
Ergebnis, daß ſich auf den Schutz nur derjenige berufen kann, der 
dadurch bewußt vertragsuntreu handelt, nicht aber der andere, der 
erſt fpäter erkennt, daß er die Vorteile der PachtſchO. aufgegeben hat. 

4. Ein nichtiger Verzicht ſoll darin liegen können, wenn einer 
Partei im Vertrage die Befugnis eingeräumt wird, unter beſtimmten 
Umſtänden den Vertrag friſtlos zu kündigen, oder wenn der Vertrag 
beim Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes als aufgelöft gelten Toll. 
Auch hier vermag ich nicht zuzuſtimmen. Ob ſolche Abmachungen über⸗ 
haupt als Aufgabe der Rechte aus der PachtſchO. angeſehen werden 
könnten, iſt ſchon recht zweifelhaft. Sie führen gar nicht dazu, daß 
ein ſonſt beſtehendes oder auch nur künftig entſtehendes Recht auf⸗ 
gegeben wird, laſſen vielmehr auch das Recht auf Verlängerung des 
Pachtvertrages in dem ganzen Umfange beſtehen, den es nach 8 3 hat. 
Nur weil dieſe Verlängerungsmöglichkeit nach der Beendigung des 
Pachtverhältniſſes begrifflich nicht mehr beſteht, entfällt ſie bei friſt⸗ 
loſer Kündigung und beim Eintritt der auflöſenden Bedingung. 
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Schon daß die Pachtſchd. die im BGB. geregelten Fälle friſtloſer 
Kündigung und auch die Vereinbarung weiterer Kündigungsgründe 
und auflöſender Bedingungen nicht beſeitigt hat, dürfte hinreichend 
beweiſen, daß es ſich bei ſolchen Vereinbarungen auch in der Gegen⸗ 
wart nicht um Verzichte i. S. des $ 7 handeln kann. 

5. Wagemann (S. 197 zu 8 28) halt im Gegenſatz zu meinen 
Ausführungen (Verpächter 1926, 2) daran feſt, daß die Vertretung 
des Pächters durch feine Berufsorganiſation ($ 3 Abſ. 1 RPachtſchO.) 
nur von den verfaſſungsmäßigen Organen dieſer Verbände, nicht 
aber durch den Syndikus oder andere Unterbevollmächtigte aus⸗ 
geführt werden könne. Obwohl in der neuen Auflage eine längere 
Begründung gegeben iſt, vermag ich mich leider von der Richtigkeit 
der Auslegung auch jetzt nicht zu überzeugen. Sämtliche aus der 
PrPachtſchd. entnommenen Gründe ſcheiden ohne weiteres aus, denn 
die Vertretung durch die Berufsorganiſation iſt durch das Reichsrecht 
geregelt und kann deshalb von den Ländern nicht beſchränkt werden. 
Daß 8 12 MietShb. für das Pachtſchutzverfahren gelte, wird wohl 
niemand behaupten, auch die Art, wie ich ihn in meinem Aufſatz er⸗ 
wähnt habe, wird niemand zu dieſer irrigen Auffaſſung verleiten 
können. Nicht bedeutungslos dürfte es aber fein, daß das MietSchch. 
die Vertretungsbefugnis im Gegenſatz zu Wagemann nicht auf die 
Organe beſchränkt. Bei dieſer Rechtslage fehlt jeder erſichtliche Grund, 
weshalb die RpachtſchO. eine ſolche Beſchränkung anordnen ſollte. 
Deshalb iſt die einſchränkende Auslegung nur bei klarem Nachweis 
ihrer Richtigkeit zu billigen. KR. Dr. Günther, Berlin. 


Schrifttum zur Fideikommißauflöſung. 
I 
Der Fideikommißbeſitzer in Preußen vor, während und 
nach der Auflöſung unter Berückſichtigung der ſchwe⸗ 
benden Reformbeſtimmungen von Dr. Mielke, Oberlandes⸗ 
gerichtsrat in Stettin. Berlin 1929. Verlagsbuchhandlung 
Paul Parey. 34 S. 


Dem Preuß. LT. liegt der Entwurf eines Geſetzes über 
Anderungen der zur Auflöſung der Familiengüter und der Haus⸗ 
vermögen ergangenen Geſetze und Verordnungen vor (LT Druckſ. 
Nr. 3110). Der Verf. weiſt auf die weitreichende Unbekanntſchaft 
mit dieſen Dingen hin. Auch die Begründung (©. 77) ſagt, dieſe 
Gesetzgebung jet eine wenig bekannte Rechtsmaterie, und ein 
Kritiker des Entwurfes (Ermel: DIg. 1929, 1026) nennt fie 
ſogar eine „Geheimwiſſenſchaft“. Darum iſt jeder Verſuch zur 
Aufklärung weiterer Kreiſe über dieſen Rechtsſtoff dankenswert. 
Hinzu kommt folgendes: 

Der Entwurf enthält 44 Artikel. Einzelne Artikel ſind ge⸗ 
wiſſermaßen kleine Spezialgeſetze. Sie umfaſſen bis zu 20 Para⸗ 
graphen. Die einzelnen Paragraphen aber haben es auch in ſich. 
Sie umfaſſen eine große Zahl, bis zu 17, Abſätze. So liegt ein 
gewaltiges Gejebgebungswerk vor, mit Hunderten von Beſtimmrun⸗ 
gen, die, recht zu verſtehen, in den gehörigen Zuſammenhang ein⸗ 
zureihen, in ihrer Auswirkung ſich praktiſch vorzuſtellen, ſelbſt für 
den Sachkenner, eine harte Nuß iſt. Außerdem iſt der Entwurf 
ein auf die ZwAuflVO. und die Fam VO. aufgepfropftes Ab⸗ 
änderungsgeſeß ), jo daß der Leſer, um die geplanten Neuerungen 
zu verſtehen, das geltende Recht — und zwar genau — kennen 
muß, was ein Studium der Geſetze und Verordnungen, der Rſpr. und 
der Begründungen erfordert und mehr Zeit koſtet, wie eine Doktor⸗ 
arbeit. Für den Abgeordneten, der das Bedürfnis empfindet, ſich 
über den gegenwärtigen Rechtszuſtand zu unterrichten, für den 
Fideikommißbeſitzer, der unmittelbar vor Toresſchluß ſich ent⸗ 
ſcheiden will, ob er noch nach jetzigem Recht freiwillig auflöſen 
ſoll, u a. iſt ſchlecht geſorgt. Die eingehende und ſorgfältige 
Begründung zum Entwurf verfolgt andere Ziele, und iſt außerdem 
vergriffen. Um ſo dankenswerter erſcheint die Schrift von Mielke, 
die eine Einführung in das heutige materielle Fideikommißrecht 
gibt und zugleich auf die vom Entwurf geplanten Anderungen 
hinweist. Der Verf. iſt Mitglied des Auflöſungsamts in Stettin. 
Er kennt den Gegenſtand aus ſeiner richterlichen Tätigkeit. Er 
gibt ein lebendiges Bild des wirklichen Lebens. Mit warm⸗ 
fühlender Anteilnahme an dem Fideikommißbeſitzer, den An⸗ 
wärtern, den Geſchäftsfreunden empſindet er ihre Bedürfniſſe und 
ihre Sorgen. Er ſchildert die Rechtslage des Beſitzers vor und nach 
der Auflöſung und den evtl. jahrelangen kritiſchen Zwiſchenzuſtand 
zwiſchen dem Folgefall bzw. dem Stichtag und der Rechtskraft 
des Fideikommißauflöſungsſcheins, während deſſen das bisherige 
Fideikommißvermögen de jure frei, de facto gebunden iſt. Er be⸗ 
handelt den Erwerb des Fideikommiſſes durch Tod und durch Ver⸗ 
zicht, die ſteuerrechtlichen Wirkungen, die Aufſicht über die Wirt⸗ 


1) Auch die in dem Entwurf regelmäßig wiederkehrende 
Faſſung: An die Stelle des § x treten folgende Vorſchriften: 8 
erhält folgende Faſſung; im § 2 treten an die Stelle der Worte a, 
b, c die Worte d, e, f uff., die ein dauerndes Vergleichen mit den 
älteren Geſetzen notwendig macht, erſchwert das Studium. 
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ſchaftsführung durch Kurator und Auflöſungsamt, die wirtſchaft⸗ 
liche Not der Beſitzer, die Verwaltungsentziehung und eventuelle 
Unterſtützung des Beſitzers während der Zwangsverwaltung, die 
Pflegerbeſtellung, die Grenzen der Fruchtziehung, z. B. bei Wind⸗ 
bruch und Raupenfraß, Eingriffe in den Stamm des Vermögens 
durch Aufnahme von Subſtanzdarlehn und durch Mehreinſchlag, 
Familienſchlüſſe und deren Beſtätigung, Erſtattung von Aufwen⸗ 
dungen zur Erhaltung oder Verbeſſerung des Fideikommiß⸗ 
vermögens u. a. m. Dieſe Beiſpiele, die man vervielfältigen kann, 
zeigen, wie die Darſtellung aus dem Leben ſchöpft. Darum wird, 
wie ich glaube, niemand die kleine Schrift ohne Anregung und 
Belehrung aus der Hand legen. 


II 


Die verfaſſungsrechtlichen Bedenken gegen den dem Preußi⸗ 
ſchen Landtag vorliegenden Fideikommißgeſetzentwurf 
von Dr. Fritz Mielke, Oberlandesgerichtsrat in Stettin. 
Berlin 1930. Carl Heymanns Verlag. 22 S. 


Der Entwurf bringt vier grundlegende Neuerungen: 

a) Abkürzung der Dauer der Geſamtauflöſung durch Einführung 
eines Stichtages (1. April 1925), an welchem ſämtliche 
dann noch beſtehenden Familiengüter gleichzeitig frei werden 
ſollen (8 3); 

b) Verbeſſerung der Lage der Abfindungsberechtigten durch Er⸗ 
höhung der Abfindung und Abſchaffung des bisherigen 
Rechts des Fideikommißbeſitzers auf teſtamentariſche Regelung 
und Ausſchluß der Abfindung (§ 4); 

c) Anderung des Fruchterwerbsrechts dahin, daß die Früchte 
des Fideikommiſſes nicht mehr in das Fideikommißvermögen 
fallen, ſondern unmittelbar mit Trennung oder Fälligkeit ins 
freie Vermögen gelangen ($ 6a); 

d) Verbeſſerung der Lage der Gläubiger des Fideikommiß⸗ 
beſitzers durch Erklärung der ſog. Betriebsgläubiger zu Stamm⸗ 
gläubigern und durch Eröffnung eines Zugriffsrechts der Allod⸗ 
gläubiger auf die Früchte des Fideikommiſſes, ausnahmsweiſe 
auch auf den Stamm. 

Die grundlegende Frage, mit der ſich die Begründung (Sp. 58 ff.) 
eingehend auseinanderſetzt, iſt, ob dieſe tief in das Privateigentum 
eingreifenden Auderungen mit den Grundſätzen der RVerf. in Ein⸗ 
klang ſtehen. Die Schrift von Mielke iſt ausſchließlich dieſer 
Unterſuchung gewidmet. Er prüft die Frage auf breiter Grund⸗ 
lage. Zu jedem Punkte wird der gegenwärtige Rechtszuſtand bei 
der Zwangs⸗ und bei der freiwilligen allmählichen Auflöſung dar⸗ 
geſtellt; demnächſt die Regelung des Entwurfes erörtert und dann 
unter Berückſichtigung der parlamentariſchen Vorgeſchichte, der 
Rſpr. des RG., der Materialien zum BGB. und des Schrifttums, 
unter Anführung von aus dem Leben gegriffenen Beiſpielen, 
Kritik an dem Entwurf geübt, aber nicht eine negative Kritik, 
fondern es werden zugleich zu den einzelnen Punkten praktiſche 
Vorſchläge gemacht, wie, ohne Verletzung der Verfaſſung, die vom 
LT. anerkannten Mängel des gegenwärtigen Zuſtandes zu beheben 
und die Abſichten der Regierung auf beſchleunigte Auflöſung nach 
Möglichkeit zu erreichen ſind. 

Die Begründung ſtellt zur Rechtfertigung der entſchädigungs⸗ 
loſen Enteignungen (S. 58) den Satz auf: 

„Die Anwärter, deren Rechte bis zum Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes noch nicht zur Folge geführt haben, haben ... auf 
Grund der ZwäuflVO. noch keine Rechte erworben. Die Zw⸗ 
ARD. ſtellt nur Rechtssätze auf, nach denen ſich der Erwerb 
von Rechten vollzieht. Solange der Tatbeſtand dieſer Rechts 
ſätze noch nicht voll erfüllt iſt, kann von einem Rechtserwerb 
noch nicht die Rede ſein.“ 

Dazu ſagt Mielke: 

„Das iſt ein Fehlſchuß. Die Abſchaffung eines Rechts 
inſtitutes bedeutet die Aufhebung gewiſſer Rechtsſätze, alſo eine 
Beſeitigung objektiven Rechts. Die Abſchaffung von Anwärter⸗ 
rechten bedeutet aber die Zerſtörung einzelner ſubjektiver Rechte. 
Wird das objektive Recht geändert, ſo werden die auf dieſem 
Boden bisher erwachſenen ſubjektiven Rechte keineswegs mit 
hinfällig.“ f 

Mielke beruft ſich hierfür auf folgende Stelle aus den Mo⸗ 
tiven zum BGB. (Bd. 1, 21): , 

„Daß der Staat als Hüter der Rechtsordnung mit ſich ſelbſt 
in Widerſpruch treten würde, wenn er den unter dem Schutze 
ſeiner Geſetze und deren Garantie gehörig erworbenen und begrün⸗ 
deten Rechten und Rechtsverhältniſſen ſpäter ihre Wirkfamkeit 
wieder entziehen wollte. Die Annahme, daß der Staatswille auf ein 
Verfahren gerichtet ſein ſollte, welches das dem Geſetze entgegen⸗ 
gebrachte Vertrauen täuſchen, die Rechts icherheit gefährden, das 
Rechtsbewußtſein erſchüttern und ſchließlich die Staatsautorität 
untergraben müßte, verbietet ſich von ſelbſt.“ 

Mielke fährt dann in ſeiner Deduktiom wie folgt, fort: 

Der Entw. müßte alſo, wenn er beſtehende Anwärterrechte 
beſeitigen will, ſich ausdrücklich rückwirkende Kraft beilegen. 
Das wäre gleichbedeutend mit einer Enteignung der betroffenen 
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Anwärter. Dem Landesgeſetzgeber ſind Enteignungen aber nur 
gegen angemeſſene Entſchädigung und unter Offenhaltung des 
Rechtsweges wegen der Entſchädigung erlaubt. 

Zuſammenfaſſend ſagt Mielke am Schluß 

führungen: 
a) Verfaſſungswidrig iſt die Einführung eines Stichtages mit den im 
Entw. vorgeſehenen Folgen. Verfaſſungsmäßig iſt nur eine Auf⸗ 
löſung, welche bereits entſtandene Folgerechte achtet und ſich darauf 
beſchränkt, die Entſtehung neuer zu verhindern. 

Verfaſſungswidrig iſt der durch den Entw. vorgeſehene Ein⸗ 
griff in die durch rechtskräftig beſtätigten Familien⸗ 
ſchluß endgültig geordnete freiwillige allmähliche Auflöiung. 
Verfaſſungswidrig iſt jede dem Fideikommißfolger auferlegte Ab⸗ 
findung (neben der Verſorgung) zugunſten der nicht zur Nachfolge 
gelangenden Angehörigen des letzten Fideikommißbeſitzers. 
Verfaſſungswidrig iſt die im Entwurfe vorgeſchlagene Entblößung 
des Fideikommißvermögens von den Früchten der zu ihm gehörigen 
Sachen. 

Verfaſſungswidrig iſt die Zulaſſung eines Zugriffs von 
Allod gläubigern in Fideikommißfrüchte und in den Stamm des 
Fideikommißvermögens. 


ſeiner Aus⸗ 
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Fideikommißauflöſung und Reichsverfaſſung von D. Dr. 
Günther Holſtein, Profeſſor in Kiel. Berlin 1930. Carl 
Heymanns Verlag. 23. S. 

Die Schrift enthält ein Gutachten über die Frage: „Iſt der 
Entwurf eines Abänderungsgeſetzes zum preuß. Fideikommißauf⸗ 
löſungsrecht mit der Reichsverfaſſung vereinbar?“ Der Verf. prüft 
die grundlegenden Neuerungen des Entw. und ſetzt ſich mit den Ar⸗ 
gumenten auseinander, die die Begründung zugunſten der Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit anführt. Gegenüber der Berufung auf die Bedenken, 
die Carl Schmitt (JW. 1929, 195) gegen die Rechiſprechung des 
Reichsgerichts bei Auslegung des Eigentumsbegriffs im Art. 153 
RVerf. geltend gemacht hat, verweiſt er darauf, daß die Entwicklung 
der geſamten wiſſenſchaftlichen und praktifhen Arbeit, die ſich ſeit 
dem Beſtehen der Weimarer Verfaſſung vollzogen hat, zu der Über⸗ 
zeugung geführt habe, daß die grundrechtlichen Verfaſſungsbeſtim⸗ 
mungen, die als Heiligtum des deutſchen Volkes gedacht ſind (RG. 
102, 165), nicht Monologe des Geſetzgebers, ſondern poſitives 
Recht ſind; ferner, daß die Normgedanken des RG. nicht nur mit 
der Geſchichte und dem geſetzgeberiſchen Sinn des Art. 153 vereinbar 
ſeien, ſondern von dieſem geradezu gefordert werden. Eingehend be⸗ 
handelt er die Bedenken gegen die Entziehung der Anmwürterrechte, 
die Abfindungen, die Anderungen des Fruchterwerbsrechts und die 
auch von Mielke bekämpfte Theorie, daß der Geſetzgeber ohne 
Rückſicht auf Art. 153 RVerf. durch Anderung von Rechtsinſtituten die 
ſich daraus ergebenden zeitlich bedingten Rechtsanſprüche aufheben dürfe. 

Die Auffaſſung des Verf. kann man etwa wie folgt wiedergeben: 
a) Die Auflöſung der Fideikommiſſe auf Grund des Art. 155 Verf. 

muß ſich in den allgemeinen Grenzen des Reichsverfaſſungsrechts 
halten. Art. 155 ſchließt nicht das Recht in ſich, einen Teil der 
Berechtigten überhaupt ausfallen zu laſſen. 

b) Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts ſtellen die Einführung 
des Stichtages, der damit verbundene Rechtsausfall, ſowie die Vor⸗ 
ſchriften der SS de, 5, 6a des Entw. entſchädigungsloſe Ent⸗ 
eignungen dar, ſoweit dieſe Rechte einen real meßbaren wirt⸗ 
ſchaftlichen Wert haben. Zutreffendenfalls verſtößt ihre entſchädi⸗ 
gungsloſe Aufhebung gegen Art. 153, Abſ. 2 RVerf. und würde, 
da Reichsrecht Landesrecht bricht, rechtsunwirkſam ſein. 

c) Soweit für dieſe Enteignungsakte die ordentlichen Gerichte aus⸗ 
geſchaltet werden, verſtößt dies gegen Art. 153 Verf. Den Be⸗ 
teiligten würde der Rechtsweg offenſtehen und das NG. in der 
Lage ſein, die Rechtsungültigkeit der gegen Art. 153 verſtoßenden 
landesrechtlichen Beſtimmungen zum Ausdruck zu bringen. 

In dieſem Gutachten herangezogen und im Anhange dazu ab⸗ 
gedruckt iſt ein früheres Gutachten des Verf. über die Frage: 
„Kann der preuß. Geſetzgeber ohne Rückſicht auf Art. 153 die in 
den Provinzen Sachſen und Niederſchleſien zur Zeit beſtehenden Rechte 
auf Aufſuchung und Gewinnung von Steinkohle und Erdöl ohne 
Entſchädigung dem beteiligten Grundeigentümer entziehen?“ 

Ein von der Staatsregierung im Mai 1929 vorgelegter Ge⸗ 
ſetzentwurf über den vorſtehend bezeichneten Gegenſtand hatte beſtimmk: 

„Für die Entziehung des Rechts auf Aufſuchung und Ge⸗ 
winnung der im Art. 1 § 1 genannten Stoffe wird eine Enk⸗ 
ſchädigung nicht gewährt.“ fi 

Die Begründung dazu hatte ſich, ebenſo wie es die Begründung 
zum Fideikommißgeſetzentwurf (S. 60) tut, für die Nichtgewährung 
der Entſchüdigung auf das Urt. des Staatsgerichtshofes v. 23. März 
1929 bezogen, welches ausführt, daß in ſolchem Falle nicht eine 
Enteignung nach Art. 153 Abſ. 2 Nerf, ſondern lediglich eine Eigen⸗ 
lumsbeſchränkung nach Art. 153 Abf. 1 RVerf. vorliegt, für die eine 
Entſchädigung nicht in Frage komme. Holftein behandelt in dem 
älteren Gutachten die Bedeutung und die rechtliche Tragweite des Urt. 
des Staatsgerichtshofes und bemüht ſich, an der Hand der Nipr, 
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und des Schrifttums zu Art. 153 RVerf. nachzuweiſen, daß die ge⸗ 
plante entſchadigungsloſe Enteignung das Geſetz nichtig machen würde. 
Der LT., dem das Gutachten von Holſtein vorlag, hat den Entw. 
dahin geändert: 
„Für einen nach Art. 2 eintretenden Rechtsverluſt hat der 
Staat angemeſſene Entſchädigung in Geſtalt eines Förder⸗ 
zinſes zu leiſten“ (Gef. v. 22. Juli 1929, PrGS. Nr. 20, S. 88). 
Dieſes ältere Gutachten von Holſtein iſt deshalb auch für die 
vorliegende Frage beachtlich. IR. Dr. W. Loewenfeld, Berlin. 


Dr. jur. Franz von Waldow: Das Arbeitsrecht der Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft. Leipzig 1929. Vertretungsverlag 
W. Moeſer Buchhandlung. 70 S. Preis geh. 2 

Der Verf. gibt eine Geſamtüberſicht über das Arbeitsrecht 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft. Die Darſtellung, die im weſentlichen 
erſchöpfend iſt, nirgends aber in die Tiefe geht, iſt von Wert für 
denjenigen, der ſich eine oberflächliche Kenntnis des laudwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeitsrechts verſchaffen will. Sie wird insbeſ. für die 
landwirtſchaftlichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer von praktifchem 
Wert ſein, die auf Grund der gemeinverſtändlichen Darſtellung ſich 
mit den Grundſätzen der für ihr gegenſeitiges Verhältnis maß⸗ 
gebenden Beſtimmungen vertraut machen können. 

An einzelnen Stellen hätte die Darſtellung etwas ſorgfältiger 
ſein können. Auf S. 33 fehlt bei der Behandlung des Einſpruchs⸗ 
verfahrens nach dem Betrgich. die Angabe der Friſten. Auf S. 34 
fehlt bei der Darſtellung des Kündigungsrechts der Betriebsrats⸗ 
mitglieder die Angabe, daß eine zuſtimmungsloſe Kündigung auch 
bei Betriebsſtillegung zuläſſig iſt. Auf S. 35 iſt die Angabe, daß 
die landwirtſchaftlichen wichtigen Kündigungsgründe weiter gefaßt 
ſind als die der GewoO., ungenau; die einſchlägigen Beſtimmungen 
der vorläufigen Landarbeitsordnung ſtehen zu denen der GewO. 
dadurch in Gegenſatz, daß bei der letzteren die zur friſtloſen Kün⸗ 
digung berechtigenden Gründe erſchöpfend, bei der erſteren dagegen, 
bei der jeder wichtige Grund zur friſtloſen Kündigung berechtigt, 
nur beiſpielsweiſe aufgeführt ſind. Auf S. 18 iſt die Darſtellung 
der Fortwirkung des Tarbertr. auf Arbeitsverträge bei Austritt 
des Arbeitgebers aus dem am TarVertr. beteiligten Verband für 
denjenigen nicht verſtändlich, der mit der Materie nicht vertraut 


it. Die Normen des TarVertr. gelten nicht — wie der Verf. 
ſagt — kraft Geſetzes für die beſtehenden Arbeitsverhältniſſe 
weiter, ſondern deshalb, weil ſie Inhalt des Einzelarbeits⸗ 


vertrages geworden ſind und eine Abänderung desſelben nur durch 
ordnungsmäßige Kündigung möglich iſt. 

Die ebenſo wichtige wie ſchwierige Frage, wieweit die Gärtnerei 
der Landwirtſchaft zuzurechnen iſt, iſt viel zu kurz behandelt. 

Die Angabe auf S. 5, daß das ArbGG. durch die Beſeitigung 
des Schlichtungsweſens für Einzelſtreitigkeiten und durch die Strei⸗ 
chung gewiſſer Beſtimmungen der vorläufigen LArbO. auch die 
Landwirtſchaft dem ordentlichen Arbeitsgerichtsprozeß unterſtellt 
hat, iſt in dieſer Form abwegig; die weſentliche Bedeutung des 
ArbGG. für die Landwirtſchaft beſteht in der Unterſtellung unter 
dieſe Sondergerichte im Gegenſatz zu der bis dahin gegebenen 
Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte. ö 

Zum Schluß noch ein Wort zu der Einleitung. Auf S. 3 
heißt es: „Die deutſche Landwirtſchaft warf im Frieden einen 
jährlichen Reinertrag von etwa 1 Milliarde ab. Dieſer Betrag wird 
heute allein von der Zinslaſt der Schulden verſchlungen.“ Nach⸗ 
dem wir nunmehr bald ein Jahrzehnt wieder im Frieden leben, 
ſollte man ſich daran gewöhnen, von der Vorkriegszeit 
zu ſprechen, wenn man die Zeit vor dem Kriege meint. Im übrigen 
ſcheint mir die Gegenüberſtellung des Vorkriegsreinertrages gegen⸗ 
über der heutigen Zinslaſt inſofern wenig glücklich, als ja auch in 
der Vorkriegszeit die Landwirtſchaft nicht unerheblich mit Schulden 
belaſtet war. Wenn der Verf. alſo ſchon auf wirtſchaftliche Zahlen⸗ 
angaben Wert legte, ſo hätte er zum mindeſten auch die Zinslaſt 
der Vorkriegszeit mit berückſichtigen müſſen. 

RA. Dr. v. Karger, Berlin. 


Geh. Juſtizrat Stelling, Oberſtaatsanwalt i. R.: Die Hauns⸗ 
verſchen Jagdgeſetze. Hannover 1929. Verlag der Hahn⸗ 
ſchen Buchhandlung. Großoktav. Preis 24 . 

Der im Herbſt 1928 erſchienenen erſten Abteilung iſt nunmehr 
in einem ſtattlichen, 400 Seiten umfaſſenden Bande die zweite Ab⸗ 
teilung des in drei Abteilungen eingeteilten Werkes gefolgt. Nach⸗ 
dem in jener Abteilung das Wildſchadenrecht des BOB., des Einfch. 
und des Hannoverſchen Wildſchadench. ſowie das dort geltende Jagdch. 
v., 29. Juli 1850 behandelt iſt, iſt in der jetzigen die ganze Hannover⸗ 
ſche Jagd O. v. 11. März 1859 nebſt der miniſteriellen Ausführungs- 


anweiſung Gegenſtand eingehender Erläuterungen. Ihnen iſt der Wort⸗ 


laut der Jagd O. im Zuſammenhange zur beſſeren Orientierung ihres 
Inhalts vorausgeſchickt. > 5 
Auch für den Inhalt der zweiten Abteilung kann das bei der 
Beſprechung der erſten Abteilung über die Bedeutung und die Ge⸗ 
diegenheit des Werkes Ausgeſprochene nur wiederholt werden (JW. 
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1928, 2430). Jeder einzelne Paragraph auch der Jagd. iſt bis in die 
kleinſten Einzelheiten hinein auf das Eingehendſte kommentiert, und 
es iſt dabei mit außerordentlicher Sorgfalt aus der geſamten 
Literatur und der Rſpr. ein geradezu lückenloſes Material zuſammen⸗ 
getragen. Die Erläuterung jeder Beſtimmung iſt in ſo umfaſſender 
Weiſe erfolgt, daß eigentlich wohl aus dem Werke jede auftauchende 
Frage wird beantwortet werden können. Durch die Fülle des Ge⸗ 
botenen droht allerdings die Überſicht über das Ganze für den Be⸗ 
nutzer des Werkes etwas verlorenzugehen, und es wird daher am 
Ende des Werkes eines recht eingehenden Sachregiſters bedürfen, um 
feinen reichen Inhalt auch wirklich praktiſch nutzbar zu machen. 
Denn die durch das ganze Werk durchgeführte Hervorhebung 
von Stichworten im Text der einzelnen Anmerkung durch Fettdruck 
erleichtert zwar die Inhaltsüberſicht der einzelnen Anmerkung, ver⸗ 
mag aber eine ſolche über das ganze Werk nicht zu erſetzen. Im be⸗ 
ſonderen ſind die mitten im Werk abgedruckten Nebenvorſchriften, 
wie z. B. das Edikt über das Halten von Feldtauben und die Straf⸗ 
vorſchriften über den Kaninchenfang, für den, der ſie einſehen will, 
ziemlich ſchwer auffindbar. 

Aber dieſer äußere Schönheitsfehler vermag den gediegenen 
Wert des Werkes nicht zu beeinträchtigen. 

AGR. Prof. Görcke, Eberswalde. 
Höfegeſetz für die Provinz Hannover in der Faſſung des 
Geſetzes vom 28. Juli 1909, erläutert von Juſtizrat 
Dr. Linckelmann. Dritte, neu durchgearbeitete Auflage. 
Hannover 1929. Verlag C. V. Engelhard & Co. Preis 
6 h. 

Der bekannte Führer durch das Gebiet des Hannoverſchen Höfe⸗ 
rechtes liegt in neuer Auflage vor. Im ſyſtematiſchen Aufbau und 
der äußeren Anordnung iſt das Werk unverändert geblieben; in 
vielen Einzelheiten dagegen iſt es unter Berückſichtigung des Schrift⸗ 
tums, der Nipr. und der ſonſtigen Erfahrungen aus der Anwendung 
des Höfe®. teilweiſe erheblich ergänzt und bisweilen auch ge⸗ 
ändert worden. Der Erläuterung der einzelnen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen hat der Verf. eingehende Ausführungen vorausgeſchickt, 
in denen er nach Mitteilung der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
die Stellung des behandelten Rechlsſtoffes in dem großen Gebiete 
des Privatrechtes näher feſtlegt und die dem Geſetze zugrunde lie⸗ 
genden Rechtsgedanken klarſtellt. Insbeſ. hat er dabei in über⸗ 
zeugender Weiſe die rechtliche Natur des Rechtes des Anerben und 
der Anſprüche ſeiner Miterben dargelegt und daraus die für die Be⸗ 
handlung des höferechtlichen Erbfalles im Grundbuche und im Erb⸗ 
ſcheine ſich ergebenden Folgerungen entwickelt, ferner ſeine zum 
Teile von der Rſpr. des KG. abweichende Stellungnahme zu der 
Frage der Zuläſſigkeit der Nacherbfolge im Rahmen der höferecht⸗ 
lichen Erbfolge näher dargelegt. Hierüber enthielt die vorige Auf⸗ 
lage des Buches nur eine kurze und in ihrer Allgemeinheit wohl 
101 keinen Fall zutreffende Bemerkung. Jetzt hat der Verf. zu dieſer 
Frage und im Anſchluß daran auch zu der Frage der 
Buläffigkeit von Bedingungen und Befriſtungen bei der Er⸗ 
nennung des Anerben ſich eingehend geäußert. Dabei ſtimmt er, 
ſoweit es ſich um die Zuläſſigkeit der einfachen Vor⸗ und Nach⸗ 
erbfolge handelt, nunmehr mit der dieſe Frage wohl mit Recht be⸗ 
jahenden Anſicht des KG. überein. Soweit es ſich dagegen um die 
Buläffigkeit einer Vor⸗ und Nachanerbenfolge handelt, die das KG. 
jedenfalls in einem beſtimmten Falle ebenfalls für zuläſſig erklärt 
hat, hält er an ſeinem früheren verneinenden Standpunkte feſt. 
Ebenſo verneint er die Zuläſſigkeit einer Bedingung oder Befriſtung, 
durch die der Erwerb des Anerbenrechtes in unzuläſſiger Weiſe 
von dem Erwerbe des Erbteiles getrennt werde. Letztere Anſicht 
dürfte zutreffen. Ob auch den Ausführungen über die Unzuläſſig 
keit einer Nachanerbenfolge ſchlechthin zuzuſtimmen iſt, dürfte da⸗ 
gegen immerhin zweifelhaft ſein. Auf jeden Fall aber iſt es ein 
unbeſtreitbares Verdienſt des Verf., klar herausgeſtellt zu haben, 
daß bei den bisherigen Erörterungen dieſes Problems die Unter⸗ 
ſchiede, die zwiſchen den einzelnen in Betracht kommenden Tat⸗ 
beſtänden beſtehen können, nicht ſcharf genug erkannt und bewertet 
worden ſind und dadurch die Löſung erſchwert worden iſt. Zweifel⸗ 
los hat der Verf. durch feine eigenen eingehenden und gründlichen 
Ausführungen erheblich zur Klärung dieſer gerade in letzter Zeit 
in der Praxis häufiger aufgetretenen Zweifelsfragen beigetragen 
und fie im Juſammenhange mit der Rſpr. des KG. (das OL. Celle 
hat bislang noch nicht Gelegenheit gehabt, ſich in einer Entſch. mit 
ihnen zu befaffen) jedenfalls zu einem weſentlichen Teile auch wohl 
ſchon endgültig einer Löſung zugeführt. Eingehend hat der Verf. 
auch die Vorſchriften für den Fall, daß der Hof zum Geſamtgute 
einer allgemeinen Gütergemeinſchaft des BGB. gehört, behandelt. 
Dabei wäre es vielleicht manchem erwünſcht geweſen, wenn der Verf. 
wenigſtens kurz auch auf die Rechtslage eingegangen wäre, die beſteht, 
wenn der Hof zum Geſamkgute einer altrechtlichen Gütergemeinſchaft 
gehört. Dieſe Fälle kommen noch jetzt im ehemaligen Fürſtentume 
Osnabrück verhältnismäßig häufig vor und bieten den Beteiligten 
durch das Ineinandergreifen der güterrechtlichen und höferechtlichen 
Beſtimmungen vielfach Schwierigkeiten. Endlich hat der Verf. in 
den allgemeinen Erörterungen ſich noch mit der Frage nach dem 
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Geltungsbereiche des Geſetzes befaßt. Hier hat er den in der früheren 
Auflage vertretenen engen Standpunkt, daß das Geſetz nur dann an⸗ 
wendbar ſei, wenn der Erblaſſer bei ſeinem Tode ſeinen Wohnſitz in der 
Provinz Hannover gehabt habe, wohl in zutreffender Weiſe aufgegeben. 

Die Erläuterungen der einzelnen geſetzlichen Vorſchriften weiſen 
eingehend den Weg für die Anwendung des Geſetzes im einzelnen 
Falle. In ihnen hat der Verf. auch die neuere Geſetzgebung auf 
anderen Rechtsgebieten berückſichtigt, wie die Ausführungen über 
das Heuerlingsverhältnis und über den Einfluß der Aufwertungs⸗ 
vorſchriften zeigen. Nur in der Anm. 46 zu à dürfte die Vorſchrift 
des 8 399 Ziff. 7 u. 9 PrWaſſch. von 1913 nicht hinreichend be⸗ 
achtet worden ſein. Beſonders willkommen werden vielen die zu den 
Vorſchriften über die Berechnung des Voraus des Anerben und der 
Abfindungen ſeiner Miterben gegebenen Beiſpiele ſein. Leider 
fehlt es an einem ſolchen und überhaupt an näheren Ausführungen 
an einer anderen Stelle, die bei der Anwendung des Geſetzes im 
einzelnen Falle immer wieder Schwierigkeiten macht: bei den Vor⸗ 
ſchriften über die Ermittelung des Hofeswertes, wenn, wie es öfter 
vorkommt, mit dem landwirtſchaftlichen Betriebe auf dem Hofe ein 
Nebenbetrieb, z. B. eine Gaſtwirtſchaft oder eine Schmiede oder 
Stellmacherei, verbunden iſt (8 13 Abi. 2). 

Von beſonderer Bedeutung ſind ſchließlich noch die eingehenden 
Ausführungen im Anſchluß an die Vorſchrift des $ 41 über die ſog 
Übergabe des Hofes im Wege der verfrühten Erbfolge, die in der 
Praxis eine ebenſo große Rolle ſpielen dürfte wie die Vererbung der 
Höfe nach dem Höfe®. Hierzu hat der Verf. das Ergebnis des Schrift⸗ 
tumes und der Rſpr. überſichtlich zuſammengeſtellk und kritiſch ge 
würdigt. Man wird ſeinen Ausführungen im weſentlichen zuſtim⸗ 
men müſſen. Das wird insbeſ. auch von der an anderer Stelle 
(Anm. 59 zu 8 19) gemachten Ausführung zu gelten haben, daß die 
Vorſchrift des § 19 über die Verpflichtung des Anerben, den Betrag 
ſeines Voraus nachträglich in die Erbmaſſe einzuſchließen, wenn er den 
Hof innerhalb beſtimmter Friſt veräußert, ſinngemäß auf den Fall 
anzuwenden ſei, daß er den Hof durch Übertragung unter Lebenden 
im Wege der verfrühten Erbfolge erhalten habe. 

In einem Anhange hat der Verf. endlich noch den Text des 
Höfe GG. i. d. Fall. v. 2. Juni 1874, wie er noch jetzt häufig ge⸗ 
braucht wird, ſowie der Allg. Verf. v. 30. Sept. 1874 und v. 
13. Sept 1909 über die Führung der Höferollen in der Provinz 
Hannover mitgeteilt und dadurch die Benutzbarkeit des Buches für 
den Praktiker erhöht. Nach allem kann von dem Werke in der 
neuen Auflage in erhöhtem Maße das geſagt werden, was bisher 
ſchon von ihm gegolten hat: daß es ein bewährter Führer durch das 
Gebiet des in der Provinz Hannover geltenden ländlichen Anerben⸗ 
rechtes iſt, das für weite Kreiſe der ländlichen Grundbeſitzer und 
die Geſtaltung der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe in der Provinz 
große Bedeutung hat und deſſen Bedeutung ſich auch noch über die 
Grenzen dieſer Provinz hinaus erſtreckt dadurch, daß es das Muſter 
für andere Geſetze ähnlichen Inhaltes geweſen iſt. 

OLGR. Starke, Weſtercelle bei Celle. 


Haudbuch des Landesproduktenhaudels 1929. Unter Mit- 
wirkung und Mitarbeit der Börſen, Vereinigungen und 
maßgebender Fachleute herausgegeben. Zweite, neubearbeitete 
und erweiterte Auflage. Berlin 1929. Verlag für Börſen⸗ 
und Finanzliteratur AktG. Lexikonformat zirka 1200 S. 
Preis Leinenband 24 h. 


Das Werk fest in Erſtaunen durch die Fülle des in ihm ger 
botenen Stoffes. 

Aus dem reichhaltigen Inhalt ſeien hervorgehoben: 

Teil A enthält Aufſätze von RA. Dr. Max Morgenroth: 
Die Zollgeſetzgebung; DNegR. Dr. Alfons Moritz: Die Unter⸗ 
ſcheidung von Sorten im Saatgutverkehr; Dr. Max Morgen⸗ 
roth: Das Futtermittelgeſetz, unter Beifügung des Geſetzestextes, Ab⸗ 
druck der Einheitsbedingungen für den Handel mit Futtermitteln und 
der Fabrikbedingungen der dem Verbande Deutſcher Futtermittel⸗ 
fabrikanten e. V., Berlin, angeſchloſſenen Fabriken, und ſchließlich 
einen Artikel über die Praxis des Futtermittelgeſetzes von Direktor 
P. Hamm; ferner Artikel über künſtliche Düngemittel, Umſatzſteuer⸗ 
fragen, Maße und Gewichte und einen Erntekalender. 

Teil B: „Handelsgebräuche und Schiedsgerichtsweſen der deut⸗ 
ſchen Produktenbörſen“, enthält eine wertvolle Zuſammenſtellung über 
folgende Gegenſtände: 

Die Einheitsbedingungen im deutſchen Getreidehandel, mit einem 
ausführlichen Kommentar; die ſüddeutſchen Sonderbeſtimmungen; 
rheiniſch⸗weſtfäliſche Handelsgebräuche; einen Aufſatz über den Zeit⸗ 
handel an den Produktenbörſen Berlin, Breslau und Hamburg; die 
Ortsgebräuche und Schlußſcheine der deutſchen Produhtenbörſen, 
Märkte und Vereinigungen; die Sonderbedingungen der Fachvereint⸗ 
gungen und ſchließlich noch eine Reihe von Aufſätzen über das 
Schiedsgerichtsweſen der deutſchen Produktenmärkte und Produkten- 
vereinigungen. 

Teil C gibt einen Überblick über die deutſch⸗niederländiſchen 
Verträge und bringt Kontrakte und Uſancen der ausländiſchen Pro⸗ 
duktendörſen, insbeſ. Danzig, Lettland, Polen, Oſterreich, Tſchecho⸗ 
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ſlowakei, Rumänien, Ungarn, Italien, Schweiz, Frankreich, Belgien, 
Niederlande, England, Dänemark und Schweden. 
Es iſt unmöglich, in dem beſchrankten Raum einer kurzen Be⸗ 
ſprechung auch nur annähernd den Juhalt des Buches zu würdigen. 
Herausgeber und Verleger haben ein Werk geſchaffen, welches 
für die Fachkreiſe von größter Bedeutung iſt. D. S. 


Reichszivilgeſetze. Eine Sammlung der wichtigſten Reichs⸗ 
geſetze über bürgerliches Recht und Rechtspflege. Für Rechts⸗ 
lehre und Praxis herausgegeben von Dr. Ernſt Jaeger, 
Profeſſor der Rechte zu Leipzig. 7., neubearbeitete Auflage. 
München 1929. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 


Wenige Monate nach dem Erſcheinen der in JW. 1929, 169 
angezeigten 6. Auflage war die jetzt erſchienene 7. Auflage not⸗ 
wendig — ein wohlverdienter Erfolg des allen Juriſten vertrauten 
Jaeger⸗Bandes. Mehr vielleicht noch als bei anderen juriſtiſchen 
Werken iſt der Beſitzer einer Textausgabe auf die Sorgfalt des 
Autors oder Herausgebers angewieſen. 

Bei anderen Büchern iſt der juriſtiſch kritiſche Sinn ſtets 
wach. Bei Ausgaben von Rechtsquellen verzichtet der heutige Juriſt 
auf den Argwohn der früheren Generationen. Leider iſt das Ge⸗ 
ſetzblatt längſt nicht mehr ein praktiſch brauchbarer Helfer, und 
oberflächlich gearbeitete Komplikationen bergen manche Gefahr. 
Dieſe Gefahren braucht der Beſitzer des Jaeger nicht zu fürchten. 
Wie bei den alten Auflagen, ſo überzeugten auch bei der jetzigen 
7. Aufl. Stichproben davon, daß durch die mühſame Arbeit des 
Herausgebers uns ein reſtlos zuverläſſiges Werk beſchert iſt. Eine 
nicht ſelten unangenehm aufgefallene letzte Lücke iſt nunmehr auch 
durch die Aufnahme der KartVO. geſchloſſen. Wenn für die nächſte 
Auflage ein kleiner Wunſch geäußert werden darf, ſo ſei auf die 
Stellung des KimdSh®. v. 9. Juli 1926 hingewieſen: Es befindet 
ſich jetzt in einer Anmerkung zu § 66 HGB., obwohl nicht nur 
Handlungsgehilfen ihm unterſtehen. 

Die neue Auflage beruht auf dem Stande der Geſetzgebung v. 
1. Juli 1929. D. S. 


Kreß, Landgerichtspräſtdent i. R.: Die freie Aufwertung. 
mit Anhang: Aufwertung nach § 242 BGB. Vierte Be⸗ 
arbeitung des Grundriſſes 1928. 

Der 44 Seiten umfaſſende Hauptteil des (ohne Angabe des Ver⸗ 
lages und Erſcheinungsortes herausgekommenen) Buchs bringt in 
überſichtlicher Einteilung die Rſpr. und Literatur — auch zahlreiche 
verſtreute Aufſätze — in Geſtalt kurzer Hinweiſe und Zuſammen⸗ 
faſſungen, und zwar bis ungefähr Ende 1927. Die gründliche und 
ſorgfältige Arbeit erleichtert, wie längere Benutzung gezeigt hat, 
den erſten Überblick und das Aufſuchen der Quellen, namentlich 
für abſeitige ſeltenere Fälle. Das Buch entſpricht einem Bedürfnis 
der Praxis und erfüllt eine eigene Aufgabe neben den bekannten 
mehr zeitlich geordneten Sammlungen und auch neben dem ſyſte⸗ 
matiſchen Teile des Mügelſchen Werkes. Der 70 Seiten umfaſſende 
Anhang ſkizziert die Kontroverſe über die allgemeinen und einige 
wichtigere Einzelfragen und läßt den Verf. ſelbſt zu Worte kommen. 
Hervorzuheben ſind die überzeugende Ablehnung der Verwirkungs⸗ 
theſe (S. 176) und die ſcharfe Verwahrung gegen die Vermengung 
von Recht und Gnade, deren Gefahr mit der Hineinziehung der per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe gegeben iſt. Hier wird das letzte Problem der 
Aufwertung, zugleich das Zeitproblem der Rechtsanwendung über⸗ 
haupt, berührt (vgl. dazu aus jüngſter Zeit die treffenden Aus⸗ 
führungen Erdſieks: DZ. 1929, 678). Zwiſchen der For⸗ 
derung nach Einheitlichkeit und dem Streben nach liebevollſter Be⸗ 
handlung jedes Einzelfalls gibt es keine Verſchmelzung. Die Grund⸗ 
fragen der Aufwertung ſind zwar gelöſt, aber unſicher und ſchwankend 
iſt nach wie vor auch in einfachen Fällen die Entſch. über das Wieviel. 

RA. Dr. Johannes Weygand, Leipzig. 


Dr. Paul Hinke: Wirkung des Handelns unter falſchem 
Namen unter Berückſichtigung des Grundbuchs⸗ und Wechſel⸗ 
verkehrs. Berlin 1929. Verlag von Speyer & Peters. 
163 Seiten. Preis 4,80 . 


Zur vielgeſtaltigen und vielerörterten Frage des Handelns 
unter falſchem Namen liefert Verf. einen Beitrag, wobei er ſich 
im weſentlichen auf die Prüfung der grundſäzlichen Wirkung vom 
Geſichtspunkt des Zivilrechts aus beſchränkt, die ſolches Handeln 
für die unmittelbar Beteiligten hat. Handeln unter falſchem 
Namen nimmt er immer an, wenn jemand ſich hierbei eines ihm 
nach der Rechtsordnung nicht zukommenden Namens — in der 
Regel alſo eines fremden Familiennamens — bedient. Aber eine 
Vereinfachung der Frage ließe ſich dadurch herbeiführen, daß die 
Fälle ausgeſchieden werden, in denen jemand unter einem Namen 
auftritt, der ihm zwar von Rechts wegen nicht zuſteht, ihn aber 
einwandfrei zu bezeichnen geeignet iſt und ihn vielleicht ſogar 
beſſer bezeichnet als der ihm zuſtehende bürgerliche Name, alſo 
z. B. unter ſeinem Decknamen, unter dem er nicht nur als 
Künſtler, ſondern auch im bürgerlichen Leben bekannt iſt; Verf. 


ſpricht hier im Anſchluß an andere von einem „relativ richtigen 
Namen“. Es ſollte daran nicht gezweifelt werden, daß derjenige, 
der unter einem ſolchen Namen handelt, es unter ſeinem 
Namen tut, ſo daß dieſer Fall aus dem Komplex der Fragen des 
Handelns unter fremdem Namen ausgeſchaltet werden könnte. 
Verf. unterſcheidet ferner das Handeln in fremdem Namen, wenn 
die Rechtshandlung für den Träger dieſes Namens wirken ſoll, 
von dem des Handelns unter fremdem Namen, das iſt dem 
Handeln für ſich ſelbſt, wobei der Handelnde ſich dieſen fremden 
Namen beilegt; durch eine ſtrenge Scheidung dieſer beiden Gruppen 
ließe ſich gleichfalls eine Vereinfachung erzielen. 

Verf. gliedert ſeine Unterſuchungen in einen allgemeinen 
Teil, der wieder in eine Reihe von Einzelunterſuchungen zerfällt, 
wobei er beſtrebt iſt, ſoweit als möglich die Gültigkeit des Ver⸗ 
trages und ſeine Verbindlichkeit für den Handelnden darzutun, und 
in einen beſonderen Teil, der u. a. das Handeln unter falſchem 
Namen im Wechſel⸗, im Grundbuch- und im Eherecht behandelt. 
Auf die Einzelheiten der Unterſuchung und ihr Ergebnis hier ein⸗ 
zugehen, iſt unmöglich, die fleißige Schrift kann aber jedem, der 
dieſer praktiſch ſo bedeutſamen Frage grundſätzlich oder in einer 
Einzelheit Intereſſe entgegenbringt, beſtens empfohlen werden. 

Sektionschef i. R. Prof. Dr. Emanuel Adler, Wien. 


Markull, Miniſterialrat im Reichsfinanzminiſterium: Das 
Neichs⸗ und Landesrecht der Zuwachsſtener. Grundzüge 
und Hauptfragen. Stuttgart 1928. Verlag von J. Heß. 
216 S. Preis geh. 9,60 ., geb. 12 . 


Die wiſſenſchaftliche Behandlung des Wertzuwachsſteuerrechts ift 
dadurch ſtark beeinträchtigt worden, daß das Reichszuwachsſteuer⸗ 
geſetz v. 14. Febr. 1911, durch das die landesrechtlichen Steuern auf⸗ 
gehoben und die Gemeinden und Gemeindeverbände auf ein Zu⸗ 
ſchlagsrecht beſchränkt wurden, durch das RGeſ. v. 3. Juli 1913 den 
weſentlichſten Teil ſeiner Bedeutung verloren hat; die Steuern wurden 
zu einer Landesſteuer, und die Gemeinden und Gemeindeverbände 
Konnten ſie frei geſtalten. Dem ausgezeichneten Kommentar von Lion 
aus der Zeit der praktiſchen Geltung des RZuwStG,. iſt keine auch 
nur entfernt gleichwertige Behandlung des Rechtsgebiets gefolgt. 
Jede Stadt, jede Gemeinde hat eine beſondere ZuwStd.; dieſe ähneln 
ſich in vielen Beſtimmungen, die aus Muſterſteuerordnungen und dem 
alten Reichsgeſetz entnommen ſind, ſind aber im einzelnen doch viel⸗ 
jach verſchieden. Dies erſchwert die wiſſenſchaftliche Behandlung des 
Rechtsgebiets und führt dazu, daß ſich die Erläuterungsbücher, die 
zu einzelnen Wertzuwachsſteuern erſchienen und teilweiſe recht brauch⸗ 
bar find, auf die Behandlung der praktiſch wichtigen Fragen be⸗ 
ſchränken, die grundſätzlichen Fragen aber nicht eingehend behandeln. 
(Für die Praxis ſehr wichtig find die nicht genügend bekannten Ve⸗ 
richte von Pape über das ZuwStG., die alljährlich in Koppes 
Jahrbuch erſcheinen.) Wie auf ſo vielen anderen Gebieten hat auch 
hier die Zerſplitterung zu einer Verkümmerung der wiſſenſchaftlichen 
Forſchung geführt. Die wiſſenſchaftlichen Energien haben ſich im letzten 
Jahrzehnt dem in vielfachen Beziehungen zum WertZuw StG, ſtehen⸗ 
den durch ein RGeſ. geregelten Grunderwerbsſteuerrecht zugewandt. 
Es iſt daher zu begrüßen, wenn ein Steuerjuriſt vom Range 
Markulls ſich in dem vorliegenden Buche mit den Grundzügen 
und Hauptfragen des Zuwachsſteuerrechts befaßt. 

Markull verſucht, aus den verworrenen Vorſchriften der 
Länder und der Muſterſteuerordnungen den einheitlichen Kern heraus⸗ 
zuſchälen und Grundzüge eines allgemeinen deutſchen Zuwachs⸗ 
ſteuerrechts zu finden. Die Darſtellung Markulls zeichnet ſich 
durch eine ungewöhnliche Schärfe und Klarheit aus; das Buch iſt der 
Ausdruck einer ſtarken, leidenſchaftlich nach der Erkenntnis des 
Weſentlichen ringenden Perſönlichkeit. Man muß daher das Buch mit 
beſonderer Freude begrüßen, auch wenn man den Grundgedanken, von 
dem es ausgeht, nicht billigt. MWarkull ſteht auf dem Standpunkt, 
daß alle Einzelvorſchriften des RZuwStG., die den Steuergegenſtand 
betreffen, auch heute noch bindend ſind, und beruft ſich dafür auf die 
amtlichen Erläuterungen. Von ſeinem Standpunkte aus ſind viele 
Vorſchriften der örtlichen Steuerordnungen rechtsunwirkſam, wie er 
an einer Fülle von Beiſpielen zeigt. Die Berufung auf die Begrün⸗ 
dung erſcheint indeſſen nicht als hinlänglich ausreichend, um mit 
der bisher herrſchenden langjährigen Auffaſſung zu brechen. 

RA. Dr. Adolf Hollaender, Berlin. 


Ausland. 


Das öſterreichiſche Agrarrecht. I. Teil: Landwirtſchafts⸗ 
recht. Von Privatdozent Dr. Karl Haager, Sektionschef 
im Bundesminiſterium für Land⸗ und Forſtwirtſchaft a. D. 
Wien 1929. Verlag der öſterr. Staatsdruckerei. Preis 
geb. 30 . 

Wer heute eine zuſammenfaſſende Darſtellung des geſamten 
deutſchen Landwirtſchaftsrechtes ſchreiben wollte, hätte eine außer⸗ 
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ordentlich umfangreiche und zum Teil auch recht ſchwierige Arbeit 
zu leiſten. Dies hat ſeinen Grund einmal darin, daß ſich die Geſetz⸗ 
gebungszuſtändigkeit auf dieſem Gebiete zwiſchen Reich und Ländern 
teilt (Art. 10 Ziff. 8— 10, 12, 13, 15; Art. 10 Ziff. 4; Art. 12 
RVerf.), und zwar derart, daß die Zuſtändigkeit der Einzelländer 
überwiegt. Es gälte alſo zunächſt das geſamte reichs und landes⸗ 
rechtliche Geſetzesmaterial zu ſammeln und, wenn anders nicht ein 
unüberſichtlicher Wirrwarr entſtehen ſoll, auf Grund wiſſenſchaft⸗ 
licher Durchdringung zu ſichten. Hierbei wäre insbeſ. die Frage 
eines etwaigen Widerſtreites von reichs⸗ und landesrechtlichen 
Normen (f. Art. 13 RVerf.) ſorgfältig zu prüfen. Ein weiterer, be⸗ 
deutende Schwierigkeiten erzeugender Umſtand iſt der, daß nach 
dem Umſturz ſeitens des Reiches und der Länder vielfach, insbeſ. 
auf arbeitsrechtlichem und ſozialpolitiſchem Gebiet, Geſetze er⸗ 
gingen, welche die Frage der Fortdauer früherer, zum Teil ſehr 
weit zurückliegender Geſetze, die ſich mit derſelben Materie be⸗ 
faſſen, nicht ausdrücklich regelten (vgl. die vielumſtrittene Frage der 
Fortgeltung des bay. Geſinderechts [Art. 15—31 Bay A088 B.). 
In Hſterreich nun liegen die Dinge nicht viel anders: Auch 
hier die Spaltung der Zuſtändigkeit zwiſchen Bund und Ländern 
(ſ. Art. 10 Ziff. 8-11; 12 Ziff. 5—7 Werfch.), auch hier viel⸗ 
fache Neuerungen aus der Kriegs- und Nachkriegszeit neben zahl⸗ 
reichen ſehr alten Normen. In dem zur Beſprechung ſtehenden 
Werk hat ſich nun Haager die Aufgabe geſtellt, die oben an⸗ 
gedeuteten Schwierigkeiten für öſterreichiſche Verhältniſſe zu be⸗ 
wältigen. Er hat dieſe Aufgabe, um es gleich vorwegzunehmen, 
glänzend gelöſt. Der Verf. hat das außerordentlich umfangreiche 
Material mit Bienenfleiß und ſtaunenswerter Sachkenntnis ge⸗ 
ſammelt — hierbei iſt ihm ſeine praktiſche Erfahrung als ehe⸗ 
maliger Miniſterialſektionschef ſicherlich von großem Vorteil ge⸗ 
weſen — und zu einem für Wiſſenſchaft und Praxis gleich brauch⸗ 
baren Handbuch verarbeitet. 

Außerlich betrachtet, ſtellt ſich das Werk als eine eigenartige 
Kombination von ſyſtematiſcher Darſtellung, Geſetzesſammlung und 
Kommentar dar. Eine ſolche mag bei anderen Stoffgebieten un⸗ 
zweckmäßig ſein, im vorliegenden Falle war es zweifellos der 
tauglichſte Weg der Sachdarſtellung. Denn nur ſo war es dem 
Verf. möglich, die überaus zerſtreuken Normen in ihrer rechtlichen 
und wirtſchaftlichen Bedeutung wie in ihrem gegenſeitigen Zu⸗ 
ſammenhang aufzuzeigen. Zu dieſem Zweck ſind insbeſ. ie ein⸗ 
zelnen Abſchnitten zahlreiche Erörterungen volkswirtſchaftlicher und 
geſchichtlicher Art beigegeben, während den Bedürfniſſen der Praxis 
durch ſorgfältige Kommentierung, ſoweit eine ſolche erforderlich 
erſchien, ferner durch Berückſichtigung der einſchlägigen Durch⸗ 


Rechtſprechung 


KRechtſprechung. 


führungsvorſchriften und Normativerläſſe Der Verwaltungsbehörden, 
ſowie auch durch die geſchickt eingeflochtene Verwertung der Recht⸗ 
ſprechung der oberſten Gerichtshöfe Rechnung getragen iſt. 5 

Den Stoff gliedert der Verf. in fünf Abſchnitte: 1. Ver⸗ 
faſſungsrechtliche und organiſatoriſche Beſtimmungen; 2. Land⸗ 
wirtſchaftliches Bodenrecht; 3. Landwirtſchaftliches Perſonenrecht 
(hier insbeſ. das landwirtſchaftliche Arbeitsrecht und die Land⸗ 
arbeiterverſicherungsgeſetzgebung); 4. Landwirtſchaftliches Betriebs⸗ 
recht; 5. Rechtsvorſchriften über den Verkehr mit Agrarerzeugniſſen 
und landwirtſchaftlichen Artikeln. Das Buch iſt als erſter Teil 
eines Geſamtwerkes gedacht, welches „Das öſterreichiſche Agrar⸗ 
recht“ betitelt iſt. Dieſer Geſamttitel mag, wenigſtens nach dem 
bei uns herrſchenden Sprachgebrauch, als zu eng gewählt erſcheinen, 
denn der Verf. will im zweiten Teil die Bodenreformgeſetzgebung, 
im dritten Teil das Forſtrecht behandeln. Man kann dem Er⸗ 
ſcheinen der beiden folgenden Bände erwartungsvoll gegenüber⸗ 
ſtehen. Die einzelnen Bände ſollen geſondert bezogen werden können. 


Das Buch, das naturgemäß in erſter Linie innerhalb Oſter⸗ 
reichs auf Theorie und Praxis einen bedeutenden Einfluß aus⸗ 
üben wird, wird auch innerhalb des Deutſchen Reiches viele 
Freunde finden. So wird der Politiker, der den Anſchlußgedanken 
ernſthaft verfolgt, an ihm nicht vorübergehen können. Denn die 
Kenntnis des Rechtes des Bruderſtaates iſt weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung der Annäherung der beiden Völker, wie denn im weiteren 
die Rechtseinheit die natürliche Brücke zur ſtaatlichen Einheit ſein 
wird; was aber Haager in ſeinem Agrarrecht bietet und bieten 
wird, iſt ein ganz weſentlicher und vor allem ſehr kennzeichnender 
Ausſchnitt der öſterr. Geſetzgebung. Des weiteren werden auch die 
mit der Geſetzgebung und mit der Ausarbeitung von Geſetzes⸗ 
entwürfen betrauten Organe und Stellen gegebenenfalls zu dieſem 
Buch greifen müſſen; denn die Rechtsvergleichung bildete von je 
eine fruchtbare Anregerin von Geſetzesreformen, und zwar um ſo 
mehr, wenn der fremde Staat unter ähnlichen Bedingungen zu 
arbeiten hat, wie der eigene, was ja gerade bei Oſterreich und 
Bayern in ſo mancher Hinſicht der Fall iſt. Es wird insbeſ. 
Sache der Vertretungsorgane der beteiligten Intereſſentengruppen 
ſein, das Buch zu ſtudieren und dann mit Vorſchlägen an die 
zuſtändigen Stellen heranzutreten. Auf Einzelheiten kann hier 
leider nicht weiter eingegangen werden. Daß endlich die Wiſſen⸗ 
ſchaft, und zwar die Volkswirtſchaftslehre nicht weniger wie die 
Rechtswiſſenſchaft, das Erſcheinen des Werkes dankbar begrüßen 
wird, braucht weiter nicht betont zu werden. 


Vorſtand d. Bay. Landesſiedlung ORegR. Meder, München. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Keichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


[es Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 
1. Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8557 S. 1 BGB. Das MEAN. iſt nicht zu⸗ 
ſtändig bei Mietverträgen über unbebaute 
Grundſtücke. Berechnung der Entſchädigung 
wegen Weiterbenutzung des Grundſtücks trotz 
Kündigung bei vertraglichem Mietzins in 
Papier mark. 

Durch eine als „Pachtvertrag“ bezeichnete, ſchriftliche 
Vereinbarung überließen die Kl. ein in ihrem Eigentum 
ſtehendes unbebautes Grundſtück in B.⸗P. der Rechtsvor⸗ 
gängerin der Bekl., der Gemeinde B.⸗P., für die Zeit vom 
1. April 1919 bis dahin 1924 gegen eine jährliche Vergütung 
von 1500 % „zur Benutzung als Spiel- und Sportplatz“. 
Nach Kündigung der Kl. rief die Bekl. das MEA. an, das 
die Kündigung für unwirkſam erklärte. Die Kl. verlangten 
trotzdem Räumung des Grundſtücks, welchem Verlangen das 


AG. ſtattgab mit der Begründung, daß ſich die Mieterſchutz⸗ 
geſetzgebung nur auf bebaute Grundſtücke beziehe, und daß 
deswegen der Beſchluß des MEA. v. 27. Sept. 1923 der 
Rechtswirkſamkeit entbehre. Die Kl., die ab 1. April 1924 
das Grundſtück anderweit hätten vermieten können, verlangen 
jetzt Schadenserſatz oder Entſchädigung. Das BG. hat den 
Entſchädigungsanſpruch dem Grunde nach für berechtigr er⸗ 
klärt, die Rev. der Bekl. iſt zurückgewieſen. 

Die anfänglich widerſprechenden Auffaſſungen der Streit⸗ 
teile über die Rechtsnatur des Vertrags v. 28. Nov. 1918 
haben ſich im Laufe des Berufungsverfahrens dahin geklärt, 
daß kein Pacht⸗, ſondern ein Mietverhältnis vorliegt, da das 
Grundſtück nur zu Gebrauchszwecken überlaſſen worden iſt 
und irgendwelche Fruchtziehung nicht in Betracht kommt. Das 
BU. beruht auf der Erwägung, daß das zwiſchen den Par⸗ 
teien beſtandene Mietverhältnis am 1. April 1924 ſein Ende 
gefunden habe, daß der die Kündigung der Kl. für unwirkſam 
erklärende und den Mietvertrag auf ein Jahr verlängernde 
Beſchluß des MEA. der Rechtswirkſamkeit entbehre, da die 
damals in Geltung geweſene Mieterſchutzgeſetzgebung ſich nur 
auf Mietverhältniſſe über bebaute Grundſtücke, nicht aber be⸗ 
züglich unbebauter Plätze erſtreckt habe. Gleichwohl erachtet 
das BG. die urſprünglich auf die 88 581, 597, 284—-286, 
249, 252 BGB. geſtützte Schadenserſatzklage nicht für be⸗ 
gründet, da es nach den beſonderen Umſtänden des Falles 
und namentlich im Hinblick auf die Entſcheidung des MEN. 
ſowie die nicht einheitliche Rechtſprechung über Umfang und 
Tragweite der damals in Kraft befindlichen Mieterſchutz⸗ 
beſtimmungen den Rechtsirrtum der Bekl. über ihre Befugnis 
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zur Vorenthaltung des Grundſtückes auch nach dem 1. April 
1924 nicht für ſchuldhaft und demgemäß einen Verzug der 
Bekl. i. S. des § 285 BGB. nicht für vorliegend erachtet. 
Durch dieſe ihr günſtige Annahme iſt die Bekl., die allein 
Rev. eingelegt hat, nicht beſchwert. Das BU. ſtellt jedoch 
feſt, daß die Klage in dem Berufungsverfahren auch auf 8557 
BGB. geſtützt worden ſei, und daß die Bekl. hiergegen keinen 
Widerſpruch erhoben habe. Dieſe von der Bekl. bekämpfte 
Anſicht wird vom RG. gebilligt. 

Die Entſchädigungspflicht des Mieters wegen Vor⸗ 
enthaltung der Mietſache nach Satz 1 des 8 557 tritt ohne 
Rücksicht darauf ein, aus welchem Grund die Rückgabe unter- 
blieben iſt, und auch dann, wenn den Mieter kein Verſchulden 
trifft (RGEntſch. III 323/21 v. 7. Febr. 1922). Gegen dieſe 
Entſchädigungspflicht vermag nach der Rſpr. des erk. Sen. 
auch der Spruch des MEA. die Bekl. nicht zu ſchützen (RG⸗ 
Entſch. III 481/21 v. 23. Mai 1922: WarnRſpr. 1922 Nr. 118 
und III 533,25 v. 26. Okt. 1926). Nun weiſt allerdings die 
Rev. nicht ohne Grund darauf hin, daß in der Begründung 
des angefochtenen Urteils von der Verpflichtung der Bekl. 
zur Zahlung eines „angemeſſenen Mietzinſes“ die Rede iſt, 
während § 557 Satz 1 beſtimmt, der Vermieter könne für die 
Dauer der Vorenthaltung als Entſchädigung den „verein⸗ 
barten Mietzins“ verlangen. Indeſſen handelt es ſich hierbei 
nur um einen ſcheinbaren Widerſpruch. Der BR. ſtellt näm⸗ 
lich feſt, daß der für das Jahr vom 1. April 1924 bis 1. April 
1925 gezahlte Betrag von 1500 PM., da er gleich null war, 
überhaupt nicht in Betracht komme. Dieſer Betrag bedarf 
daher, auch wenn dies in dem BU. nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen iſt, unbedingt der Aufwertung; hierbei iſt nach den 
von dem Senat für Pacht⸗ und Mietverhältniſſe aufgeſtellten 
Aufwertungsgrundſätzen (RGEntſch. III 408/24 v. 26. Juni 
1925 und III 79/25 v. 12. Febr. 1926) auch der angemeſſene 
Mietzins in Betracht zu ziehen, und es iſt unter Umſtänden 
eine Aufwertung über den vollen Goldmarkbetrag des Ver⸗ 
tragspreiſes hinaus zuläſſig. Die Ermittlung der angemef- 
jenen Entſchadigung iſt dem Betragsverfahren vorbehalten. 

(U. v. 12. Okt. 1928; 58/28 III. — Berlin.) [Ku.] 


2. § 833 BGB. Nimmt der Beſitzer eines 
Wachhundes das Tier auf die Straße, ſo ſind 
an den Entlaſtungsbeweis beſonders ſtrenge 
Anforderungen zu ſtellen. 

Ende Juli 1925 kaufte die Ehefrau des Kl. in Ausübung 
ihres Gewerbes in W. Eier ein. Als ſie aus dem Gehöft des 
Nebenintervenienten, das neben demjenigen des Bekl. liegt, 
auf die Straße trat, kam der Bekl. mit ſeinem Hunde aus 
ſeinem Hofe heraus. In der Nähe befand ſich, ebenfalls nicht 
an der Leine, der Hund des Nebenintervenienten. Die beiden 
Hunde begannen ſich zu beißen und ſtießen dabei gegen die 
Frau des Kl. Infolgedeſſen kam dieſe zu Fall und zog ſich 
Verletzungen an Arm und Bein zu. Für den dadurch er⸗ 
wachſenen Schaden macht der Kl. den Bekl. als Tierhalter 
verantwortlich. 

Das OLG. hat den Kl. abgewieſen. Es führt aus, daß 
der Bekl. auch den Entlaſtungsbeweis geführt habe, daß er 
bei der Beaufſichtigung des Hundes die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt beobachtet habe. Denn der Hund ſei bei Tage 
ein durchaus gutmütiges Tier, das jeder, ſogar jedes Kind, 
fortjagen könne, der niemandem etwas böſes tue und keinerlei 
böſe Eigenſchaften beſitze. Für ein ſolches Tier habe es keiner 
beſonderen Vorkehrungen bedurft, um ihn von dem Verkehr 
etwa zur Sicherheit der Menſchen beſonders fernzuhalten. 
Insbeſondere könne auch unter Berückſichtigung ländlicher 
Verhältniſſe nicht verlangt werden, daß der Bekl. ein derartig 
gutmütiges Tier an der Leine oder Kette halte. Eine weitere 
Sorgfaltspflicht ſei bei dieſer Sachlage nicht geboten geweſen, 
es ſei auch nach den Feſtſtellungen, wie der Unfall ſich zu⸗ 
getragen habe, kein Umſtand hervorgetreten, welcher auf eine 
Verletzung einer gebotenen Sorgfaltspflicht hindeute. 

Mit Recht werden dieſe Erwägungen von der Rev. als 
rechtsirrig beanſtandet; ſie reichen nicht aus, um das wenig 
anſprechende Ergebnis zu rechtfertigen, daß der Benutzer einer 
öffentlichen Straße, ſei es auch einer Dorfſtraße, die Gefahr 
tragen ſoll, die für ihn dadurch herbeigeführt wird, daß zwei 
Hunde ſich beißen, von denen jedenfalls der eine als Wach⸗ 
hund in den Hof und nicht auf die Straße gehört. Nimmt 
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der Beſitzer eines Wachhundes einen ſolchen gleichwohl mit 
auf die Straße, ſo ſind im Intereſſe der öffentlichen Ver⸗ 
kehrsſicherheit an den ihm obliegenden Entlaſtungsbeweis hin⸗ 
ſichtlich feiner Beaufſichtigungspflicht ſtrenge Anforderungen zu 
ſtellen. Dafür, ob dieſerhalb von ihm verlangt werden muß, 
daß er ſeinen Hund an die Leine nimmt oder es genügt, da 
er ihn in einer ſolchen Nähe von ſich behält, die ihm ſo⸗ 
fortiges Eingreifen ermöglicht, und daß er ihn ſtändig im, 
Auge hat, kommt es auf die Umſtände des Falles an. Dieſe 
find bisher nicht genügend geklärt. Zwar hat der BerR. feſt⸗ 
geſtellt, daß der Hund des Bekl. im Verkehr mit Menſchen ſich 
bisher gutmütig erwieſen hat: aber es iſt nicht beachtet, daß 
es auch darauf für das Maß der dem Bekl. obliegenden Auf 
ſichtspflicht ankommt, wie ſich der Hund im Verkehr mit 
anderen Tieren, insbeſ. anderen Hunden, zeigt. Zu der Prü⸗ 
fung gerade auch dieſer Frage war hier um ſo mehr Anlaß 
gegeben, als nach der Bekundung von Zeugen der Hund des 
Bekl. mit dem Hunde des G. „gerauft“ hat, vor allem aber, 
daß der Hund des Bekl. und der des Nebenintervenienten ſich 
nicht leiden können und daß ſie ſich beißen wenn ſie ſich 
treffen. Gegebenenfalls wäre es Sache des Bekl., den Nachweis 
zu führen, daß ihm von der Raufluſt ſeines Hundes vor dem 
Unfall der Frau des Kl. nichts bekannt geweſen iſt und auch 
nichts hätte bekannt ſein müſſen, wobei beſonders nicht außer 
acht zu laſſen fein würde, daß der Nebenintervenient neben 
dem Bekl. wohnt und alſo der Hund des erſteren in dem 
Nachbargehöft gehalten wird. Kann der Bekl. jenen Nachweis 
nicht erbringen, ſo wäre ſeine Aufſichtspflicht dahin gegangen, 
ſeinen Hund nur unter beſonderen Vorſichtsmaßnahmen an 
dem Anweſen des Nebenintervenienten vorbeizuführen. Daß 
er dieſer Verpflichtung nachgekommen wäre oder daß beſondere 
Umſtände die Ergreifung von Vorſichtsmaßregeln entbehrlich 
gemacht hätten, hat der Bekl. bisher nicht behauptet. 

Aber auch abgeſehen hiervon begegnen die Ausführungen 
des OLG. noch in zwei anderen Punkten rechtlichen Be 
denken. Es heißt in dem Urteil, eine „weitere“ Sorgfalts⸗ 
pflicht ſei nach der Sachlage nicht geboten geweſen; es iſt 
aber aus dem Urteil nicht erſichtlich, welche Sorgfaltspflicht 
der Bekl. denn überhaupt erfüllt haben ſoll, um den Unfall 
der Frau des Kl. zu verhindern. Sodann wird geſagt, es ſei 
nach den Feſtſtellungen, wie der Unfall ſich zugetragen habe, 
kein Umſtand hervorgetreten, welcher auf eine Verletzung einer 
gebotenen Sorgfalt hindeute. In dieſem Satze iſt die Beweis⸗ 
laſt verkannt; es kann aber weiter, da die Einzelheiten der 
Vorgänge vor und bei dem Unfall und namentlich das Ver⸗ 
halten des Bekl. bei dieſen Vorgängen in dem angefochtenen 
Urteil nicht dargeſtellt ſind, nicht nachgeprüft werden, ob 
nicht auch in dieſer Richtung der Ber R. die Sorgfaltspflichten, 
welche einem Tierhalter bei der Beaufſichtigung ſeiner Tiere 
und der Abwendung von Schäden, die dritten Perſonen aus 
der Tierhaltung drohen, nach dem Geſetz obliegen, unter Ver⸗ 
letzung der 88 833, 276 BGB. zu eng ausgelegt hat. Laſſen 
ſich jene Vorgänge nicht näher aufklären, jo geht dies zu 
Laſten des beweispflichtigen Beklagten. 

(U. v. 23. Sept. 1929; 15/29 VI. — Darmſtadt. [Ka.] 


** 3. 58 1190, 1179, 1198, 1180 BGB. 

1. Rechtsſtellung des durch eine Löſchungs⸗ 
vormerkung nach 8 1179 BGB. für den Fall der 
Vereinigung von Hypothek und Eigentum Ge⸗ 
ſicherten. Wann iſt ihm die Ausübung ſeines 
Rechtes bei einer Höchſtbetragshypothek im all⸗ 
gemeinen und wann insbeſ. bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung in das belaſtete Grundſtück ge⸗ 
ſtattet? Da eine Höchſtbetragshypothek zur 
Sicherung aller Anſprüche aus einer Geſchäfts⸗ 
verbindung bis zur abſchließenden Feſtſtellung, 
ob und inwieweit die Hypothek durch Forderun⸗ 
gen des Gläubigers ausgefüllt iſt, in ihrem je⸗ 
weilig nicht ausgefüllten Teil als eine vor⸗ 
läufige, auflöfend bedingte Eigentümergrund⸗ 
ſchuld anzuſehen iſt, und da bei einer Zwangs⸗ 
verſteigerung des belaſteten Grundſtücks im 
Verteilungstermin der dann nicht forderungs⸗ 
bekleidete Teil der Höchſtbetragshypothek zur 
endgültigen Eigentümergrundſchuld wird, tritt 
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ſpäteſtens in dieſem Augenblick die Löſchungs⸗ 
vormerkung in Wirkſamkeit. Der durch die Vor⸗ 
merkung Geſicherte hat das Recht, der Zuteilung 
des Erlöfes auf den zur endgültigen Eigen⸗ 
tümergrundſchuld gewordenen Teil der Höchſt⸗ 
betragshypothek an den Eigentümer zu wider⸗ 
ſprechen und zu verlangen, daß dieſer Erlösteil 
auf die ihm vorgehenden Zwiſchenberechtigten 
und auf ihn ſelbſt nach Maßgabe der zwiſchen 
ihnen beſtehenden Rangverhältniſſe verwendet 
wird. Eines Urteils gegen den Grundſtücks⸗ 
eigentümer oder einer freiwilligen Unter⸗ 
werfungserklärung des Eigentümers und 
Grundſchuldgläubigers bedarf der Vormer⸗ 
kungsberechtigte nicht. 

2. Abtretung einer nicht oder nicht voll valu⸗ 
tierten Höchſtbetragshypothek zum vollen Nenn⸗ 
betrage, ſolange das geſicherte Kreditverhält⸗ 
nis fortbeſteht. Der nicht valutierte Teil dient 
dann nach wie vor zur Sicherung des alten Gläu⸗ 
bigers; künftige Anſprüche aus der Geſchäfts⸗ 
verbindung des neuen Gläubigers mit dem 
Schuldner find dadurch nicht geſichert. Eine 
ſolche Erweiterung läßt ſich nur auf dem Wege 
der Umwandlung nach § 1198 oder des Forde⸗ 
rungswechſels nach § 1180 durchführen. Eine jo 
vorgenommene Erweiterung kann aber die 
Rechte des Vormerkungsberechtigten nicht be⸗ 
einträchtigen. f) 

Die OHG. K. ſtand mit der Landesbank Weſtſachſen in 
Geſchäftsverbindung. Am 19. Aug. 1924 wurde auf ihren 
Grundſtücken für die Landesbank eine Geſamtſicherungs⸗ 
hypothek zum Höchſtbetrage von 60 000 GM. zur Sicherung 
aller gegenwärtigen und künftigen Anſprüche der Bank gegen 
die Firma K. ins Grundbuch eingetragen. Am 16. Febr. 
1925 wurde auf Grund einer Bewilligung der Grundſtücks⸗ 
eigentümer bei dieſer Hypothek für den Kl. eine Vormerkung 
dahin eingetragen, daß er einen Löſchungsanſpruch habe, 
falls und ſoweit die Hypothek ſich mit dem Eigentum in 
einer Perſon vereinige. Zugleich wurde auf den Grundſtücken 
für den Kl. eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Eintragung einer Geſamtſicherungshypothek zum Höchſt⸗ 
betrage von 40000 „ wegen ſeiner Anſprüche aus laufender 
Geſchäftsverbindung mit der Firma K. eingetragen. Mit dem 
Range dieſer Vormerkung wurde für den Kl. eine Geſamt⸗ 
ſicherungshypothek zum Höchſtbetrage von 20 000 RM wegen 
ſeiner Forderungen aus laufender Geſchäftsverbindung ins 
Grundbuch eingetragen. Der Kl. erlangte eine durch dieſe 
Hypothek geſicherte Forderung von 17 415,53 MM. 

Am 29. Juli 1925 hatte die Landesbank gegen K. An⸗ 
ſprüche in Höhe von 18 890 M. Am 29. Juli 1925 zahlte 
die Bekl. an die Landesbank für Rechnung der Firma K. 
18 890 AN; dabei erklärten in grundbuchmäßiger Form: 

1. die Landesbank: ſie trete, nachdem die Geſchäfts⸗ 
verbindung beendet ſei, ihre Geſamtſicherungshypothek von 
60 000 GM. mit den entſtandenen und künftig noch ent- 


Zu 3. In der Entſch. werden zunächſt Rechtsgrundſätze be⸗ 
ſtätigt, welche bereits allgemein anerkannt ſind, ſo zunächſt, daß auch 
der Fall der Nichtentſtehung einer geſicherten Forderung die Bedin⸗ 
gung der Vereinigung von Hypothek und Eigentum im Hinblick auf 
die Vormerkung aus § 1179 BGB. erfüllt. Ferner, daß bis zur ab⸗ 
ſchließenden Feſtſtellung, ob und in wieweit die Höchſtbetragshypothek 
zur Sicherung aller Anſprüche aus einer Geſchäftsverbindung durch 
Forderungen des Gläubigers ausgefllllt iſt, die Hypothek in ihrem 
jeweils nicht ausgefüllten Teil als eine vorläufige, auflöſend bedingte 
Eigentümergrundſchuld anzuſehen iſt und daß zur endgültigen, bedin⸗ 
gungsfreien Eigentümergrundſchuld der nicht ausgefüllte Teil erſt mit 
jener abſchließenden Feſtſtellung wird. Auch das entſpricht der ſtän⸗ 
digen Rechtſprechung, daß im Falle der Zwangsverſteigerung ſpäteſtens 
im Verteilungstermin der dann nicht forderungsbekleidete Teil der 
Höchſtbetragshypothelt zur endgültigen Eigentümergrundſchuld wird 
und die Löſchungsvermerkung aus 8 1179 BGB. in Wirkſamkeit 
tritt. Neu iſt, wenn das RG. ausſpricht, daß der Vormerkungs⸗ 
berechtigte kein Urteil gegen den Grundſtückseigentümer oder keine 
Erklärung desſelben bedarf, daß er ſich dem Anſpruch des Vormer⸗ 
Rungsberechtigten unterwerfe, damit dieſer ſein Recht ausüben kann, 
der Zuteilung des Erlöſes auf den zur endgültigen Eigentümergrund⸗ 
ſchuld gewordenen Teil der Hypothek, der an ſich dem Eigentümer 
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ſtehenden Anſprüchen aus laufender Geſchäftsverbindung an 
die Bekl. ab und bewillige und beantrage die Eintragung 
der Abtretung im Grundbuch; 

2. die Firma K.: ſie nehme die Abtretungserklärung der 
Landesbank hinſichtlich deren Anſprüche aus laufender Ge⸗ 
ſchäftsverbindung, ſeien es entſtandene oder künftig noch ent⸗ 
ſtehende, an und beantrage gleichfalls die Eintragung im 
Grundbuch. 

Am 6. Aug. 1925 wurde im Grundbuch die Abtretung 
der Geſamtſicherungshypothek der Landesbank an die Bekl. 
dahin eingetragen, daß die Hypothek mit den entſtandenen und 
künftig noch entſtehenden Anſprüchen aus laufender Geſchäfts⸗ 
verbindung an die Bekl. abgetreten ſei. Die Bekl. ſetzte die 
Geſchäftsverbindung mit K. fort und gewährte ihr über die 
18 890 % hinaus nach der Eintragung der Abtretung neue 
Wechſelkredite, bis ſich die Geſamtſchuld der Firma K. bei 
ihr auf 56 009,06 AN belief. Die belaſteten Grundſtücke kamen 
zur Zwangsverſteigerung. Der Kl. und die Bekl. gehörten 
zu den betreibenden Gläubigern. Die Grundſtücke wurden der 
Stadt P. für ein Meiſtgebot von 95 250 AH in bar und Über⸗ 
nahme einer Landeskulturrente zugeſchlagen. Im Ver⸗ 
teilungstermin wurden die aus dem Bargebot verfügbaren 
95 990,83 AN derart belegt, daß die Bekl. aus der ihr ab- 
getretenen Hypothek volle Befriedigung der von ihr ange⸗ 
meldeten Forderung von 56 009,06 AN erhalten, die Stadt P. 
als Hypothekengläubigerin 21 646,19 M erhalten und mit 
9748,48 % ausfallen, der Kl. mit feinen angemeldeten 
17 415,43 M gänzlich ausfallen ſollte. Der Kl. erhob im 
Verteilungstermin Widerſprüche: 

1. gegen die bevorrechtigte Zuweiſung von mehr als 
18 890 AN an die Bekl. aus der Geſamtſicherungshypothek von 
60 000 GM., 

2. gegen die bevorrechtigte Zuweiſung von 21 646,19 AH 
an die Stadt P. als Hypothekengläubigerin. 

Die Klage auf Einwilligung, daß der von ihr begehrte 
Betrag von 17 415,43 % aus dem hinterlegten Verſteige⸗ 
rungserlös an ſie ausgezahlt werde, iſt gegen die Bekl. in 
beiden Inſtanzen zugeſprochen. — Die auch gegen die Stadt 
P. erhobene Klage intereſſiert hier nicht. — Die Rev. der 
Bekl. hatte keinen Erfolg. 

Die Hypothek, aus der das vom Kl. angefochtene Liqui⸗ 
dat der Bekl. ſtammt, war eine Höchſtbetragshypothek (8 1190 
BGB.). Sie war ſchon vor der Abtretung an die Bekl. mit 
einem durch Vormerkung geſicherten Anſpruch des Kl. belaſtet, 
wonach der Eigentümer dem Kl. gegenüber zur Löſchung ver⸗ 
pflichtet war, wenn und ſoweit die Hypothek ſich mit dem 
Eigentum in einer Perſon vereinigte ($ 1179 BGB.). Daß 
auch der Fall der Nichtentſtehung einer geſicherten Forderung 
nach dem Willen der Beteiligten die Bedingung der Ver⸗ 
einigung von Hypothek und Eigentum erfüllt (88 1163 Abſ. 1 
Satz 1, 1177 BGB.), iſt außer Streit (vgl. RGRKomm. 
Anm. 6 zu § 1179; Planck, 4. Aufl., Bd. 3 S. 1041 An⸗ 
merkung 2a zu $ 1179). Bei einer Höchſtbetragshypothek 
zur Sicherung aller Anſprüche aus einer Geſchäftsverbindung 
kann erſt beim Abſchluß der Geſchäftsverbindung endgültig 
feſtgeſtellt werden, ob und inwieweit die Hypothek durch 


gebühren würde, zu widerſprechen und zu verlangen, daß dieſer Erlös 
teil auf die ihm vorgehenden Zwiſchenberechtigten und ihn ſelbſt 
nach Maßgabe der beſtehenden Rangverhältniſſe verwendet werde. Die 
Bedeutung der Entſch. liegt in der Erörterung der Frage, inwieweit 
der Vormerhungsberechtigte in ſeinem Rechte durch die Abtretung 
der nicht voll forderungsbekleideten Höchſtbetragshypothek berührt 
wird. Die Zuläſſigkeit der Abtretung einer nicht oder nicht voll⸗ 
valutierten Höchſtbetragshypothen zum vollen Nennwerte wird zwar 
vom NG. zugelaffen, jo lange überhaupt ein Kreditverhältnis beſteht, 
doch hat die Abtretung nicht die Folge, daß auch künftige Anfprüche 
des neuen Gläubigers aus ſeiner Geſchäftsverbindung mit dem Schuld⸗ 
ner geſichert werden, vielmehr dient der nicht valutierte Teil nach 
wie vor der Sicherung des alten Gläubigers für künftige Forderungen 
aus ſeiner noch beſtehenden Geſchäftsverbindung mit dem Schuldner. 
Praktiſch wird dies aber kaum bei einer Abtretung der Höchſt⸗ 
betragshypothek zum vollen Nennwert in Betracht kommen, und es 
fragt ſich, auf welchem Weg es zu erreichen iſt, daß der nichtvalutierte 
Teil der abgetretenen Höchſtbetragshypothek die in der Perſon des 
neuen Gläubigers entſtehenden Anſprüche ſichert. Das NG. weiſt 
die Möglichkeit zurück, dies durch 88 1153, 1190 BGB. zu erreichen, 
da ſo weit Anſprüche in der Perſon des abtretenden Gläubigers nicht 
entſtanden ſind, alſo bezüglich des nicht valutierten Teiles der Höchſt⸗ 
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Forderungen des Gläubigers ausgefüllt iſt. Bis zu dieſer 
abſchließenden Feſtſtellung iſt die Hypothek, wie nunmehr in 
Rſpr. und Wiſſenſchaft geklärt iſt (RGR Komm. Anm. 1 zu 
§ 1190; Wolff, 7. Aufl., S. 556 unter III; RG. 120, 
110) und oft), in ihrem jeweilig nicht ausgefüllten Teil als 
eine vorläufige, auflöſend bedingte Eigentümergrundſchuld 
anzuſehen. Zur endgültigen, bedingungsfreien Eigentümer⸗ 
grundſchuld wird der nicht ausgefüllte Teil erſt mit jener 
abſchließenden Feſtſtellung. Erſt in dieſem Zeitpunkt kann der 
Grundſtückseigentümer die Berichtigung des Grundbuchs ver⸗ 
langen. Damit iſt auch der Augenblick gekommen, in welchem 
eine Löſchungsvormerkung aus 8 1179 BGB. dem Vor⸗ 
merkungsberechtigten die Ausübung ſeines Rechts geſtattet. 
Da nun aber im Falle einer Zwangsverſteigerung des be⸗ 
laſteten Grundſtücks ſpäteſtens im Verteilungstermin die 
Möglichkeit aufhört, daß bei einer außerhalb des geringſten 
Gebots ſtehenden, durch den Zuſchlag erlöſchenden Höchſt⸗ 
betragshypothek noch neue Forderungen aus dem Hypothe- 
kariſch geſicherten Rechtsverhältnis entſtehen, wird jedenfalls 
in dieſem Zeitpunkt der dann nicht forderungsbekleidete Teil 
der Höchſtbetragshypothek zur endgültigen Eigentümergrund⸗ 
ſchuld (RGRKomm. Anm. 1 zu § 1190; ſtändige Rſpr. des 
RE.) Somit tritt unter dieſen Umſtänden auch ſpäteſtens 
im Verteilungstermin die Löſchungsvormerkung aus & 1179 
BGB. in Wirkſamkeit. Wenn ſie auch nicht, wie das BG. 
anzunehmen ſcheint, dahin wirkt, daß der zur endgültigen 
Eigentümergrundſchuld gewordene Teil der Höchſtbetrags⸗ 
hypothek auf den Vormerkungsberechtigten „übergeht“, ſo 
gibt ſie doch dem durch die Vormerkung geſicherten Löſchungs⸗ 
berechtigten, welcher mit einem dinglichen Recht der mit der 
Vormerkung belaſteten Höchſtbetragshypothek im Range nach⸗ 
ſteht und an ſeinem nachgehenden Recht einen Ausfall er⸗ 
leiden würde, wenn die Höchſtbetragshypothek zu ihrem 
vollen Betrage bei der Verteilung des Verſteigerungserlöſes 
vor ihm berückſichtigt würde, das Recht, der Zuteilung des 
Erlöſes auf den zur endgültigen Eigentümergrundſchuld ge⸗ 
wordenen Teil der Hypothek, der an ſich dem Eigentümer ge⸗ 
bühren würde, zu widerſprechen und zu verlangen, daß dieſer 
Erlösteil auf die ihm vorgehenden Zwiſchenberechtigten und 
ihn ſelbſt nach Maßgabe der zwiſchen ihnen beſtehenden Rang⸗ 
verhältniſſe verwendet werde (RGRKomm. Anm. 7 zu § 1179 
und Anm. 1 zu § 1190; Planck, S. 1043 Anm. 21 und 41 
zu § 1179; Jäckel⸗Güthe, 5. Aufl., Anm. 4 zu § 48 und 
Anm. 3 zu 88 50, 51 ZwvVerſtG.; ſtändige Rſpr. des R.). 
Dieſes Recht folgt ohne weitere Vorausſetzungen aus der 
Löſchungsvormerkung und dem ſchlechteren Range des vom 
Ausfall bedrohten Rechts desjenigen, für den die Vor⸗ 
merkung eingetragen iſt. Die Rechtsanſicht der Rev., daß der 
Vormerkungsberechtigte die geſchilderte Rechtsſtellung nur 
dann hätte, wenn er für ſeinen durch die Vormerkung ge⸗ 
ſicherten Löſchungsanſpruch bereits ein Urteil gegen den 
Grundſtückseigentümer erſtritten oder wenn der Eigentümer⸗ 
Grundſchuldgläubiger dem Anſpruch des Vormerkungsberech⸗ 
tigten durch freiwillige Erklärung ſich unterworfen hätte, 
geht fehl. Sie findet auch in der von der Rev. angezogenen 
Entſcheidung des BayObeG. v. 22. Febr. 1915 (Recht 1915 
Nr. 1096) keine Stütze. In dem dort behandelten Falle 
hatte der Vormerkungsberechtigte ſich im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren überhaupt nicht gerührt, und das Verſteige⸗ 
rungsgericht hatte deshalb bei der Verteilung des Erlöſes die 
Vormerkung nicht berückſichtigt. Mit Recht hat in dieſem Falle 
auch das Bay Obs. als Prozeßgericht die Widerſpruchsklage des 
Vormerkungsberechtigten abgewieſen, weil er „in der Zwangs⸗ 
verſteigerung ſeinen Löſchungsanſpruch nicht geltend gemacht 


betragshypothek weder eine Forderung noch die Hypothek auf dieſem 
Weg übertragen werden kann. Es bleibt daher nur der Weg des 
$ 1198 (Umwandlung) oder des § 1180 (Forderungswechſel) übrig. 
Die Umwandlung in der Weile, daß der Gläubiger auf die Hypothek 
verzichtet und der Eigentümer die für ihn entſtehende Eigentümer⸗ 
grundſchuld in eine Hypothek für eine andere Forderung um⸗ 
wandelt, kann einem Bedenken nicht unterliegen. In dem Fall 
KJ. 45, 286 war für eine Sparkaſſe eine Höchſtbetragshypothek zur 
Sicherung der Anſprüche der Gläubigerin aus dem Kreditverhältniſſe 
mit dem damaligen Grundſtückseigentümer eingetragen. Der Er⸗ 
werber des Grundſtücks erklärte: er übernehme diejenigen Forderun⸗ 
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hatte“. Der beiläufige Zuſatz der Begründung „und weil der 
Eigentümer ſich dem Löſchungsanſpruch nicht unterworfen 
hatte“ hat für die Entſcheidung keine maßgebliche Bedeutung 
gehabt. Sollte er aber i. S. der Rev. gemeint ſein, ſo wäre 
er nicht zu billigen. Das Verlangen, daß der Vormerkungs⸗ 
berechtigte, welcher in der Zwangsverſteigerung durch Wider⸗ 
ſpruch gegen den Teilungsplan ſeinen Löſchungsanſpruch gel⸗ 
tend macht, zunächſt ein Urteil oder eine Unterwerfungs⸗ 
erklärung des Eigentümer⸗Grundſchuldgläubigers beibringen 
müßte, um mit ſeinem Widerſpruch Gehör zu finden, würde 
den Berechtigten ungebührlich belaſten, ja ihn bei überraſchend 
hereinbrechender Zwangsverſteigerung einem unlauteren Eigen⸗ 
tümer gegenüber im kritiſchen Augenblick des beſtimmungs⸗ 
mäßigen Werts der Vormerkung berauben und gegen un⸗ 
gerechtfertigten Verluſt ſchutzlos machen. Es muß daher zur 
Wahrung des Klagerechts des Vormerkungsberechtigten aus 
dem § 115 ZwVerſtGG. und den 88 876 ff. ZPO. genügen, 
wenn er die Rechte aus der Vormerkung im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren überhaupt geltend gemacht, insbeſ. 
im Verteilungstermin gegen die Zuweiſung des Erlösteils an 
den Eigentümer Widerſpruch erhoben hat (ſo auch RGR⸗ 
Komm. Anm. 7 zu § 1179). 

Iſt hiernach der Kl. auf Grund ſeines im Verteilungs⸗ 
termin erhobenen Widerſpruchs berechtigt, der Bekl. gegen⸗ 
über die Rechte aus der Löſchungsvormerkung v. 16. Febr. 
1925 zu verfolgen, ſo fragt ſich weiterhin, ob dem Kl. ein 
Löſchungsanſpruch für einen Teil der am 29. Juli 1925 an 
die Bekl. abgetretenen Höchſtbetragshypothek erwachſen iſt. 
Bei dieſer Prüfung iſt zu erörtern: 

1. ob am 29. Juli 1925 ein Teil der Hypothek bereits 
zur endgültigen Eigentümergrundſchuld geworden war; 

2. für den Fall der Verneinung der Frage zu 1: ob 
trotz des Weiterbeſtehens der Hypothek als ſolcher die Vor⸗ 
merkung zugunſten des Kl. dahin wirkte, daß er die dingliche 
Belaſtung des Grundſtücks wegen derjenigen Forderungen, 
welche erſt nach dem 29. Juli 1925 entſtanden ſind, nicht 
gegen ſich gelten zu laſſen braucht. 

Beide Vorinſtanzen ſind der Meinung, daß die an die 
Bekl. abgetretene, urſprünglich für die Landesbank einge⸗ 
tragene Höchſtbetragshypothek nach dem Willen der Be⸗ 
teiligten auch nach dem 29. Juli 1925 lediglich zur Sicherung 
des bis zu dieſem Tage für die abtretende Bank entſtandenen, 
an die Bekl. abgetretenen Guthabens von insgeſamt 18 890 RN 
beſtimmt geweſen ſei und gedient habe. Sie vermiſſen in den 
Urkunden v. 29. Juli 1925 eine Willensäußerung der Be⸗ 
teiligten dahin, daß künftig auch weitere von der Bekl. an 
die Firma K. zu gewährende neue Kredite von der dinglichen 
Sicherung durch die abgetretene Hypothek umfaßt werden ſoll⸗ 
ten. Trifft dieſe Auslegung zu, ſo ergibt ſich aus den voran⸗ 
gehenden Ausführungen ohne weiteres, daß die Klage ge⸗ 
rechtfertigt iſt. Denn es könnte dann an dem Beſtehen einer 
endgültigen Eigentümergrundſchuld in Höhe von 41110 AH 
ſeit dem 29. Juli 1925 und damit an der Wirkſamkeit der 
Löſchungsvormerkung des Kl. zu dieſem Betrage kein Zweifel 
beſtehen. Die Auslegung der Urkunden v. 29. Juli 1925 
durch die Vorinſtanzen iſt aber nicht unbedenklich. Die von 
der Bekl. ſchon im zweiten Rechtszuge vorgetragene, in der 
Reviſionsinſtanz wiederholte gegenteilige Auslegung hat man⸗ 
ches für ſich. (Wird näher ausgeführt.) Selbſt wenn man 
nun aber mit der Bekl. davon ausgeht, daß die Beteiligten 
am 29. Juli 1925 dahin einig geworden ſind, die Landesbank 
ſcheide aus der Geſchäftsverbindung mit der Firma K. aus, 
die Bekl. trete in ſie ein unter Übernahme des bisher ent⸗ 
ſtandenen Guthabens der Landesbank und mit der Abrede, 


gen, die der Sparkaſſe gegen den Veräußerer erworben ſeien und be⸗ 
ſtimme, daß die Höchſtbetragshypothek von jetzt ab als Sicherheit für 
diejenigen Forderungen dienen ſolle, die der Sparkaſſe nunmehr 
gegen ihn, den Erwerber, zuſtanden. Das KG. hat ausgeführt, daß, 
wenn die Sparkaffe auf die Höchſtbetragshypothek verzichtet haben 
würde, der Eigentümer ſie als Eigentümergrundſchuld erworben hätke 
und in der Lage geweſen wäre, dieſelbe in eine Höchſtbetragshypothel 
zur Sicherung aller Anſprüche, welche der Gläubigerin gegen ihn aus 
irgendeinem Rechtsgrunde bereits zuſtehen oder Künftig zuſtehen 
werden, umzuwandeln. Dies hätte zur Folge gehabt, daß die Höchſt⸗ 
betragshypothek auch für die im Wege der Schuldübernahme auf den 
Erwerber als Schuldner übergegangenen Forderungen haften würde, 
d. h. ſie würde zum Teile dieſelbe Forderung ſichern, für die ſie 
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daß weitere Kredite der Bekl. an die Firma K. gleichfalls den 
dinglichen Schutz der in vollem Umfange abgetretenen Höchſt⸗ 
betragshypothek genießen ſollten, iſt die Klage begründet. 
Der Kl. als Vormerkungsberechtigter braucht ſich den Über⸗ 
gang der Höchſtbetragshypothek nur inſoweit gefallen zu laſ⸗ 
ſen, als die Hypothek bereits am 29. Juli 1925 forderungs⸗ 
bekleidet war. Dabei iſt unerheblich, ob an dieſem Tage durch 
eine Abrechnung zwiſchen der Landesbank und der Firma K. 
die abſchließende Feſtſtellung des Endguthabens der Zedentin 
aus der bis dahin laufenden Geſchäftsverbindung ſtatt⸗ 
gefunden hat oder nicht. Hat fie ſtattgefunden, fo fand im 
Augenblick der Abtretung an die Bekl. feſt, daß die Höchſt⸗ 
betragshypothek zu dem das Endguthaben der Landesbank 
überſteigenden Betrage zur endgültigen, von der ihr bis da⸗ 
hin anhaftenden auflöſenden Bedingung befreiten Eigentümer⸗ 
grundſchuld geworden war und nur noch auf dem Wege der 
Umwandlung ($ 1198 BGB.) wieder zu einer Gläubiger⸗ 
Höchſtbetragshypothek für die Bekl. werden konnte. Dieſe 
Umwandlung hätte aber die Löſchungsvormerkung des Kl. 
beeinträchtigt und wäre deshalb ihm gegenüber nach den 
§§ 883, 888 BGB. unwirkſam geweſen (Planck, S. 1045 
Anm. 4b, c zu 8 1179). Sollte aber, wie die Bekl. offenbar 
geltend machen will, mangels einer Abrechnung am 29. Juli 
1925 die Höchſtbetragshypothek in ihrem bis dahin nicht 
forderungsbekleideten Teile noch nicht zur endgültigen Eigen⸗ 
tümergrundſchuld geworden und der Wille der Beteiligten 
dahin gegangen ſein, daß die Hypothek auch künftig trotz der 
Umgeſtaltung des geſicherten Kreditverhältniſſes durch den 
Eintritt eines neuen Gläubigers dinglich in ihrer alten recht⸗ 
lichen Geſtalt fortbeſtehen und abgetreten werden ſollte, jo 
ergibt ſich keine für die Bekl. günſtigere Rechtslage: 
Grundſätlich beſtehen zwar keine Bedenken dagegen, daß 
auch eine nicht oder nicht voll valutierte Höchſtbetragshypothek 
zum vollen Nennbetrage abgetreten werden kann, ſolange das 
geſicherte Kreditverhältnis fortbeſteht. Die Abtretung hat 
dann aber zur Folge, daß der nicht valutierte Teil nach wie 
vor zur Sicherung des alten Gläubigers für künftige Forde⸗ 
rungen aus feiner Geſchäftsverbindung mit dem Schuldner 
dient. Die Abtretung hat nicht etwa eine Erweiterung des 
geſchützten Kreditverhältniſſes dahin zur Folge, daß nun auch 
künftige Anſprüche aus der Geſchäftsverbindung des neuen 
Gläubigers mit dem Schuldner geſichert werden. Will man 
nicht mit der ſtrengſten Auslegung des Geſetzes eine ſolche 
Erweiterung nur auf dem Wege der Umwandlung nach § 1198 
BGB. zulaſſen (ſo RGRKomm. Anm. 1 zu § 1180), jo läßt 
ſie ſich doch, gleichviel ob das Guthaben des alten Gläubigers 
durch Abtretung in den Kreis der neuen Geſchäftsverbindung 
einbezogen wird oder nicht, beſtenfalls nur auf dem Wege 
des Forderungswechſels nach $ 1180 BGB. durchführen (RG. 
v. 19. Febr. 1916, V 370/152); Planck, S. 1049 Anm. 3a 
zu 8 1180, S. 1104 Anm. 5b zu § 1190 und S. 1110 oben; 
Staudinger, 9. Aufl., Bd. III 2 S. 1335 Anm. 4d zu 
§ 1190; Wolff, S. 558 unter IV, V; Herold: ZBIFTO. 
10, 197 ff.; Bollenbeck: Dot V. 1915 18 ff.; Bier⸗ 
mann: BankArch. 7, 261). Die abweichende Anſicht von 
Jung (Bay Not. 1915, 401 ff.), der neben den Wegen über 
S8 1198 und 1180 BGB. noch einen dritten Weg für den 
Eintritt des neuen Gläubigers in das durch die Höchſtbetrags⸗ 
hypothek zu ſichernde Kreditverhältnis für möglich zu halten 
ſcheint und vielleicht in einer Entſch. des BayObLG. vom 
17. Febr. 1905 (Blätter f. Rechtsanwendung 70, 298) einen 
Vorgänger findet, entbehrt einer Stütze im Geſetz. Im Ge⸗ 
biete des Liegenſchaftsrechts ſind nur die geſetzlich vorgeſehenen 


früher (vor dem Verzichte) bereits einmal gehaftet hatte. Das KG. 
erachtet aber auch in dieſem Falle weiter die Forderungsauswechſelung 
in der Art für zuläſſig, daß an die Stelle eines Forderungskreiſes ein 
anderer tritt; der Umſtand, daß eine zu dem alten Forderungskreiſe 
gehörige Einzelforderung etwa infolge Schuldnerwechſels in den neuen 
Forderungskreis eingetreten ſei, ſtehe der Auswechſelung nicht ent⸗ 
gegen (übereinſtimmend auch KGJ. 49, 224). Gegen die Anſicht des 
KG. iſt geltend gemacht worden, es ſei dabei nicht berückfichtigt, daß 
Forderungen, die ausgewechſelt werden könnten, noch nicht beſtehen 
und deshalb die Hypothel noch dem Eigentümer als vorläufige Eigen⸗ 
tümergrundſchuld zuſtehe (fo RENKomm. 81180 Anm. 1). Das RG. 
hat dieſe Frage nicht ausdrücklich entſchieden; es wird nur geſagt, daß 
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Wege zur Erlangung einer dinglich geſicherten Rechtsſtellung 
gangbar Mit Unrecht glaubt die Rev. einen ſolchen Weg für 
die Einbeziehung der in der Perſon eines neuen Gläubigers 
entſtehenden Anſprüche in das durch eine abgetretene Höchſt⸗ 
betragshypothek geſicherte Kreditverhältnis in den §8 1153, 
1190 BGB. zu finden. Soweit Anſprüche in der Perſon des 
abtretenden Gläubigers nicht entſtanden ſind — und ſo liegt 
es bei dem nicht valutierten Teil der Höchſtbetragshypothek —, 
iſt weder eine Forderung noch die Hypothek auf dieſem Wege 
übertragbar. Auch auf die — im RGRKomm. Anm. 5 zu 
§ 1190 und bei Planck, S. 1104 Anm. 5b zu § 1190 an⸗ 
gezogene — Entſch. des OLG. Dresden v. 16. Okt. 1908 
(OLG. 18, 185) kann ſich die Rev. nicht berufen. Denn einer- 
ſeits geht dieſe Entſcheidung noch von der heute überholten 
Grundanſchauung aus, daß die Höchſtbetragshypothek auch 
ohne die Entſtehung von Forderungen aus dem geſchützten 
Rechtsverhältnis eine echte Gläubigerhypothek ſei, anderer⸗ 
ſeits betrifft ſie nur einen Fall, in welchem nach der Ab⸗ 
tretung keine Anſprüche des neuen Gläubigers, ſondern ſolche 
des alten Gläubigers entſtehen und geſchützt werden ſollten 
und gerade deshalb von den Beteiligten vereinbart wurde, 
daß der Zeſſionar als Vertreter des Zedenten dem Schuldner 
neue Kredite geben und ſo die neuen Forderungen in der 
Perſon des alten Gläubigers zur Entſtehung gelangen ſoll⸗ 
ten. Von einer ſolchen Vereinbarung kann aber im vor⸗ 
liegenden Falle auch bei Zugrundelegung des Sachvortrags 
der Bekl. und bei weitherziger Auslegung der Urkunden vom 
29. Juli 1925 keine Rede ſein. Wenn hiernach einerſeits 
feſtſteht, daß Forderungen der Landesbank nach dem 29. Juli 
1925 nicht mehr entſtanden ſind, und andererſeits zugunſten 
der Bekl. der für ſie günſtigſte Fall unterſtellt wird, daß die 
von ihr der Firma K. gegebenen neuen Kredite als ihre 
Forderungen gemäß $ 1180 BGB. in das durch die Höchſt⸗ 
betragshypothek geſicherte Kreditverhältnis einbezogen worden 
ſind, ſo iſt die Bekl. dennoch nicht gegen die Wirkungen der 
Vormerkung des Kl. geſchützt, ſoweit dieſe neuen Kredite in 
Betracht kommen. Denn auch die Forderungsauswechſelung 
nach § 1180 BGB. hat den durch die Vormerkung geſicherten 
Löſchungsanſpruch des Kl. beeinträchtigt. Ohne die Aus⸗ 
wechſelung hätte die Firma K. bei der Beendigung der Ge⸗ 
ſchäftsverbindung mit der Landesbank von der früher ein⸗ 
getragenen Gläubigerin Verzicht (Löſchungsbewilligung, Be⸗ 
richtigungsbewilligung) in Höhe des durch das Endguthaben 
aus der beendigten Verbindung nicht erſchöpften Teils der 
Höchſtbetragshypothek verlangen können. Damit wäre in die⸗ 
ſer Höhe praktiſch der Fall der Vereinigung von Hypothek 
und Eigentum eingetreten und der Löſchungsanſpruch des 
Kl. wirkſam geworden. In der zur Auswechſelung erforder⸗ 
lichen Einigungserklärung des Schuldnereigentümers lag alſo, 
ſoweit die Auswechſelung ſich auf den am 29. Juli 1925 noch 
nicht forderungsbekleideten Teil der Hypothek bezog, eine den 
vorgemerkten Löſchungsanſpruch ſchmälernde Verfügung über 
eine zwar äußerlich verdeckte, innerlich aber vorhandene Eigen⸗ 
tümergrundſchuld. Dieſe Verfügung braucht der Vormerkungs⸗ 
berechtigte ſich nicht gefallen zu laſſen (Planck, S. 1949 
Anm. 2d zu § 1180; KG. v. 11. Juli 1911: RIA. 11, 242; 
Huth: 3 Bl§ G. 6, 179). Die abweichende Auffaſſung von 
Goldſchmit (Bay Not. 1908, 1 ff.) entbehrt der rechtlichen 
Begründung. Der von ihm betonte Geſichtspunkt, daß vom 
Standpunkt der herrſchenden Meinung aus die beliebte und 
häufige Forderungsauswechſelung nach $ 1180 BGB. wegen 
der Folgen für den Eigentümer und den neuen Gläubiger im 
Falle der Geltendmachung des Löſchungsanſpruchs des Vor⸗ 


eine ſolche Erweiterung ſich „beſtenfalls“ nur auf dem Wege des For⸗ 
derungswechſels nach 8 1180 BGB. durchführen laſſe. Das NE. 
ſcheint allerdings dies mit dem MG. für zuläſſig zu erachten. Für 
den zur Entſch. ſtehenden Fall bedurfte es einer Entſch. dieſer Rechts⸗ 
frage nicht, denn auch die Forderungsauswechſelung nach § 1180 
BGB. beeinträchtigt den durch die Vormerkung geſicherten Löſchungs⸗ 
anſpruch aus 8 1179 BGB. Ohne die Forderungsauswechſelung hätte 
die Schuldnerin bei der Beendigung der Geſchäftsverbindung mit der 
abtretenden (früheren) Gläubigerin Verzicht (Löſchungsbewilligung, 
Berechtigungsbewilligung) in Höhe des durch das Endguthaben aus 
der beendigten Verbindung nicht erſchöpften Teils der Höchſtbetrags⸗ 
hypothek verlangen können. 


SIR. Dr. Hugo Arnheim, Berlin. 
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merkungsberechtigten aus § 1179 praktiſch kaum durchführbar 
und § 1180 in einer großen Zahl von Fällen nahezu wertlos 
wäre, überſchätzt wohl auf der einen Seite die Häufigkeit von 
Löſchungsvormerkungen nach 8 1179 und Auswechjelungen 
nach $ 1180 BGB. und unterſchätzt auf der anderen Seite 
ſowohl die Anforderungen des Grundbuchverkehrs an die 
Sorgfaltspflicht eines neuen Kreditgebers als auch das Schutz⸗ 
bedürfnis des Vormerkungsberechtigten, deſſen ältere aus dem 
Grundbuch erſichtliche Rechtsſtellung auch der Eigentümer und 
der neue Gläubiger berückſichtigen müſſen. Schützt nach alle⸗ 
dem auch bei Zugrundelegung der Darſtellung, welche die 
Bekl. von den Vorgängen am 29. Juli 1925 gibt, die bereits 
am 16. Febr. 1925 bei der Hypothek der Bekl. eingetragene 
Vormerkung den Kl. vor einem Liquidat über 18 890 KM aus 
dieſer Hypothek, ſo iſt die Widerſpruchsklage des Kl. gegen 
die Bekl. mit Recht in den Vorinſtanzen durchgedrungen. 
(U. v. 19. Juni 1929; 458/28 V. — Dresden.) [Sch.] 


* 4. 88 1094 ff., 873, 313 BGB. Bei der Beſtel⸗ 
lung des dinglichen Vorkaufsrechtes iſt die Eini⸗ 
gung formlos rechtswirkſam; dagegen bedarf das 
Grundgeſchäft, die Abrede über die Beſtellung, 
der Form des 8313 BGB. In entſprechender An⸗ 
wendung von 8 313 Satz 2 tritt aber Heilung 
durch Einigung und Eintragung ein. f) 

Richtig iſt, daß das dingliche Vorkaufsrecht gemäß § 873 
BGB. durch Einigung und Eintragung rechtswirkſam entſteht. 
Inſoweit herrſcht in Rſpr. und Schrifttum faſt Einhelligkeit. 
Nur Fuchs, Grundbuchrecht I, 342 f., § 1094 Anm. 3, er⸗ 
fordert auch für die Einigung die Form des 8 313 BGB. 
mit der Begründung, ſie enthalte zugleich die obligatoriſche, 
bedingte Verpflichtung zur Eigentumsübertragung Das trifft 
aber nicht zu; der dingliche Vertrag ift lediglich auf die Ent⸗ 
ſtehung des dinglichen Rechtsverhältniſſes gerichtet. Anders 
liegt die Sache aber bei dem Grundgeſchäft, das auf die Be⸗ 
ſtellung des dinglichen Vorkaufsrechtes gerichtet iſt. In ihm 
iſt kraft der eigenartigen Geſtaltung, die das dingliche Vor⸗ 
kaufsrecht in den 88 1094 ff. BGB. gefunden hat, die be- 
dingte Verpflichtung des Beſtellers enthalten, in dem vor⸗ 
geſehenen Falle das Eigentum an dem Grundſtück auf den 
Vertragsgegner zu übertragen. Iſt es unmittelbar auch nur 
auf die Verpflichtung zur Beſtellung des dinglichen Vor⸗ 
kaufsrechtes gerichtet, ſo wird dadurch doch zugleich die Ver⸗ 
pflichtung begründet, unter beſtimmten Umſtänden das Grund⸗ 
eigentum zu übereignen; das ergibt ſich aus den Beſtimmun⸗ 
gen der 88 504 f. BGB., nach denen ſich gemäß 8 1098 
Abſ. 1 BGB. das Verhältnis zwiſchen den Berechtigten und 
Verpflichteten des dinglichen Vorkaufsrechtes regelt. An dieſer 
von dem 5. ZivSen. bereits in RG. 110, 328 f.!) (333/34) 
vertretenen Anſicht iſt auch nach erneuter Prüfung feſtzu⸗ 

Zu 4. Die Rſpr., wonach ſowohl die Begründung eines per⸗ 
ſönlichen Vorkaufsrechtes als auch die eines dinglichen Vorkaufs⸗ 
rechtes der Form des § 313 BGB. unterliegt, dürfte nunmehr feſt⸗ 
ftehen, fo daß eine kritiſche Erörterung nicht am Platze iſt. 

Von praktiſcher Bedeutung iſt an obiger Entſch. hauptſächlich 
der Grundſatz, daß die Heilung gem. § 313 Satz 2 BGB. bereits 
durch Eintragung des Vorkaufsrechtes im Grundbuche eintritt. 
Dieſe Annahme iſt im Intereſſe der Verkehrsſicherheit zwar zu 
begrüßen; ihre Begründung iſt jedoch nicht zweifellos. Das RG. 
geht davon aus, daß die Verpflichtung zur Beſtellung eines ding⸗ 
lichen Vorkaufsrechtes deshalb formbedürftig iſt, weil in ihr zu⸗ 
gleich die bedingte Verpflichtung des Verkäufers zur Übertragung 
des Eigentums enthalten iſt. Von dieſem Ausgangspunkte aus 
könnte aber folgerichtig angenommen werden, daß die Heilung 
exit eintritt, wenn die bedingte Übereignungspflicht erfüllt, alſo die 
Auflaſſung an den Vorkaufsberechtigten und ſeine Eintragung als 
Eigentümer im Grundbuche erfolgt iſt. Der Standpunkt des RG. 
enthält auch eine Anomalie inſofern, als hiernach ſchon eine nur 
in öffentlich beglaubigter Form abgegebene Eintragungsbewilligung 
zur Heilwirkung genügen ſoll, während nach 8 313 Satz 1 BOB. 
die Form der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung vor⸗ 
geſchrieben iſt und die Heilung grundſätzlich nur durch eine der 
gleichen Form unterliegende Auflaſſung eintritt. Eine weitere 
Anomalie liegt darin, daß die Eintragungsbewilligung für das 
Vorkaufsrecht und die Eintragung dieſes beſchränkten dinglichen 
Rechtes den Formmangel heilen ſoll, obgleich doch die Verpflich⸗ 
tung zur Begründung beſchränkter dinglicher Rechte überhaupt 


2) JW. 1925, 1111. 
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halten. Daß es in ſeiner Entſch. zweifelhaft gelaſſen ſei, ob 
auch im Falle der Eintragung eines formlos begründeten, 
dinglichen Vorkaufsrechtes die Form des § 313 BGB. für 
das Grundgeſchäft erfordert wird, kann der Rev. nicht zuge⸗ 
geben werden; irgendeine Einſchränkung iſt für das Form⸗ 
erfordernis dort nicht aufgeſtellt. Was das BG. gegen dieſe 
Anſicht ausführt, kann nicht durchgreifen. Die Bedeutung der 
Bemerkung in dem Protokolle Bd. 1 S. 463/64 iſt in dem 
Urt. bereits gewürdigt und für nicht durchſchlagend erachtet 
worden. Dieſer Würdigung iſt beizutreten. Daß die Verpflich⸗ 
tung zur Beſtellung des dinglichen Vorkaufsrechtes nicht un⸗ 
mittelbar auf die Übertragung des Eigentums gerichtet iſt, 
ſondern darauf, eine Eintragung des jeden Eigentümer kraft 
ihrer zur Übertragung verpflichtenden Inhalts herbeizufüh⸗ 
ren, wie das BG. im Anſchluß an den RGRKomm. § 1094 
Anm 3 ausführt, iſt zwar richtig, aber das ändert nichts 
daran, daß damit bereits die entſcheidende Grundlage für die 
Verpflichtung zur Eigentumsübertragung auch des Beſtellers 
gelegt wird. Daß damit für den obligatoriſchen Vertrag eine 
ſtrengere Form erfordert wird als für den dinglichen Vertrag, 
kann an dieſem aus dem Geſetz gefundenen Ergebnis nichts 
ändern. Dieſe Anſicht wird auch weit überwiegend im Schrift 
tum vertreten (vgl. Planck, BGB., Vorbem. vor 8 1094 
Anm. 3; Biermann, Sachenrecht, $ 1094 Anm. Za; Sör⸗ 
gel, BGB., Bd. 2 § 1094 Anm. 2; Enneccerus⸗Kipp⸗ 
Wolff, BGB., 22./26. Aufl., Bd. II, 1 S. 429 f., Im⸗ 
merwehr in Iherings J. Bd. 42 S. 279 f. 292/93]; Stau“ 
dinger, BGB., § 1094 Anm. 2a; Warneyer, BGB. 
8 1094 Anm. 1; Stillſchweig in JW. 1925, 1113 Anm. B 
zur Entſch. 11). Anderer Anſicht Oberneck, Reichsgrund⸗ 
buchrecht, 4. Aufl., Bd. 1 S. 711f.; Turnau⸗Förſter, 
Liegenſchaftsrecht, 1094 Anm. 4; Lewandowſki in Grud). 
53, 595 f. Bedurfte ſomit die Abrede der Parteien über die 
Beſtellung des dinglichen Vorkaufsrechtes der Form des 
8 313 BGB., fo könnten an ſich die Bekl. dieſe Beſtellung aus 
dem Geſichtspunkte der ungerechtfertigten Bereicherung wieder 
rückgängig machen, da es an einem rechtswirkſamen Grund⸗ 
geſchäft fehlen würde (88 812, 821 BGB.). Es könnte aber 
demgegenüber einmal in Frage kommen, ob ſie nicht gewußt 
haben, daß für ſie eine Verpflichtung zur Beſtellung des Vor⸗ 
kaufsrechtes nicht beſtand. Wäre das zu bejahen, wofür die 
Umſtände ſprechen, ſo würde der Bereicherungsanſpruch ſchon 
nach § 814 BGB. entfallen. Ferner kann aber auch in den 
Erwägungen des BG., daß durch die Einigung und Eintra⸗ 
gung der Mangel der Form des Grundgeſchaftes geheilt fei, 
ein Rechtsirrtum nicht gefunden werden. § 313 Saß 2 BGB. 
beſtimmt, daß ein ohne Beobachtung der gerichtlichen oder 
notariellen Form geſchloſſener Grundſtücksübereignungsvertrag 
ſeinem ganzen Inhalte nach gültig wird, wenn die Auf⸗ 
laſſung und die Eintragung in das Grundbuch erfolgen. Wenn 


nicht formbedürftig iſt, ſondern der Gegenſtand der Heilung im 
vorliegenden Falle in der bedingten Verpflichtung zur Übereignung 
des Grundſtücks liegt. Der vermittelnde Standpunkt des RG. er⸗ 
ſcheint auch bei Berückſichtigung der Motive, die der Formvorſchrift 
des 8313 BB. zugrunde liegen, nicht ganz überzeugend. Das 
Formerfordernis hat bekanntlich den Zweck, den Grundbeſitzer 
vor übereilten Verträgen zu ſchützen und den Beteiligten eine reif⸗ 
liche Überlegung zu gewährleiſten ſowie auch den Beweis zu ſichern 
(vgl. Mot. II, 189; Prot. 1,460; D. 47). 

Nun kann allerdings das Vorkaufsrecht nur praktiſch werden, 
nachdem der Eigentümer das Grundſtück zuvor durch einen form⸗ 
gerechten Kaufvertrag an einen Dritten verkauft hat; inſofern iſt 
alſo den geſetzgeberiſchen Zwecken Genüge geſchehen, ſo daß man 
die Verpflichtung zur Beſtellung des Vorkaufsrechtes von dem 
Formerfordernis ganz befreien könnte, wenn nicht gewiſſe Gründe 
den gegenteiligen Standpunkt rechtfertigen würden. 

Allerdings kann beim dinglichen Vorkaufsrecht eine Ab⸗ 
weichung in den Kaufbedingungen von denen des mit dem Dritten 
geſchloſſenen Kaufvertrages nicht feſtgelegt werden (ogl. RG. 10%, 
123; Warn. 1914 Nr. 50). Zu den weſentlichſten Vertrags“ 
bedingungen gehört aber die Perſon des Gegenkontrahenten. Ware 
die Verpflichtung zur Begründung des dinglichen Vorkaufsrechtes 
formfrei, ſo würde in dieſer Hinſicht der vom Geſetz gewollte Schutz 
gegen übereilung unwirkſam ſein. Die überwiegenden Gründe 
ſprechen daher für die vom RG. angenommene Bejahung des 
Formerforderniſſes; ſie müßten dann aber auch bei logiſcher 
Durchführung die Heilung an die Auflaſſung und Eintragung Rnupfen. 


RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 
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man dieſe Beſtimmung nach ihrem Wortlaut auch nicht un⸗ 
mittelbar auf die Beſtellung des dinglichen Vorkaufsrechtes 
anwenden wollte, ſo iſt doch jedenfalls mit dem BerR. ine 
entſprechende Anwendung geboten. In dieſer Beſtimmung 
kommt der Gedanke zum Ausdruck, daß, wenn eine Grund⸗ 
ſtücksübereignung in Frage ſteht, der dingliche Vertrag und 
die Eintragung die Mängel des obligatoriſchen Übereignungs⸗ 
vertrages heilen und dieſem Vertrage Rechtswirkſamkeit ver⸗ 
leihen. Eine ſolche Lage iſt auch dann gegeben, wenn die Ver⸗ 
pflichtung zur Beſtellung des dinglichen Vorkaufsrechtes form⸗ 
los übernommen wird, dann aber die Einigung in einer nach 
8 873 Abſ. 2 BGB. bindenden Weiſe erfolgt und daraufhin 
das Recht eingetragen wird. Einigung und Eintragung ſtellen 
auch hier die Erfüllung des Verpflichtungsvertrages in ſeinem 
weſentlichen Punkte dar und dieſe unter beſtimmte Form⸗ 
erforderniſſe geſtellte und vom Gericht zum Abſchluß ge⸗ 
brachte Erfüllung geben dem darauf gerichteten obligatoriſchen 
Vertrage die Rechtswirkſamkeit (jo auch Planck, BGB., 
81094 Anm. 3; Biermann, Sachenrecht, 8 1094 Anm 3e; 
Enneccerus⸗Kipp⸗Wolff, Lehrbuch, Bd. II, 1 S. 429f.; 
Stillſchweig a. a. O.; Fuchs a. a. O. $ 1094 Anm. 3a; 
Staudinger, BGB., § 1094 Anm. 2a; Warneyer 
a. a. O.). Was die Rev. dagegen vorbringt, kann gegenüber 
dem maßgebenden Grundgedanken nicht durchgreifen. Ins⸗ 
beſ. läßt ſich gegen eine entſprechende Anwendung des § 313 
Satz 2 BGB. nicht der Umſtand entſcheidend verwerten, daß 
die Auflaſſung der gerichtlichen oder notariellen Form be⸗ 
darf, die Einigung über die Beſtellung des Vorkaufsrechtes 
aber, wenn ſie bindend ſein ſoll, nur der im § 873 Abſ. 2 
BGB. vorgeſehenen Form. Denn auch dieſe Form bietet eine 
gewiſſe Sicherheit dafür, daß ſie dem Willen der Beteiligten 
entſpricht, und bildet die geſetzmäßige Unterlage für die 
Grundbucheintragung. Wird nach dem Geſetz ſchon eine für 
die Rechtswirkſamkeit hinreichende Billigung des geſamten 
obligatoriſchen Übereignungsvertrages in der auch rein for⸗ 
malen Auflaſſung gefunden, ſo muß das mindeſtens in dem⸗ 
ſelben Maße von dem gewöhnlich, ſo auch hier, ganz einfach 
auf Beſtellung des dinglichen Vorkaufsrechtes gerichteten obli⸗ 
gatoriſchen Vertrage und dem dinglichen Vertrage in Ver⸗ 
bindung mit der Eintragung gelten. Hier iſt die Bewilligung 
der Eintragung, offenbar mit Wiſſen und Willen des e 
von den Bekl. unmittelbar dem GBA. erklärt. Darin iſt nach 
x des Falles eine genügende bindende Einigung zu er- 
icken. 
Hiernach beſteht das Vorkaufsrecht des Kl. zu Recht. 


(U. v. 11. Juli 1929; 7348 VI. — Marienwerder. 
S 


* 5. 88 1120 ff. BG B. 


1. Ein zwiſchen dem Grundſtückseigentümer 
und einem Gläubiger hinſichtlich eines der Haf⸗ 
tung für die Hypothek unterliegenden Gegen⸗ 
ſtandes geſchloſſener Hypothekenhaftungs⸗ 
Freigabevertrag hat niemals dingliche Wir⸗ 
kung gegen Dritte. Es gibt weder vertrags- 
mäßige Erweiterung noch Einſchränkung der 
Haftungserſtreckung mit Wirkung gegen Dritte. 

2. Dem in der Zwangsverſteigerung ausge⸗ 
fallenen Hypothekengläubiger haftet auch nach 
dem Erlöſchen der Grundſtückshaftung das von 
der Zwangsverſteigerung aus genommene Zu⸗ 
behör weiter. Inhalt und Rechtsnatur — ding⸗ 
lich oder obligatoriſch — dieſes Rechtes. Es iſt 
formfrei übertragbar. 

3. Welche Einwendungen kann der Erſteher, 
dem dieſe Rechte des ausgefallenen Hypotheken- 
gläubigers abgetreten ſind, dem die Heraus⸗ 
gabe des Zubehörs als ſeines Eigentums ver⸗ 
langenden Klägers entgegenſetzen? Er kann die 
Herausgabe verweigern und zu Befriedigung 
ſeines Rechtes die Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung verlangen. 

Die OHG. Spinnerei B. & B. (Geſellſchafter: die Kauf⸗ 
leute B. und Be.) ließ auf ihrem Grundſtücke für ſich eine 
Eigentümergrundſchuld von 100000 GM. mit der Maßgabe 
eintragen, daß aus der zugrunde liegenden notariellen Ur⸗ 


kunde die ſofortige Zwangsvollſtreckung gegen den jeweiligen 
Grundſtückseigentümer zuläſſig ſein ſollte. Die beiden Ge⸗ 
ſellſchafter ſetzten ſich 1924/25 dahin auseinander, daß Be. 
als offener Geſellſchafter ausſchied und ſtiller Geſellſchafter 
wurde, B. das Geſchäft unter der alten Firma allein fort⸗ 
führte. B. wurde Eigentümer der Geſellſchaftsgrundſtücke, 
die Eigentümergrundſchuld wurde von der Geſellſchaft an Be. 
abgetreten. 

B. geriet in Vermögensverfall. Durch Beſchluß vom 
13. Juli 1926 wurde die Zwangsverſteigerung ſeiner Grund⸗ 
ſtücke angeordnet. Am 16. und 17. Aug. 1926 trat Be. von 
ſeiner Grundſchuld Teilbeträge an die Firma H. und an die 
Firma M. ab. Die Abtretungen wurden am 23. Aug. 1926 
in das Grundbuch eingetragen; die gebildeten Teilgrund⸗ 
ſchuldbriefe über 40 000 und 25000 GM. wurden den neuen 
Gläubigerinnen ausgehändigt. Die Grundſtücke wurden ver⸗ 
ſteigert. Die ganze Grundſchuld von 100 000 GM. ſtand 
außerhalb des geringſten Gebots. Be. blieb Meiſtbietender 
und erhielt durch Beſchluß v. 20. Nov. 1926 den Zuſchlag. 
Die Firma H. hatte aus ihrer Teilgrundſchuld an Kapital, 
Zinſen und Koſten rund 40 000 AM angemeldet. Im Ver⸗ 
teilungstermin am 18. Jan. 1927 wurden ihr aus dem 
Bargebot 9234,73 RN zugeteilt; mit dem Reſt fiel ſie aus. 
Da der Erſteher auf ſein Bargebot nur 20 450 , zahlte und 
dieſer Betrag auf vorgehende Berechtigte entfiel, wurde der 
Firma H. eine Forderung von 9234,73 % gegen den Er⸗ 
ſteher Be. übertragen und dafür eine Sicherungshypothek in 
das Grundbuch eingetragen. Auf den Teilgrundſchuldbrief 
wurde ein entſprechender Vermerk geſetzt; der Brief wurde 
der Firma H. zurückgegeben. Die Firma M. fiel mit ihrer 
Teilgrundſchuld, aus der ſie 20 000 , angemeldet hatte, 
mangels Maſſe gänzlich aus. Ihr Teilgrundſchuldbrief wurde 
unbrauchbar gemacht und zu den Zwangsverſteigerungsakten 
genommen. Die ganze Grundſchuld von 100 000 GM. wurde 
auf Erſuchen des Verſteigerungsgerichts am 7. März 1927 
im Grundbuch gelöſcht. Die Firma M. trat dann ihre Grund⸗ 
ſchuldrechte an die Bekl. ab; desgleichen trat die Firma H. 
ihre Teilgrundſchuld an die Bekl. ab; ob dabei der Teil⸗ 
grundſchuldbrief übergeben worden iſt, iſt ſtreitig. Der Er⸗ 
ſteher Be. hat die erſteigerten Grundſtücke an die Bekl. ver⸗ 
kauft und aufgelaſſen. Übergabe und Eintragung der Bekl. 
als Eigentümerin im Grundbuch ſind erfolgt. 

Die Kl. hatte bezüglich einer bei der OHG. B. & B. 
ſtehenden Mangel mit der OHG. einen Sicherungsüber⸗ 
eignungsvertrag abgeſchloſſen und machte im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren ihr Eigentum geltend. Nachdem alle 
betreibenden Gläubiger die Mangel freigegeben und das Ver⸗ 
ſteigerungsgericht deshalb das Zwangsverſteigerungsverfahren 
hinſichtlich der Mangel aufgehoben hatte, verlangt die Kl. 
von der Bekl. die Herausgabe der Mangel, die auf dem von 
der Bekl. erworbenen Fabrikgelände ſteht. Die Bekl. leitet 
aus den ihr abgetretenen Teilgrundſchulden ein Recht darauf 
her, die Herausgabe zu verweigern und von der Kl. zu ver⸗ 
langen, daß dieſe wegen des in der Zwangsverſteigerung aus⸗ 
gefallenen Teils der ehemals H.ſchen Grundſchuld die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die Mangel dulde. Dieſes Verlangen ver⸗ 
folgt ſie im vorliegenden Rechtsſtreit mit der Widerklage. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen und der Widerklage 
ſtattgegeben; das OLG. hat der Klage ſtattgegeben und die 
Widerklage abgewieſen. Die Rev. der Bekl. hatte Erfolg. 

Das BG nimmt an, daß die Mangel durch einen in 
der Sicherungsübereignung liegenden ſtillſchweigenden Frei⸗ 
gabevertrag zwiſchen der OHG. B. & B. (als der Eigentümer⸗ 
grundſchuldgläubigerin) und der Kl. (als der Erwerberin) 
von der Haftung für die Grundſchuld mit dinglicher Wirkung 
gegen alle ſpäteren Erwerber der Grundſchuld freigeworden 
ſei. Dieſe Annahme iſt rechtsirrig. Keinesfalls konnte ein 
ſolcher Vertrag eine Enthaftung der Mangel mit dinglicher 
Wirkung gegen Dritte erreichen. Wie das RG. einer ver⸗ 
tragsmäßigen Erweiterung des Umfanges der Haftungs- 
erſtreckung im § 1120 BGB. die dingliche Wirkung verſagt 
hat (RG. 63, 373; RGR Komm. Bd. 3 S. 516 Anm. 1 zu 
8 1120), fo muß auch einer vertragsmäßigen Einſchränkung 
der in den 88 11201122 BOB. aufgeſtellten Grundſätze 
über die Hypothekenerſtreckung auf Zubehör eine über den 
Kreis der Vertragſchließenden hinausgehende Bedeutung ver⸗ 
ſagt bleiben. Selbſt wenn alſo die Kl. mit B. & B. ein Ent⸗ 
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haftungsabkommen, wie es das BG. in der Veräußerung der 
Mangel am 31. Aug. 1925 erblickt, geſchloſſen haben ſollte, 
würde daraus beſtenfalls eine perſönliche Einrede der 
Kl. gegen die Geltendmachung der Zubehörhaftung für die 
Grundſchuld durch die urſprüngliche Eigentümer⸗ 
grundſchuldgläubigerin hergeleitet werden können. 
Einem an dem Abkommen nicht beteiligten ſpäteren Grund⸗ 
ſchuldgläubiger gegenüber beſtimmen aber die 88 1120—1122 
BGB. den Umfang der Haftung. Den ſpäteren Abtretungs⸗ 
gläubigern H. und M., von denen erſt die Bekl. ihre Rechte 
herleitet, ſteht jedenfalls ein vertragsmäßiges Enthaftungs⸗ 
abkommen zwiſchen der Kl. und der urſprünglichen Eigen⸗ 
tümergrundſchuldgläubigerin B. & B. nicht mehr entgegen. 
Mit der Begründung des BG. läßt ſich alſo ſeine Enkſchei⸗ 
dung nicht halten. Es fragt ſich aber, ob ſie etwa aus 
anderen Rechtsgründen zutrifft (8 563 ZPO.). Bei dieſer 
Prüfung ſind insbeſondere die Ereigniſſe in der Zwangs⸗ 
verſteigerung und ihr Einfluß auf die Grundſchuld, aus wel⸗ 
cher die Bekl. ihre Rechte herleitet, zu erörtern. 

Während des Zwangsverſteigerungsverfahrens bis zum 
Zuſchlag an Be. waren die Firmen H. und M. Teilgrund⸗ 
ſchuldgläubiger. Ihre Rechte erſtreckten ſich auf die Mangel 
als Zubehör des belaſteten Grundſtücks. Mit dem Zuſchlag 
erloſchen zwar ihre außerhalb des geringſten Gebots ſtehenden 
Grundſchulden an dem verſteigerten Grundſtück ſowohl in⸗ 
ſoweit, als ſie zur Hebung gelangten, als auch inſoweit, als 
fie ausfielen (S 1181 BGB., 8$ 91, 118, 128, 130 f. Zw⸗ 
VerſtG.); die Haftung des von der Zwangsverſteigerung 
ausgeſchloſſenen Zubehörs für den Ausfall der Grundſchulden 
blieb aber beſtehen. An dieſem von dem erk. Sen. in ſtän⸗ 
diger Rſpr. aufgeſtellten, auch ſonſt im Schrifttum nunmehr 
herrſchenden Rechtsgrundſatz iſt feſtzuhalten (RG. 55, 414 
JW. 1903, 43410; RG. v. 14. Mai 1904: Gruch. 48, 1064; 
v. 7. Okt. 1914: 23.1915, 287 Nr. 10; RGRKomm., 6. Aufl., 
Bd. 3 S. 570 Anm. 3 zu 81147; Planck, 4. Aufl., Bd. 3 
S. 904 f. Anm. le zu § 1147; Staudinger, 9. Aufl., 
Bd. III 2 S. 1291 Anm. II 6e zu $ 1181; Wolff, 8. Be⸗ 
arbeitung, S. 491 unter VII). Es fragt ſich nun aber, ob 
H. und M. ihre Grundſchuldgläubigerrechte, die an der 
Mangel trotz des Wegfalls der Grundſtückshaftung fort⸗ 
beſtanden, noch mit der Wirkung auf die Bekl. übertragen 
konnten und übertragen haben, daß dieſe der Entfernung der 
Mangel von dem Grundſtück widerſprechen und wegen der 
ihr übertragenen Rechte Befriedigung aus der Maſchine ſuchen 
darf. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob das Recht, kraft deſſen dem in der Zwangs⸗ 
verſteigerung ausgefallenen Grundſchuldgläubiger nach dem 
Erlöſchen der Grundſtückshaftung das von der Verſteigerung 
ausgenommene Zubehör weiter haftet, begrifflich noch als 
eine echte Grundſchuld oder als ein anders geartetes Recht 
anzuſehen iſt, eine Frage, die ſich mit jener anderen berührt, 
ob das Recht des außerhalb des geringſten Gebots ſtehenden 
Grundſtücksberechtigten auf den an die Stelle des Grund⸗ 
ſtücks tretenden Verſteigerungserlös ein dem alten Grund⸗ 
ſtückspfandrecht weſensgleiches dingliches Recht darſtellt oder 
ob das ehemals dingliche Recht am Grundſtück in ein ſchuld⸗ 
rechtliches Forderungsrecht auf den Erlös ſich verwandelt. 
Wie auch die wiſſenſchaftlichen Meinungen hierzu auseinander 
gehen mögen, ſo erkennen doch nicht nur die Schriftſteller, 
welche für die Verwandlung in ein Forderungsrecht ſich aus⸗ 
ſprechen (vgl. z. B. RGRKomm. Bd. 3 S. 492 Anm. 6 zu 
§ 1113 a. E.; Hirſch, Übertragung der Rechtsausübung 
S. 375 ff., namentlich S. 381), ſondern auch die, welche dem 
trotz Wegfalls der Grundſtückshaftung fortbeſtehenden Gläu⸗ 
bigerrecht grundſätzlich ſeine alte Rechtsnatur belaſſen wollen, 
übereinſtimmend an, daß die für das alte Recht gegebenen 
geſetzlichen Vorſchriften nur inſoweit anwendbar bleiben, als 
nicht ihre Anwendung gerade dadurch ausgeſchloſſen wird, 
daß nicht mehr das Grundſtück, ſondern etwas anderes (Er⸗ 
lös, Zubehör) fortan den alleinigen Haftungsgegenſtand bil⸗ 
det (RG. 88, 304; Planck a. a. O.; Jaeckel⸗Güthe, 
5. Aufl., S. 410). Demgemäß wird insbeſondere allgemein 
angenommen, daß bei Verfügungen über das beſtehen ge⸗ 
bliebene Recht nicht mehr die Form, in der zur Zeit der 
Grundſtückshaftung über das Recht verfügt werden mußte, 
erforderlich iſt, ſondern daß das Recht nunmehr formlos 
übertragen werden kann (vgl. neben Planck, Jaeckel⸗ 
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Güthe und Hirſch a. a. O. weiterhin auch Predari, 
GBO., 2. Aufl., S. 453; Güthe: Dot. 1911, 7333 
Notteboh m3 Bl§G. 12, 365). Dieſer Anſicht iſt beizu⸗ 
pflichten. Wollte man ihr nicht folgen und an der alten Form 
der Übertragung feſthalten, ſo würde ſich ergeben, daß das 
Recht nach der Durchführung des Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahrens überhaupt nicht mehr übertragbar wäre. Denn 
das Erlöſchen der Grundſtückshaftung — ſei es nach Be⸗ 
friedigung des Gläubigers (§S 1181 BGB., SS 118, 128 Zw⸗ 
VerſtG.), ſei es nach dem Ausfall des Rechts (8 91 Abſ. 1 
ZwVerſtG.) — führt nach § 130 ZwVerſtch. zur Löſchung 
des Rechts im Grundbuch und nach § 127 Abſ. 1 Satz 1 Zw⸗ 
VerſtG. zur Unbrauchbarmachung des Briefs. Eine Über⸗ 
tragung des Rechts durch Einigung und Eintragung im 
Grundbuch (8 873 BGB.) oder durch ſchriftliche Abtretung 
und Briefübergabe (88 1154, 1192 BGB.) iſt alſo nach 
ordnungsmäßiger Abwicklung des Verfahrens nicht mehr 
möglich. Die Unübertragbarkeit des Rechts würde weiterhin 
feine Unpfändbarkeit zur Folge haben (88 851, 857 Abſ. 6 
3PO.). Im Geſetz fehlt aber jeder Anhalt dafür, daß das 
am Erlös oder am Zubehör ſich fortſetzende Gläubigerrecht 
dem Rechtsverkehr durch Ausſchluß ſeiner Übertragung und 
Pfändung entzogen ſein ſollte. Das Ergebnis würde auch 
praktiſch nicht befriedigen. Somit muß die formfreie Über⸗ 
tragung des Rechts zugelaſſen werden. Bei der Seltenheit der 
Fälle kann darin eine zu Bedenken Anlaß gebende Gefähr⸗ 
dung der Sicherheit des Rechtsverkehrs nicht gefunden werden. 
Für die wiſſenſchaftliche Betrachtung mögen durch dieſe Be⸗ 
handlung des fortbeſtehenden Gläubigerrechts die Grundſätze 
des Liegenſchaftsrechts über die Übertragung dinglicher Rechte 
in gewiſſer Weiſe durchbrochen und das Recht einer Mobiliar⸗ 
hypothek genähert erſcheinen. Dieſe Folge ergibt ſich aber 
zwangsläufig aus dem Ausnahmecharakter eines ohne Grund⸗ 
ſtückshaftung ſich fortſetzenden Grundſtückspfandrechts und 
muß gegenüber dem praktiſchen Bedürfnis in den Kauf ge⸗ 
nommen werden. Hiernach hat die Bekl. durch die Ab⸗ 
tretungen der Firmen H. und M., gleichviel in welcher 
Form ſie vorgenommen worden ſind, deren an der Mangel 
fortbeſtehende Grundſchuldgläubigerrechte in Höhe des Aus⸗ 
falls in der Zwangsverſteigerung erworben. Ob bei der Ab⸗ 
tretung der Firma H. ihr vom Verſteigerungsgericht zu Un⸗ 
recht nach Satz 2 anſtatt nach Satz 1 des $ 127 Abſ. 1 Zw⸗ 
VerſtG. behandelter Grundſchuldbrief der Bekl. übergeben 
worden iſt, kann dahingeſtellt bleiben, da der Brief nach den 
entwickelten Rechtsgrundſätzen beim Übergang der Rechte auf 
die Bekl. keine Rolle mehr ſpielte. 

Kraft der ihr von den Firmen H. und M. übertragenen 
Grundſchuldrechte hat die Bekl. nun freilich kein eigentliches 
Recht zum Beſitze der Mangel (Planck a. a. O.), da ja auch 
bei noch beſtehender Grundſtückshaftung der Grundſchuld⸗ 
gläubiger kein Recht auf den Beſitz des ihm mit dem Grund⸗ 
ſtück haftenden Zubehörs hat. Eine unmittelbare Einwendung 
aus § 986 BGB. kann daher die Bekl. auf Grund der ihr 
übertragenen Rechte gegen die Eigentumsklage der Kl. aus 
8 985 BGB. nicht erheben. Dennoch kann ſie der von der 
Kl. begehrten Herausgabe der Mangel aus einem anderen 
Rechtsgrunde widerſprechen. Die Herausgabe würde zur Ent⸗ 
fernung der Mangel von dem Grundſtück und damit zu ihrer 
Befreiung von der Haftung für das Recht der Bell. nach den 
88 1121, 1192 BGB. führen. Einer ſolchen Zerſtörung ihres 
eigenen, das Eigentum der Kl. belaſtenden Rechts braucht ſich 
die Bekl. aber nicht zu unterwerfen. Sie kann vielmehr zur 
Wahrung ihres Rechts die Herausgabe verweigern und ihrer⸗ 
ſeits zur Befriedigung ihres Rechts von der Kl. die Dul⸗ 
dung der Zwangsvollſtreckung in die Mangel verlangen (RG. 
55, 417 f.; OLG. 33, 166). Daran iſt ſie auch dadurch nicht 
gehindert, daß die ihr abgetretenen Grundſchuldgläubigerrechte 
gegenwärtig mit dem Eigentum am Grundſtück in ihrer 
Hand ſich vereinigt haben. § 1197 BGB. ſteht ihren An⸗ 
trägen nicht entgegen. Zwar genügt zur Begründung dieſer 
Anſicht nicht allein der Hinweis auf die Tatſache, daß die 
Mangel, welche für die abgetretenen Grundſchuldrechte haftet, 
nicht Eigentum der Bekl., ſondern Eigentum der Kl. iſt. Denn 
würde das Grundſtück ſelbſt noch für ihre Rechte haften, ſo 
wäre die Bekl. durch den 8 1197 BGB. und 8 865 ZRD. 
auch an der Vollſtreckung in ſolche Zubehörſtücke gehindert, 
welche nicht in ihrem eigenen Eigentum ſtänden. Anders 
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aber liegt die Sache, nachdem die Grundſtückshaftung er⸗ 
loſchen iſt. Seiner Zweckbeſtimmung nach verbietet 8 1197 
BGB. dem Eigentümergrundſchuldgläubiger nur die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das eigene Grundſtück, ſcheidet alſo aus, wenn 
die Grundſtückshaftung nicht mehr beſteht, ſondern nach 
ihrem Erlöſchen nur noch die Befriedigung aus einem ver⸗ 
haftet gebliebenen Zubehörſtück in Betracht kommt. 

(U. v. 3. Okt. 1929; 258/28 V. — Hamm.) Sch.] 


* 6. § 2040 BGB. Die Auflaſſungserklärung 
des Alleineigentümers eines Grundſtücks, die 
dieſer in der irrigen Meinung, Miterbe zu Eu 
gemeinſam mit den übrigen Miterben abgegeben 
hat, iſt rechtswirkſam. 

Der dem M. gehörige Hof war nach feinem Tode ſeinem 
Sohne D. M. und nach deſſen Tode dem Sohne ſeiner bereits 
verſtorbenen Schweſter, dem H., als Anerben zugefallen; er 
blieb auf dem Namen des Erblaſſers M. eingetragen. In 
Unkenntnis über die Anerbeneigenſchaft verkauften alle Erben, 
darunter auch der Anerbe, den Hof dem Bekl., traten dann, 
da der Bekl. nicht bezahlte, nach 8 326 BOB. vom Ver⸗ 
trage zurück und erklärten dem Bekl., Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen. Darauf verkauften die Erben 
dann den Hof anderweitig in Teilen und ließen ihn auf, 
darunter die Hofſtelle an die Kl. Die Anträge, die ſämtlichen 
verkauften und aufgelaſſenen Parzellen nunmehr auf den 
Namen der Käufer einzutragen, wies das AG. mit der Be⸗ 
gründung zurück, daß die Erben gar nicht über den Hof ver⸗ 
fügen könnten, da er dem Anerben allein zugefallen ſei, die 
unrichtig ausgeſtellten Erbſcheine deshalb ja auch ſchon ein⸗ 
gezogen ſeien. Die dagegen von der Kl. erhobene Beſchwerde 
wies das LG. zurück. Dagegen hob das KG. auf weitere 
Beſchwerde mit Beſchluß dieſe Entſcheidungen auf und be⸗ 
gründete das damit, daß die Auflaſſungserklärung des Erben 
und Anerben H. auch für ihn als Alleineigentümer wirkſam 
ſei. Darauf erfolgten dann die Abſchreibungen und Eigen⸗ 
tumseintragungen, diejenige des Reſtgrundſtücks mit den Ge⸗ 
bäuden auf den Namen der Kl. Dieſes Grundſtück war aber 
bereits dem Bekl. übergeben, der es auch nicht räumte. Mit 
der Klage hat die Kl. Schadenserſatz und Herausgabe des 
Grundſtücks verlangt. 

Der Bell. hat eingewendet: Da das Grundſtück gar nicht 
den Miſchen Erben gehört habe, ſeien ſie auch gar nicht in 
der Lage geweſen, es ihm zu übereignen. H. habe nach Feſt⸗ 
ſtellung der wahren Eigentumsverhältniſſe auch die Auf⸗ 
laſſungen wegen Irrtums angefochten. Daher habe der Bekl. 
überhaupt nicht in Verzug kommen können und die Friſt⸗ 
ſetzung ſei wirkungslos. Die Kl. ſei hiernach auch in Wahr⸗ 
heit gar nicht Eigentümerin geworden. Das LG. hat nach 
dem Klageantrag erkannt, das BG. die Klage abgewieſen. 
Die Rev. der Kl. hatte Erfolg. 

Mit Recht geht das BG. davon aus, daß die Erben M. 
dem Bekl. das Grundſtück verkaufen konnten, auch wenn es 
nicht in ihrem Eigentum ſtand, daß ſie, da der Bekl. ſeinen 
Vertragspflichten nicht nachkam, an ſich den Weg des $ 326 
BGB. beſchreiten konnten, und daß die Kl. als Miterbin be⸗ 
rechtigt iſt, den daraus ſich ergebenden Schadenserſatzanſpruch 
zugunſten der Erben geltend zu machen. Richtig iſt es auch, 
daß die Erben rechtswirkſam eine Friſt ausſetzen konnten, 
wenn fie ſelbſt erfüllungsfähig und »bereit waren. Das 
Letztere verneint das BG. Es meint: Es hätten wohl alle 
Erben, darunter auch H., die Auflaſſung erklärt. Das Eigen⸗ 
tum ſei aber trotzdem auf den Bekl. nicht übergegangen. Denn 
H. habe die Auflaſſungserklärung nur als Miterbe, nicht als 
Alleineigentümer abgegeben, und dieſe Erklärung habe nicht 
ausgereicht, um das ihm allein zuſtehende Eigentum auf den 
Bekl. zu übertragen. Das BG. hat ſich damit in bewußten 
Gegenſatz zu der Entſcheidung des KG. in der Grundbuchfache 
geſetzt. Dieſer Standpunkt des BG. kann nicht als gerecht⸗ 
fertigt erachtet werden. Gemäß $ 2040 BGB. können die 
Miterben über einen Nachlaßgegenſtand nur gemeinſchaftlich 
verfügen. Es iſt alſo dazu wohl eine übereinſtimmende Er⸗ 
klärung der Miterben erforderlich, aber jede einzelne Er⸗ 
klärung iſt nicht auf einen Anteil an dem Gegenſtand ge⸗ 
richtet, ſondern betrifft den ganzen Gegenſtand. Bei der Auf⸗ 
laſſung erklärt alſo jeder Miterbe fein Einverſtändnis mit der 
Rechtsänderung hinſichtlich des ganzen Grundſtücks. Das Ent⸗ 
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ſcheidende iſt, daß der Veräußerer ſein Einverſtändnis mit 
der Eintragung des Erwerbers erklärt und daß er berechtigt 
iſt, über das Grundſtück zu verfügen. Bei der abſtrakten 
Natur der Auflaſſung kommt es nicht entſcheidend darauf an, 
daß der Auflaſſende ſich der Art und des Umfanges ſeines 
Rechtes bewußt iſt. Er will jedenfalls die Rechte, die er an 
dem Grundſtück hat, zugunſten des Erwerbers aufgeben. Und 
dieſe Erklärung iſt rechtswirkſam, auch wenn er glaubt, nur 
Mitberechtigter als Miterbe zu ſein, tatſächlich aber der 
Alleinberechtigte iſt, und wenn auch die anderen Miterben 
noch die gleiche Erklärung abgeben. Es kann dann höchſtens 
in Frage kommen, ob er etwa ſeine Auflaſſungserklärung 
wegen Irrtums anfechten kann. Ob eine ſolche Anfechtung 
wirkſam wäre, ob H. ſie erklärt hat, und welche Bedeutung 
die Annahme, er würde im Falle der Auflaſſung eine ſolche 
Anfechtung vorgenommen haben, für die Frage der Friſt⸗ 
ſetzung und des Schadenserſatzes hat, braucht hier nicht er⸗ 
örtert zu werden, da es bisher an jeder Klärung der dafür 
in Betracht kommenden Tatfragen fehlt. 

(u. v. 30. Mai 1929; 543/28 VI. — Celle.) Sch.] 


2. Aufwertung. 


* 7. 88 15 Satz 2, 78 Aufw G. Nichtanwendung 
der Härtevorſchriften gegen einen Gläubiger, 
der nach dem Inkrafttreten der III. St Not VO. 
die Leiſtung des Schuldners angenommen hat; 
ein ſolcher Gläubiger darf nicht ſchlechter da— 
ſtehen, wie einer, der bis zum Inkrafttreten 
des AufwG. mit der Annahme der Leiſtung ge⸗ 
wartet hat. f) 

Ein Fall, in dem die Vorlegung der weiteren Beſchwerde 
an das RG. durch § 74 Abſ. 1 Satz 5 Aufiv®. i. Verb m. 
§ 28 Abſ. 2 RicgG. geboten iſt, liegt vor. Das BayobsG. 
hat als Gericht der ſofortigen weiteren Beſchwerde nach 8 74 
Abſ. 1 Satz 3 AufwG. in dem Beſchl. v. 27. März 1928 den 
Grundſatz aufgeſtellt, daß die Härtevorſchriften des 8 15 
Satz 2 Aufw®. gegenüber einem Aufwertungsbegehren nach 
8 78 AufwG. nicht Platz greifen. Dieſem Grundſatz will das 
KG. als Gericht der ſofortigen weiteren Beſchwerde im vor⸗ 
liegenden Falle ebenſo wie in ſeiner früheren Entſcheidung 
v. 29. Sept. 1927 (AufwRſpr. 1927, 734), die ſchon dem 
BayObs G. Anlaß zur Vorlegung an das RG. hätte geben 
ſollen, entgegentreten. Es durfte daher nicht ſelbſt ent⸗ 
ſcheiden, ſondern mußte das RO. anrufen. 

Sachlich iſt die weitere Beſchwerde nicht begründet: 

Die Frage, ob das LG. dem Antragsgegner den Schutz 
des 8 8 Aufim®. mit Recht verſagt hat, kann nach § 74 Abſ. 1 
Satz 4 AufwG. mit der weiteren Beſchwerde nicht mehr zur 
Nachprüfung geſtellt werden. Dagegen würde eine nach 8 74 
Abſ. 1 Satz 3 mit der ſofortigen Beſchwerde angreifbare 
Rechtsverletzung vorliegen, wenn das LG. die Härtevorſchriften 
des 8 15 Satz 2 Aufw®. zu Unrecht außer acht gelaſſen hätte. 
Wäre der angefochtene Beſchluß inſoweit rechtsirrig, jo ſtände 
§ 74 Abſ. 1 Satz 4, der nur die unrichtige Anwendung des 


Zu 7. Zur Begründung ſeiner Anſicht, daß in den Fällen 
des 878 auch der 8 15 trotz ſeiner Nichterwähnung in Satz 4 An⸗ 
wendung finde, hat das Kc. v. 29. Sept. 1927: AufwRſpr. 1929, 734 
ausgeführt, duß der in Satz 4 erwähnte $16 in Abſ. 3 ausdrücklich 
auf 8 15 verweiſe und den 8 15 deshalb vorausſetze, weil der in 
8 16 Abſ. 1 gegebene Einſpruch auch auf 8 15 geftübt werden könne. 
Das KG. beruft ſich ferner darauf, daß 8 70 Ziff. 2 den 8 16 als 
Härtevorſchrift bezeichne, was ſich nur daraus erkläre, daß in den 
Fällen der Anwendbarkeit des $16 auch der 8 15 Plaz greife. Was 
zunächſt den 8 70 anlangt, fo iſt die Aufführung des 8 16 unter den 
Härtevorſchriften ein Redaktionsfehler, da 8 16 eine beſondere Härte⸗ 
vorſchrift neben den Härtevorſchriften der 88 8, 15 nicht enthält; 
816 iſt dort wohl nur deshalb erwähnt, um klarzuſtellen, daß die 
AufwSt., die ſonſt zur Entſcheidung über Einſprüche aus 3 16 nicht 
zuſtändig iſt, inſoweit zuſtändig iſt, als auf Grund des Einſpruchs 
über die Härtevorſchrift des 815 zu entſcheiden iſt (ogl. meine Anm. 
zu 870). Daß 8 15 in 8 16 Abſ. 3 erwähnt iſt, iſt nicht beweiskraftig. 
Abſ. 3 verweiſt auch auf den 5 14, betreffend den Vorbehalt; es iſt 
aber unzweifelhaft, daß es trotzdem in den Fällen des 8 78 auf einen 
Vorbehalt nicht ankommt. Ebenſowenig kann daraus, daß ein Ein⸗ 
ſpruch auch auf die Härtevorſchrift des 8 15 geftügt werden kann, 
hergeleitet werden, daß die Anwendung des 8 16 auch die Anwendung 
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§ 15, nicht ſeine völlige Außerachtlaſſung einer Rüge durch 
weitere Beſchwerde entziehen würde, dem eingelegten Rechts⸗ 
mittel nicht entgegen (vgl. Quaſſowski, 5. Aufl., S. 572). 

Die Meinung des KG., daß die Härtevorſchriften des 
§.15 Satz 2 gegenüber einem Aufwertungsbegehren des Gläu⸗ 
bigers im Falle des § 78 Aufiv®. anwendbar ſeien, verdient 
indeſſen keine Zuſtimmung. Sie hat, ſoweit erſichtlich, nur 
bei Nadler (3. Aufl. S. 189) Unterſtützung gefunden. Das 
übrige Schrifttum lehnt ſie in Übereinſtimmung mit dem 
Bay obs. ab (Emmerich S. 395; v. Karger S. 172; 
Lehmann⸗Böſebeck S. 370; Michaelis, 2. Aufl., 
S. 232; Mügel, 5. Aufl., S. 1016 ff. anders frühere Auf⸗ 
lage]; Neukirch S. 559; Quaſſowski, 5. Aufl., S. 588; 
Rademacher⸗Philipp S. 42; Schlegelberger-Har- 
mening, 5. Aufl., S. 509; Wagemann, 3. Aufl., S. 133). 
Für dieſe ablehnende Anſicht ſpricht, wie die herrſchende Mei⸗ 
nung insbeſ. durch ihre mit der Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 
ſetzes vertrauten Vertreter hervorhebt, nicht nur die Faſſung 
des § 78, der im Satz 4 den 8 15 unerwähnt läßt, ſondern 
vor allem auch der Grundgedanke des 8 78. Durch ihn ſollte 
ſichergeſtellt werden, daß ein Gläubiger, welcher nach dem In⸗ 
krafttreten der III. StRotVO. im Vertrauen auf die dort 
getroffene Regelung eine Leiſtung des Schuldners ange⸗ 
nommen hat, nicht ſchlechter daſteht als ein Gläubiger, der in 
der Hoffnung auf eine günſtigere Regelung in der künftigen 
Geſetzgebung die Annahme der Leiſtung bis zum Inkraft⸗ 
treten des AufwG. hinausgezögert hat. Da nun nach dem 
AufwG. ein Gläubiger, der bis zum Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes mit der Annahme der Leiſtung gewartet hat, nur 
einem Herabſetzungsantrag des Schuldners aus 88, nicht der 
Anwendung der Härtevorſchriften des 8 15 Satz 2 ausgeſetzt 
it, würde die Heranziehung des § 15 Satz 2 gegenüber dem 
Aufwertungsbegehren aus § 78 für dieſen Fall auf eine Be⸗ 
nachteiligung des Gläubigers hinauslaufen, die mit dem 
Grundgedanken des 8 78 nicht vereinbar wäre. Nach Wort⸗ 
laut und Zweck des Geſetzes braucht nur derjenige Gläubiger 
ſich die Härtevorſchriften des § 15 Satz 2 entgegenhalten zu 
laſſen, welcher die Leiſtung in der Zeit vom 15. Juni 1922 
bis 14. Febr. 1924 angenommen hat. Eine erweiternde Aus⸗ 


der Härtevorſchrift des 8 15 mit ſich bringt; es müßte ſonſt auch an⸗ 
genommen werden, daß in den Fällen des 8 14, in denen ja auch 
$16 anwendbar ift, die Härtevorſchrift des § 15 anzuwenden wäre. 
Hiernach muß dem RE. zugeſtimmt werden, wenn es mit der 
herrſchenden Meinung die Anwendbarkeit des § 15 in den Fällen. 
des 878 verneint. Dies Ergebnis entſpricht auch der vermutlichen 
Abſicht des Geſetzes. Das KG. betont die Lage des Schuldners, der 
habe annehmen dürfen, daß er ſich ſeiner Verpflichtungen endgültig 
entledigt habe, wenn er unter der Herrſchaft der III. StNot VO. die 
Hypothek ausgezahlt habe, ohne daß der Gläubiger einen Vorbehalt 
gemacht hätte. Demgegenüber weiſt das RG. zutreffend darauf hin, 
daß 878 feinen Ausgangspunkt im Intereſſe des Gläubigers habe. 
Der Grundgedanke des 8 78 iſt, wie ich es in Anm. 1 zu 878 aus⸗ 
gedrückt habe, der, daß der Gläubiger keinen Nachteil davon haben 
ſolle, daß die III. StNotVO. geringere Rechte gewährt habe als 
das AufwG. 

Das NG. weiſt in der Begründung ſeines Beſchl. v. 29. Sept. 
1927 barauf hin, daß es mit gleicher Begründung die Anwendbarkeit 
des 615 auch auf dem Gebiete des $17 angenommen habe, obwohl 
auch 8 17 nur den 8 16 ausdrücklich erwähne. Die obigen Darlegungen, 
daß aus der Erwähnung des 8 16 nicht auf die Anwendung des 8 15 
geſchloſſen werden kann, ſprechen dafür, daß auch in den Fällen des 
$17 der § 15 jedenfalls dann nicht anzuwenden iſt, wenn eine Zahlung 
des Schuldners nicht erfolgt iſt (vgl. hierzu meine Ausführungen in 
Anm. 9 zu 8 17). Das RG. iſt in dieſer Hinſicht am 2. März 1927 
dem Standpunkt des KG. mit der kurzen Begründung beigetreten, 
daß die Anwendbarkeit der Härtevorſchrift des 5 15 trotz ihrer Nicht⸗ 
erwähnung in 8 17 unbedenklich angenommen werden könne, zumal 
in § 18 Abſ. 2 die Vorſchrift des 8 15 mit in Bezug genommen fei. 
Dieſe Bezugnahme erklärt ſich daraus, daß auch nach der von mir 
vertretenen Anſicht es Fälle gibt, in denen § 15 gegenüber dem 
ſrüheren Gläubiger zur Anwendung kommt, nämlich dann, wenn die 
Hypothek auf Grund einer Zahlung an den Zeſſionar gelöſcht iſt oder 
wenn, nachdem der Gläubiger an den Schuldner Zahlung geleiſtet 
hat, dieſer ſtatt löſchungsfähiger Quittung eine Abtretungserklärung 
erteilt hat. Hiernach dürfte die jetzt vorliegende Entſch., daß die Er⸗ 
wähnung des 8 16 in 8 78 die Anwendung des 8 15 nicht nach ſich 
zieht, dem RG. Anlaß zur Nachprüfung der Frage geben, ob auch in 
den Fällen des 8 17, der nicht ein Unterfall der 88 14, 15 iſt, ſondern 
ſelbſtändig neben dieſen ſteht (vgl. meine Anm. 1 zu § 17), der § 15 
allgemein anzuwenden iſt. 

Staatsſekr. g. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


legung zuungunſten des Gläubigers, der erſt nach dem 
14. Febr. 1924 eine Leiſtung des Schuldners angenommen 
hat, findet weder im $ 78 Satz 4, der nur den 816, nicht 
den § 15 anzieht, noch im § 70 Abſ. 1 Ziff. 2 Aufw. eine 
hinreichende Stütze. Denn wenn auch ein gewiſſer Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen 8 15 und $ 16 beſteht, jo genügt er doch nicht, 
um entgegen dem Wortlaut und Zweck des 8 78 hier neben 
dem § 16 auch dem § 15 Eingang zu verſchaffen. Die Er⸗ 
wägung des KG., daß die Lage des Gläubigers und des 
Schuldners im Falle des § 78 derjenigen im Falle des 8 15 
nicht unähnlich ſei, kann nicht durchgreifen, weil das Aufw®. 
durch ſeine Vorſchriften gerade den Unterſchied beider Fälle 
feſtgelegt hat, indem es den Gläubiger, der nach dem 14. Febr. 
1924 eine Leiſtung angenommen hat ($ 78), nicht einem ſol⸗ 
chen, der ſchon vorher etwas empfing (8$ 14, 15), ſonderm 
einem ſolchen, der bis zum AufwG. wartete (88 4, 9), gleich⸗ 
geſtellt hat. 
(Beil. v. 28. Sept. 1929; VB 9/29. — Königsberg.) 
Sch.) 


+8, Art. 19 Durchf VO. z. AufwG. Die hier 
vorgeſehene Aufrechnung findet nicht ſtatt, wenn 
die Parteien vertraglich ein Aufrechnungsver⸗ 
bot vereinbart hatten, ebenſowenig, wie wenn 
gemäß 88 392—395 BGB. ein geſetzliches Auf⸗ 
rechnungsverbot vorliegt. f) 

(U. v. 9. März 1929; 152/28 V. — Köln.) Sch.] 

Abgedr. JW. 1929, 1964 13. 


Zu 8. A. Anm. Neukirch, ebenda. 


B. Die Entſch. ſcheint mir mit der des 2. ZivSen. v. 8. März 
1929 (JW. 1929, 1379 13), auf ihre inneren Zuſammenhänge geſehen, 
in einem Widerſpruche zu ſtehen. Die letztere Entſch. behandelt die 
don in RG. 60, 356 ff. erörterte) Frage, ob ein vertraglicher 
Verzicht auf die Aufrechnung auch für den Fall eines Konkurſes des 
Aufrechnungsgegners Geltung hat. Dazu wird ausgeführt: Sehe man 
vom Konkurs ab, ſo bedeute der Verzicht auf die Aufrechnung nur, 
daß der Gläubiger nicht erſt die Entſch. über das Beſtehen von Gegen⸗ 
forderungen, die häufig ſtreitig ſeien, abwarten müſſe, ſondern ohne 
Rückſicht auf ſolche etwaige Gegenanſprüche ſofortige Zahlung ver⸗ 
langen könne. Um etwas ganz anderes handele es ſich bei der Auf⸗ 
rechnung im Konkurs. Könne ein Konkursgläubiger, der gleichzeitig 
Schuldner der Maſſe ſei, ſich von ſeiner Schuld durch Aufrechnung 
befreien, ſo laufe dies im Ergebnis auf eine abgeſonderte Befriedigung 
hinaus. Mit anderen Worten: Der Konkursgläubiger erhält volle Be⸗ 
friedigung feiner Forderung; Kann er dagegen nicht aufrechnen, fo 
muß er ſeine Schuld ganz in die Konkursmaſſe zahlen, erhält aber 
auf feine Forderung nur die Konkursquote. Wenn nun, ſo folgert 
der 2. ZivSen. weiter, auch keine Rechtsvermutung für die Nicht⸗ 
geltung des Aufrechnungsverzichtes im Konkurſe gegeben ſei, ſo ſpreche 
doch eine tatſächliche Vermutung dafür, daß für den Konkursfall der 
Aufrechnungsverzicht regelmäßig nicht als vereinbart gelten könne. 
Denn verſtändigerweiſe werde demjenigen, der ſeinem Vertragsgegner 
(durch den Aufrechnungsverzicht) pünktlich Zahlung verſpreche, 
nicht in den Sinn kommen, auf das Abſonderungsrecht zu verzichten. 
Das entſpricht durchaus den Anſchauungen des Verkehrs. Die Betei⸗ 
ligten beabſichtigen bei derartigen Vereinbarungen über die Aufrech⸗ 
nung grundſätzlich nur, die Art und Weiſe der Befriedigung durch 
bare Leiſtung klarzuſtellen, wollen darüber hinaus aber Reine Ein⸗ 
wirkung auf den ſachlichen Wert der Forderung. Wenn an eine der⸗ 
artige Folge des Aufrechnungsverzichtes bei der Vereinbarung gedacht 
worden wäre, würde die Wirkung für dieſen Fall zweifellos ausge⸗ 
ſchloſſen worden ſein, denn auf derartige Veränderungen des Wer⸗ 
tes ſeiner Forderung, deren Maß in keiner Weiſe zu überſehen iſt, 
wird ſich niemand einlaſſen. Man kann daraus den für die Regel 
geltenden Grundſatz herleiten, daß die Wirkung des Aufrechnungs⸗ 
verzichtes da aufhört, wo er nicht nur verfahrensmäßige Bedeutung 
für die Erfüllungs art, ſondern eine Wertveränderung zur 
Folge hat. So liegt aber die Sache für den Aufrechnungsverzicht im 
Rahmen der Aufwertung. Steht dem einen Teile gegenüber der auf⸗ 
zuwertenden Forderung des anderen eine vor dem 15. Juni 1922 
entſtandene Forderung zu und kann er aufrechnen, fo wirkt die Auf⸗ 
rechnung Nennbetrag gegen Nennbetrag (Art. 19 Aufwurchf VO. D- 
Das bedeutet, daß es für die Tilgung der beiderſeitigen Forderungen 
nicht auf den inneren Wert, den Aufwertungsbetrag, der Forderungen 
ankommt, daß vielmehr eine an ſolchem Werte geringere Forderung 
eine höherwertige tilgen kann. Kann dagegen nicht aufgerechnet wer⸗ 
den, ſo iſt die Aufwertung beider Forderungen durchzuführen, d. . 
die Forderung des einen wird höher aufgewertet als die auf ben 
gleichen Nennbetrag lautende des anderen Teiles, ſo daß dieſer den 


58. Jahrg. 1929 Heft 48] 
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3. Sonſtiges materielles Recht. 


9. § 207 Abi. 1 HG B. 

1. Beim Erwerb von Grundſtücken durch eine 
AktG. für eine den zehnten Teil des Grund⸗ 
kapitals überſteigende Vergütung vor Ablauf 
von zwei Jahren ſeit Eintragung der Akt G. in 
das Handelsregiſter — Nachgründung — iſt nicht 
nur der ſchuldrechtliche Vertrag, ſondern auch 
die dingliche Einigung durch die Zuſtimmung der 
Gen Verſ. bedingt. Bis dahin iſt der Vertrag 
nur ſchwebend wirkſam. 

2. Zur Gültigkeit einer ſolchen Zuſtimmung 
der Gen Verſ. ift erforderlich, daß die Gen Verſ. 
von ſämtlichen Bedingungen des Vertrags 
Kenntnis erhalten hat und ſich ihres Prüfungs⸗ 
rechts und ihrer Prüfungspflicht bewußt tft. F) 

(U. v. 20. Dez. 1928; 318/28 VI. — Celle.) Sch.] 

Abgedr. JW. 1929, 294412. 


Unterſchiedsbetrag zu zahlen hat, während er bei zuläſſiger Aufrech⸗ 
nung nichts zu zahlen hätte. Nachdem fo die Aufwertungsgeſetzgebung 
neben dem bisher einzigen Falle des Konkurſes einen neuen geſchaffen 
hat, wo der Aufrechnungsverzicht eine Einwirkung auf den ſachlichen 
Wert der Forderung haben kann, müßten bei gleicher Lage auch die 
für den Konkursfall entwickelten Auslegungsgrundſätze dahin zur 
Anwendung kommen, daß der Aufrechnungsverzicht ſeine Wirkung 
zu verlieren hätte und die Aufrechnung entgegen der Entſch. des 
5. Ziv Sen. für zuläſſig zu halten wäre. 

Intereſſant iſt die Betrachtung, wie das verſchiedene Ergebnis 
der beiden Senate zuſtandegekommen iſt. Der 2. ZivSen. ſtellt es in 
dem Konkursfalle auf den Willen der Beteiligten bei der Verein⸗ 
barung des Aufrechnungsverzichtes ab und begrenzt nach ihm deſſen 
Wirkung. Umgekehrt fragt der 5. ZivSen. im Falle der Aufwertung 
nach dem Willen und Inhalte des Geſetzes, nämlich des Art. 19 
AufwDurchf VO. I. Er findet dabei, daß weder Wortlaut noch Inhalt 
des Art. 19 einen Anhalt dafür gäben, daß ein derartiger, auf die 
völlig ſelbſtändige Abwicklung von Forderung und Gegenforde⸗ 
rung gerichteter Parteiwille nicht beachtet und daß das Vertragsver⸗ 
hältnis der Parteien inſoweit geändert werden ſolle; dazu, daß eine 
Gegenforderung zur Aufrechnung geeignet ſei, gehöre aber vor allen 
Dingen, daß nicht auf eine Aufrechnung mit ihr oder mit Forderungen 
allgemein verzichtet worden ſei. So wenig der Zweck des Art. 19 
ein Abgehen von den geſetzlichen Aufrechnungsverboten der 88 392 
bis 395 BGB. erfordere, könne das für den Fall eines vertraglichen 
Aufrechnungsverbotes angenommen werden. Das Gegenüberſtellen 
dieſer beiden Entſch. iſt um deſſentwillen ſehr lehrreich, weil es meiner 
Anſicht nach zeigt, daß der 5. ZivSen. die Sache am falſchen Ende 
angefaßt hat. Die Auslegung des Willens des Geſetzgebers liegt 
ſolange neben der Sache, als nicht, wie das der 2. ZivSen. getan 
hat, geprüft iſt, ob der auf Parteiwille beruhende Ausſchluß 
der Aufrechnung für den im Geſetz geregelten Fall fortwirkt, wie weit 
alſo der „auf die völlig ſelbſtändige Abwicklung von Forderung und 
Gegenforderung gerichtete Parteiwille“, wie der 5. ZivSen. den Auf⸗ 
rechnungsverzicht umſchreibt, reicht. Ergab ſich, daß dieſer Wille nur 
eine völlig ſelbſtändige Abwicklung in der Erfüllungs form, nicht 
aber eine Wertänderung umfaßte, ſo ſtand dieſer Parteiwille im 
Rahmen der Auſwertungsgeſetzgebung einer Aufrechnung nicht mehr 
entgegen und erſt, wenn nach dem auszulegenden Willen der Parteien 
der Aufwertungsverzicht auch für den Fall einer derartigen Wert⸗ 
verſchiebung Bedeutung haben ſollte, konnte die Prüfung in 
Frage kommen, ob etwa das Geſetz entgegen dieſem Parteiwillen die 
Aufrechnung dennoch zulaſſen und anordnen, wollte. Daß dafür im 
Geſetz kein Anhalt gegeben iſt, iſt ſo ſelbſtverſtändlich, daß kein Wort 
darüber zu verlieren iſt. In der Betonung dieſes Gedankens er⸗ 
ſchöpft ſich die Entſch. des 5. ZivSen. und es kommt ihr keineswegs, 
wie es nach ihrem Inhalte ſcheinen könnte, die Bedeutung zu, daß 
grundſätzlich bei einem Aufrechnungsverzicht die Aufrechnung 
im Aufwertungsfalle mit vor dem 15. Juni 1922 erworbenen For⸗ 
derungen unzuläſſig ſei. Das hängt vielmehr von der Auslegung des 
Parteiwillens über den Inhalt des Aufrechnungsverzichtes ab. 

LEN. Muenzel, Koblenz. 


Zu 9. A. Anm. Flechtheim, ebenda. 


B. Schon im Ergebnis iſt die Entſch. unbefriedigend; denn eine 
Schutzvorſchrift, ausſchließlich zugunſten der Aktionäre geſchaffen, 
wird zum Nachteile dieſer Schutzbedürftigen ein willkommener Störungs⸗ 
behelf in der Hand des Vertragsgegners der AktG., alſo durch Aus⸗ 
legung der Zweck des Geſetzes vereitelt. Außerdem ſcheint die Entſch. 
nicht durchweg folgerichtig aufgebaut zu ſein. Beſagt ſie doch 
ausdrücklich, daß „auch die dingliche Einigung durch die Zu⸗ 
ſtimmung der GenVerſ. bedingt“ und daher „bis dahin“ nur als 
ſchweb end wirkſam anzuſehen“ ſei. Zutreffend bekämpfte zwar 
bereits Geiler (JW. 1929, 2924) dieſe Auffaſſung des RG. Trotz⸗ 


10. 829 PrFiſch G. v. 11. Mai 1916: 88 158 ff, 
182 ff. BGB. Die zur Übertragung der Ausübung 
des Fiſchereirechtes auf eine kürzere Zeit als 
zwölf Jahre erforderliche Zuſtimmung des 
Kreisausſchuſſes kann auch nachträglich er⸗ 
folgen. Es hängt von dem Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden ab, ob die Genehmigung auf den 
Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes zurückwirken 
ſo ll. 7) 

Materiellrechtlich ſind auf den vorliegenden Fall die 
Grundſätze anzuwenden, die die Rſpr. über den vorläufigen 
Schwebezuſtand bei ausſtehender behördlicher Genehmigung 
entwickelt hat (vgl. insbeſ. NG. 98, 48, 245, 246; 115, 35, 
381); 121, 154—1562); 117, 26°)). Wenn auch der Wort⸗ 
laut des PrFiſchGG. (der den 88 22, 24 Jagd. v. 15. Juli 
1907 nachgebildet iſt, obſchon ſich deren Beſtimmungen nur 
auf gemeinſchaftliche Jagdbezirke, nicht auf eigenrechtliche be⸗ 
ziehen) von den in der Rſpr. vorwiegend behandelten Ge 
ſetzesbeſtimmungen (über den Verkehr mit Grundſtücken und 
die Verträge von Gemeinden) abweicht, ſo iſt doch der Zweck 


dem ſei ſie einmal als richtig unterſtellt. Wie iſt dann aber die 
dingliche Rechtslage? M. E. wäre doch die AktG. vom Stand⸗ 
punkte des RG. aus überhaupt nicht Eigentümerin geworden; denn 
die Auflaſſung (d. h. das ſachenrechtliche Ausführungsgeſchäft zum 
ſchuldrechtlichen Grundgeſchäft) iſt ja infolge der (nach Anſicht des RG. 
gegebenen) Losſagung des Verkäufers gem. 8178 BGB. („Wider⸗ 
ruf“) ebenſo zerfallen wie der Kaufvertrag. Infolgedeſſen iſt die vom 
RG. ausdrücklich gebilligte Annahme des Vorderrichters, der Ver⸗ 
käufer könne mit Hilfe des ganz ſicher nicht für ihn, ſondern einzig 
und allein für die Aktionäre geſchriebenen 8 207 HGB. der AktG. 
ihr „Eigentum“ am Grundſtücke durch Verurteilung zur „Rück⸗ 
auflafjung“ wieder entreißen, gerade vom Standpunkte der Entſch. 
aus ſchwerlich zu rechtfertigen. Trotz der (nach dem NG. unhaltbaren) 
Eigentumsumſchreibung im Grundbuche hätte nämlich die AktG. in 
Wirklichkeit Rein Eigentum erworben, und zwar eben weil — ſo 
hätte wenigſtens das RG. folgern müſſen, als es die dingliche Einigung 
für „nur ſchwebend wirkſam“ erachtete, — die nun einmal zu jedem 
abgeleiteten Eigentumserwerb unerläßliche Einigung keine Wirkſam⸗ 
keit erlangt hat. Mithin wäre die Akt®. zwar beſitzmäßig herausgabe⸗ 
pflichtig, keinesfalls jedoch Schuldnerin eines „Rückauflaſſungs⸗ 
anſpruchs“, wie ihn das OLG. angenommen und dazu ſogar die 
ausdrückliche Billigung des RG. gefunden hat. Denn in Wirk⸗ 
lichkeit wäre, gerade wenn die Entſch. mit ihrer Auffaſſung von der 
gem. 8178 BGB. ſchließlich eingetretenen Unwirkſamkeit auch des 
dinglichen Erwerbsgeſchäfts Beifall finden könnte, die AktG. gar nicht 
in die Eigentümerſtellung gelangt und daher auch nicht zu einer nur 
aus erlangtem Eigentum begründbaren „Rü ck auflaſſung“, d. h. zur 
Wiederhergabe der Eigentümerſtellung verpflichtet. Füglich hätte das 
NG. bei ſolgerichtiger Durchführung feines eigenen Gedankenganges 
keinesfalls der Rev. jeden Erfolg verſagen dürfen. Wäre doch dem 
Kl., abgeſehen von der beſitzmäßigen Herausgabe, nur ein Anſpruch 
auf Grundbuchberichtigung zuzubilligen geweſen, weil er ja eben 
das Eigentum am Grundſtücke gar nicht verloren hatte (infolge 
ſchließlicher Unwirkſamkeit des anfänglich ſchwebend wirkſam ge⸗ 
weſenen Auflaſſungsverſuchs). Das NG. ſcheint alſo überſehen zu 
haben, daß gerade von ſeinem Standpunkte der „bedingten ding⸗ 
lichen Einigung“ aus durch den Ausfall der „Bedingung“ der Eigen⸗ 
tumserwerb überhaupt nicht zuſtande gekommen, mithin lediglich das 
Grundbuch unrichtig geworden iſt, indem es einen in Wahrheit 
gar nicht erfolgten Eigentumsübergang bezeugt. Die Zulaſſung einer 
Kondiktion verlorenen Eigentums durch die Entſch. dürfte ſomit un⸗ 
vereinbar ſein mit der vom RG. entwickelten (freilich wenig über⸗ 
zeugenden) Lehre vom Eingreifen des 8 207 Abſ. 1 HB. auch in 
die dingliche Erwerbslage. Vielmehr hätte folgerecht das NG. 
von ſeinem Standpunkte aus den Rückauflaſſungsanſpruch des 
klagenden Verkäufers an ſich abweiſen müſſen und hätte höchſtens 
noch zu erwägen gehabt, ob nicht vielleicht der Kl. mit ſeinem 
Klagbegehren in Wirklichkeit weniger auf eine Rückauflaſſung als 
auf eine Herſtellung der wahren Rechtslage im Grundbuche Wert 
legte, und deshalb vielleicht ſein Klagantrag einer Umdeutung in 
ein bloßes Berichtigungsbegehren fähig geweſen wäre, eine Frage, die 
ſich natürlich nur aus dem geſamten Prozeßſtoff entſcheiden ließe 
und daher hier nicht gelöſt werden kann. 
Min R. i. R. Geh. Rat Dr. M. Wagner, Berlin. 


Zu 10. Die Dauer eines Zeitvertrages (Miete, Pacht, Dienſt⸗ 
vertrag) oder eines ähnlichen Verhältniſſes (Bürgermeiſterwahl, 
Kommiſſorium) fällt wohl unter den Endtermin für die Wirkung 
eines Rechtsgeſchäfts (8 163 BB), aber nicht unter den Be⸗ 
griff der Friſten (88 186-191 5003) Nicht jeder Zeitraum oder 
jede Zeitſpanne ift eine Friſt. Der Einfluß der nachträglichen Mit⸗ 
2) JW. 1928, 2454. 


) JW. 1927, 765. 2) JW. 1927, 1408. 
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des Vorbehalt der Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde der 
gleiche, nämlich die Sicherung des öffentlichen Intereſſes. So⸗ 
weit nicht dieſer Zweck oder ſonſtige, hier nicht in Betracht 
kommende Gründe, die nachträgliche Genehmigung ausſchließen, 
erſcheint ſie zuläſſig. Bis zu ihrer Erteilung oder Verſagung 
entſteht ein Schwebezuſtand, während deſſen beide Parteien 
an ihren Vertrag gebunden und zur Genehmigung mitzu⸗ 
wirken verpflichtet ſind. Die nachträgliche Herbeiführung der 
Genehmigung durch den Kl. war daher nicht argliſtig, ſondern 
ſie entſprach dem Vertrage. Die Bekl. hatte keinen Anſpruch 
darauf, daß der Vertrag nicht genehmigt werde (vgl. auch 
Schlegelberger: v. Brauchitſch, 829 Anm. 2 S. 407). 


wirkung Dritter auf Beginn und Ende eines Zeitvertrages kann 
ſich verſchieden geſtalten. 

Ein Zeitvertrag kann unter einer echten Bedingung ge⸗ 
ſchloſſen ſein, z. B. Miete über leere, nicht zu Geſchäftszwecken 
eingerichtete Räume unter der Bedingung, daß dem Mieter eine 
gewerbepoltzeiliche Erlaubnis erteilt werde; die Gewerbeerlaubnis 
iſt nicht für die Gültigkeit des Vertrages notwendig, ſondern für 
die geſchäftliche Ausnutzung der Räume durch den Mieter; die Ver⸗ 
einbarung ift reine freie Willkür; die Erlaubnis zum Gewerbe⸗ 
betrieb enthält nicht die Genehmigung des Mietvertrages; ſie 
wirkt von ihrer Rechtskraft au, und damit tritt auch der Miet⸗ 
vertrag in Kraft (8 158 BGB.), Rückwirkung (ſchuldrechtlich) 
kann vereinbart werden (8 159 BGB.). 

Der Zeitvertrag kann auch unter der Bedingung geſchloſſen 
werden, daß der Vertrag ſelbſt von einem Drikten ge⸗ 
nehmigt werde. Es könnte ſich um eine eondieio juris handeln, 
wenn die Genehmigung geſetzlich erforderlich iſt; dann wirkt dieſe 
im Zweifel auf die Zeit der Willenserklärung zurück (§ 184 BGB.). 
Wenn aber die Genehmigung nicht erforderlich iſt, ſondern nur 
zur größeren Sicherheit oder aus anderen Gründen eingeholt iſt, 
dann iſt aus dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts, alſo durch Aus⸗ 
legung, zu ermitteln, ob Rückwirkung, dinglich oder ſchuldrechtlich. 
gelten foll oder nicht (88 184, 159 BGB.). 

Aber neben der Rechtsform, Unterſchied zwiſchen Bedingung 
nach 88 158-163 BOB. und Genehmigung nach 88 182—185 
BGB., geht eine andere Unterſcheidung einher, nämlich ob es ſich 
um eine Ergänzung mangelnder Berechtigung bzw. Verfügungs⸗ 
fähigkeit oder um Wahrung des öffentlichen Intereſſes handelt, 
alſo ob die Mitwirkung des Dritten aus rechtspolizeilichen oder 
aus wirtſchaftspolizeilichen Gründen notwendig iſt, wobei man dieſe 
beiden Worte nicht als Ausdruck feſter Begriffe, ſondern nur als 
Mittel zur Kenntlichmachung einer Vorſtellung anzuſehen hat. 
Wenn es ſich um die Verfügungsfähigkeit handelt, ſo iſt weder 
der Abſchluß des Vertrages noch die Erfüllung verboten, es fehlt 
nur an der rechtlichen Bindung der Willenserklärung, und wenn 
dieſe nachträglich hergeſtellt wird, ſo iſt die Rückwirkung un⸗ 
bedenklich. Anders aber, wenn es ſich um ein geſetzliches, unter 
Strafe geſtelltes Verbot handelt, das nur durch einen beſonderen 
Dispens der Behörde beſeitigt werden kann. Aber beides iſt nicht 
ſcharf voneinander zu trennen; das eine wirkt auf ein anderes ein. 

Wenn 3. B. ein Pachtvertrag über einen eingerichteten, geneh⸗ 
migungspflichtigen Gewerbebetrieb geſchloſſen wird, ſo bezieht ſich 
die Genehmigung des Betriebes durch den Pächter zwar auch nicht 
unmittelbar auf den Pachtvertrag, aber ſie wirkt doch auf ihn 
zurück, inſofern, als das Verbot des Gewerbebetriebes auch den 
Pachtvertrag ungültig macht. Der Betrieb für eigene Rechnung 
ohne die obrigkeitliche Genehmigung ift verboten und ſtrafbar, und 
ebenſo verboten die Überlaſſung zum Betrieb. Alſo kann der 
Pachtvertrag nicht vor der Genehmigung in Kraft treten, auch wenn 
nichts beſonderes darüber verabredet iſt. 

Bei der Fiſchereipacht handelt es ſich nicht um die Ge- 
nehmigung eines beſtimmten Vertrages, ſondern um die Ent⸗ 
bindung von einem geſetzlichen Verbot. Nicht die vertragsmäßige 
Bindung ſoll durch das Geſetz verhindert werden, ſondern die un⸗ 
wirtſchaftliche Verpachtung auf zu kurze Zeit. Die kurzfriſtige Ver⸗ 
pachtung kann auch allgemein, ohne Rückſicht auf einen beſtimmten 
Pächter, zugelaſſen werden, z. B. wenn eine Anderung der Waſſer⸗ 
verhältuiſſe bevorſteht, oder wenn der Verpächter bevormundet iſt 
(88 1822 5, 1902 II 1 BGB.). Freilich können auch die Perſon 
des Pächters und die Pachtbedingungen für die Entſchließung des 
Kreisausſchuſſes beſtimmend ſein, ſo daß der Zulaſſungsbeſchluß 
des Kreisausſchuſſes doch auf die Genehmigung eines beſtimmten 
Pachtvertrages hinauslaufen kann. Aus dieſem Grunde muß es 
auch zuläſſig ſein, daß die Parteien einen Vertrag unter der Be⸗ 
dingung der Zulaſſung durch den Kreisausſchuß ſchließen, und 
dieſer Vertrag kann trotz § 29 (4) Fiſchch. nicht nichtig ſein, oder 
das Wort nichtig iſt durch 88 308, 309 BGB. zu erläutern. Not⸗ 
wendig iſt aber, daß der Vertrag ausdrücklich unter der Bedingung 
der Zulaſſung geſchloſſen wird, oder daß er unter einer ander⸗ 
weitigen aufſchiebenden Bedingung oder Befriſtung geſchloſſen und 
vor dem Eintritt der Bedingung oder des Termins zugelaſſen 
wird. Eine condicio juris gibt es hier nicht. Wenn für einen un⸗ 
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Hiervon verſchieden iſt die Frage, ob die nachträglich er⸗ 
teilte behördliche Genehmigung auf den Zeitpunkt des Ver⸗ 
trages zurückwirkt. Sie iſt in jedem Falle nach dem Willen 
der Parteien zu entſcheiden (arg. 88 158, 159 BGB.), wenn 
man nicht auf ſolche Rechtsverhältniſſe die Beſtimmungen 
der §§ 182, 184 BGB., was dahingeſtellt bleiben kann, ent⸗ 
ſprechend anwenden will. Da vorliegend die Bekl. Kaution 
geleiſtet, den Pachtzins für 1925 gezahlt und die Ausübung 
der Fiſcherei (einerlei in welcher Rechtsform) dem Zeugen O. 
übertragen hat, ſo erhellt als Wille der Parteien, daß der 
Vertrag von Anfang an in Wirkſamkeit treten ſollte. 

(U. v. 4. Juli 1929; 174/29 VIII. — Breslau.) [Ku.] 


bedingt geſchloſſenen Vertrag die Zulaſſung nachträglich beantragt 
wird, ſo iſt zum wenigſten notwendig, daß beide Parteien ſich zur 
Zeit der Antragſtellung noch einig ſind. Ein von vornherein nich⸗ 
tiger Vertrag, an den keine Partei rechtlich gebunden iſt, kann 
nicht von einer Partei ohne den Willen der anderen nachträglich 
gültig gemacht werden. Ahnlich iſt auch erkannt worden wegen 
der Verpachtung der Gemeindejagd an einen Ausländer: Der Ver⸗ 
trag iſt im vollen Umfange nichtig, ſolange er nicht genehmigt ift. 
Die Nichtigkeit kann jederzeit gerügt werden. Der Rüge ſteht auch 
nicht die Replik der Argliſt oder der Verletzung von Treu und 
Glauben entgegen, ſelbſt wenn die Parteien den Vertrag längere 
Zeit erfüllt haben (OVG. v. 30. Juni 1927, III C 15/7 [Pr⸗ 
VerwBl. 49, 248). 

Das RG. nimmt keine Rückſicht auf die Frage, ob und wie⸗ 
weit die Rückwirkung durch das Strafrecht ausgeſchloſſen wird. 
Für den Strafrichter gibt es keine hinkende Fiſchereiberechtigung. 
Er muß bei der Anwendung des 8370 (4) StGB. und der Vor⸗ 
ſchriften des Fiſchcz., ebenſo wie bei der der Gew. feſtſtellen, 
ob der Angekl. zu der Zeit, als er die Handlung beging, dazu 
befugt war oder nicht. Auf dieſe Befugnis haben nachträg⸗ 
liche Handlungen dritter Perſonen oder Behörden oder anu⸗ 
dere nachträgliche Ereigniſſe keinen Einfluß. Dabei macht es 
keinen Unterſchied, ob es ſich um mangelnde Verfügungsberech⸗ 
tigung des Rechtsinhabers oder mangelnde öffentlich⸗rechtliche Er⸗ 
laubnis handelt. Weder der Zulaſſungsbeſchluß noch die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundes oder des Drittberechtigten ſtellt ein 
milderes Strafgeſetz dar. Die Rückwirkung nach 8 184 BER. 
kommt für die ſtrafrechtliche Beurteilung nur foweit in Be⸗ 
tracht, als die Rechte des Pächters davon abhängen, an welchem 
Tage der Vertrag geſchloſſen iſt, z. B. wenn nach dem Abſchluß 
des Vertrages die eine Partei geſtorben oder geſchäftsunfähig ge⸗ 
worden iſt. Eine Meinungsverſchiedenheit über die Gültigkeit des 
Pachtvertrages kann nach § 59 StGB. als Schuldausſchließungs⸗ 
grund wirken. Die Strafdrohung ſteht der ſchuldrechtlichen Rück⸗ 
wirkung aus 8 159 BGB. ſicher nicht entgegen, wohl aber doch 
der dinglichen Rückwirkung aus 8 184 BOB. 

Aus allen dieſen Gründen kann ich dem Zulaſſungsbeſchluß 
auf einſeitigen Antrag des Verpächters nicht die Wirkung bei- 
meſſen, daß nunmehr der Pachtvertrag von Anfang an gültig 
wäre. Ein Vertragsverhältnis zwiſchen den Parteien hat weder 
vor noch nach dem Zulaſſungsbeſchluß beſtanden. Die Parteien 
haben ſich nur die Bereicherung zu vergüten. Die Pächterin 
hat alſo nicht den bedungenen Pachtpreis zu bezahlen, ſondern 
eine angemeſſene Vergütung, wobei auf die idealen Werte nicht 
in demſelben Sinne Rückſicht zu nehmen iſt, wie bei der Jagd⸗ 
pacht (vgl. OLG. Köln: SE. 1928 Nr. 537); denn die 
Fiſcherei kann ein einträglicher Betrieb ſein und iſt in dem vor⸗ 
liegenden Falle auch ſo aufgefaßt worden. 

Richtig iſt, daß das RG. in den Gründen ſeines, die Lei⸗ 
ſtungsklage betreffenden Urteils auch darüber zu entſcheiden hatte, 
ob der Pachtvertrag gültig ſei, und zwar nach eigener Überzeugung, 
ſolange kein rechtskräftiges verwaltungsrechtliches Urteil vorlag. 
Die Vorſchrift in § 29 (4) Fiſchch., wonach Streitigkeiten über 
die Nichtigkeit im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden werden, 
hat nicht die Bedeutung wie $ 1329 BGB. (Nichtigkeit der Ehe). 
Das Gericht hätte nach 8 148 3PO. ausſetzen können, brauchte es 
aber nicht. Das Verwaltungsgericht kann übrigens nicht die Gültig⸗ 
keit des Pachtvertrages feſtſtellen, ſondern nur die Nichtigkeit 
feſtſtellen oder die Klage abweiſen (vgl. wegen der Jagdpacht OVG. 
v. 9. Juni 1927, III C 12/27 [PrVerwBl. 49, 54). Im letzteren 
Falle könnte die Nichtigkeit noch aus anderen, nicht unter § 29 
Fiſchcß, fallenden Gründen gerügt werden (vgl. wegen der Jagd⸗ 
pacht NG. v. 20. Juni 1928, VII 646/27: JW. 1928, 2459 
= HöchſtRRſpr. 1928 Nr. 1506). Die Entſch. des NG. wirkt aber 
nur für den Zeitraum und die Beträge, auf die ſie ſich bezieht. 
Das Verwaltungsgericht wäre alſo nicht gehindert, im übrigen die 
Nichtigkeit auszuſprechen, wenn die Sache nicht ohnehin zu Ende 
wäre. 

Immerhin iſt nicht ohne Intereſſe zu prüfen, wann in ſolchen 
Fällen wie den vorliegenden der Zeitvertrag abläuft. 

Wenn ein feſter Endtermin nach dem Kalender beſtimmt 
iſt, ſo iſt dieſer unveränderlich und kann nicht verſchoben wer⸗ 
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11. 836 R®emO.; 88 1,3 Unl WG. Auch den im 
Dienſte einer Behörde ſtehenden Landmeſſern 
kommt bei der Ausführung von Vermeſſungen 
für Dritte auf Grund eines Privatauftrags die⸗ 
jenige Glaubwürdigkeit zu, die den Vermeſ⸗ 
ſungsarbeiten der ſelbſtändig vereidigten 
Landmeſſer beigelegt iſt. An die Beſtimmungen 
des Verbandes der vereidigten Landmeſſer über 
Art und Umfang der Reklame iſt die Behörde 


den. Die von RG. 120, 1 — JW. 1928, 907 zugelaſſene Um⸗ 
deutung von Kalenderfriſten für den Fall der Hemmung oder 
Unterbrechung iſt nicht anzuwenden, weil die Vertragsdauer keine 
Friſt iſt und nicht der Hemmung und Unterbrechung ausgeſetzt 
it, und der Wegfall der Gegenleiſtung, 8 537 BGB., die Rechts⸗ 
dauer nicht verlängert. Die Parteien können alſo für die Zeit 
nach dem Endtermin mit Sicherheit ihre Verfügungen treffen. Dies 
gilt auch, wenn daneben die Zahl der Jahre angegeben iſt. 

Wie aber, wenn die Verkragsdauer nur in einer Anzahl von 
Zeiteinheiten (Jahren, Monaten) beſtimmt iſt! Die Thüringer Ge⸗ 
meinde⸗ und Kreisordnung v. 25. Juli 1922 hatte in 8 124 alle 
beſoldeten Bürgermeiſter und Beigeordneten abgeſetzt. In den 
Rechtsſtreiten wegen Fortzahlung des Gehalts iſt, ſoviel ich weiß, 
erkannt worden, daß die ſechsjährige Amtsdauer vom Tage der 
Beſtätigung und nicht vom Tage der Wahl oder des Freiwerdens an 
zu rechnen ſei. Die Aufſichtsbehörde war alſo in der Lage, die 
Amtszeit des erſten Bürgermeiſters, der das Amt ſchon ver⸗ 
tretungsweiſe verwaltete und die vollen Einnahmen bezog, durch 
Verzögerung der Beſtätigung über den Willen der Wähler hinaus 
zu verlängern. Aber wenn man von dem Fall einer kommiſſariſchen 
Verwaltung, als einer nicht notwendigen Zufälligkeit, abjieht, ſo 
iſt es ſicher, daß der Bewerber nicht vor der Beſtätigung Be⸗ 
amter wird, und daß er nicht eher das Gehalt ſeines Amtes be⸗ 
ziehen kann, als er das Amt angetreten hat. Es iſt alſo gar 
nicht anders möglich, als die ſechs oder zwölf Jahre von der Be⸗ 
ſtätigung ab zu rechnen; ja es muß geradezu als unzuläſſig be⸗ 
zeichnet werden, den Beamten auf einen beſtimmten Endtermin 
zu wählen. Eine Rechtfertigung findet dieſe Auffaſſung darin, daß 
der Geſetzgeber mit der Wählbarkeit auf ſechs oder zwölf Jahre 
nicht nur dem Beamten ſeine Verſorgung auf eine beſtimmte Zeit 
ſichern, ſondern auch der Verwaltung eine gewiſſe Ruhe und 
Stetigkeit verſchaffen will, wenn auch dieſer Zweck bei der Be⸗ 
amtenwahl weniger ſtark und deutlich berückſichtigt wird als bei 
der Jagd⸗ und Fiſchereipacht. Bei der letzteren iſt aber die wirt⸗ 
ſchaftspolizeiliche Rückſicht die einzig maßgebende. Bei normalem 
Ablauf des Pachtverhältniſſes ſoll dem Pächter die Bewirtſchaftung 
einer beſtimmten Zahl von Jahren geſichert werden, damit er durch 
ſein eigenes Intereſſe zur pfleglichen Wirtſchaft veranlaßt werde. 
Daher kann der Pachtzeitraum nicht eher beginnen als der Pacht⸗ 
vertrag nach Beſeitigung aller Hinderniſſe und Erfüllung aller 
Bedingungen wirkſam geworden iſt. Anormaler Ablauf des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes, Aufhebungsvertrag, Rücktritt mangels Zahlung 
oder wegen Verwüſtung wird dadurch freilich nicht gehindert. 

SM. Karl Friedrichs, Ilmenau. 


Zu 11. A. Anm. Wirkl. Geh. OReggt. Dr. Hoffmann, 
Berlin, abgedr. ebenda. 


B. Das Urteil iſt von allgemeiner Bedeutung. Sein 
Tatbeſtand ift einfach: Nach 836 GewO. iſt das Gewerbe der Land⸗ 
meſſer frei; ſoweit ihren Meſſungen jedoch nach den Beſtimmungen der 
Geſetze eine beſondere Glaubwürdigkeit innewohnt — in Betracht 
Rommen hauptſächlich die als Unterlage für die Kataſterkarten dienenden 
Fortſchreibungsmeſſungen —, dürfen ſie nach § 36 Abſ. 2 GewO. 
nur von beſonders vorgebildeten und geprüften Perſonen, den ſo⸗ 
genannten vereideten und öffentlich angeſtellten Landmeſſern, vor⸗ 
genommen werden. Die Berufsausübung dieſer Landmeſſer iſt ein 
Gewerbe i. S. der GewO. Daneben werden jedoch dieſe beſonders 
vorgebildeten Landmeſſer auch von Behörden, beſonders von Kreiſen, 
als Beamte zur Leitung ihrer Vermeſſungsämter angeſtellt. Dieſe 
Vermeſſungsämter beichränken jedoch ihre Tätigkeit nicht auf die 
Ausführungen von Meſſungen für ihre Behörde, ſondern erbieten 
ſich gleichzeitig auch öffentlich zur Ausführung von Privataufträgen, 
für welche ſie Gebühren zu berechnen pflegen, die weit unterhalb 
der Satze der freien Landmeſſer liegen. 

Zu entſcheiden war die Frage, ob Meſſungen der letzteren 
Art ebenfalls die in 8 36 Abf. 2 Gew. vorgeſehene beſondere Glaub⸗ 
würdigkeit zu beanfpruchen haben, oder ob in ihrer Vornahme eine 
unzuläſſige Betätigung der öffentlichen Hand zu erblicken ſei 
und die Vermeſſungsämter hierdurch und durch die gleichzeitige 
Unterbietung des Gebührentarifs der freien Landmeſſer gegen das 
Geſetz über den unlauteren Wettbewerb und gegen die 88 823 
Abi. 2, 826 BOB. verſtoßen. 

Während das OLG. der Kl. teilweiſe ſtattgegeben hatte, weiſt 
fie das RG. ab, weil der Vermeſſungsbeamte auch bei der Aus⸗ 
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nicht gebunden. Der Vermeſſungsbeamte han⸗ 
delt, auch wenn er Privataufträge erledigt, in 
öffentlicher Funktion. Daher iſt der Gebrauch 
amtlicher Bezeichnungen auf Ankündigungen 
und Rechnungen zuläſſig. f) 


(U. v. 10. Mai 1929; 459/28 II. — Düſſeldorf.) [Ku] 
Abgedr. JW. 1929, 2344418. 
führung von Privataufträgen in behördlicher Eigenſchaft han⸗ 


dele und allein in ſeiner Eigenſchaft als Träger der Staats⸗ 
gewalt eine beſondere Glaubwürdigkeit zu beanſpruchen habe 
und weil es ferner einer Behörde auch bei Ausübung gewerb⸗ 
licher Tätigkeit unbenommen ſei, ihren dasſelbe Gewerbe betreiben⸗ 
den Steuerzahlern durch Unterbietung ihrer Tarife Konkurrenz 
zu machen. 

1. Der Satz, daß der Beamte, auch wenn er ſeine Tätigkeit 
einem Privatmanne zur Verfügung ſtellt, in behördlicher Eigenſchaft 
auftrete, iſt von ausſchlaggebender Bedeutung für die Entſch. ges 
weſen, weil das RG. mit der Aufſtellung dieſes Grundſatzes die 
Erörterung aller der Probleme abſchneidet, die vom Kl. im Pro⸗ 
zeſſe in erſter Linie aufgeworfen waren, nämlich ob ein Kreis das 
Landmeſſergewerbe i. S. § 36 Abſ. 2 GewO. ausüben könne, da 
ſeine Verteidigung und öffentliche Anſtellung praktiſch unmöglich 
ſei, ob er verneinendenfalls das Landmeſſergewerbe durch einen 
öffentlich angeſtellten und vereideten Laudmeſſer als Stellvertreter 
ausüben laſſen könne, ob evtl. dieſer in der Lage iſt, ſeine Kon⸗ 
zeſſion dem Kreiſe zur Ausübung zu überlaſſen, uſw., alles Fragen, 
deren Verneinung auf der Hand liegt und wahrſcheinlich dem Stand⸗ 
punkte des Kl. zum Siege verholfen hätte. Darüber hinaus erhebt 
ſich der Gedanke des Rch., da er natürlich nicht nur für Vermeſſungs⸗ 
beamte gelten kann, ſondern auf alle Beamte angewendet werden 
muß, zu einer alle Gewerbetreibenden intereſſierenden Bedeutung. 

Das NG. erwägt, daß es dem beamteten Landmeſſer unſtreitig 
nicht verwehrt ſei, für die eigenen Zwecke ſeiner Behörde die ſog. 
Urkundsmeſſungen auszuführen, und daß, wenn in einem ſolchen 
Falle an der beſonderen Glaubwürdigkeit dieſer Arbeiten in der 
it 8 36 Abſ. 2 GewO. vorausgeſetzten Bedeutung nicht ge⸗ 
zweifelt werden könne, kein Grund beſtehe, ihnen dieſe Glaub⸗ 
würdigkeit dann abzusprechen, wenn die Meſſungen im Auftrage 
von Privalperſonen erfolgen, weil die Art der Tätigkeit in beiden 
Fällen die gleiche ſei. Vorausſetzung ſoll allerdings ſein, daß der 
beamtete Landmeſſer dieſelbe Ausbildung genoſſen habe, wie die 
ſelbſtändigen Landmeſſer. Die Richtigkeit dieſer Einſchränkung er⸗ 
ſcheint aber fraglich, denn es iſt bis jetzt geſetzlich nicht beſtimmt, 
daß der beamtete Landmeſſer eine beſondere Vorbildung genoſſen 
haben müſſe, wie dies etwa für die Richter durch das GVG. ge⸗ 
ſchehen iſt. Die Behörden ſind daher an ſich nicht gehindert, Per⸗ 
ſonen, welche nicht die für die vereideten und öffentlich angeſtellten 
Landmeſſer vorgeſchriebene Vorbildung genoſſen haben, als Beamte 
anzustellen. Trotzdem kann kein Zweifel beſtehen, daß auch die Ur⸗ 
kundsmeſſungen eines derartigen, nicht genügend vorgebildeten Be⸗ 
amten die beſondere Glaubwürdigkeit haben würden, wenn ſie für 
die eigenen Zwecke der betreffenden Behörde vorgenommen werden. 
Das liegt eben daran, daß der Beamte als Vertreter einer öffent⸗ 
lichen Einrichtung an ſich ſchon erhöhte Glaubwürdigkeit beanſpruchen 
Kann, wenn er in feiner Eigenſchaft als Beamter tätig wird. In⸗ 
ſoweit wird man dem RG. ohne weiteres folgen müſſen. 

Daraus ergibt ſich aber gleichzeitig, daß die weiterhin von ihm 
gezogene Schlußfolgerung, dieſe beſondere Glaubwürdigkeit beſtehe 
auch, wenn der Beamte in privatem Auftrage tätig werde, da er 
auch dann in behördlicher Funktion handele, nicht richtig ſein kann, 
weil hierdurch eine Umgehung des 8 36 Abf. 2 GewO. ermöglicht 
werden würde. Dieſe Beſtimmung iſt im Intereſſe des Publikums 
getroffen worden, um ihm die Möglichkeit zu geben, ſich ſolcher 
Perſonen zu bedienen, welchen geſetzlich bei Ausübung ihres Ge⸗ 
werbes eine beſondere Glaubwürdigkeit beigelegt iſt (ogl. v. Land⸗ 
mann, Gewd., § 36 Anm. 7). Letztere iſt aber von der Vereidi⸗ 
gung und öffentlichen Anſtellung abhängig und dieſe wiederum von 
der Erfüllung der landesgeſetzlich hierfür vorgeſchriebenen Vor⸗ 
ſetzungen. Als ſolche kommen für Preußen die durch das Feld⸗ 
meſſerreglement v. 2. März 1871 und die Prüfungsvorſchriften 
v. 23. Febr. 1920 (ab Herbſt 1930 gelten an deren Stelle die Prü⸗ 
fungs⸗ und Ausbildungsvorſchriften v. 21. Sept. 1927 und 5. Juli 
1928) vorgeſchriebenen Prüfungen in Frage. Nur wer dieſe abge⸗ 
legt hat, kaun vereidigt und öffentlich angeſtellt werden, und nur 
ein ſolcher Landmeſſer genießt die beſondere Glaubwürdigkeit des 
§ 36 Abſ. 2 GewO. Für die Anſtellung von Landmeſſern als Be⸗ 
amte ſind derartige Bedingungen jedoch geſetzlich nicht vorgeſchrie⸗ 
ben, ſo daß alſo jeder einfache Vermeſſungs techniker, wenn er nur 
als Beamter angeſtellt iſt, immer dieſelbe Glaubwürdigkeit genießen 
würde wie die ordnungsmäßig vorgebildeten Landmeſſer; denn — 
ſagt das NG. — der Beamte handelt auch bei Ausführung der Auf⸗ 
träge von Privatperſonen als Vertreter einer öffentlichen Ein⸗ 
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richtung und genießt in dieſer Eigenſchaft ohne weiteres den öffent⸗ 
lichen Glauben, den ſich der Privatmann nur durch jahrelanges 
Studium und erfolgreich abgelegte Prüfungen erwerben kann. Die 
Behörde hätte es alſo in der Hand, durch Anſtellung von nur un⸗ 
genügend vorgebildeten Beamten dem Publikum, das die Ver⸗ 
hältniſſe natürlich nicht kennt, Perſonen als Landmeſſer aufzu⸗ 
drängen, welche das Privilegium des § 36 Abſ. 2 GewO. un⸗ 
zweifelhaft nicht haben ſollten, wenn ſie es auch bei Meſſungen 
für ihre Behörde haben würden, da ſie in dieſem Falle eben in 
ihrer Eigenſchaft als Beamte handeln. 

Allerdings läßt das RG. durchblicken, daß es unlauteren Wett⸗ 
bewerb annehmen würde, wenn eine Behörde ſich zu der Vornahme 
von Urkundsmeſſungen durch ſolche ungenügend vorgebildeten Be⸗ 
amten erbieten würde. M. E. aber mit Unrecht; denn wenn der 
Beamte in jedem Falle als Träger der Staatsgewalt handelt, nur 
weil er Beamter iſt, dann muß es auch gleichgültig ein, ob er die 
nur für den Stand der ſelbſtändigen Landmeſſer beſtehenden Vor⸗ 
bedingungen erfüllt hat, da nun einmal für die Anſtellung eines 
beamteten Landmeſſers vielleicht Verwaltungsvorſchriften, jedenfalls 
aber keine geſetzlichen Bindungen beſtehen. Dieſes Bedenken 
läßt ſich auch nicht mit dem Hinweiſe auf Ziff. 234 der Prͤataſter⸗ 
anweiſung II ausräumen, wonach die nicht von den Kaſtaſter⸗ 
ämtern ſelbſt ausgeführten Fortſchreibungsmeſſungen den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Anweiſung entſprechen müſſen, welche in Ziff. 7 
beftimmt, daß die örtlichen Vermeſſungsarbeiten durch vereidete 
Landmeſſer perſönlich ausgeführt werden müſſen. Denn ob die 
Vorausſetzung der Vereidigung und öffentlichen Anſtellung bei den 
beamteten Landmeſſern gegeben iſt, war ja gerade die zu ent⸗ 
ſcheidende Rechtsfrage, welche das RG. unbeantwortet gelaſſen hat, 
indem es ſich auf den Standpunkt ſtellte, daß jeder be⸗ 
amtete Landmeſſer Fortſchreibungsmeſſungen ausführen dürfe, nicht 
weil er beeidet, ſondern weil er Beamter ſei. 

Als Beiſpiel verweiſt das RG. auf die Kataſterbeamten, deren 
Arbeiten, auch wenn ſie in privatem Auftrage ausgeführt würden, 
anerkanntermaßen amtlichen Charakter trügen. Dem bereits im 
Prozeſſe gemachten Hinweiſe, daß dieſer Rechtszuſtand in den Ge⸗ 
ſchäftsanweiſungen für die Kataſterämter ſeine Grundlage habe, be⸗ 
gegnet das NG. mit der Erwägung, daß dieſe Geſchäftsanweiſungen 
nur für die Regelung des inneren Dienſtes beſtimmt ſeien und nicht 
einen allgemein maßgebenden Rechtszuſtand ſchaffen, ſondern nur 
das Beſtehen eines ſolchen „den betreffenden Beamten zur Be⸗ 
achtung in Erinnerung bringen“ könnten. Dieſe rechtliche Be⸗ 
urteilung der Geſchäftsanweiſungen erweckt jedoch Bedenken. 

Die Kataſterämter haben ihre rechtliche Grundlage in den 
alten preuß. Grundſteuergeſetzen, insbeſ. dem GrundSt®. v. 21. Jan. 
1839 den beiden Geſetzen v. 21. Mai 1861 „betreffend die ander⸗ 
weite Regelung der Grundſteuer“ und „die Einführung einer all⸗ 
gemeinen Gebäudeſteuer“ und dem Geſ. v. 8. Febr. 1867 „be 
treffend die definitive Unterverteilung und Erhebung der Grund⸗ 
ſteuer in den ſechs öſtlichen Provinzen“. Ihr Zweck iſt, „die 
Kataſterkarten, Flurbücher und Muterrollen bei der Gegenwart zu 
erhalten“ und die vorkommenden Veränderungen jährlich aufzu⸗ 
nehmen und nachzutragen (§ 32 Geſ. v. 21. Jan. 1839). Mit der 
Einführung der GBO. iſt ein Teil ihrer urſprünglichen Beſtimmung, 
die Anzeigen von Eigentums veränderungen an Grundſtücken ent- 
gegenzunehmen, weggefallen, da ein Eigentumsübergang an Grund⸗ 
ſtücken außerhalb des Grundbuches jetzt nicht mehr möglich iſt und 
das Kataſteramt vom Grundbuchamte jeweils Mitteilung von den 
eingetretenen Eigentumsveränderungen erhält. Heute bilden die von 
den Kataſterämtern geführten Grund⸗ und Gebäudeſteuerbücher als 
amtliches Verzeichnis i. S. 8 2 Abſ. 2 GBD. die Unterlage für die 
Grundbücher (Art. 2 der Kgl. VO. betr. das Grundbuchweſen v. 
13. Sept. 1899). Der Erlaß der den Dienſtbetrieb und das Ver⸗ 
fahren der Kataſterämter regelnden Kataſteranweiſungen iſt 
bereits durch die alten preuß. Grund⸗ und Gebäudeſteuergeſetze dem 
Fin Min. ausdrücklich zugewieſen, wie dies auch unter anderem in der 
Einleitung zu der hier hauptſächlich intereſſierenden Kataſteranwei⸗ 
ſung II ausdrücklich hervorgehoben wird. Hieran iſt auch ſpäter 
nichts geändert worden, denn 83 Abſ. 2 Gef. wegen Aufhebung 
dirikter Steuern v. 14. Juli 1893 beſtimmt, daß die Veran⸗ 
lagung und Verwaltung der Steuern unter Aufrechterhaltung 
der hierfür beſtehenden geſetzlichen Einrichtungen er⸗ 
folgt, und in gleicher Weiſe hält das Geſetz über die Erhebung einer 
vorläufigen Steuer vom Grundvermögen v. 14. Febr. 1923 eine 
Verbindung zwiſchen der Grundſteuerberechnung und den Kataſter⸗ 
ämtern aufrecht. Dieſe auf Grund geſetzlicher Ermächtigung er⸗ 
gangenen Kataſteranweiſungen müſſen daher über den Charakter 
einer reinen Dienſtvorſchrift hinaus als bindende Rechtsnormen an⸗ 
geſehen werden. 

Nach Ziff. 4 der Kataſteranweiſung II iſt das Kataſteramt ver⸗ 
pflichtet, die bei ihm von den Grundſtückseigentümern geſtellten An⸗ 
träge auf Beſchaffung von Meſſungsſchriften für die Fortſchreibung 
anzunehmen und zu erledigen. Wenn daher die von den Kataſter⸗ 
beamten auf Grund ſolcher Anträge vorgenommenen Meſſungen amt⸗ 
lichen Charakter tragen, ſo liegt das nicht daran, daß es ſich um 
Arbeiten von Beamten handelt, ſondern hat den beſonderen 


Grund, daß die Kataſterbehörden eigens dazu geſchaffen ſind, 
derartige Meſſungen vorzunehmen. Es handelt ſich alſo um eine ſo⸗ 
wohl im preuß. wie im Reichsrechte verwurzelte, zu ganz beſtimmten, 
beſonders Vermeſſungszwecken, geſchaffene Einrichtung. Es iſt aber 
durchaus nicht gefagt, daß ein Rechtszuſtand, der den in privatem 
Auftrage vorgenommenen Arbeiten der ſtaatlich eingerichteten und 
als beſondere Behörde vorgeſehenen Kataſterämter oder deren Beamten 
amtlichen Charakter beilegt, auch für die von den Kommunen je nach 
Bedarf und Belieben eingerichteten kommunalen ſog. Vermeſ⸗ 
ſungsämter gilt, welche geſetzlich überhaupt nicht vorgeſehen ſind 
und ihr Beſtehen nur der jeweiligen Initiative des leitenden Kom⸗ 
munalbeamten verdanken. 

Aus dem Vergleiche der Kataſterbeamten mit den Kreis⸗ uſw. 
Landmeſſern läßt ſich daher nicht ohne weiteres ableiten, daß auch 
die in privatem Auftrage vorgenommenen Arbeiten der letzteren be⸗ 
hördlichen Charakter tragen. Gegen dieſe Annahme ſpricht aber 
noch ein weiteres Bedenken. Das RG. ſagt, „in dem einen wie 
in dem anderen Falle (d. h. ſowohl bei Meſſungen für die eigenen 
Zwecke ſeiner Behörde wie für Private) wird der beamtete Land⸗ 
meſſer in ſeiner behördlichen Funktion tätig“. Wenn 
dieſer Satz bedeuten ſoll, daß der beamtete Landmeſſer auch bei Er⸗ 
ledigung von Privataufträgen in Ausübung der ihm anvertrauten 
öffentlichen Gewalt handele, ſo würde die Folge ſein, daß ſeine 
Behörde für jeden bei der Ausführung derartiger Aufträge von ihm 
angerichteten Schaden als einer Amtspflichtverletzung nach öffent⸗ 
lichem Rechte, jetzt alſo nach Art. 131 RVerf., aufkommen müßte. 
Tatſächlich dürfte dieſe Annahme aber zu weit gehen. Als Ausübung 
der öffentlichen Gewalt iſt jede Amtshandlung anzuſehen, die öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur iſt und ſich nicht als Wahrnehmung privatrechtlicher 
Intereſſen darſtellt (RG. 91, 274; 94, 102 = ZW. 1919, 46). Die 
Poſt und früher die Eiſenbahn z. B. werden nur ausnahmsmweife in 
Ausübung öffentlicher Gewalt tätig, in der Regel liegt eine der 
privatwirtſchaftlichen gleichſtehende Tätigkeit des Reiches vor (RGR⸗ 
Komm., § 839 Anm. 1, und die dort zit. Entſch.). Was hier aber 
die Regel iſt, iſt bei den Kreisvermeſſungsämtern, die, um ihren 
Beamten die notwendige Beſchäftigung zu verſchaffen, auch die Aus⸗ 
führung von Privataufträgen annehmen, natürlich die Ausnahme; 
ſoweit eine ſolche, leider nicht zu ſeltene, Ausnahme aber vorliegt, 
handeln ſie wohl kaum als Inhaber der öffentlichen Gewalt, ſondern 
bemühen ſie ſich, genau wie jeder andere Gewerbetreibende, um 
Privataufträge, um damit Einnahmen zu erzielen, üben alſo eine rein 
privatwirtſchaftliche Tätigkeit aus. Für die Verſehen ihrer Be⸗ 
amten haften ſie daher in ſolchen Fällen nicht nach Art. 134 
RVerf., ſondern nach § 278 bzw. 831 BGB. Dieſe rein zivilrechtliche 
Haftung widerſpricht aber der Annahme, daß der Beamte auch bei 
Privataufträgen in behördlicher Funktion handele und ſeine in Er⸗ 
ledigung dieſer Auftrage hergeſtellten Arbeiten ohne weiteres öffent⸗ 
lichen Glauben genießen. Das RWi M. hat zwar in einem Schreiben 
v. 5. Mai 1927 die gleiche Auffaſſung vertreten und hierdurch die 
Entſch. des RG. offenſichtlich beeinflußt, doch glaube ich nicht, 
daß ſich dieſer Standpunkt in ſeiner Allgemeinheit aufrechterhalten 
läßt. Das Entſcheidende iſt nicht die Frage, in weſſen Auftrage 
der Beamte tätig wird, ſondern ob ſich feine Tätigkeit inner⸗ 
halb der ihm geſetzlich zugewieſenen Schranken hält. 
Iſt dies der Fall, ſo handelt er in behördlicher Funktion. Die Be⸗ 
hörde aber, welche von dem Thronſeſſel der ſtaatlichen Allmacht 
herunterſteigt und ihre Beamten für eine rein gewerbliche Tätigkeit 
verwendet, kann nicht mehr verlangen als jeder andere Sterbliche, 
d. h., ſie muß Sich den Vorſchriften der GewO. unterwerfen und 
kann inſoweit für ihre Beamten die ihnen ſonſt gebührende be⸗ 
ſondere Glaubwürdigkeit nicht beanſpruchen. Damit taucht aber auch 
ſofort die Frage wieder auf, ob ein behördlicher Gewerbebetrieb die 
in 836 GewO. zur Vorausſetzung beſonderer Glaubwürdigkeit von 
Vermeſſungsarbeiten geſtellten Bedingungen erfüllen kann, deren 
Beantwortung das RG. vermieden hat; dieſe Beantwortung iſt aber 
erforderlich, wenn man ſeiner Theorie über die Tätigkeit des be⸗ 
amteten Landmeſſers nicht zu folgen vermag. 


2. Die Meinung des R., daß es einer Behörde nicht ver⸗ 
wehrt werden könne, den übrigen Gewerbetreibenden durch Unter⸗ 
bietung ihrer Tarife Konkurrenz zu machen, dürfte ſämtliche 
Steuerzahler beſonders intereſſieren. Im Anſchluſſe an die 
Ausführungen unter 1 iſt zunächſt auf den Widerſpruch hinzuweiſen, 
der darin liegt, daß die Tätigkeit der Behörden, alſo hier der 
Kreisvermeſſungsämter, auf eine Stufe mit der Tätigkeit der 
übrigen Gewerbetreibenden geſtellt wird, ſoweit es ſich um das 
Entgelt für dieſe Tätigkeit handelt. Jeder Gewerbetreibende darf 
ſeinen Konkurrenten unterbieten, ſagt das RG. Sehr richtig; dann 
darf man aber auch auf der anderen Seite eine ſo geartete und 
eingeſtellte Tätigkeit einer Behörde nicht als einen Staatshoheits⸗ 
akt auffaſſen, ſondern muß ſich damit beguügen, fie vom Stand⸗ 
punkt der GewO. zu betrachten. In dem zweiten Satze des RG. 
liegt alſo eigentlich bereits eine Widerlegung des erſten Satzes und 
eine weitere Beſtätigung der unter 1 dargelegten Auffaſſung. 

Hiervon abgeſehen aber iſt folgender Geſichtspunkt völlig un⸗ 
beachtet geblieben. Der beklagte Landkreis und ſein Vermeſſungs⸗ 
amt können ſich die Tarifunterbietung nur deshalb leiſten, weil 
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* 12. 88 227, 329 A bſ. 3 3 PO. in ihrer Anwen⸗ 
dung im Zwangsverſteigerungs verfahren: 88 65, 
2 Zw Verſt G. 

1. Eine falſche rechtliche Auffaſſung und eine 
Unkenntnis zu der Rechtsfrage ergangener 
reichs gerichtlicher Entſcheidungen gereicht dem 
Vollſtreckungsrichter nur bei beſonderer Ver⸗ 
letzung der Sorgfalt zum Verſchulden. Die 
bisher für Maßnahmen von Verwaltungs- 
beamten vom RG. ausgeſprochene Meinung, daß 
bei Ermeſſensentſcheidungen ein Verſchulden 
des Beamten nur in ſeltenen Fällen angenom⸗ 
men werden könne, etwa bei völliger Willkür 
oder bei überhaupt nicht zu rechtfertigenden 


die Einrichtungen des Amtes mit dent Gelde der Steuerzahler ge⸗ 
ſchaffen ſind und unterhalten werden; aber nicht zu dem Zwecke, 
den Steuerzahlern damit Konkurrenz zu machen, ſondern ausſchließ⸗ 
lich für die Bedürfniſſe des Kreiſes ſelbſt. Nur in völliger Ver⸗ 
kennung dieſer urſprünglichen Zweckbeſtimmung iſt das Kreis⸗ 
vermeſſungsamt dazu übergegangen, eine privatwirtſchaftliche Tätig⸗ 
keit auszuüben, und zwar unbeſtritten deshalb, weil die angeſtellten 
Beamten mit den für den Kreis erforderlichen Mefjungen nicht voll 
beſchäftigt ſind. Die Behörde ſoll aber nicht wirtſchaften, 
ſondern verwalten. Die notwendige Folgerung aus der man⸗ 
gelnden Beſchäftigung müßte alſo nicht ſein, die Tätigkeit des Ver⸗ 
meſſungsamtes auf Gebiete auszudehnen, welche der Privatwirtſchaft 
vorbehalten ſind, ſondern es entweder zu verkleinern oder, wenn 
dies nicht durchführbar iſt, ganz abzubauen. Da der Kreis dieſen letz⸗ 
teren, volkswirtſchaftlich einzig vernünftigen, Weg nicht eingeſchlagen 
hat, wird er ſich auch gefallen laſſen müſſen, wenn man die Art 
ſeiner privatwirtſchaftlichen Tätigkeit unter die Lupe des UnlWG. 
nimmt und hierbei zu dem Ergebniſſe kommt, daß eine Tätigkeit, 
welche einem Teile der Kreisangehörigen und Geldgeber erheblichen 
Schaden zugefügt, ſich mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes und 
des 8 826 BGB. nur ſchlecht verträgt. Das RG. ſteht zwar auf 
anderem Standpunkte, weil die Tätigkeit des Kreisvermeſſungs⸗ 
amtes nicht „beſtimmt und geeignet“ ſei, die wirtſchaftliche Ver⸗ 
nichtung der freien Landmeſſer herbeizuführen, da ſie nicht weiter 
ausgedehnt werde, als um die vorhandenen, für die eigenen Vermeſ⸗ 
ſungen notwendigen Beamten und Angeſtellten voll zu be⸗ 
ſchäftigen. 

Bei dieſer Beweisführung fällt ſofort auf, daß die Vor⸗ 
ausſetzung, die vorhandenen Beamten ſeien für die eigenen Meſ⸗ 
ſungen des Kreiſes „notwendig“, unmöglich richtig ſein kann, denn 
wären ſie das wirklich, ſo würden ſie für die Übernahme von 
Privataufträgen keine Zeit haben. Unnötig ſind ſie aber nicht nur 
der Zahl nach, ſondern üb erhaupt, denn jeder Kreis und jede 
andere Behörde kann ihre eigenen Vermeſſungsarbeiten ebenſogut 
und im Ergebniſſe vielleicht ſogar billiger durch die ſelbſtändigen 
Landmeſſer erledigen laſſen, als durch angeſtellte Beamte, denen 
fortlaufend Gehälter gezahlt werden müffen. Die private Tätigkeit 
des Vermeſſungsamtes iſt alſo nicht erforderlich, um für eigene 
Zwecke unbedingt notwendige Beamte voll zu beſchaftigen und nicht 
müßig herumſtehen zu laſſen, ſondern ſie erfolgt, um eine mehr 
oder weniger überflüſſige Kreiseinrichtung, die ſich bei VBeſchrän⸗ 
kung auf ihre eigentlichen Aufgaben nicht bezahlt machen würde, 
rentabel zu geſtalten. Von dieſem Geſichtspunkte aus gewinnt die 
Frage des unlauteren Wettbewerbes doch ein etwas anderes An⸗ 
jehen, beſonders wenn man ſie im Zuſammenhange mit der Tat⸗ 
ſache betrachtet, daß die von dem Kreisvermeſſungsamte bei dieſer 
privaten Tätigkeit geübte Tarifunterbietung nur dadurch ermöglicht 
wird, daß ſeine Einrichtungen und Beamten von den Steuerzahlern 
unterhalten werden. Müßten die Vermeſſungsämter ihre Gehälter 
und ſonſtigen Unkoſten wie ein jelbftändiger Landmeſſer berechnen, 
ſo wäre es ihnen nicht möglich, die von dem Verbande der Land⸗ 
meſſer auf Grund genaueſter Berechnung aufgeſtellten Satze zu 
unterbieten. Mit dem im rein privaten Wirtſchaftskampfe wohl 
ausreichenden Geſichtspunkte des NG., daß eine Tarifunterbietung 
nur dann unlauteren Wettbewerb darſtelle, wenn ſie beſtimmt und 
geeignet ſei, die wirtſchaftliche Exiſtenz der Konkurrenten zu ver⸗ 
nichten (ogl. u. a. JW. 1926, 1982; 1927, 112), iſt daher der 
Frage des unlauteren Wettbewerbes durch die nur mit dem Gelde 
der konkurrierenden Steuerzahler einer Behörde ermöglichte Tarif⸗ 
unterbietung wohl kaum in ausreichender Weiſe Rechnung getragen. 

Sollte nicht die Entſch. des RG. in JW. 1927, 1636 eine 
beſſere Handhabe zur Entſch⸗ dieſer Frage bieten? Nach dieſem Urteil 
verſtößt die Verletzung allgemein verbindlich erklärter Tarifrege⸗ 
lungen gegen 8 1 Unl WG. Zur Begründung wird dort ausgeführt, 
daß dem Bell: ſeine ſehr viel niedrigeren Preiſe jedenfalls zu einem 
ſehr weſentlichen Teile nur durch die untertarifliche Entlohnung 
ſeiner Angeſtellten ermöglicht würden, wobei nicht etwa der Tat- 


Entſcheidungen, muß auch für prozeßleitende 
Verfügungen von Richtern gelten. 

2. Die Vertagung eines Verſteigerungs⸗ 
termins iſt nur in ganz außergewöhnlichen Fäl⸗ 
len beim Vorliegen beſonders zwingender 
Gründe zuläſſig. 

3. Wann iſt im Grundſtücks-Zwangsverſtei⸗ 
gerungsverfahren die beſondere Verſteigerung 
oder anderweitige Verwertung einer Forderung 
oder einer beweglichen Sache zuläſſig? Die An⸗ 
ordnung der beſonderen Verſteigerung iſt ſchon 
zuläſſig, ehe feſtſteht, ob das geringſte Gebot 
erreicht wird; nur ihre Ausführung hat bei deſ⸗ 
ſen Nichterreichung zu unterbleiben. 

4 Partei in dem vor dem höheren Gerichte 
anhängigen Verfahren zur Beſtimmung eines 


ſache, daß der Bekl. hiermit gegen die TarVO. verſtößt, das ent⸗ 
ſcheidende Gewicht beigelegt wird, ſondern der Unfreiheit der tarif⸗ 
treuen Wettbewerber in der Preisbildung gegenüber dem ſich an den 
TarVertr. nicht gebunden erachtenden Bekl. Von den Beſonderheiten 
dieſes Falles abgeſehen, läßt ſich dieſe Entſch. auch auf den Wett⸗ 
bewerb zwiſchen den in ihrer Preisbildung durch ihre Unkoſten und 
Steuern gehemmten freiſchaffenden Landmeſſern und dem Ver⸗ 
meſſungsamte eines Kreiſes anwenden, welches derartige Rück. 
ſichten nicht zu nehmen braucht und gegen deſſen Preiskonkurrenz 
die erſteren daher ſchlechterdings nicht ankommen können. Dieſe 
find gezwungen, ſich an den von ihnen nach genaueſter Berechnung 
aufgeſtellten Gebührentarif zu halten, nicht etwa nur, weil ſie ſich 
dazu vertraglich von Verbands wegen verpflichtet haben, ſondern 
weil unter dieſen Sätzen keine lohnende Arbett zu leiſten iſt; 
der Landkreis aber ſtützt feine billigeren Preiſe nicht etwa auf ge⸗ 
ſchickteres und ſchnelleres Arbeiten, ſondern nur darauf, daß die 
Koſten, die er bei ſeinen billigen Preiſen unbedingt zuſetzt, ja doch 
von den Steuerzahlern, zu denen auch die kreiseingeſeſſenen Land⸗ 
meſſer gehören, getragen werden müſſen. 

Die in dem Prozeſſe weiter noch aufgeworfene Frage, ob das 
Vermeſſungsamt die Arbeiten für Private und ſeine Reklame mit 
der Bezeichnung „Kreisausſchuß“, „Kreisvermeſſungsamt“ und 
„Oberlandmeſſer ... verſehen dürfe, tritt an praktifcher Bedeu⸗ 
tung gegenüber den bisher erörterten Fragen zurück. Das OLG. 
hatte ſie verneint, das RG. entſcheidet auch hier zuungunſten der 
freien Landmeſſer mit der Begründung, es ſtehe den Behörden nach 
allgemeinen Verwaltungsgrundſätzen frei, ihren Beamten Titel zu 
verleihen, und es entſpreche einem ſeit Jahrzehnten bei den faat- 
lichen Vermeſſungsämtern, alſo den Kataſterämtern, geübten 
Brauche, ſich auch bei Ausführung von Privataufträgen der Amts⸗ 
bezeichnung der Dienſtſtelle („Preuß. Kataſteramt“) zu bedienen. 
Daß der Vergleich der Kommunalvermeſſungsämter mit den Ka⸗ 
taſterämtern nicht ſtimmt, iſt bereits eingehend dargelegt worden. 
Immerhin mag der weiterhin vom RG. hervorgehobene Gerichts⸗ 
punkt, daß nicht nachgewieſen ſei, daß der Gebrauch des Titels 
erfolge, um beſſere Leiſtungen vorzutäuſchen, als durchſchlagend 
anzuerkennen ſein. Daraus folgt aber gleichzeitig, daß, falls ein 
derartiger Nachweis im Einzelfalle möglich ſein ſollte, der Ge⸗ 
brauch des Titels bei Privataufträgen unlauteren Wettbewerb dar⸗ 
ſtellen würde. Auch gegen die Unterzeichnung der Arbeiten mit dem 
Worte „Kreisvermeſſungsamt“ wird ſich ohne weiteres nichts ſagen 
laſſen. Wenn man einer Behörde oder der Dienſtſtelle einer Be⸗ 
hörde zugeſteht, ſich privatwirtſchaftlich zu beſtätigen, ſo wird man 
ihr wohl auch geſtatten müſſen, die ſich auf dieſe Beſtätigung be⸗ 
ziehenden Urkunden ſowie die im Zuſammenhange damit entfaltete 
Reklame mit der Bezeichnung der betreffenden Dienſtſtelle zu ver⸗ 
ſehen; dies ſchon deshalb, weil man nicht recht weiß, wie denn der⸗ 
artige Schriftſtücke anders unterzeichnet werden ſollten. 

Was das RG. im vorliegenden Urteile über die Tätigkeit der 
Beamten der Kreisvermeſſungsämter ausführt, gilt natürlich in gleicher 
Weiſe auch für jede andere behördliche Einrichtung, welche ſich 
privatwirtſchaftlich betätigt. Das Urteil iſt nur ſchwer in Einklang 
zu bringen mit dem in den Kreiſen der Gewerbetreibenden ſchnell 
bekanntgewordenen Urteile desſelben Senats v. 25. Jan. 1927, 
in welchem ſich die beherzigenswerten Worte finden: „Der Miß⸗ 
brauch behördlicher Autorität zur Förderung von Unternehmungen der 
öffentlichen Hand im Wettbewerb mit Privatunternehmungen ver⸗ 
ſtoßt gegen die guten Sitten und das Wettbewerbsgeſetz.“ Leider 
hat das NG. diesmal den von ihm erhofften Schutz des freien Ge⸗ 
werbes nicht gewährt, ſondern ſeinen Schild vor die gewerbetreibende 
Bürokratie gehalten. Der Auffaſſung von Hoffmann (IW. 
1929, 2345), daß die Entſch. nicht anders hätte ausfallen können, 
vermag ich nicht beizupflichten. Die von ihm vermißte geſetzliche 
Vorſchrift, welche die Behörde hindert, das Gewerbe eines ſelbſtän⸗ 
digen und vereideten Landmeſſers auszuüben, findet ſich eben in 
§ 36 Gew. 

NA. Dr. Max Horn, Düſſeldorf. 
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gemeinſamen Gerichts iſt im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren nur der Antragſteller, nicht 
der Eigentümer und Schuldner. Die Zuſtellung 
des das gemeinſame Vollſtreckungsgericht be- 
ſtimmenden Beſchluſſes braucht daher nur an den 
Antragſteller zu erfolgen. f) 

Das BG. erblickt eine den Bekl. der Kl. gegenüber zum 
Schadenserſatz verpflichtende ſchuldhafte Amtspflichtverletzung 
des Verſteigerungsrichters in der Vertagung des Verſteige⸗ 
rungstermins v. 6. Juli 1926. Ihm iſt darin beizuſtimmen, 
daß dieſe Vertagung nicht hätte erfolgen dürfen. Rechtlich 
gründet ſich die an ſich nicht zu leugnende Zuläſſigkeit einer 
ſolchen Vertagung auf den auch im Bereiche des ZuwVerſtG. 
geltenden § 227 ZPO., der eine Vertagung beim Vorliegen 
erheblicher Gründe geſtattet. Dieſe Gründe müſſen aber im 
Zwangsverſteigerungsverfahren beſonders zwingender Natur 
ſein. Der erk. Sen. hat das zunächſt in ſeinem Urteil vom 
25. April 1911, III 330/10 (abgedr. ZW. 1911, 599 54; Recht 
1911 Nr. 2459; BayqpflZ. 1911, 280) für die Vertagung 
eines Termins zur Verkündung des Zuſchlagsbeſchluſſes, dann 
in ſeinem Urt. v. 27. Febr. 1914, III 522/13 (abgedr. Warn⸗ 
Rſpr. 1914 Nr. 188; Recht 1914 Nr. 1191) auch für die 
Vertagung eines Zwangsverſteigerungstermins ausgeſprochen. 
In der letztgenannten Entſcheidung hat er hervorgehoben, 
daß ſolche Vertagung mit Rückſicht auf die Beſtimmung in 
5 43 Abſ. 1 ZwVerſtG. eine erhebliche Verzögerung des Ver⸗ 
fahrens zur Folge habe, durch die die laufenden Beträge der 
wiederkehrenden Leiſtungen anwüchſen und die Befriedigung 
der nacheingetragenen Gläubiger gefährdet werde. Zudem 
könne durch ſie der Kreis der Bietungsluſtigen verringert wer⸗ 
den. Mit Rückſicht auf dieſe und etwaige ſonſtige Nachteile 
ſei die Vertagung eines Verſteigerungstermins, wenn auch 
nicht völlig unzuläſſig, ſo doch nur in ganz außergewohnlichen 
Fällen gerechtfertigt. Ein ſolcher Fall lag hier nicht vor. 

In dem Termin v. 6. Juli 1926 ſtellte zunächſt der 
Schuldner auf Grund von 865 ZmXerft®. den Antrag, die 
in einer von ihm überreichten „Taxation“ aufgeführten Ma⸗ 
ſchinen und maſchinellen Betriebseinrichtungen ſowie den 
Fuhrpark der Mühle durch einen Gerichtsvollzieher beſonders 
verſteigern zu laſſen. Nunmehr beantragte der Vertreter der 
Deutſchen Bank, einer beteiligten Gläubigerin, Vertagung und 
Anhörung eines Sachverſtändigen darüber, ob ein höherer 
Erlös erzielt werden könne, wenn Gebäude und Maſchinen 
geſondert verſteigert würden. Die Kl. widerſprach mit der 
Begründung, daß durch die Einzelverſteigerung ein höherer 
Erlös nicht zu erwarten ſei. Gleichwohl beſchloß das AG. 
die Vertagung zwecks Anhörung eines Sachverſtändigen. Für 
dieſe einſchneidende Maßnahme bot der Antrag des Schuld⸗ 
ners, mochte ihn auch eine Gläubigerin bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade unterſtützen, keine hinreichende Grundlage. Der 
Schuldner berief ſich lediglich auf die von ihm überreichte 
„Taxation“, eine am 31. März 1925 von einem Zivil⸗ 
ingenieur aufgeſtellte Schätzung der den Gegenſtand der 
Zwangsverſteigerung bildenden Mühle. Dieſes Privatgut⸗ 
achten deutete in keiner Weiſe an, daß die Gebäude und die 
Maſchinen im Fall einer Trennung voneinander wertvoller 
werden würden, hob vielmehr im Eingange hervor, daß die 
Abſchätzung erfolgt ſei in Anſehung des Alters, des Zu⸗ 
ſtandes und des Verwendungszweckes der einzelnen Gebäude 
und Maſchinen „unter Berückſichtigung des Umſtandes, daß 
ſich die Mühle in Betrieb befinde“. Nach allgemeiner Er⸗ 
fahrung iſt ja überhaupt ein gewerblicher Betrieb regelmäßig 
beſſer zu verwerten, wenn er zu einer Einheit zuſammen⸗ 
gefaßt bleibt, als wenn er in ſeine Beſtandteile zerlegt wird. 


Zu 12. Der Entſch. iſt in allen weſentlichen Punkten zu⸗ 
zuſtimmen. Daß die Vertagung eines Verſteigerungstermins nur in 
ganz außergewöhnlichen Fällen zuläſſig iſt, hat das RG. in den 
beiden von ihm erwähnten Entſch. ausgeführt. So entlegen, wie das 
RG. annimmt, find die Fundſtellen für dieſe Entſch. zwar nicht. 
Sie hatten, wie ältere Vollſtreckungsrichter ſich noch entſinnen werden, 
in der erſten Zeit der kriegsrechtlichen Liegenſchaftsgeſetzgebung, oder 
richtiger zu Beginn des Krieges, vor Erlaß der Hyp VO. v. 8. Juni 
1916, eine erhebliche Rolle geſpielt. Auf beide Entſch. hatte der 
preuß. JuſtMin. in der Allg Vfg. v. 5. Aug. 1914 (IM Bl. 661) 
ausdrücklich hingewieſen. Die Verfügung war in der 5. Aufl. von 
Jaeckel⸗Güthe S. 915 abgedruckt; in gleichem Zuſammenhange 
war der Entſch. in den Bearbeitungen des kriegsrechtlichen Liegen⸗ 


Bei mangelnder Ertragsfähigkeit eines Unternehmens mag 
geboten ſein, Gebäude und Maſchinen auseinanderzureißen 
und je für ſich zu verwerten. Für das Vorliegen eines ſolchen 
oder eines anderen Ausnahmefalls fehlte es hier aber dem 
Verſteigerungsrichter an jedem Anhalt. War danach ein 
höherer Erlös bei Anordnung der vom Schuldner beantragten 
Maßnahme nicht zu erwarten, ſo mußte ſein nur für dieſen 
Fall gerechtfertigter Antrag abgelehnt werden. Durch die 
Vertagung des Termins und die gleichzeitige Anordnung einer 
Begutachtung durch einen Sachverſtändigen eröffnete ihm 
zwar das Gericht die Möglichkeit, doch noch zum Ziel zu 
kommen und die getrennte Verwertung von Mühlengebäuden 
und Mühlenzubehör zu erreichen. Das geſchah aber auf Ge⸗ 
fahr der ſonſtigen Beteiligten, insbeſ. der betreibenden Gläu⸗ 
bigerin, der Kl., und war deshalb ein nicht zu rechtfertigen⸗ 
des Entgegenkommen gegenüber dem Schuldner, der recht⸗ 
zeitig für eine hinreichende Begründung ſeines Antrags hätte 
ſorgen ſollen. Das Vollſtreckungsgericht konnte ſeinen Be⸗ 
ſchluß, einen Sachverſtändigen zu hören, nur auf § 144 3 PO. 
ſtützen, da die Vernehmung eines ſolchen nicht vom Schuldner, 
dem Antragſteller hinſichtlich der geſonderten Verwertung, 
ſondern von einem Dritten, einer beteiligten Gläubigerin, be⸗ 
antragt, d. h. in Wirklichkeit nur angeregt worden war. Es 
mag dahingeſtellt bleiben, inwieweit im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren für eine Beweisaufnahme von Amts wegen über⸗ 
haupt Raum iſt. Hier hätte ſie jedenfalls deshalb unter⸗ 
bleiben müſſen, weil ſie keine oder doch nur eine äußerſt ge⸗ 
ringe Ausſicht auf ein Ergebnis bot, das zu der vom Schuld⸗ 
ner gewünſchten Anwendung des § 65 ZwVerſtG. hätte füh⸗ 
ren können, während ſie andererſeits erkauft wurde mit der 
Möglichkeit erheblicher Schädigung der übrigen Beteiligten. 
Ein zureichender Grund für die nur in ſeltenen Ausnahme⸗ 
fällen zuläſſige Vertagung eines Verſteigerungstermins ſtand 
dem AG. bei ſeiner Beſchlußfaſſung alſo nicht zur Seite. 

Die danach ſachlich zweifellos unrichtige Maßnahme hat 
das BG. dem Verſteigerungsrichter auch als Verſchulden zu⸗ 
gerechnet. Das iſt indeſſen nicht zu billigen. Nicht ſchon jedes 
ſachliche Fehlgreifen eines Beamten kann als fahrläſſig an⸗ 
geſehen werden. Vielmehr müſſen die Umſtände des Falles 
die weitere Feſtſtellung rechtfertigen, daß der Beamte nicht die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. An ſolchen 
Umſtänden mangelt es hier. 

Vorweg zu bemerken iſt, daß dem Verſteigerungsrichter 
nicht ſchon ein Vorwurf daraus gemacht werden kann, daß er 
die obengenannten beiden Urteile des Senats nicht beachtet 
hat. In der Amtlichen Sammlung der reichsgerichtlichen 
Entſcheidungen ſind ſie nicht abgedruckt worden. Das in 
Preußen gebräuchlichſte Erläuterungsbuch von Jäckel⸗ 
Güthe weiſt zwar an zwei Stellen (5. Ya 1915, 8 
Anm. 1 a. E. S. 200 oben und 885 Anm. 1 S. 375) darauf 
hin, daß eine Vertagung des Verſteigerungstermins nur in 
außergewöhnlichen Fällen gerechtfertigt iſt, führt aber ledig⸗ 
lich an der erſten Stelle das dieſe Frage behandelnde Urteil 
v. 27. Febr. 1914 an. Außerdem ſind beide Bemerkungen in 
dem Wortverzeichnis des Buches unter „Verſteigerungstermin 
— Verlegung des Verſteigerungstermins (Vertagung)“ nicht 
angeführt, können alſo nicht ohne weiteres gefunden werden. 
Wie wenig das genannte Urteil bekannt geworden iſt, zeigt 
auch die vielbenutzte Textausgabe mit Anmerkungen von 
Krech-Fiſcher (Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen, Sammlung Guttentag), die in der damals neue⸗ 
ſten 9. Aufl. (1922) in Anm. 2 zu 8 43 (S. 71) einfach ſagt: 
„Vertagung aus ſonſtigen Gründen iſt zuläſſig“, bei dieſem 
Satz auch allein die Entſcheidung des Senats v. 25. April 


ſchaftsrechts, z. B. in meinem Erläuterungsbuch zur Hypo, vom 
8. Juni 1916, 2. Aufl., S. 19 Fußnote 2, Erwähnung getan; in der 
Praxis der größeren Vollſtreckungsgerichte wurden fie täglich zitiert. 
Indeſſen iſt das lange her, und man wird es heute dem Vollſtreckungs⸗ 
richter, der feine Entſch. über einen Vertagungsantrag ſofort zu treffen 
hat, im allgemeinen nicht zum Vorwurf machen können, wenn er 
dieſe Dinge nicht oder nicht mehr im Kopfe hatte. Es iſt durchaus zu 
billigen, wenn das Rh. hier keine überſpannten Forderungen ſtellt. 
Nicht jeder Fehler, wie das RG. weiter ausführt, nicht jede 
rechtliche Unkenntnis kann als fahrläſſig angeſehen 
werden; es muß vielmehr eine aus den Umſtänden des Falles feſt⸗ 
zuſtellende Verletzung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt hinzu⸗ 
treten. Das NG. ſpricht dieſe Grundſätze nur von Fehlern der Be⸗ 
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1911 nennt. Der Vollſtreckungsrichter konnte alſo nur aus⸗ 
gehen von dem Geſetz, von dem ſchon erwähnten 8227 ZRO., 
der die Zuläſſigkeit einer Terminsvertagung von dem Vor⸗ 
liegen erheblicher Gründe abhängig macht und damit dem 
richterlichen Ermeſſen weiten Spielraum läßt. In der Rſpr. 
des Senats ſteht feſt, daß bei Ermeſſensentſcheidungen ein 
Verſchulden des Beamten nur in ſeltenen Fällen angenommen 
werden kann, etwa bei Willkür oder, wenn die Handlung ſo 
fehlſam iſt, daß ſie ſich ſchlechterdings nicht erklären oder 
rechtfertigen läßt (RG. 121, 232/33 1)). Das iſt allerdings 
bisher nur für Maßnahmen von Verwaltungsbeamten aus⸗ 
geſprochen worden, muß aber auch hinſichtlich prozeßleitender 
Verfügungen von Richtern gelten. Von Willkür kann hier 
keine Rede ſein. Falſch war die Vertagung allerdings. Aber 
es bleibt doch zu erwägen, daß der Antrag aus 8 65 Zw⸗ 
VerſtG. erſt im Termin geſtellt worden iſt und daß er ſofort 
beſchieden werden mußte. Nun kam die Anregung von dritter 
Seite, vom Vertreter einer Gläubigerin, hinzu, durch An⸗ 
hörung eines Sachverſtändigen zu klären, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen für die beantragte Anordnung gegeben ſeien. Wenn 
der Richter dann dieſen Ausweg trotz des Widerſpruchs der 
intereſſierten und daher als einſeitig eingeſtellt anzuſehen⸗ 
den Kl. wählte, ſo kann man nach der ganzen Sachlage doch 
noch nicht von einem ſchuldhaften Ermeſſungsmißbrauch 
ſprechen. 

Das BG. macht in dieſem Zuſammenhange dem Ver⸗ 
ſteigerungsrichter freilich weiter noch zum Vorwurf, daß er 
den Verſteigerungstermin vor Feſtſtellung des geringſten Ge⸗ 
bots abgebrochen hat. Es führt aus, § 65 Abſ. 2 ZwVerſtG. 
laſſe die beſondere Verſteigerung einzelner Gegenſtände nur 
zu, wenn das geringſte Gebot erteicht ſei. Der Richter habe 
deshalb im Termin v. 6. Juli 1926 zunächſt durch ein Aus⸗ 
gebot der Grundſtücke ohne Zubehör feſtſtellen müſſen, ob 
denn das geringſte Gebot erreicht werde. Es ſei anzunehmen, 
daß es nicht erreicht worden wäre, da ſchon am 19. Jan. 1926 
wenig mehr als das geringſte Gebot erzielt worden fei. 
Wenn es gleichwohl am 6. Juli 1926 auf diefe Weiſe nur für 
die Grundſtücke erzielt worden wäre, ſo hätte die Grundſtücks⸗ 
verſteigerung zu Ende geführt werden können. Anderenfalls 
würde ſich ſofort die Unzuläſſigkeit der geſonderten Verſteige⸗ 
rung des Zubehörs herausgeſtellt haben. Außerſtenfalls hätte 
ſich der Richter die Entſcheidung über den Antrag aus § 65 
ZwVerſtch. bis zur Erteilung des Zuſchlags vorbehalten und 
dann bis zu deſſen Verkündung die nötigen Ermittlungen an⸗ 
ſtellen ſollen. Ob dieſen Erwägungen in allen Punkten bei⸗ 
geſtimmt werden kann, bedarf keiner Erörterung. Denn jeden⸗ 
falls kann es dem Vollſtreckungsrichter nicht als Fahrläſſig⸗ 
keit angerechnet werden, daß er in der kurzen, ihm für ſeine 
Entſchließung zur Verfügung ſtehenden Zeit nicht darauf ver⸗ 
fallen iſt, dieſe Wege zu beſchreiten. Dabei iſt gegenüber den 
Ausführungen der Rev. zu betonen, daß nach 8 65 Abſ. 2 
ZwVerſtGG. die Anordnung der bejonderen Verſteigerung zu⸗ 
läſſig iſt, ehe feſtſteht, ob das geringſte Gebot erreicht wird. 
Nur ihre Ausführung hat bei deſſen Nichterreichung zu unter⸗ 
bleiben. So durfte der Richter über den Antrag des Schuld⸗ 
ners entſcheiden, ohne ſchon die Vorſchrift des Abſ. 2 zu be⸗ 
rückſichtigen. Daß damals ſchon objektiv feſtſtand und auch 
für den Richter zweifelsfrei erkennbar war, bei getrennter 
Verwertung der Maſchinen uſw. werde das geringſte Gebot 
nicht erzielt werden, iſt vom BG. nicht feſtgeſtellt worden, 
das nur ſagt, ein ſolches Ergebnis ſei mit Sicherheit an⸗ 
zunehmen, mehr auch bei der ganzen Sachlage begreiflicher⸗ 


amten aus; ſie gelten aber ſelbſtverſtändlich in gleicher Weiſe für alle 
Organe der Rechtspflege, auch für Rechtsanwälte und Notare. 

Der Grundſatz, daß die Anordnung der abgeſonderten Ver⸗ 
ſteigerung oder anderweiten Verwertung nach 865 ZuVerſtG. zus 
fällig ift, bevor das geringfte Gebot erreicht iſt, und daß nur die 
Ausführung der Anordnung vorher unſtatthaft iſt, ergibt ji aus 
dem Zuſammenhang der Vorſchriften und iſt anerkannten Rechtes 
(Jaeckel⸗Güthe 865 Anm. 6, 7; Reinhard⸗Müller 
8 65 II, III; Steiner 8 65 Anm. 1, 2) 

In Abweichung von der freilich nicht näher begründeten An⸗ 
nahme der Kommentare (Jaeckel⸗Güthe 8 2 Anm. 12 Abs. 2; 
Reinhard⸗ Müller 82 Anm. 6 Abſ. 2) führt das RG. eingehend 
aus, daß der Beſchluß, durch den das höhere 
Rechte, ſondern nur Verfügungsbeſchränkungen u. dgl. zum Ge⸗ 
genſtande haben; in dieſem formellen Sinne kommt demgemäß 
auch ein „Rangverhältnis“ zwiſchen einem Recht und einer Ver⸗ 


aber bei der ausſchließlichen Regelung des § 1119 BGB. kein Raum. 
Es kann dem feinem Recht nach im Grundbuch Nachfolgenden keines⸗ 
falls gleichgültig ſein, in welcher Zahlungsart die ihm vorgehende 
Belaſtung zu bezahlen iſt. Dieſe Frage kann für ihn im Falle einer 
Zwangsverſteigerung oder bei der Geltendmachung geſetzlicher Ab⸗ 
löſungsrechte von außerordentlicher Bedeutung ſein. 


Die in der Entſch. ebenfalls in Rede genommene Goldmark⸗ 
klauſel oder die Barzahlungsklauſel kann für ihn gegebenenfalls 
eine ganz außerordentliche Mehrbelaſtung bedeuten. Darüber iſt ein 
Zweifel nicht erlaubt, man denke nur an die doch ſeit langem er⸗ 
heblich unter pari ſtehenden Kurſe der Pfandbriefe oder gar der 
Dollarbonds aus der Amerikaanleihe. 


Bejaht man aber die Mehrbelaſtung, dann kann man wegen 
der Vorſchriften des 81155 BGB. einerſeits und wegen der nicht 
zweifelhaften Erſchwerung der Stellung des nachfolgenden Gläubigers 
andererſeits die Möglichkeit einer Umwandlung des Leiſtungsgegen⸗ 
ſtandes der Hypothek durch nachträgliche Vereinbarung der Goldmark⸗ 
oder Barzahlungsklauſel ohne Zuſtimmung der Betroffenen nicht 
zugeſtehen. 

RA. Dr. Erwin Noack, Halle a. d. S. 
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fügungsbeſchränkung ſowie die Kenntlichmachung eines ſolchen 
Rangverhältniſſes im Grundbuch in Betracht (vgl. RJ A. 14, 67; 
KJ. 51, 295). Dem grundbuchmäßigen formellen Rangverhält⸗ 
nis ſteht in ſolchen Fällen aber kein materielles Rangverhältnis 
gegenüber, das unrichtig eingetragen ſein, berichtigt oder geän⸗ 
dert werden könnte. Im vorl. Falle entſprechen die Eintragungen 
des Nacherbenvermerks und der Hyp. den Vorſchr. der §8 17, 46 
GBO. Da beide Eintragungen gleichzeitig beantragt worden find, 
ſind ſie auch gleichzeitig und unter Angabe desſelben Tages erfolgt; 
und da ſie außerdem in verſchiedenen Abteilungen ſtehen, haben 
ſie in formeller Hinſicht gleichen Rang, ohne daß es eines beſon⸗ 
deren Rangvermerks bedurfte. Auch die Vorſchr. des 8 57 Abſ. 2 
Ziff. 4 G8OO., wonach in dem Hypothekenbrief der „Inhalt der 
Eintragungen, welche der Hyp. im Range vorgehen oder gleich⸗ 
ſtehen“, kurz zu bezeichnen iſt, hat ausſchließlich das grundbuch⸗ 
mäßige (formellrechtliche) Rangverhältnis der Eintragungen im 
Auge, das ſich teils aus den beſonderen Rangeintragungen im 
Grundbuch, teils aus der gem. § 46 GBO. im Grundbuche kennt⸗ 
lich gemachten zeitlichen Reihenfolge der Eintragungen ergibt. 
Demzufolge entſpricht die Beifügung des von den BeſchwF. be⸗ 
anſtandeten Vermerks im Hypothekenbriefe den Geſetzesvorſchr.; 
dieſer Vermerk iſt auch inſofern einwandfrei, als er das aus dem 
Grundbuch erſichtliche (formelle) Rangverhältnis der Eintragun⸗ 
gen zutreffend wiedergibt. Zu einer Berichtigung dieſes Vermerks 
liegt daher ebenſowenig eine Veranlaſſung vor wie zu einer Be⸗ 
richtigung der Grundbucheintragung hinſichtlich des Rangver⸗ 
hältniſſes zwiſchen Hyp. und Nacherbenvermerk. 

Jedoch kann, was die Vorinſtanzen nicht beachtet haben, dem 
Berichtigungsantrage der BeſchwF. im Wege der Auslegung noch 
eine andere Bedeutung beigelegt werden. Ihnen kommt es nur 
darauf an, ſowohl im Grundbuch als auch im ere zum 
Ausdruck gebracht zu ſehen, daß die Hyp. den Nacherben gegen⸗ 
über, zu deren Gunſten der Vermerk in Abt. II eingetragen iſt, 
wirkſam iſt. Dieſe Wirkſamkeit iſt aus dem bisherigen Grund⸗ 
buchinhalt nicht erſichtlich; fie kann aber im Berichtigungsverfah⸗ 
ren gem. § 22 GBO. eingetragen werden, wenn fie in der Form 
des § 29 GBO. nachgewieſen wird. Die Eintragung eines Ver⸗ 
merks, daß ein von dem Grundſtückseigentümer beſtelltes Grund⸗ 
ſtücksrecht gegenüber einer eingetragenen Verfügungsbeſchränkung 
des Eigentümers voll wirkſam iſt, iſt für zuläſſig zu erachten, wie 
der Sen. bereits in der Entſch. v. 12. Febr. 1914 (RJ A. 14, 67), 
wenn auch ohne Begr., zum Ausdruck gebracht hat und auch das 
OLG. Stuttgart in WürttRpfl. 3. 4, 322 annimmt. Die Kund⸗ 
barmachung des infolge der Zuſtimmung der Nacherben ein⸗ 
getretenen Wegfalls der zu deren Gunſten beſtehenden Verfügungs⸗ 
beſchränkung hat, ſofern der Wegfall li auf ein beſtimmtes Recht 
beſchränkt, das gegenüber den Nacherben infolge deren Zuſtim⸗ 
mung voll wirkſam iſt, die Bedeutung, daß der Nacherbenvermerk 
inſoweit zur Löſchung gebracht wird; es handelt ſich hierbei alſo 
um die Eintragung eines Teillöſchungsvermerks. Im vorl. Falle 
haben ſämtliche Nacherben, zu deren Gunſten der Vermerk in 
Abt. IT unter Nr. 3 eingetragen iſt, ſowie, ſoweit es ſich hierbei 
um Ehefrauen handelt, auch deren Ehemänner der Eintragung der 
hier in Rede ſtehenden Hyp. in notarieller bzw. notariell beglau⸗ 
bigter Form zugeſtimmt. Damit iſt, wie der Sen. mangels dies⸗ 
bezüglicher Prüfung des LG. tatſächlich feſtzuſtellen befugt iſt, 
in der vorgeſchriebenen Form der Nachweis erbracht, daß die Hyp. 
ihnen gegenüber voll wirkſam iſt und von der Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung nicht mehr betroffen wird. In dieſem Sinne iſt dem Be⸗ 
richtigungsantrage daher ſtattzugeben. 

Hiernach ſind die Entſch. der Vorinſtanzen aufzuheben und iſt 
das GBA. anzuweiſen, bei der fraglichen Hyp. in der Spalte 
„Veränderungen“ einzutragen, daß dieſe Hyp. den in Abt. II unter 
Nr. 3 eingetragenen Nacherben gegenüber wirkſam iſt; dieſe Ein⸗ 
tragung iſt dann gem. 8 57 Abſ. 2 Ziff. 3 GBO. auch im Hypo⸗ 
thekenbrief zu vermerlen. Damit wird auch der beanſtandete 
Rangvermerk in dem Hypothekenbrief überflüſſig. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 28. Sept. 1933, 1 X 507/33.) 
Ber. von KGR. Dr. Werner Schulze, Berlin. 


* 


4. 854 GBO.; 812 FGG. Vor Eintragung eines 
Amtswiderſpruchs muß das Grundbuchamt ermitteln, ob 
das Grundbuch noch „glaubhaft unrichtig“ ü Srmitte 
lungspflicht gemäß 8 12 FGG. bei möglicherweiſe vorlie⸗ 
gendem gutgläubigen Erwerbes. 


Die Eintragung des Zinsſatzes der Hyp. iſt, da der an⸗ 
gegebene Zinsſatz mit der Eintragungsbewilligung nicht überein⸗ 
ſtimmt, unter Verletzung geſetzlicher Vorſchr. erfolgt; das Grund⸗ 
buch iſt hierdurch inſoweit auch unrichtig geworden, als der ein⸗ 
getragene Zinsſatz über die Bewilligung hinausgeht. Der Zins⸗ 
ſatz iſt mit 6% eingetragen, während er nach der Eintragungs⸗ 
bewilligung „½/ꝓ unter dem Reichsbankdiskont, höchſtens 60%“ 
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hätte lauten muſſen. Gem. § 1115 Abſ. 1 BGB. iſt die Angabe 
des Zinsſatzes weſentlicher Beſtandteil der Eintragung und iſt die 
Einſchränkung daher auch nicht etwa ſchon durch die Bezugnahme 
auf die Eintragungsbewilligung grundbuchmäßig zum Ausdruck 
gebracht. Inſofern waren daher urſprünglich jedenfalls die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Eintragung eines Amtswiderſpruchs gem. 
§ 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. gegeben. Mit Recht prüft das LG. aber 
ſodann die Frage, ob das Grundbuch inzwiſchen etwa dadurch 
richtig geworden iſt, daß die BeſchwF. die Grundſchuld durch Ab⸗ 
tretung im guten Glauben an die Richtigkeit der Eintragung er⸗ 
worben hat (8 892 BGB.). Die weiteren Ausführungen des LG. 
über die Vorausſetzungen, unter denen trotz der Möglichkeit gut⸗ 
gläubigen Erwerbs ein Amtswiderſpruch einzutragen iſt, ſind 
nicht frei von Rechtsirrtum. Das LG. tritt hierbei in bewußten 
Gegenſatz zu der vermeintlichen Rſpr. des KG.; es nimmt an, 
dieſes vertrete die Anſicht, daß die Eintragung des Widerſpruchs 
ſchon dann unzuläſſig ſei, wenn die Richtigkeit des Grundbuchs in⸗ 
folge gutgläubigen Erwerbs dem Grundbuchrichter glaubhaft ge⸗ 
macht werde. Demgegenüber führt das LG. aus: Falls es auf 
eine Beweisführung ankomme, müſſe auch der Grundbuchrichter 
ſich an die Vermutung gutgläubigen Erwerbes gem. § 891 BGB. 
halten; der Berechtigte ſei aber nicht, wie im Zivilprozeß beweis⸗ 
pflichtig; für den Grundbuchrichter beſtehe an Hand der ihm nach 
der GBO. gegebenen Beweismittel nicht die Möglichkeit, einwand⸗ 
frei feſtzuſtellen, ob der Erwerb ein gut⸗ oder bösgläubiger ge⸗ 
weſen ſei; deshalb müſſe er, wenn ihm die Gutgläubigkeit nicht 
überzeugend nachgewieſen werde, ſtets mit der Möglichkeit eines 
bösgläubigen Erwerbes rechnen und ungeachtet der Möglichkeit 
des Gegenteils den Amtswiderſpruch eintragen. — Hiergegen iſt 
zunächſt zu ſagen, daß die Kritik an der Rſpr. des KG. inſofern 
verfehlt iſt, als ſie dieſe Rſpr. völlig entſtellt wiedergibt. Das RG. 
vertritt allerdings die Auffaſſung, daß ein Amtswiderſpruch gem. 
§ 54 GO. nur dann einzutragen iſt, wenn das Grundbuch in⸗ 
folge der geſetzwidrigen Eintragung noch im Augenblicke der Prü⸗ 
fung „glaubhaft unrichtig“ iſt, und daß bloße Vermutungen und 
Möglichkeiten der Unrichtigkeit die Eintragung des Widerſpruchs 
noch nicht rechtfertigen (vgl. Güthe⸗Triebel, GB., 854 
Anm. 22; KGBl. 47, 185). Jedoch iſt es nicht Sache derjenigen, 
zu deren Gunſten die Eintragung des Widerſpruchs erfolgen foll, 
die Unrichtigkeit glaubhaft zu machen; da der Widerſpruch von 
Amts wegen einzutragen iſt, hat das GBA. vielmehr die Pflicht, 
auch von Amts wegen Ermittelungen in dieſer Hinſicht anzuſtel⸗ 
len, u. U. auch Zeugen zu vernehmen; auf dieſe Ermittelungs⸗ 
pflicht findet die Vorſchr. des § 12 FG. entſprechende Anwen⸗ 
dung (ogl. Güthe⸗Triebel a. a. O.; KG. 48, 194). Der 
Grundbuchrichter hat hiernach in weiteſtem Umfange die Mög⸗ 
lichkeit, die Wahrheit zu erforſchen; an Beweisregeln iſt er hier⸗ 
bei nicht gebunden, weil eine Beweislaſt irgendeiner Partei nicht 
in Frage kommt. Von dieſer Rſpr. abzugehen, ſieht der Senat ſich 
auch jetzt nicht veranlaßt. Der Grundbuchrichter wird hiernach, 
nötigenfalls unter Anſtellung von Ermittelungen, prüfen müſſen, 
ob er für glaubhaft hält, daß die jetzige Gläubigerin die Unrich⸗ 
tigkeit des Grundbuches hinſichtlich des Zinsſatzes der Grund⸗ 
ſchuld Abt. III Nr. 14 bei deren Erwerb gekannt hat; hierbei 
wird nicht unweſentlich der Geſichtspunkt ins Gewicht fallen, daß 
in der Eintragung auf die Eintragungsbewilligung Bezug genom⸗ 
men iſt, daß dieſe daher in beglaubigter Abſchrift dem Grund⸗ 
ſchuldbrief beigeheftet war, daß alſo der auffallende Widerſpruch 
zwiſchen Eintragungsbewilligung und Eintragung ſchon aus dem 
Grundſchuldbrief erſichtlich war, den die jetzige Gläubigerin bei 
Erwerb der Grundſchuld übergeben erhalten hat. Auch ſpricht für 
die Kenntnis der wahren Sach⸗ und Rechtslage der Umſtand, daß 
Erwerberin der Grundſchuld die am Grundſtückseigentum mit⸗ 
beteiligte Tochter der bisherigen Berechtigten iſt, welche die 
Grundſchuld für ſich hatte eintragen laſſen. 
(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 28. Sept 1933, 1 X 52325683.) 
Ber. von RA. Dr. Spielmans, Münſter i. Weſtf. 


* 


5. 8 794 3PO. Die notarielle Zuſtimmung des 
Mannes zu einer von der Frau erklärten Unterwerfungs⸗ 
klauſel ſchafft nur einen Vollſtreckungstitel gegen die 
Frau, erſetzt aber nicht den Duldungstitel gegen den 
Mann. f) 

Das LG. nimmt an, der Ehemann der Pächterin habe ſeine Zu⸗ 
ſtimmung „nur zu dem Pachtvertrage“, nicht aber auch „zu der von 
der Ehefrau abgegebenen Unterwerfungserklärung“ abgegeben. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſer Auffaſſung beizutreten iſt, und 


Zu 5. Die Entſch. iſt inſoweit zutreffend, als zwiſchen der 
materiellrechtlichen Zuſtimmung des Ehemannes zu Verpflichtungs⸗ 
geſchäften und zu Rechtsſtreitigkeiten der Ehefrau nach 88 1399 Abſ. 2, 
1400 BGB. und der Bewilligung der Vollſtreckung ins eingebrachte 
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ob nicht in der Erklärung des Ehemannes der Pächterin am Ende 
der notariellen Verhandlung: „... Zu dem vorſtehenden Pachtvertrage 
gebe ich ... der Pächterin, meiner Ehefrau, hiermit meine ehemänn⸗ 
liche Zuſtimmung und trete ihm in allen Teilen als Selbſtſchuldner 
bei ...“ die Zuſtimmung des Ehemanns zu der von feiner Ehefrau 
abgegebenen Erklärung, wonach ſie ſich wegen aller Anſprüche gegen 
ſie auf Leiſtung des Pachtzinſes der ſofortigen Zwangsvollſtreckung 
unterworfen hat, zu finden iſt. Auch bei Bejahung dieſer Frage iſt 
der vom LG. zurückgewieſene Antrag nicht begründet. Denn die vom 
LG. dahingeſtellt gelaſſene Frage, ob die Zuſtimmungserklärung des 
Ehemannes zu der von der Ehefrau abgegebenen Unterwerfungs⸗ 
erklärung als Bewilligung des Ehemannes nach § 794 Abſ. 2 3PO. 
anzuſehen iſt, muß entgegen der Auffaſſung der Beſchw., die ſich hier⸗ 
für auf zwei Entſch. des LG. 1 Berlin (KGBl. 1908, 98; 1910, 52) 
beruft und deren Standpunkt auch von Armſtroff (DNotV. 1931, 
269) und dem 12. ZivSen. des KG. (JW. 1933, 189) geteilt wird, 
verneint worden. Mit der überwiegenden Meinung (vgl. namentlich 
RG.: Recht 1909 Nr. 1848; Baumbach, ZPO.“, Anm. 9 zu 8 794; 
Stein⸗Jonas, 3PO. 14, Erl. VII, 4 zu § 794; Sternberg i. d. 
Seftg. für Oberneck, 1930, S. 83) iſt vielmehr anzunehmen, daß mit 
der Zuſtimmung des Ehemannes zu der Verpflichtung und Unter⸗ 
werfung ſeiner Ehefrau erſt ein Titel gegen die Frau, nicht auch ein 
ſolcher gegen den Mann geſchaffen iſt (Stein⸗Jonas a. a. O.). 
Die Genehmigung der von der Ehefrau erklärten Unterwerfung durch 
den Mann kann keine weitergehende Bedeutung haben, als ein gegen 
die die Frau in einem mit Zuſtimmung des Mannes geführten Pro⸗ 
zeſſe ergangenes verurteilendes Erkenntnis, durch welches ein Dul⸗ 
dungstitel gegen den Mann gem. 8 739 ZPO. nicht entbehrlich wird 
(vgl. Staudinger, BGB, Anm. 20 f zu $ 1400). Die Genehmi⸗ 
gung der Unterwerfung der Ehefrau durch den Ehemann kann des⸗ 
halb die Duldungsunterwerfung des Ehemannes nach 8 794 Abf. 2 
ZPO. nicht erſetzen. Danach hat das LG. den Antrag der Antrag⸗ 
ſteller, den Notar anzuweiſen, ihnen eine vollſtreckbare Ausfertigung 
der Vertragsurkunde gegen den Ehemann auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das eingebrachte Gut ſeiner Ehefrau zu erteilen, im 
Ergebnis mit Recht abgelehnt. 


(KG., Ziv Sen. 1 a, Beſchl. v. 6. Okt. 1933, 1a X 1149733.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


Gut nach 8 794 Abſ. 2 unterſchieden werden muß. Die Zuſtimmung 
nach 88 1399 Abſ. 2, 1400 BGB. iſt die Vorausſetzung zur Begrun⸗ 
dung einer Schuld der Frau, die gegenüber dem Manne in Anſehung 
des eingebrachten Gutes wirkſam iſt. Die Bewilligung der Voll⸗ 
ſtreckung ins eingebrachte Gut nach § 794 Abſ. 2 ZPO. iſt die for⸗ 
melle Vollſtreckungsvorausſetzung. Sie erſetzt die nach 8 739 erforder⸗ 
liche Verurteilung des Mannes zur Duldung der Zwangsvollſtreckung. 
Weiter iſt auch die Lehre der herrſchenden Meinung richtig, daß die 
Zuſtimmung zu Verpflichtungsgeſchäften und zu einer Unterwerfungs⸗ 
erklärung der Frau in notarieller Form nicht die Bewilligung nach 
§ 794 Abf. 2 erſetzen kann. 

Es iſt jedoch in jedem Falle zu prüfen, ob nicht eine in einer 
notariellen Urkunde enthaltene Zuſtimmung zu em Verpflichtungs⸗ 
geſchäfte und zur Unterwerfung ſeitens der Eh. rau gleichzeitig eine 
Bewilligung zur Vollſtreckung in das eingebrachte Gut nach $ 794 
Abſ. 2 enthält. Hierbei iſt, wie der 12. Ziv Sen. des KG.: JW. 1933, 
189 28 zutreffend ausführt, nicht ausſchlaggebend, daß gerade das Wort 
„Bewilligung“ gebraucht worden iſt. Es wäre überſpitzter Formalis⸗ 
mus, wenn man verlangen wollte, daß in der Urkunde die Worte 
„Zuſtimmung zur Verpflichtung and zur Unterwerfung unter die 
ſofortige Zwangsvollſtreckung“ und „Bewilligung der Vollſtreckung 
ins eingebrachte Gut“ enthalten find. Vielmehr iſt zu prüfen, ob ſich 
aus dem ganzen Inhalte der Urkunde ergibt, daß der Ehemann auch 
ſein Einverſtändnis zur Vollſtreckung in das eingebrachte Gut der Ehe⸗ 
frau erklärt hat. 

Es iſt alſo eine Frage der Auslegung, ob in der Zu⸗ 
ſtimmung zur Verpflichtung und zur Unterwerfung unter die ſofortige 
Zwangsvollſtreckung auch eine Bewilligung nach § 794 Abſ. 2 3 PO. 
geſehen werden kann. Im Zweifel wird man annehmen dürfen, daß 
die Zuſtimmung auch die Bewilligung mitumfaßt. Nur beim Vor⸗ 
liegen beſonderer Umſtände wird man die Zuſtimmung zur Unter⸗ 
werfung nicht als Bewilligung der Zwangsvollſtreckung ins eingebrachte 
Gut anſehen können. 

Daß im vorl. Falle ſolche Umſtände vorlagen, iſt in der Entſch. 
nicht dargetan. Aus dem mitgeteilten Bruchſtücke der Urkunde können 
ſie nicht entnommen werden. Vielmehr ſpricht die Übernahme der 
ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft des Ehemannes für die Verpflichtungen 
der Frau gerade dafür, daß der Gläubiger in jeder Weiſe geſichert 
ſein ſollte, und daß der Wille der Parteien bei Vertragsabſchluß nicht 
dahin ging, daß zur Zwangsvollſtreckung ins eingebrachte Gut eine 
Klage des Gläubigers gegen den Mann auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung erforderlich ſei. 

Aſſeſſor Dr. Kernert, Dresden. 


Rechtsentſcheide in Miet⸗ und pachtſchutzſachen. 


Berichtet von KGR. Dahmann, Berlin. 


1. Wird die Berufung in Pachtſchutzſachen für eine 
evangeliſche Kirchengemeinde der altpreußiſchen Union von 
einem Bevollmächtigten eingelegt, ſo genügt zum Nach⸗ 
weis ſeiner Vollmacht eine vom Pfarrer als Vorſitzenden 
des Gemeindekirchenrats ausgeſtellte, im erſten Rechtszuge 
zu den Akten eingereichte Verfahrensvollmacht. 


Hat der Pfarrer im erſten Rechtszug eine von ihm als Vor⸗ 
ſitzenden des Gemeindekirchenrats unterſchriebene Vollmacht zu den 
Akten e ſo liegt der Sachverhalt nicht weſentlich anders 
als im Falle des RE. v. 9. Jan. 1933, 17 1 31/32 (JW. 1933, 1535). 


In dieſem RE. ift ausgeführt worden, daß ſtets ein eiliger 
Fall vorliegt, wenn der Pfarrer als Vorſitzender der Kirchen⸗ 
gemeinde in Pachtſchutzſachen das Rechtsmittel der Berufung ein⸗ 
legt. Er kann dies alſo ſtets ohne Mitwirkung der andern Mit⸗ 
glieder des Gemeindekirchenrats, und zwar auch durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten tun, dem er hierfür eine ſchriftliche vor Ablauf der 
Berufungsfriſt zu den Akten einzureichende Vollmacht erteilt. Es 
wäre ein nicht zu rechtfertigender Formalismus, wenn man die 
Neuausſtellung einer bereits bei den Akten befindlichen Vollmacht 
gleichen Inhalts verlangen würde. Das LG. irrt in der Annahme, 
daß die im erſten Rechtszuge zu den Akten gelangte Vollmacht 
des Pfarrers ohne jede rechtliche Bedeutung geweſen ſei, wenn zur 
Zeit ihrer Ausſtellung Eilbedürftigkeit noch nicht vorgelegen habe. 
Eine für das geſamte Verfahren ausgeſtellte Vollmacht iſt vielmehr 
auch in dieſem Falle eine ausreichende Legitimation für diejenigen 
ſpäteren Prozeßhandlungen, die im Zeitpunkt ihrer Vornahme eil⸗ 
bedürftig find. 


(G., 17. Ziv Sen., RE. v. 9. Oft. 1933, 17 Y 27/33.) 


Oberlandesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 88 1, 5 Arm AnwG. Erſtattungsanſpruch an die 
Staatskaſſe trotz teilweiſer Zahlung der Armenanwalts- 
gebühren nach Koſtenfeſtſetzung. 

Die Vorinſtanzen haben zu Unrecht die Feſtſetzung der Armen⸗ 
anwaltsgebühren für den BeſchwF. aus der Staatskaſſe mit der Be⸗ 
gründung abgelehnt, daß er durch die Zahlung des für ſeine Partei 
feſtgeſetzten Betrages feinen Erſtattungsanſpruch gegenüber der Staats⸗ 
kaſſe verloren habe, da der Betrag der Armenanwaltskoſten bei der 
Koſtenausgleichung mit zu berückſichtigen geweſen wäre und den feſt⸗ 
gefesten Saldo entſprechend gemindert hätte. 


Nach 83 ArmAnwG. find Zahlungen an den Armenanwalt zu⸗ 
nächſt auf diejenige Vergütung anzurechnen, für welche ein Erſtattungs⸗ 
anſpruch an die Staatskaſſe nicht beſteht (vgl. 20 Wa 52/30 v. 11. März 
1930: Vorſchüſſe ſind nur inſoweit auf die Armenanwaltsgebühren 
anzurechnen, als die Zahlungen der Partei unter Hinzuziehung der 
Armenanwaltsgebühren die geſetzlichen Wahlanwaltsgebühren über⸗ 
ſteigen). Der Erſtattungsanſpruch an die Staatskaſſe iſt hier aber 
geringer als der nach Zahlung des feſtgeſetzten Betrages noch ver⸗ 
bleibende Reſtgebührenanſpruch des Armenanwalts. Schon unter dieſem 
Geſichtspunkt ſteht alſo die Zahlung des für die arme Partei feſt⸗ 
geſetzten Betrages dem Anſpruch des Armenanwalts an die Staats⸗ 
Rafje nicht entgegen. 

Im übrigen bringen die zu dieſer Frage bereits ergangenen 
Entſch. des Senats 20 W 2480/31 und 20 W 8093/31 v. 21. Sept. 
1931 klar zum Ausdruck: nur wenn und ſoweit ein Übergang 
auf die Staatskaſſe bereits ſtattgefunden hat, kann dieſem Übergang 
bei der Koſtenausgleichung überhaupt Rechnung getragen werden. 
Denn nach $5 ArmAnwG. iſt Vorausſetzung für den Übergang auf 
die Staatskaſſe, daß ſie dem Armenanwalt ſeine Gebühren und Aus⸗ 
lagen bereits erſtattet hat. Erſt dann läßt ſich feſtſtellen, ob und wie⸗ 
weit dem Anwalt wegen dieſer Koſten ein Anſpruch gegen die Partei 
oder einen erſatzpflichtigen Gegner zuſteht, der auf die Staatskaſſe 
übergehen kann. Von dem Vorrang des Anſpruchs des Armenanwalts 
an die Staatskaſſe geht daher auch die Allg Vfg. des JuſtMin. v. 
20. März 1929 (vgl. Gelinsky⸗ Meyer, 12. Aufl., S. 166) Ziff. 5 
aus. Gerade bei quotiſierten Koſten erhält infolgedeſſen nicht ſelten 
der Armenanwalt ſeine Koſten zum größten Teil oder ganz — teils 
von der Staatskaſſe, teils vom Gegner —, ohne daß die Staatskaſſe 
überhaupt oder in nennenswerter Höhe für den von ihr gezahlten Be⸗ 
trag einen Erſatzanſpruch erhält. Es iſt mithin nicht angängig, dem 
Armenanwalt den Erſtattungsanſpruch mit der Begründung zu ver⸗ 
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ſagen, daß im Falle der Erſtattung ſeiner Gebühren der Anſpruch auf 
die Kaſſe übergegangen wäre und zu deren Gunſten bei der Feſt⸗ 
ſetzung hätte berückſichtigt werden müffen. Auch für den Fall der 
Koſtenfeſtſetzung durch den Armenanwalt aus 8124 ZPO. wird der 
Erſtattungsanſpruch an die Staatskaſſe erſt dann berührt, wenn und 
ſoweit der Armenanwalt wegen ſeiner vollen feſtgeſetzten Gebühren 
auch bereits befriedigt iſt (grundſ. Entſch. 20 W 64414/33 v. 10. Mai 
1933 zu 88 4, 5 Arm Anw.). Da hier der BeſchwF. bisher auf feine 
Gebühren erſt einen Betrag erhalten hat, der ſelbſt zuzüglich der 
Armenanwaltsgebühren ſeinen vollen Gebührenanſpruch noch nicht 
tilgen würde, iſt kein Grund erſichtlich, ihm den Erſtattungsanſpruch 
der Staatskaſſe gegenüber zu verſagen. 


(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 21. Okt. 1933, 20 W 8677/33) 
Ber. von LEN. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 


2. In Pachtſchutzſachen hat der Rechtsanwalt kein 
Recht zur Beſchwerde gegen die Streitwertfeſtſetzung. 


Gegen die Streitwertfeſtſetzung des LG. als BeſchwSt. in 

Pachtſchutzſachen hat der Rechtsanwalt des Pächters in eigenem 
Namen Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage, den Streitwert 
höher feſtzuſetzen. 
Die Berechnung der Gebühren der RA. für ihre Tätigkeit 
in Pachtſchutzſachen iſt in 8 52 Abſ. 2 PrpachtſchO. geregelt, und 
zwar abſchließend ſo, daß Gebühren nur auf Grund dieſer Vor⸗ 
ſchrift und der darin beſonders bezeichneten Vorſchriften der Ge⸗ 
bührenordnung für RA. gefordert werden können (ebenſo Wage⸗ 
mann⸗Marwitz, Pachtſchutzordnung, Anm. 8 zu 8 52, S. 272). 
In 8 52 Abf. 2 iſt zwar beftimmt, daß 8 11 NAGEBD. ſinngemäß 
zur Anwendung kommt, daß alſo die für die Berechnung der 
Gerichtsgebühren maßgebende Feſtſetzung des Streitwerts auch für 
die Berechnung der Gebühren der RA. maßgebend it. 8 12 Gebd., 
der dem RA. ein Recht zur Beſchwerde gegen die Streitwert⸗ 
feſtſetzung im eigenen Namen gibt, iſt aber nicht für anwendbar er- 
klärt worden. Hieraus folgt, daß der RA. als Bevollmächtigter in 
Pachtſchutzſachen aus eigenem Recht gegen die Streitwertfeſtſetzung 
nicht Beſchwerde einlegen, alſo eine Erhöhung des Streitwertes im 
Rechtsmittelwege nicht fordern kann. Da $ 52 Abſ. 2 PrpachtſchoO. 
die Gebühren der RA. abſchließend regelt, iſt es auch unerheblich, 
daß 8 54 PrpachtſchO. beſtimmt, daß auf die Berechnung, Feſt⸗ 
ſetzung und Einziehung der Koſten die für das Verfahren in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten geltenden Vorſchriften entſprechend 
Anwendung finden. 


Aber ſelbſt wenn 8 54 die Beſchwerde des RA. gegen die 
Streitwertfeſtſetzung zuließe, wäre die Beſchwerde gegen den Be⸗ 
ſchluß des LG. unzulaſſig, da § 54 eine Beſchwerde nur gegen die 
Streitwertfeſtſetzung des Vorſitzenden des PA., alſo nicht der 
BeſchwSt., zuläßt (vgl. auch die Beſchl. des KG. v. 28. April 1931: 
W. 1932, 1159, und des OLG. Königsberg v. 8. Dez. 1930: 
Landwirtſchaftlicher Pachtbetrieb 1931, 38), und dann auch nur, 
wenn der Beſchwerdegegenſtand 50 RM überſteigt, was er im 
gegebenen Falle nicht tut. 

Die Beſchwerde des RA. gegen den Streitwertfeſtſetzungs⸗ 
an des LG. iſt daher als unzuläſſig auf feine Koſten zu ver- 
werfen. 

(KG., 17. ZivSen., Beſchl. v. 16. Okt. 1933, 17 W 8468/3.) 


Ber. von TOR. Dahmann, Berlin. 


* 


3. 89 7, 8 Entl®D.; 88 251 a, 3312 3PO. Koſten⸗ 
rechtliche Bedeutung des Antrags auf Entſcheidung nach 
Lage der Akten und der Anſchließungserklärung der ſpäter 
erſchienenen Partei. 


Ausweislich des Sitzungsprotokolls iſt für den Kl. niemand er⸗ 
ſchienen. Der erſchienene Proz Bev. des Bekl. hat Entſch. nach Akten⸗ 
lage beantragt. Nachträglich iſt dann für den Kl. Dr. K. er⸗ 
ſchienen und hat ſich dieſem Antrage angeſchloſſen. Das Gericht hat 
daraufhin dann ſofort einen Beweisbeſchl. verkündet. Der Auffaſſung 
der Beſchw., daß dieſe übereinſtimmend geſtellten Anträge dem An⸗ 
trag auf ſchriftliche Entſcheidung gem. 87 EntlVO. v. 22. Dez. 
1923 gleich zu achten ſeien, kann nicht beigetreten werden. 

Der Senat hat bereits in ſeiner Entſch. v. 2. Nov. 1931, 
20 W 1086/31: BerlAnw&l. 1931, 239 eingehend die Frage erörtert, 
welche Bedeutung koſtenrechtlich einem Antrag auf Entſch. nach 
Lage der Akten und einer Anſchließungserklärung der Gegenpartei 
beizumeſſen iſt. In jener Entſch. iſt erörtert worden, daß drei Falle 
denkbar ſeien; einmal der formelle Antrag auf Entſch. nach Lage der 
Akten an Stelle Versäumnisurteil gem. § 331 ZRDO., ſodann ein 
Antrag auf Entſch. nach Lage der Akten, der aber in Wahrheit nur 
ein Anheimſtellen dem Gericht gegenüber bedeutet, von der Befugnis 
des § 251 ZPO., von Amts wegen nach Lage der Akten zu 


entſcheiden, Gebrauch zu machen. Denn einen entſprechenden „An⸗ 
trag“ kennt 8 2514 BRD. nicht. Dieſer Antrag kann ſchließlich aber 
von der Partei ſo gemeint ſein, daß der zunächſt erſchienene Teil damit 
rechnet, daß auch der andere Teil ſpäter erſcheinen und ſich dieſem 
Antrage anſchließen werde, daß alſo in Wahrheit damit der Antrag 
auf ſchriftliche Entſcheidung geſtellt werden ſollte in der Er⸗ 
wartung, daß auch der nicht erſchienene Teil nachträglich denſelben 
Antrag ſtellen würde. Der Senat hat in der erwähnten Entſch. aus⸗ 
drücklich betont, daß es Auslegungsfrage des einzelnen Falles 
ſei, welche Bedeutung die Parteien ihren prozeſſualen Erklärungen 
haben geben wollen, insbeſ. ob in dem Verhalten beider Teile ein 
übereinſtimmender Antrag auf ſchriftliche Entſch. erblickt werden könne. 

Für den zur Entſch. ſtehenden Fall läßt ſich dieſe Frage nicht 
bejahen. Regelmäßig iſt auch für die koſten rechtliche Beurteilung 
der Prozeßhandlungen der Parteien zunächſt von ihren Erklärungen 
auszugehen. Wenn die Prozeßordnung nur einen „Antrag auf Entſch. 
nach Lage der Akten“ kennt, nämlich den Fall des § 331 3PO. 
und die RAGebdO. in $ 16 nur dieſen Fall nennt, dann iſt im Zweifel 
davon auszugehen, daß der Anwalt auch den formellen Antrag auf 
Entſch. nach Lage der Akten aus § 331 3PO. an Stelle des Ver⸗ 
ſäumnisurteils hat ſtellen wollen. Denn es darf und muß weiter 
davon ausgegangen werden, daß jeder Anwalt ſich des Unterſchiedes 
in der rechtlichen Beurteilung der von ihm abzugebenden prozeſſualen 
Erklärungen bewußt iſt. Es iſt alſo nicht ſo, daß im Zweifel ohne 
weiteres in dem Antrag auf Entſch. nach Lage der Akten und 
der ſpäter zu Protokoll gegebenen Erklärung, ſich dieſem Antrage an⸗ 
zuſchließen, in Wahrheit ein übereinſtimmender Antrag auf ſchyift⸗ 
liche Entſcheidung geſtellt worden iſt. Im Gegenteil, für eine 
derartige Auslegung wird regelmäßig nur dann Raum ſein, wenn 
beſondere Umſtände den diesbezüglichen Willen der Proz Bev. klar 
hervortreten laſſen. 


Solche Umſtände fehlen hier. 
Durch die Anſchließungserklärung iſt alſo für den Anwalt eine 
Verhandlungsgebühr nicht begründet worden. 


(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 30. Sept. 1933, 20 W 7880/33.) 
Ber. von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 
Eelle. 

4. 886, 771 3PO.; § 455 BGB. Die Anwartſchaft 
aus einem Abzahlungskauf hat ſich aus einer bloßen 
Rechtslage immer mehr und heute nahezu zu einem ab⸗ 
ſoluten Recht entwickelt. 5) 

Die Kl. erhob gegen die Pfändung einer Couch Widerſpruchs⸗ 
klage, die abgewieſen wurde. Das AG. ſetzte den Streitwert auf 
60100 K feſt (Wert des von der Kl. bekämpften Pfandrechts). 
Die Kl. erhob durch ihren Anwalt Beſchwerde mit dem Antrage, 
den Wert auf 10 RM feſtzuſetzen, weil die ihr gehörige Couch auf 
Abzahlung verkauft, übergeben und bis auf 10 RAM abgezahlt wor⸗ 
den ſei. Dieſe Beſchwerde wies das LG. zurück und legte dem 
Anwalt auf Grund des § 102 ZPO. die Koſten des Beſchwerde⸗ 
verfahrens auf. 


Die ſofortige Beſchwerde des Anwalts hatte Erfolg. 


Das LG. findet ein grobes Verſchulden darin, daß die Be⸗ 
ſchwerde ohne Ausſicht auf Erfolg gegen eine ſtändige Rſpr. an⸗ 
gerannt ſei. Dem LG. ift darin beizutreten, daß es ein grobes 
Verſchulden und ein nicht zu verantwortendes Verhalten gegenüber 
der ſtändigen Rſpr. iſt, wenn verkannt wird, daß für den Wert 
einer Interventionsklage auf Grund Eigentums der Wert des 
Pfandrechts entſcheidend iſt. Der gegebene Fall liegt aber beſonders. 
Neben dem Eigentum der Kl. ſteht eine Anwartſchaft auf Eigen⸗ 
tum, und eine ſolche Anwartſchaft entwickelt ſich heute immer 
mehr aus einer bloßen Rechtslage zu einem abjoluen Recht, 
wenn dieſe Entwicklung nicht ſogar ſchon im weſentlichen ab⸗ 
geſchloſſen iſt. Aus dieſem Grunde iſt die Anſicht, die für die Kl. 


Zu 4. Der Entſch. dürfte in ihrem Ergebnis zuzustimmen fein. 
Durch die aufſchiebend bedingte Übereignung der Sache entſteht auf 
ſeiten des Käufers von Abzahlungsſachen ein Anwartſchaftsrecht auf 
Anfall des Eigentums, das mit dem Eintritt der Bedingung, der 
Vollzahlung, zum Vollrecht, zum Eigentum erſtarkt. Dieſes Recht iſt 
nicht eine bloße Ausſicht, ſondern ein gegenwärtiges Vermögens⸗ 
recht. Dieſes Vermögensrecht iſt vererblich und veräußerlich. Es kann 
gepfändet werden und gehört zur Konkursmaſſe. Der Käufer muß 
im Offenbarungseide auch die unter Eigentumsvorbehalt des Ver⸗ 
käufers ſtehenden Abzahlungsſachen angeben. Deshalb hat das Ge⸗ 
richt mit Recht die Frage, ob dieſes Anwartſchaftsrecht bei der zur 
Entfch. ſtehenden Wertfeſtſetzung zu berückfichtigen iſt, als zum min⸗ 
deſten zweifelhaft erachtet. M. E. dürfte die Frage im Sinne des 
BeſchwF. zu entſcheiden ſein. 

Zu bedauern dürfte es aber ſein, daß das Gericht zu dem 
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vertreten worden iſt, immerhin diskutabel. Die Rſpr. erkennt ähn⸗ 
lich auch inkonſequenterweiſe an, daß für den Miterben, der in 
gewiſſen Fällen ein ungeteiltes Nachlaßrecht zugunſten des Nach⸗ 
laſſes verfolgt, nicht der Wert dieſes Rechtes den Streitwert er⸗ 
gibt. Unter dieſen Umſtänden war die Beſchwerde jedenfalls nicht 
in dem Grade verfehlt, daß § 102 anwendbar geweſen wäre. 
(OLG. Celle, 5. Ziv Sen., Beſchl. v. 17. Okt. 1933, 5 W 534/33.) 


Ber. von RA. Dr. Bodo Koltze, Göttingen. 
* 


5. 5571, 72 3mBerfid. Durch die nachträgliche Ge⸗ 
nehmigung des Grunderwerbs einer Kirchengemeinde im 
Wege der Zwangsverſteigerung kann ein infolge des Feh⸗ 
lens dieſer Genehmigung unwirkſames Gebot nicht wieder 
wirkſam werden. 


Für die materiel! rechtliche Wirkſamkeit des Gebotes 
der Kirchengemeinde iſt die nachträgliche Genehmigung zwar von 
Bedeutung; denn es iſt in der Rſpr. anerkannt, daß eine be⸗ 
hördliche Genehmigung dieſer Art das genehmigungsbedürftige 
Rechtsgeſchäft mit rückwirkender Kraft uneingeſchränkt wirkſam 
macht (vgl. u. a. den RSR Komm., Anm. 1 zu § 182 BGB.). 
Weil aber dieſe Wirkung erſt nach Schluß des Verſteigerungster⸗ 
mins von der Kirchengemeinde herbeigeführt und demgemäß auch 
der urkundliche Nachweis erſt verſpätet geführt worden iſt, kann 
das Wirkſamwerden im Beſchwerdeverfahren nicht mehr zur Gel⸗ 
tung gelangen. Schon die Vorſchr. des S80 ZmBerft®. deutet 
unverkennbar darauf hin, daß alle Unterlagen für die Entſch. 
über den Zuſchlag, die nicht ſchon dem Verſteigerungsgericht vor⸗ 
gelegen haben, im Beſchwerdeverfahren keine Berückſichtigung fin⸗ 
den können. Demgemäß iſt in der Rſpr. die Notwendigkeit an⸗ 
erkannt, anders als in ſonſtigen Beſchwerdeverfahren ſolche Tat⸗ 
ſachen und Beweiſe bei der Zuſchlagsentſcheidung in der Beſchw⸗ 
seit. auszuſchließen, die erſt in der Beſchw Inſt. geltend gemacht 
find (vgl. u. a. Jäckel⸗Güthe, Anm. 5 Abſ. 1 zu 8100 
ZwVerſtG.). Daß aber im beſonderen die im § 71 Abſ. 2 
SmBeritß. erwähnten Urkunden nach Schluß des Verſteigerungs⸗ 
termins nicht mehr in Betracht gezogen werden dürfen, iſt an 
Hand der Entſtehungsgeſchichte des ZwVerſtG. und der zuſtim⸗ 
menden Auffaſſung der Kommentare zu § 100 ZwVerſtG. — u. a. 
Reinhard⸗ Müller, Anm. 1a; Fiſcher⸗ Schäfer, 
Anm. 1 — und der ſeitherigen Rſpr. bereits vom DRS. Stettin in 
feiner in JW. 1926, 25865 veröffentlichten Entſch. dargelegt. Mit 
Recht iſt dort ſchon darauf hingewieſen, daß die Vorſchr. des 871 
Abs. 2 ZmBerit®. gerade den Grundſatz der gleichmäßigen Be⸗ 
handlung aller Bieter während des Verſteigerungstermins wirk⸗ 
ſam zur Geltung bringen ſolle. Ebenſo wie ein Gebot, auf das 
nicht ſofort Sicherheit geleiſtet wird, der endgültigen Zurückwei⸗ 
fung anheimfällt (§S 70 Abſ. 2 ZmBerftG.), jo daß der Bieter 
nach Terminsſchluß die Wirkſamkeit ſeines Gebotes nicht nach⸗ 
träglich herbeiführen kann, muß auch derjenige Bieter, der gem. 
871 Abſ. 2 eine Vollmachtsurkunde oder eine behördliche Ge⸗ 
nehmigung ſofort vorzulegen hat, von vornherein darauf rechnen, 
daß er kein wirkſames Gebot abgeben kann, wenn er ſich die 
Unterlagen nicht rechtzeitig bis zum Verſteigerungstermine be⸗ 
ſchafft. Eine andere Auffaſſung würde zu dem offenſichtlich ge⸗ 
ſetzwidrigen Ergebnis führen, daß derjenige Bieter, der eine 
ſolche behördliche Genehmigung beſitzen und nachweiſen müßte, 
aber trotzdem ihres Fehlens entgegen der ausdrücklichen Anord⸗ 
nung des Geſetzes vom Verſteigerungsgericht mit ſeinem Gebot 
zugelaſſen wird, infolge der — ſchon aus dieſem Grunde berech⸗ 
tigten — Beſchw. des Eigentümers oder eines anderen Beteiligten 
nunmehr Zeit gewinnt, um bis zur Beſchwentſch. die Geneh⸗ 
migung zu beſchaffen und nachzuweiſen, alſo günftiger ſtehen 
würde, als wenn das Verſteigerungsgericht geſetzmäßig verfahren 
wäre und ihn ſofort zurückgewieſen hätte. Es iſt daher, wie ſchon 
in der erwähnten Entſch. hervorgehoben wird, kein Formalismus, 
ſondern nur die Wahrung der Gleichmäßigkeit gegenüber allen 
Bietern, wenn die nachträgliche Beibringung für unzuläſſig er⸗ 
klärt wird. Der Anſicht von Güthe⸗Triebel (Anm 5, Abſ. 2 
zu § 100), daß zwar der geſetzmäßig zurückgewieſene Bieter ſeiner⸗ 
ſeits keine Beſchw. einlegen könne, um den Nachweis nachzuholen, 
daß er dagegen im Falle der — geſetzwidrigen — Zulaſſung ſeines 
Gebotes nach Einlegung der Beſchw. eines anderen den 
Nachweis in der Beſchwnſt. nachholen könne, ſtützt ſich auf 
Einzelheiten aus den Beratungen der zweiten Kommiſſion für den 


gerade bezüglich des Anwartſchaftsrechtes ſehr reichen Schrifttum 
(vgl. Criſolli, Komm. z. Abzcc. Anm. 4 zu § 5 S. 218) in keiner 
Weiſe Stellung genommen hat und vor allem jede Begr. ſeiner An⸗ 
ſicht, daß das Anwartſchaftsrecht ſich heute nahezu zu einem ab⸗ 
ſoluten Recht entwickelt habe, unterläßt. 

AGR. Dr. Karl⸗Auguſt Criſolli, Berlin. 


Entwurf des ZiwBVerft®., die nicht Geſetz geworden find; feine 
Anſicht würde es aber auch in das Belieben des Verſteige⸗ 
rungsrichters legen, durch Zulaſſung oder Zurückweiſung eines 
derartigen Gebots das Verſteigerungsergebnis zu beeinfluſſen; fie 
kann daher höchſtens für beſonders gelagerte Tatbeſtände verwert⸗ 
bar ſein, nicht aber in einem Fall wie hier, wo weder die Ge⸗ 
nehmigung erteilt noch der Nachweis geſetzmäßig erbracht war. 
(Oe. Celle, Beſchl. v. 7. April 1933, 4 W 129/33. 
Eingeſ. von RA. Veltmann, Lingen (Ems). 


* 
Darmſtadt. 


6. 545 RA Gebo. Unter Beweistermin iſt nur ein 
folder vor dem Richter zu verſtehen. Vorausſetzungen der 
Erſtattungs fähigkeit der Gebühr. 

Kl. hat in ihrem Koſtenfeſtſetzungsgeſuch Erſatz einer Ge⸗ 
bühr nach $45 RAGebO. begehrt, weil ihr Korreſpondenzanwalt 
(RA. S. in B.) einen Beweistermin in B. wahrgenommen habe. 
Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle hatte dieſe Beweisgebühr 
als ſolche geſtrichen und lediglich den Betrag von 27,60 e zu⸗ 
gebilligt, indem er ausführte: „Für die Wahrnehmung des Ter⸗ 
mins in B. ſind die Gebühren des auswärtigen Beweisan⸗ 
walts nur inſoweit erſtattungsfähig, als ſie die Reiſekoſten des 
Prozeßbevollmächtigten zu dem Beweistermin nicht überſteigen. 
Es werden daher als ſolche Koſten (Reiſekoſten und Tagegelder) 
ein Betrag von 27,60 e zugebilligt. Das Lc. wies die 
Erinnerung aus den zutreffenden Gründen des Urkundsbeamten 
zurück. Dagegen richtet ſich die ſofortige Beſchw. der Kl. 

Die Beſchwerde erweiſt ſich aus zwei Gründen als nicht 
begründet: Nach 845 RAGebO. erhält der RA. eine Ge⸗ 
bühr von ¼0 der Prozeßgebühr für die Vertretung in einem 
nur zur Beweisaufnahme beſtimmten Termin. Unter 
einem ſolchen Termin kann aber nur ein ſolcher verſtanden wer⸗ 
den, der vor einem Richter (beauftragten oder erſuchten Rich⸗ 
ter) ſtattfindet (vgl. Walter⸗Joachim⸗Friedlaender 
4 zu § 45; Baumbach 5 zu § 45). Vorliegendenfalls wurde der 
Termin von dem Sachverſtändigen abgehalten, der vom 
Gericht beſtellt und dem aufgegeben war, mit den Parteien direkt 
einen Termin zur Beſichtigung der Räumlichkeiten und Einrichtun⸗ 
gen der Bekl. zu vereindaren und dann ſein Gutachten zu er⸗ 
ſtatten. Ein ſolcher Termin aber iſt kein zur Beweisaufnahme 
beſtimmter Termin i. S. des 845 RAGebO. und für ſeine Wahr⸗ 
nehmung kann jedenfalls die Gebühr des 8 45 nicht beanſprucht 
und damit auch deren Erſatz vom Gegner nicht verlangt werden. 

Die Beſchw. erweiſt ſich aber auch aus den zutreffenden 
Gründen des LG. und des Urkundsbeamten als unbegründet. Ihr 
Standpunkt entſpricht dem der Plenarentſch. der Vereinigten Ziv⸗ 
Sen. des RG. (51, 11), wo ausgeſprochen iſt, daß die Gebühren 
und Auslagen eines für Vertretung einer Partei in einem aus⸗ 
wärtigen Beweisaufnahmetermin ſubſtituierten RA. inſoweit, als 
ſie die Reiſekoſten und Tagegelder des Prozeßbevollmächtigten nicht 
überſteigen, in jedem Falle vom in die Prozeßkoſten verur⸗ 
teilten Gegner zu erſtatten ſind. Aus dieſer Entſch. muß gefolgert 
werden, daß (gem. dem Grundſatz des § 91 ZPO.) die Mehrkoſten 
nur dann erſtattungsfähig ſind, wenn beſonders triftige 
Gründe die Zuziehung des anderen Anwalts (ſtatt des Pro⸗ 
zeß bevollmächtigten) als gerechtfertigt erſcheinen laſſen. (Buſchs 
Ztſchr. 54, 69; IW. 1930, 194). Solche Gründe lagen aber nicht 
vor. Der Prozeßbevollmächtigte wohnte in D., die Entfernung 
nach B. war nicht übermäßig groß (64 km). Bei dem Prozeß han⸗ 
delte es ſich um einen ſolchen mit hohem Streitwert 
(53 000 AM). Unter den gegebenen Umſtänden war die Wahr⸗ 
nehmung des Termins in B. für ihn ſehr wohl möglich und mit 
Rückſicht auf die Höhe des Streitwerts auch zumutbar. Selbſt 
wenn man alſo einen Beweistermin i. S. des § 45 RAcGebd. 
annehmen wollte, wäre ein den zugebilligten Betrag über⸗ 
ſteigender Erſatz abzulehnen. 

(Os G. Darmſtadt, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 12. Okt. 1933, 2 W 218/33.) 


Ber. von OLGR. Dr. Fuchs, Darmſtadt. 
* 


7. 8115 Ziff. 3 ZPO.; § 36 RAO. Nachträglicher 
Wechſel des Armenanwalts. Entſcheidung durch die Kam⸗ 
mer ſtatt des Vorſitzenden iſt unſchädlich 


Der Kl. war das Armenrecht bewilligt und ihr der RA 
K. beigeordnet. Sie behauptet, ſie habe zu dieſem das Vertrauen 
verloren, da er ihr über das Ergebnis eines Termins eine falſche 
Auskunft gegeben habe. Er habe behauptet, es ſei in dem Termin 
verhandelt und der Termin vertagt worden, während er in dem 
Termin laut Sitzungsprotokoll überhaupt nicht anweſend geweſen 
und die Vertagung ohne ihn erfolgt ſei. Kl. beantragte, daß RA. 
K. als Armenanwalt „abgeſetzt“ und ihr der RA. F. beigeordnet 
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werde. Die Ferienzivilkammer M. hat den Antrag als 
unbegründet zurückgewieſen. Die Beſchwerde der Kl. iſt un⸗ 
begründet. Sie richtet ſich gegen die Auswahl des 
Armenanwalts, auf deſſen Anordnung die arme Partei, nachdem 
ihr das Armenrecht bewilligt wurde, gem. § 115 Abf. 3 ZPO. einen 
Rechtsanſpruch hat. Die uswahl des Armenanwalts erfolgt 
gem. 836 RAD. durch den Vorſitzenden des Gerichts (Land⸗ 
gerichtsdirektor), und kann von der Partei aus dem Grunde mit der 

eſchw. angefochten werden, daß die Beiordnung unan⸗ 
gemeſſen ſei (Furgddſch. 25, 931). Dabei können auch Um⸗ 
ſtände, die erſt nach Erlaſſung der die Auswahl betref⸗ 
fenden Verfügung eintreten, zur Begr. der Beſchw. angeführt 
werden (Friedlaender, RAO. 15 zu § 36). Auf ſolche nach⸗ 
träglichen Gründe ſtützt die Kl. ihren Antrag auf Entlaſſung 
des beigeordneten Armenanwalts K. und Beiordnung des An⸗ 
walts F. Daraus, daß die Kammer ſtatt des Gerichts⸗ 
vorſitzenden den Antrag der Kl. beſchieden hat, kann die Kl. 
einen Beſchwerdegrund nicht herleiten; denn dadurch, daß die 
Entſch. auf den Antrag von der ZK. unter Mitwirkung des 
Vorſitzenden getroffen worden ift, iſt die BeſchwF. in keiner Weiſe 
benachteiligt (OLG. 27, 58 f.). Auch die von der BeſchwF. vor⸗ 
gebrachten Gründe ſind nicht geeignet, die Beiordnung des RA. 
K. als eine unangemeſſene erſcheinen zu laſſen. 

(OLG. Darmſtadt, 2. ZivSen., Beſchl. v. 27. Sept. 1933, 2 W 
240/33.) 

Ber. von OLGR. Dr. Fuchs, Darmſtadt. 


* 
Düſſeldorf. 

8. 58 115 ff. ZPO. Im Eheſcheidungs prozeß hat der 
beklagte Ehegatte, der lediglich Klageabweiſung bean- 
tragt, Anſpruch auf Bewilligung des Armenrechts. 

Das LG. hat der bekl. Ehefrau das Armenrecht verweigert, 
weil ſie lediglich Klageabweiſung beantragt habe. Es führt aus: Da 
im Eheſcheidungsprozeſſe ein Verſäumnisurteil gegen die Behl. nicht 
möglich ſei, ſei eine Vertretung im Termin nicht unbedingt erforder⸗ 
lich, insbeſ. weil alle bekanntwerdenden Umſtände von Amts wegen 
berückfichtigt würden. Im Beweistermin könne die Behl. ihre Rechte 
ſelbſt wahrnehmen. 

Das OLG. hat das Armenrecht bewilligt. 


Es ſtellt ausdrücklich feſt, daß auch ohne Rüchkſicht auf eine 
beabſichtigte Widerklage das Armenrecht bewilligt werden müſſe, um 
der Partei Gelegenheit zu angemeſſener Verteidigung ihrer Rechte 
zu geben. 

(SLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 9. Nov. 1933, 3 W 234/33.) 
Ber. von RA. Dr. Fritz Sauvageot, Odenkirchen. 


* 


9. 88 333, 538 Ziff. 5 ZPO.; 88 74 Abſ. 2 Satz 1-3, 
85 Abſ. 5 DGK G. Ein Fall der Verſäumnis liegt nicht 
vor, wenn das erſtinſtanzliche Gericht wegen Nichtzahlung 
der Prozeßgebühr den erſchienenen RA. nicht zur Verhand⸗ 
un zuläßt und daraufhin ein zweites Verſäumnisurteil 
erläßt. 

Die Berufung richtet ſich gegen das zweite Verſäumnisurteil des 
LG. in D. und iſt darauf geſtützt, daß ein Fall der Verſäumnis nicht 
vorgelegen habe (88 513 Abſ. 2, 345 ZPO.). 

Das Gericht erſter Inſtanz hat die Beſt. des §8 333 ZPO., auf 
der die angefochtene Entſch. beruht, zu Unrecht angewandt. Dieſe 
Vorſchr. ſetzt voraus, daß eine Partei im Termin zwar erſcheint, aber 
nicht verhandelt. Der Kl. war im Verhandlungstermin v. 10. April 
1933, in welchem das angefochtene Verſaumnisurteil gegen ihn erging, 
ordnungsmäßig durch feinen Anwalt vertreten, der auch verhandelt 
hätte, wenn er von dem Gericht hieran nicht gehindert worden wäre. 
Zu dieſer Maßnahme war das Gericht aber nicht befugt. Wenn auch 
der Kl. den eingeforderten Prozeßkoſtenvorſchuß nicht gezahlt hatte, 
ſo beſtand trotzdem keine geſetzliche Handhabe, dem im feſtgeſetzten 
Termin erſchienenen Anwalt des Kl. das Auftreten zu verbieten. Nach 
8 74 Abſ. 2 Satz 1 GRG. ſoll zwar das Gericht erft dann einen Ver⸗ 
handlungstermin beſtimmen, wenn die rechtzeitige Einzahlung des 
Vorſchuſſes nachgewieſen iſt. Iſt aber einmal entgegen dieſer Beſt., 
alſo ohne vorherigen Nachweis der Zahlung des Vorſchuſſes, ein 

ermin anberaumt worden, ſo muß das Gericht den Termin auch 
abhalten und die Parteien zulaſſen; es kann jedoch nicht den 
Termin abhalten, aber die Zulaſſung des Kl. ablehnen. Es beſteht 
nur die Möglichkeit, falls der Vorſchuß nicht gezahlt wird, die 
nberaumung des Termins zu verſagen: weitere Folgen 
“ann der Zahlungsverzug nicht nach ſich ziehen. Die Beſt. des 8 74 
Abſ. 2 Saß 1 a. a. O. iſt lediglich eine Soll vorſchrift — wie ſich 
zweifelsfrei aus ihrem Wortlaut ergibt —, die ſich nur an den Richter 
wendet und einzig und allein getroffen iſt, um den Gebührenanſpruch 


des Staates ſicherzuſtellen. Aus ihrer Nichtbeachtung können den Par⸗ 


teien irgendwelche Nachteile nicht entſtehen. Hätte das Geſetz etwas 
anderes bezwecken wollen, fo würde der Geſetzgeber dies in entſprechen⸗ 
der Weiſe im Text zum Ausdruck gebracht haben, wie es z. B. in 
89 74 Abſ. 2 Satz 3 und 85 Abſ. 5 a. a. O. geſchehen iſt, wonach ein⸗ 
mal bei Erweiterung des Klageantrages vor Zahlung der erforderten 
Prozeßgebühr keine gerichtlichen Handlungen vorgenommen 
werden und zum anderen Ausländer erſt nach Zahlung des Vorſchuſſes 
zur Verhandlung zugelaſſen werden ſollen. Gerade der ab⸗ 
weichende Wortlaut dieſer beiden Beſt. von der des § 74 Abſ. 2 Satz 1 
zeigt mit Deutlichkeit, daß letztere Vorſchr. nur die vorſtehend dar⸗ 
gelegte Bedeutung haben kann (ſo auch Baumbach, Die RKoſtGh., 
3. Aufl., Aum. B zu § 74; Rittmann⸗Wenz, DEKS., 1929, 
874 Anm. 10, 11; JW. 1926, 2479; KG., 7. Sen.: JW. 1928, 1518; 
Heymann: JW. 1928, 123). Zwar hat das KG. (12. u. 20. Sen.) 
in zwei Entſch. (JW. 1927, 2571 u. 1928, 2154) — der erſteren 
ſchließt ſich Sydow-Buſch (ZPO., 20. Aufl., Anm. 1 zu 8333) 
ohne weitere Begründung an — den entgegengeſetzten Standpunkt 
vertreten. Der Senat vermag jedoch dieſer Auffaſſung in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem geſamten vorgenannten Schrifttum aus den oben 
dargelegten Erwägungen nicht zu folgen. Ein Fall der Verſäumnis 
hat deshalb nicht vorgelegen. 

(OLG. Düſſeldorf, 5. ZivSen., Urt. v. 26. Sept. 1933, 5 U 2132/33.) 

Eingeſ. von RA. Dr. Krampe, Düſſeldorf. 
* 


10. § 515 Abſ. 3 ZPO.; § 13 Ziff. 1 RAGGebo. Der 
Streitwert des Antrags auf Anſpruch des Verluſtes des 
Rechtsmittels der Berufung iſt nach dem Hauptanſpruch 
zu bemeſſen. 

Der angefochtene Beſchl. nimmt Bezug auf die Entſch. des 
KG. (20 W 280/33 v. 11. Jan. 1933 [JW. 1933, 107815]), in der 
ausgeführt iſt, der Streitwert des Antrages auf Ausſpruch des 
Verluſtes des Rechtsmittels der Ber. ſei nicht nach dem Haupt⸗ 
anſpruch zu bemeſſen; er ſei auch nicht nach der Höhe der bisher 
aufgelaufenen Koſten zu berechnen, ſondern nach §3 ZPO. frei 
zu ſchätzen. Dieſe Entſch. jest ſich, wie fie ſelbſt betont, in be⸗ 
wußtem Gegenſatz zu der allgemeinen Anſicht in Rſpr. und Schrift⸗ 
tum, die annehmen, daß ſich der Ausſpruch des Verluſtes des 
Rechtsmittels auf die Sache ſelbſt beziehe; es kann ihr auch nicht 
beigetreten werden. Der Beſchl. des KG. ſetzt an die Stelle des 
Wertes des Streitgegenſtandes (SI GKG., §3 ZPO.) den Wert 
des Intereſſes an einer einzelnen Prozeßhandlung, was dem 
Syſtem des deutſchen Koſtenrechts widerſpricht. Maßgebend ſoll 
auch das Intereſſe des Berufungsbeklagten an der Erwir⸗ 
kung des Koſtenurteils ſein, während ſonſt das Intereſſe des Kl. 
oder Berufungskl. entſcheidet. Zu welchen unmöglichen Folgerun⸗ 
gen die Anficht des KG. führt, hat Friedlaender in der 
Fußnote zu JW. 1933, 107815 richtig ausgeführt; auch dem Hin⸗ 
weiſe auf die 88 14 und 15 GͤKG., die nur Akte kennen, die 
einen Teil des Streitgegenſtandes oder die Koſten allein betref⸗ 
fen, nicht aber Akte, die deshalb nach einem anderen Gegenftand 
bewertet werden, weil ſie ſich nur auf einzelne Prozeßhandlungen 
beziehen, iſt nur beizutreten. 

(Odd. Düſſeldorf, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 17. Okt. 1933, 1 W 331/33.) 
Eingeſ. v. IR. Dr. Schmidt⸗Ernſthauſen, Düſſeldorf. 
* 

Jena. 

11. 88 900, 3, 6 ZPO. Wenn im Offenbarungseid⸗ 
verfahren der Gläubiger den Schuldner nur wegen eines 
Teilbetrages ſeiner Forderung zur Eidesleiſtung laden 
läßt, iſt trotzdem als Streitwert der volle Betrag der 
Forderung feſtzuſetzen. f) 

(OLG. Jena, 1. ZivSen., Beſchl. v. 15. Febr. 1933, 1 W 249/33.) 


Abgedr. IW. 1933, 22245. 
* 


Zu 11. Die Entſch. geht aus von der Problemſtellung: Iſt 
für die Feſtſetzung des Streitwerts im Offenbarungseidverfahren 
der Wert des Teilbetrages maßgebend, wegen deſſen der 
Gläubiger die Ableiſtung des Eides verlangt, oder aber der Wert 
der ganzen Forderung? Mit überzeugenden Gründen wendet ſich 
die Entſch. gegen die Auſicht des KG. (JW. 1930, 194 57), das 
das Intereſſe des Gläubigers mit dem von dieſem angegebenen 
Teilbetrag in jedem Falle gleichgeſetzt iſt und daher den Streitwert 
nach dem Teilbetrag bemißt. Den Ausführungen, mit denen das 
OLG. Jena die Unrichtigkeit der Auffaſſung des KG. dartut, iſt 
nichts mehr hinzuzufügen. 

Das DLO. Jena faßt jedoch das Problem zu eng. Ebenſo wie 
es unrichtig iſt, den Streitwert ohne weiteres dem Teilbetrag an⸗ 
zugleichen, ebenſowenig ſcheint es gerechtfertigt, als Streitwert ſtets 
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Karlsruhe. 

12. 8539 3PO. Erfolgt Aufhebung und Zurückver⸗ 
weiſung wegen geſetzwidriger Verkündung des Urteils, ſo 
hat die Vorinſtanz nicht etwa nur erneut zu verkünden, 
fondern erneut zu verhandeln. 

Das Urt. des LG. war nicht nach §8 539 ZPO. aufgehoben 
worden, vielmehr, weil es geſetzwidrig verkündet und deshalb gar 
nicht vorhanden war (RG. 133, 2151); 135, 1182). Die Auffaſſung 
des LG. (in ſeinem zweiten Urt.), daß es nicht mehr verhandeln 
dürfe, ſondern nur erneut zu verkünden habe, iſt deshalb irrig. 
Sie bedeutet nun freilich ihrerſeits einen Prozeßverſtoß, der jetzt die 
Möglichkeit einer Aufhebung und Zurüchverweiſung nach 8 539 bietet. 

(OG. Karlsruhe, 3. ZivSen., Urt. v. 16. Juni 1933, 2 B R 77/32.) 
Ber. von AGR. i. R. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 


* 
Kiel. 

13. 827 RA Gebo. Anwendbarkeit des 8 27 a. a. O., 
wenn die Ber. gegen das Zwiſchenurteil über den Grund 
des Anſpruchs als unzuläſſig verworfen iſt. +) 

Streitig iſt die doppelte Zubilligung der Gebühren aus 88 13 
Ziff. 2 u. 4, 17 RAGebO. nach § 27 a. a. O. für das Verfahren vor 
dem LG., nachdem die Berufung des Bekl. gegen das nur über den 
Grund des Anſpruchs ergangene Zwiſchenurteil des LG. durch Beſchl. 
des OLG. wegen Nichtzahlung der Prozeßgebühr als unzuläſſig 
verworfen war. Es ſteht alſo die Frage zur Entſcheidung, ob das 
Verfahren über die Höhe des Anſpruchs auch dann gebührenrechtlich 
nach 327 a. a. O. als neue Inſtanz zu behandeln iſt, wenn eine 
Zurückverweiſung an das LG. nicht ſtattgefunden und das OLG. eine 
Sachentſcheidung überhaupt nicht erlaſſen, ſondern die Berufung durch 


den vollen Betrag der Forderung feſtzuſetzen. In Übereinſtimmung 
mit dem OLG. muß man allerdings für die Feſtſetzung des Streit⸗ 
wertes das Intereſſe des Gläubigers an der Eidesleiſtung als 
maßgebend erachten. Für die Bemeſſung jenes Intereſſes iſt jedoch 
die Höhe der Forderung lediglich ein Anhaltspunkt. Im übrigen 
hat das Gericht den Streitwert gem. §S 3 3 PO. nach freiem 
Ermeſſen zu beſtimmen. 

Aus dieſen Erwägungen hat ſich in der Rſpr. eine Mittel⸗ 
meinung herausgebildet, die weder den Teilbetrag noch die ganze 
Forderung als maßgebend für den Streitwert anſieht, ſondern 
allein das wirkliche Intereſſe des Gläubigers im Einzelfalle zu⸗ 
grunde legt (jo kürzlich LG. Frankfurt a. M.: JW. 1933, 16125, mit 
ausführlichem Nachweis von Literatur und Rſpr.). Das Intereſſe 
kann — dies verkennt das OLG. Jena — ſehr wohl geringer ſein 
als die Höhe der Forderung. Es trifft zwar zu, daß die Offen⸗ 
barung des Vermögens ſtets dem Intereſſe des Gläubigers nicht 
bloß hinſichtlich eines Teilbetrages, ſondern hinſichtlich der ganzen 
Forderung dient und ſich ſomit in ihrer Wirkung nicht auf einen 
unter der vollen Höhe der Forderung liegenden Betrag beſchränken 
läßt. Gleichwohl darf man nicht außer acht laſſen, daß der Gläu⸗ 
biger ſich in vielen Fällen — namentlich, wenn es ſich um höhere 
Summen handelt — vollkommen klar darüber iſt, daß er einen 
Teil der Forderung auch nach Leiſtung des Offenbarungseides nicht 
beizutreiben vermag. Wie oft verzichtet der Gläubiger auf das 
Offenbarungseidverfahren, weil er den Erfolg gleich Null anſieht 
und keine weiteren unnötigen Koſten aufwenden will. Muß oder 
kann der Gläubiger im Einzelfalle auf Grund beſonderer Umſtände 
annehmen, daß auch dem Offenbarungseidverfahren beſtenfalls nur 
ein geringer oder teilweiſer Erfolg beſchieden ſein wird, ſo be⸗ 
ſchränkt ſich ſein Intereſſe eben auf dieſen Teil. Auch die Billigkeit 
gebietet dieſe Möglichkeit, den Streitwert zu beſchränken. Ein Miß⸗ 
brauch dieſer Milderung iſt nicht zu befürchten. Sache des Gerichts 
bleibt es, darüber zu wachen, wann eine ſolche Ausnahme von dem 
Regelfalle gerechtfertigt iſt. 

Dazu kommt noch folgendes: Die Entſch. des OLG. Jena iſt 
vor der Neugeſtaltung des Offenbarungseidverfahrens durch die 
VO. v. 26. Mai 1933 ergangen. Dadurch, daß dieſe VO. die Eides⸗ 
leiſtung faſt ganz in Wegfall gebracht hat und an ihrer Stelle die 
Abgabe einer bloßen Verſicherung getreten iſt, mag vielleicht auch 
das den Streitwert beſtunmende Intereſſe des Gläubigers am 
Offenbarungseidverfahren berührt werden. Jedenfalls ſcheint es im 
Hinblick auf dieſe Neuregelung beſonders unbillig, wenn man an 
dem Grundſatz, den die Entſcheidung des OLG. Jena aufitellt, ſtarr 
feſthalten wollte. 

GerAſſ. Dr. Wilh. Scharrenbroich, Koblenz. 


2) JW. 1931, 2485. ) JW. 1932, 2287. 
Zu 13. Der Entſch. iſt beizutreten. Die RAGGebO. knüpft den 


Anfall der Gebühren ſtets an beſtimmte äußere Merkmale. Das für 
den Fall des 8 27 Abſ. 1 Satz 1 gegebene äußere Merkmal iſt die 


Prozeßentſcheidung verworfen hat. Nach herrſchender Anſicht 
bedarf es einer ausdrücklichen Zurückverweiſung für die Anwendung 
des J 27 nicht. Die Meinungen über die Anwendbarkeit dieſer Belt. 
auf Fälle, in denen dem Verfahren des LG. über die Höhe des An⸗ 
ſpruchs eine Sachentſcheidung des OLG. nicht voraufgegangen war, 
find geteilt. Das OLG. Kiel hat die Frage der Anwendbarkeit für 
den Fall bejaht, daß ſich das Verfahren über die Höhe vor dem LG. 
an ein Verluſtigkeitsurteil des OL. nach Zurücknahme der Be 
rufung angeſchloſſen hatte. An dieſem Standpunkte wird feſtgehalten. 
Bildet aber hiernach das Fehlen einer Sachentſcheidung des BG. über 
den Grund des Anſpruchs, wenn der BerKl. nach Zurücknahme des 
Rechtsmittels der Berufung für verluſtig erklärt war, kein Hinder⸗ 
nis, das folgende Verfahren vor dem LG. über die Höhe des An⸗ 
ſpruchs gebührenrechtlich nach 8 27 a. a. O. als neue Inſtanz zu 
betrachten, ſo iſt auch für eine abweichende Behandlung, wenn die 
Berufung als unzuläſſig verworfen war, kein Grund erſichtlich. Im 
Gegenteil läßt ſich in dieſem Falle gerade für die Anwendbarkeit des 
8 27 auf den Unterſchied hinweiſen, daß nach Zurücknahme der Be⸗ 
rufung das Verfahren über die Höhe vor dem LG., auch ohne Er⸗ 
wirkung eines Verluſtigkeitsurteils, ohne weiteres ſeinen Fortgang 
nimmt, während bei Unzuläſſigkeit der Berufung das weitere Ver⸗ 
fahren vor dem LG. eine Entſch. des BG. über die Verwerfung des 
Rechtsmittels zur notwendigen Vorausſetzung hat. Die bezeichneten 
Gebühren ſind daher m. R. für den Kl. feſtgeſetzt worden. 


(OLG. Kiel, Fer Sen., Beſchl. v. 15. Sept. 1933, 2a W 105/33.) 
Ber. von LGR. Schumacher, Altona. 


* 
Königsberg. 


14. § 569 ZPO. Die fernmündliche Durchſage eines 
Telegramms wahrt nicht die Beſchwerdefriſt. 


Der Inhalt des Telegramms, durch das die ſofortige Beſchw. 
am letzten Tage der Friſt eingelegt iſt, wurde dem AG. fern⸗ 
mündlich zugeſprochen. Die Ausfertigung des Telegramms ging 
erſt am nächſten Tag durch die Poſt bei dem AG. ein. Die Beſchw. 
iſt mit Recht als unzuläſſig verworfen, da die fernmündliche Über⸗ 
mittlung des Inhalts der Beſchwerdeſchrift zur Wahrung der 
Form des § 569 Abſ. 2 ZPO. nicht ausreicht. Zwar wird die 
Ankunftsdepeſche als zur Wahrung der Schriftform ausreichend 
erachtet; aber es beſteht nicht die Möglichkeit, der Tatſache, daß die 
Poſt eingehende Telegramme dem Empfänger zunächſt fernmünd⸗ 
lich mitteilt und die Ausfertigung mit der nächſten Poſtzuſtellung 
mitſchickt, als einer im Telegrammverkehr begründeten techniſchen 
Beſonderheit in der Weiſe Rechnung zu tragen, daß mit der fern⸗ 
mündlichen 1 5 das Rechtsmittel als eingelegt gelten kann, 
mag dieſe Art der Übermittlung auch als poſtordnungsmäßige 
Zuſtellung gelten. § 569 Abſ. 2 ZPO. erfordert die Einreichung 
einer Beſchwerdeſchrift. Die Erleichterungen, die die Rſpr. bzgl. 
der Einlegung von Rechtsmitteln durch Telegramm gewährt hat, 
beziehen ſich auch durchweg auf die Form der Rechtsmittelſchrift, 
insbeſ. auf das Erfordernis der eigenhändigen Unterſchrift unter 
derſelben; nicht aber wird auf die Schriftform überhaupt verzichtet. 
Selbſt wenn man die bisherige Rſpr. dem in der fernmündlichen 
Übermittlung liegenden techniſchen Fortſchritt anpaſſen möchte, ſo 
erſcheint doch aus Gründen der Sicherheit des prozeſſualen Ver⸗ 
kehrs ein Verzicht auf die Rechtsmittelſchrift ausgeſchloſſen. Einer 


wiederholte Inanſpruchnahme des Anwalts der Inſtanz mit der münd⸗ 
lichen Verhandlung und gegebenenfalls einer Beweisaufnahme und 
Beweisverhandlung, nachdem die Sache durch die Anfechtung des Urt. 
der Inſtanz in die übergeordnete Inſtanz gediehen war. Ob auf die 
Anfechtung des Urt. eine Sachentſcheidung der höheren Inſtanz er⸗ 
geht oder lediglich eine prozeßrechtliche Entſch. (Verluſtigkeitsurteil), 
kann demnach keinen Unterſchied ausmachen. Jede Entſch. über das 
Rechtsmittel, welche dazu führt, daß der Prozeß in der unteren Inſtanz 
fortgeſetzt wird, hat daher die Folge, daß anwaltsgebührenrechtlich, mit 
Ausnahme der Prozeßgebühr, die Gebühren für eine neue Inſtanz 
anfallen. Daß der § 27 Abſ. 1 Satz 1 in dieſem Sinne auszulegen iſt, 
ergibt ſich übrigens auch aus dem Satz 2, der auf dem gleichen Ge⸗ 
danken einer durch Einlegung eines Rechtsmittels erfolgten Unter⸗ 
brechung und darauf folgenden Fortſetzung der Inſtanz beruht. Auch 
wenn der Einſpruch gegen ein Verſäumnisurteil zurück genommen 
iſt, gilt das Verfahren über den Einſpruch als neue Inſtanz. Da 
hier nach Zurücknahme des Einſpruchs das weitere Verfahren mit 
Ausnahme der Prozeßgebühr als neue Inſtanz gilt, ſo muß ſinngemäß 
auch die nach Zurücknahme oder wegen Nichtzahlung der Prozeß⸗ 
gebühr erfolgende prozeßrechtliche Entſch. über den Rechtsmittelverluſt 
(Verluſtigkeitsurteil, Beſchluß, durch welchen die Berufung als un⸗ 
zuläſſig verworfen wird) im Falle des Satzes 1 dazu führen, daß 
das weitere Verfahren in der unteren Inſtanz — mit Ausnahme der 
Prozeßgebühr — als neue Inſtanz gilt. 
RA. Dr. Alfons Roth, Berlin. 
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Partei, die ſich der Einlegung des Rechtsmittels durch Telegramm 
bedient, iſt keine Gewähr dafür geboten, daß die fernmündliche 
Mitteilung auch den für die Entgegennahme der Rechtsmittelſchrift 
zuſtändigen Beamten erreicht. Auch beſteht bei der fernmündlichen 
Mitteilung keine Gewähr dafür, daß dem die Durchſage auf⸗ 
nehmenden Beamten nicht ein Hörfehler unterläuft. Es iſt des⸗ 
halb der größeren Sicherheit der Rechtsmitteleinlegung vor der 
größeren Beſchleunigung der Übermittlung des Telegramminhalts 
der Vorzug zu geben. 


(Dec. Königsberg, Beſchl. v. 5. Okt. 1933, 3 W 525/33.) 
Ber. von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


* 


München. 
15. 5 1 AufwFäll G. v. 18. Juli 1930: Gef. v. 15. Dez. 
1930 (RG Bl. I, 609); VO. v. 5. Dez. 1930 (RG Bl. I, 608); 
4. Not VO. v. 8. Dez. 1931 (RG Bl. I, 699); 88 4, 9 AufwG. 
Verzinſung des Aufwertungsbetrages erfolgt zu 6%, 
mern regelmäßige Verzinſung in einem nach dem 15. Juli 
1925 abgeſchloſſenen Vergleich 5% beträgt und der Auf⸗ 
wertungsbetrag in Raten über den 1. Jan. 1932 hinaus zu 
bezahlen iſt. Zum Begriff „Aufwertungsbetrag“. }) 

Die Kl., perſönliche und dingliche Schuldner der Bekl., haben 
dor der Aufwertungsſtelle M. im Jahre 1926 einen Vergleich ge⸗ 
ſchloſſen, wonach eine Kaufpreisreſtforderung von 990 000 % auf 
insgeſamt 230 000 GM. aufgewertet und in dieſer Höhe auch ding⸗ 
lich geſichert wurde, in beſtimmten Raten in den Jahren 1926 mit 
1942 zurückzubezahlen und v. 1. Jan. 1925 mit 3%, v. 1. Jan. 
1926 mit 5% zu verzinſen war. 

Da die Bekl. behaupteten, der Aufwertungsbetrag ſei ab 1. Jan. 
1932 mit 60% zu verzinſen, erhoben die Kl. Klage mit dem Antrag, 
feſtzuſtellen, daß die Bekl. nicht berechtigt ſind, von den Kl. eine 

thöhung der im Vergleich vereinbarten Verzinſung zu verlangen. 
Die Klage wurde in zwei Inſtanzen abgewieſen. 

Das Gef. v. 18. Juli 1930 beſtimmt in 8 1 Satz 1 allgemein, 
daß der AufwBetrag der Hypothek und der perſönlichen Forderung 
b. 1. Jan. 1932 über 5% hinaus zu einem Hundertſatz zu ver- 
zinſen iſt, den die Reichsregierung feſtſetzt. Dieſer Hundertſatz be⸗ 
trägt 6% (Gef. v. 15. Dez. 1930 [RG Bl. I, 609]; BD. v. 5. Dez. 
1930 [RGBl. I, 608] und 4. Not BO. v. 8. Dez. 1931 [RG Bl. I, 
699. § 1 des erwähnten Geſetzes weiſt dabei auf 88 4 u. 9 AufwG. 
hin. In dieſen beiden Paragraphen iſt allerdings der geſetzliche Aufw⸗ 


Zu 15. Daraus, daß das Fäll G. in § 1, ebenſo wie in 8 2, auf 
die 88 4 u. 9 AufwG. verweiſt, kann nicht gefolgert werden, daß die 
Vorſchr. des Fällch. nur für den normalen Höchſtſaz der Aufw. 
(25%) gelten. Die Verweiſung auf 89 ſoll nicht die Höhe der Aufw. 
begrenzen, ſondern dient zur Bezeichnung der Art der perſönlichen 
Forderungen, die unter das Geſetz fallen. Iſt der Aufw Betrag der 
perſönlichen Forderung nach § 10 Aufw®. höher als der normale 
Höchſtſatz, jo finden auf den ganzen AufwBetrag die Vorſchr. des 
Fällch. ebenſo Anwendung wie die Vorſchr. des AufwG. (88 25, 28) 
über Fälligkeit und Verzinſung (vgl. meine Anm. 6 zu § 27, Anm. 1 
zu 828, Urt. des RG.: JW. 1928, 2816). Demgemäß wird all⸗ 
gemein angenommen, daß 81 Anwendung findet, wenn auf Grund 
des 8 10 gerichtlich für die perſönliche Forderung ein höherer 
Aufw Betrag als 25% feſtgeſetzt wird. Streitig it nur die Frage, 
wie es ſich verhält, wenn durch Vereinbarung ein höherer 
AufiwBetrag als 25% für die Hypothek oder die Forderung beſtimmt 
iſt, weil in dieſem Falle nach § 67 Abf. 1, 3 Aufiv®. die Verein⸗ 
barung, ſoweit die vereinbarte Aufw. 250 des Goldmarkbetrages 
überſteigt, als Begr. eines neuen Schuldverhältniſſes gilt. 


Für den Fall, daß eine 25% überſteigende Hypothek einge⸗ 
tragen wird, wird die Frage der Anwendbarkeit des FällG. auf 
den Mehrbetrag verneint von Cammerer: 28. 1930, 1027; 
Radler, Anm. 1 zu 81 und ZurRöfch. 1931, 13; Duaffowski 
©. 115 und von mir (Anm. 1 zu 8 1); dagegen wird fie bejaht von 
Schlegelberger-Harmening, 3. Aufl., Anm. 4 zu 8 1; Son⸗ 
tag⸗Roth, Komm. z. Fällcc. S. 12; Roß, Komm. z. Lock. 
S. 66 (für den Fall, daß die Parteien nur eine Erhöhung der Aufw., 
nicht die Begr. eines neuen Schuldverhältniſſes gewollt haben); und 

riedlaender, „Die Rückzahlung, Verzinſung und Beitreibung der 
Aufwoypothek“ S. 16 (nur in dem Sinne, daß der Eigentümer zur 
Gewährung der ſich aus dem Fällch. ergebenden Rechte obligatoriſch 
verpflichtet fei, wenn in einem Vergleiche Forderung und Hypothek 
gleichzeitig über 25% aufgewertet find). Bezüglich der perſönlichen 

orderung wird meiſt die Anwendung des FAlG. vorausgeſetzt, 
indem nicht beachtet wird, daß die Vorſchr. des § 67 Abi. 1 Saß 2 
ihrer Faſſung nach auch für die perſönliche Forderung gilt. In 
meiner Anm. 1 zu 8 1 habe ich hierauf hingewieſen und es für eine 

rage der Auslegung des Parteiwillens erklört, ob trotzdem das 
Jällcch. anzuwenden iſt oder nicht. Der Anſicht von Schlegel 


Betrag der Hypotheken und der durch Hypotheken geſicherten For⸗ 
derungen geregelt: Die Hypotheken werden auf 25% des Goldmark- 
betrages aufgewertet, und auch für die durch Hypothek geſicherte 
perſönliche Forderung bildet dieſer Satz den normalen Höchſtſatz. 
Der Begriff „AufwBetrag“ wird aber durch dieſen Hinweis nicht in 
der Weiſe feſtgelegt und eingeſchränkt, daß er im Gegenſatz zu der 
Bedeutung, die er ſonſt im AufwRecht hat, nur den normalen 
Höchſtſatz der Aufw. der Hypothek und der hypothekariſch geſicherten 
Forderung umfaßt. Auch der 25% überſteigende AufwBetrag der 
perſönlichen, hypothekariſch geſicherten Forderung iſt „AufwBetrag“ 
t. S. des Verzinſungs⸗ und Fälligkeitsgeſetzes; ein Unterſchied, ob 
dieſe Mehraufwertung auf Vergleich oder Vereinbarung oder Richter⸗ 
ſpruch beruht, iſt nicht gemacht (Schlegelberger⸗Harmening, 
Anm. 1 u. 4 zu § 1). Aus 867 Abſ. 1 Satz 2 Aufwch. geht hervor, 
daß bei einem AufwVergleich der AufwBetrag auch den 250% des 
Goldmarkbetrages überſteigenden Betrag umfaßt. Soweit der ver⸗ 
einbarte Aufw Betrag 25% des Goldmarkbetrages überſteigt, gilt die 
Vereinbarung als Begr. eines neuen Schuldverhältniſſes. Der Aufw⸗ 
Betrag behält, wenn der Vergleich eine Hypothek uſw. betrifft, bis 
zur Höhe von 25% des Goldmarkbetrages im allgemeinen den bis⸗ 
herigen Rang der Hypothek (8 67 Abſ. 1 Satz 3 und 86 Aufm. ). 
Mit Rüchkſicht auf dieſe geſetzlichen Belt. haben die Beteiligten 
in dem Vergleich vereinbart, daß die Kaufpreisreſtforderung auf 
230 000 GM. aufgewertet wird, daß aber im Wege der Grundbuch⸗ 
berichtigung an Stelle der eingetragen geweſenen Kaufpreisreſt⸗ 
hypothek eine ſolche von je 4653 GM. für jeden der zehn Miterben 
eingetragen werde und daß wegen des überſchießenden Betrages 
(230 000 — 46 530 GM.) eine Hypothek von 183 470 GM. an 
nächſt offener Rangſtelle einzutragen ſei. Die Beteiligten waren auch 
darüber einig, daß als „AufwBekrag“ nicht nur die 46 530 GM. zu 
betrachten ſeien, für die mit dem alten Rang die Hypothek ein⸗ 
getragen wurde, ſondern auch der weitere Betrag von 183470 GM., 
für den die Eintragung einer neuen Hypothek bewilligt wurde. 


Für den geſamten AufwBetrag wurde eine regelmäßige Ver⸗ 
zinſung von 3% v. 1. Jan. 1925 an und von 50% v. 1. Jan. 1926 
an vereinbart. Vom 1. Jan. 1928 ab ſollte alſo der geſetzliche 
Zinsſatz (828 I Aufio®.) gelten. Da in Anſehung eines Teiles 
des AufwBetrages den Eigentümern des belaſteten Grundſtückes, die 
zugleich die perſönlichen Schuldner waren, über den 1. Jan. 1932 
hinaus Stundung bewilligt wurde, erhöhte ſich nach 8 28 Abſ. 1 
Satz 4 AufwG. der vom Geſetz vorgeſehene Zinsſatz um einen Betrag, 
den die Reichsregierung unter Berückſichtigung der allgemeinen 
Wirtſchaftslage zu beſtimmen hatte. Dieſe Beſt. iſt durch das Geſ. 


berger⸗Harmening, die für Hypothek und perſönliche For⸗ 
derung die Anwendbarkeit des FällGG. auf den Mehrbetrag über 
25% bejaht, haben ſich das OLG. Naumburg: JW. 1933, 635 
und jetzt das OLG. München angeſchloſſen. 

Zur Begr. dieſer Anſicht iſt zuerſt von Sontag- Roth, 
demnächſt von Schlegelberger⸗Harmening, geltend gemacht 
worden, daß die Fiktion des 867 Abf. 1 Satz 2, betr. die Begr. eines 
neuen Schuldverhältniſſes, nur den Zweck habe, die Verweiſung des 
Mehrbetrags auf die bereiteſte Rangſtelle zu begründen und daß in 
Wirklichkeit der Mehrbetrag dinglich wie hinſichtlich der perſönlichen 
Schuld AufwBetrag ſei. Man wird hierbei zwiſchen Hypothek und 
perſönlicher Forderung unterſcheiden müſſen. Auch ich habe es in 
meinem Komm. als möglich bezeichnet, daß die allgemeine, auch die 
perſönliche Forderung einſchließende Faſſung des Satzes 2 auf einem 
Redaktionsfehler beruhe. Dazu kommt bezüglich der perſönlichen 
Forderung, daß nach der Mitteilung von Schlegelberger⸗Har⸗ 
mening bei der Beratung des 8 1 FällG. ein Antrag, der in 81 
hinter dem Worte „Forderung“ die Worte „ſoweit ſie die Hypothek 
nicht überſteigt“ einfügen wollte, abgelehnt worden ift. Mit Rück⸗ 
ſicht hierauf kann ich der Entſch. der beiden Os. in Anſehung der 
perſönlichen Forderung beitreten, was ich um ſo lieber tue, als ſich 
dadurch ſonſt notwendig werdende ſchwierige Auslegungsfragen er⸗ 
ledigen. Dagegen erſcheint es mir bedenklich, auch bezüglich der 
Hypotheb den Satz 2 für bedeutungslos zu erachten. Gewiß war 
dieſe Vorſchr. auch für die Hypothek nicht nötig Es hätte die Beſt. 
genügt, daß bei einer Aufw. der Hypothek die Vorſchr. des 86 über 
den Rang der aufgewerteten Hypothek nur bis zur Höhe von 2500 
des Goldmarkwertes Anwendung findet. Aber die Vorſchr. des 
Satzes 2 iſt nun einmal erlaſſen, und auch nicht nötige oder unzweck⸗ 
mäßige Geſetzesvorſchr. müſſen beachtet werden. Man kann auch nichr 
ſagen, daß die Vorſchr. bezüglich der Hypothek keinen Sinn habe, 
weil, anders wie bei der perſönlichen Forderung, 25% des Gold⸗ 
markbetrages der Höchſtbetrag der geſetzlichen Aufw. der Hypothek 
iſt und daher, wenn die Parteien einen höheren Betrag dinglich 
ſichern, eine Neubelaſtung des Grundſtücks vorliegt. Der Mehrbetrag 
der Hypothek über 250 it daher in der Tat eine neue Hypothek, 
nicht die aufgewertete alte Hypothek. 


Die zweite in dem Urt. des OLG. behandelte Frage iſt die, 
welche Tragweite die Vorſchr. des SI Abſ. 1 Satz 3 Fall G. über die 
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b. 18. Juli 1930 i. Verb. m. der VO. v. 5. Dez. 1930 und der 
NotVO. v. 8. Dez. 1931 erfolgt (8 1 Abſ. 1 Satz 2). 


Vereinbarungen, die dieſer in 8 1 Abſ. 1 Satz 1 Geſ. v. 18. Juli 
1930 getroffenen Regelung entgegenſtehen, ſind im allgemeinen un⸗ 
wirkſam. Sie find nur gültig, wenn fie nach Inkrafttreten des AufwG. 
getroffen ſind und wenn ſie als regelmäßige Verzinſung einen höheren 
oder geringeren Satz als 50% feſtſetzen (§ 1 Abf. 1 letzter). Die erſte 
Vorausſetzung der Gültigkeit einer ſolchen Vereinbarung trifft wohl 
zu, nicht aber die weitere: Es wurde eine regelmäßige Verzinſung 
von 50% vereinbart. Es tritt daher in Anſehung der Verzinſung an 
Stelle der Vereinbarung die geſetzliche Regelung; im übrigen bleibt 
aber der Vergleich rechtswirkſam, wie im Gegenſatz zu Quaſſows ki 
(Die neuen AufwG. 1930, 119) mit Schlegelberger⸗Har⸗ 
mening (AufwSchlußGZ. 1931 8 1 Anm. 7b) anzunehmen iſt. Eine 
Prüfung der Frage, ob die Vereinbarung des Zinsfußes, die Be⸗ 
meſſung auf 5%, weſentlich für den Vergleichsabſchluß war, findet 
nicht ſtatt. Der Geſetzgeber wollte einen ſolchen Streit ausſchließen 
und beſtimmte deshalb, daß bei einer Zinsvereinbarung von 500 die 
geſetzliche Regelung Platz zu greifen habe, wobei er von der Erwägung 
ausging, daß bei einer Zinsfeſtſetzung von 5% in einem Vergleich 
die Zinsfrage vermutlich keine erhebliche Rolle geſpielt habe, wäh⸗ 
rend bei einer abweichenden Regelung angenommen werden könne, 
daß auch die Zinsfrage bei dem Vergleichsabſchluß weſentlich ge⸗ 
weſen ſei (OL G. Naumburg v. 3. Nov. 1932: ZW. 1933, 635). 


Aus dieſen Ausführungen ergibt ſich, daß der ganze noch ge⸗ 
ſchuldete Reſt des Aufw Betrags von 230 000 GM. v. 1. Jan. 1932 
ab mit 6% zu verzinſen ift. 

(OLG. München, Urt. v. 8. Juni 1933, L 203/33 II.) 
Ber. von RA. O. Rembold, München. 


* 
Naumburg. 

16. 5 1542 RVO.; 88 400, 412 BGB. Der Forderungs⸗ 
übergang aus § 1542 RVO. tritt auch bei freiwilliger 
Selbſtverſicherung ein. Die Beſchränkungs vorſchriften 
der 88 400, 412 BGB. finden auf ihn keine Anwendung. f) 

Der Kl. braucht ſich auf ſeinen Rentenanſpruch nicht die Unfall⸗ 
rente von monatlich 50 % anrechnen zu laſſen, die er infolge des 
Unfalls von der Bauberufsgenoſſenſchaft bezieht. Er erhält die 
Unfallrente auf Grund freiwilliger Selbſtverſicherung, wie ſie 
durch § 54 der Satzung der Berufsgenoſſenſchaft für Betriebsunter⸗ 
nehmer vorgeſehen iſt. Nach Rſpr. und Rechtslehre (NG. 83, 3161), 
Lehmann, RO. $ 1542 Anm. 3) tritt der geſetzliche Forderungs⸗ 
übergang nuch $ 1542 RVO. zwar auch ein bei Erſatzanſprüchen der 
freiwilligen, verſicherungsberechtigten Mitglieder, ſo daß ſich demgemäß 
dann auch dieſe Mitglieder die ihnen vom Verſicherungsträger gewährte 
Rente in Abweichung des ſonſtigen Grundſatzes, daß Empfänge aus Ver⸗ 
ſicherungsverträgen nicht anrechnungspflichtig ſind, auf ihren Erſatz⸗ 
anſpruch gegen den Schädiger anrechnen müſſen, eine Abweichung, die 


Unwirkſamkeit entgegenſtehender Vereinbarungen hat. Hier halte ich 
die Entſch. des OLG. für zutreffend. Die von Stern⸗Humar, 
„Das AufwSchlußcG.“ S. 22 und Sontag-Roth, Anm. 8 zu 
81 vertretene Anſicht, daß trotz des Satzes 3 eine Vereinbarung auf- 
recht zu erhalten ſei, wenn ausdrücklich ein Zinsſatz von 50% ver⸗ 
abredet iſt, würde der geſetzlichen Vorſchr. ihr Anwendungsgebiet ent⸗ 
ziehen und der Abſicht des Geſetzes widerſprechen, daß die ſchwer zu 
entſcheidende Frage, ob die Feſtſetzung des Zinsſatzes von 5% einen 
weſentlichen Teil der Vereinbarung bildet, ausgeſchaltet werden ſoll. 
Dieſer Zweck des Geſetzes ſteht auch der Anſicht von Quaſſowski 
S. 120 entgegen, daß die Unwirkſamkeit der Vereinbarung nach 8 139 
BGB. die Nichtigkeit der ganzen Vereinbarung zur Folge habe (vgl. 
hierzu die näheren Ausführungen von Schlegelberger⸗Har⸗ 
mening, Aum. 7 zu 8 1). 
Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. R. Dr. Mügel, Berlin. 


Zu 16. Gemäß § 1542 RVO. gehen die Anſprüche der Ver⸗ 
ſicherten oder ihrer Hinterbliebenen, die dieſen nach anderen geſetzlichen 
Vorſchriften, z. B. BGB., Kraftf®. oder Haftpflö., auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Krankheit, Unfall, Invalidität oder durch den Tod des 
Verſicherungsnehmers erwachſen ſind, auf die Träger der öffentlichen 
Verſicherung inſoweit über, als dieſe den Entſchädigungsberechtigten 
nach der RVO. Leiſtungen zu gewähren haben. 

Nach der ſtändigen Rſpr. des RG., die im obigen Urt. wieder⸗ 
gegeben wird, entſteht die Schadensforderung gegen den Dritten zu⸗ 
nächſt in der Perſon des Verletzten, geht aber unmittelbar danach 
über ihn auf den Verſicherungsträger über, indem Entſtehung und 
Übergang zeitlich zuſammenfallen. 


Der Zweck des § 1542 RVO. iſt ein doppelter: einerſeits ſoll 
1) JW. 1914, 206. 
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durch die Rückſichten auf das öffentliche Intereſſe begründet wird. 
Der Kl. wäre daher, wenn auch bloß Selbſtverſicherter, in Höhe 
der Unfallrente, die er von der Berufsgenoſſenſchaft bezieht, nicht 
anſpruchsberechtigt. Nun hat ihm aber die Berufsgenoſſenſchaft die 
geſamten auf fie übergegangenen Anſprüche gegen die Bekl. ab⸗ 
getreten. Damit iſt er den Bekl. gegenüber wieder in vollem Um⸗ 
fange feiner urſprünglichen Schadenserſatzforderung an fie anſpruchs⸗ 
berechtigt geworden. Dieſe Abtretung war zuläſſig und iſt voll rechts⸗ 
wirkſam, und zwar trotz der beſchränkenden Vorſchriften in 88 400, 
412 BGB. und dazu § 850 Abſ. 3 ZPO., die die Übertragung einer 
Forderung, ſei es durch Abtretung oder auch kraft Geſetzes, nur 
inſoweit zulaſſen, als ſie der Pfändung nicht unterworfen iſt, hier 
alſo, wo es ſich um eine Schadenserſatzrente gegen den Schädiger 
aus § 843 BGB. handelt, an ſich nur über die — hier nur zum 
Teil erreichte — Pfändungsgrenze der VO. über Lohnpfändung von 
monatlich 195 N. hinaus zulaſſen würden. 


Nach der Auslegung des § 1542 RVO. in ſtändiger Rſpr. (u. a. 
NG. 60, 200; 76, 2182); 91, 143; 103, 219; 124, 113 5); ſiehe 
darüber auch Gottlieb: JW. 1931, 1433) entſteht im Falle des 
§ 1542 die Schadenserſatzforderung zunächſt in der Perſon des Ver⸗ 
letzten und geht ſogleich mit ihrer Entſtehung durch Übertragung kraft 
Geſetzes auf den Verſicherungsträger über. Auf dieſe Übertragung 
findet jedoch die Vorſchrift des 8 412 BGB., obwohl fie grundſätz⸗ 
lich nicht bloß die im BGB. erwähnten, ſondern darüber hinaus auch 
ſonſt geſetzlich ausgeſprochenen Forderungsübertragungen erfaßt, und 
damit auch 8 400 BGB. keine Anwendung (a. A., aber in anderem 
Zuſammenhang, RG. 124, 113%); auch OLG. Frankfurt: IW. 1933, 
78712). Der geſetzgeberiſche Zweck des § 1542 iſt — neben ande 
rem — der, durch die Forderungsübertragung auf den Verſicherungs⸗ 
träger zu verhüten, daß der Geſchädigte eine doppelte Entſchädigung 
erhält, einmal vom Schädiger und ein zweites Mal vom Verſiche⸗ 
rungsträger. Das Gegenteil würde, wenigſtens in ſehr häufigen Fäl⸗ 
len, eintreten, wenn der Anſpruch des Geſchädigten gegen den Schädiger 
nach $ 1542 auf den Verſicherungsträger nur inſoweit übergehen 
ſollte, als er der Pfändung unterliegt. Dieſe gegenteilige Auffaſſung 
iſt in der Rſpr., ſoweit erſichtlich, noch niemals vertreten worden, 
entſpricht auch nicht der von den Verſicherungsträgern geübten Praxis. 
Schon dieſer geſetzgeberiſche Zweck des § 1542 führt mit Notwendig⸗ 
keit zu dem Schluß, daß § 1542, der erſt ſpäter als das BGB. 
geſchaffen und in Kraft getreten iſt, für das Gebiet der Sozialverſiche⸗ 
rung als eine Sonder beſtimmung anzuſehen iſt, auf die die Vor⸗ 
ſchrift des 8 412 BGB. keine Anwendung zu finden hat. Das wird 
auch durch die Faſſung des § 1542 beſtätigt. Allerdings iſt es 
(worauf OLG. Frankfurt a. a. O., jedoch in anderem Zuſammen⸗ 
hange, hinweiſt) dort nicht ausdrücklich geſagt; es ergibt ſich aber 
zumal im Hinblick auf Sinn und Zweck der Vorſchrift, ihrer Ver⸗ 
hütung doppelter Entſchadigung, deutlich genug aus den Geſetzes⸗ 
worten: „... (es) geht der (Schadenserſatz⸗) Anſpruch auf die Träger 
der Verſicherung inſoweit über, als ſie den Entſchädigungsberech⸗ 
tigten nach dieſem Geſetze Leiſtungen zu gewähren haben“, 
d. h. mit anderen Worten: ſoweit Leiſtungen zu gewähren ſind, tritt 
Forderungsübergang in deren Umfang ohne weiteres ein, alſo 


dadurch eine doppelte Entſchädigung des Verletzten verhindert, anderer⸗ 
ſeits ſollen die Verſicherungsträger für die ihnen obliegende Verſiche⸗ 
rungspflicht tunlichſt ſchadlos gehalten werden. Mit dieſem Ziel wäre 
es unvereinbar, wie das RG.: IW. 1930, 3658 ausführt, wenn man 
den geſetzlichen Forderungsübergang nach § 1542 RVO. auf den pfänd⸗ 
baren Teil der Anſprüche beſchränken wollte, da dadurch die Vorſchrift 
namentlich für Anſprüche Hinterbliebener gem. § 850 Nr. 2 ZPO. 
ihres Inhalts beraubt würde. Die gegenteilige Auffaſſung wird nur 
von Stein: Hanf. 1919, 258 vertreten, vom RG. aber in dem 
erwähnten Urt. mit Recht zurückgewieſen. 


Zutreffend verweiſt das Urt. auch auf den in der Rſpr. und 
Rechtslehre anerkannten Satz, daß der geſetzliche Forderungsübergang 
auch bei Erſatzanſprüchen der freiwilligen verſicherungsberechtigten Mit⸗ 
glieder eintritt. 

Es iſt allerdings hierbei vorausgeſetzt, daß es ſich um einen 
öffentlichen Verſicherungsträger handelt. Anſprüche aus privaten Ver⸗ 
ſicherungsverträgen ſind für den Geſchädigten grundſatzlich nicht an⸗ 
rechnungspflichtig. Eine cessio legis auf die private Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft findet nicht ſtatt. 

Zu der Rſpr. ſei verwieſen auf NG. 70, 101 = JW. 1909, 49, 
wo Anſprüche aus einer vom Arbeitgeber abgeſchloſſenen Kollektiv” 
verſicherung für anrechnungspflichtig erklärt wurden. In RG. 130, 
258 = ZW. 1931, 1551 wurden die Leiſtungen einer Penſionskaſſe 
einer Straßenbahngeſellſchaft nicht für anrechnungspflichtig erklärt, 
obwohl hier eine Verpflichtung zur Teilnahme an der Penſionskaſſe 
beſtand. RA. Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin. 


2) JW. 1911, 552. 
) JW. 1929, 2056. 


3) JW. 1929, 2056. 
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auch ohne jede Beſchränkung durch ſonſtige geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften. 

Die Berufsgenoſſenſchaft war hiernach, obwohl der auf ſie über⸗ 
gegangene Anſpruch des Kl. nur zu einem Teile der Pfändung unter⸗ 
worfen geweſen wäre, in deſſen ganzem Umfange forderungsberechtigt 
geworden. 

An ſeiner vertraglichen Zurückabtretung an den Kl. war ſie 
nunmehr auch nicht etwa durch $ 400 BGB. gehindert; denn in ihrer 
Hand war der Anſpruch nicht mehr der Pfändung entzogen; mit dem 
Übergang auf ſie hatte er aufgehört, ein pfändungsgeſchützter Anſpruch 
i. S. des 8 850 Abſ. 3 ZRD. zu fein, da dieſe Vorſchrift lediglich 
den Geſchädigten ſelbſt als Glaubiger ſchützen ſoll (ogl. dazu Stein⸗ 
Jonas, 300. 8 850 IV 2a bei Note 75). Infolge der Abtretung 
an ihn braucht ſich der Kl. daher die Unfallrente, die er von der 
Berufsgenoſſenſchaft erhält, auch nicht auf ſeinen Erſatzanſpruch gegen 
die Bekl. anzurechnen, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob er die 
Rente bereits erhalten hat oder noch nicht. Eine Doppelzahlung durch 
die Bekl. iſt in jedem Falle ausgeſchloſſen. Ob und inwieweit etwa 
die Berufsgenoſſenſchaft ſchon an den Kl. gezahlte Beträge wird er⸗ 
ſtattet verlangen können, iſt ausſchließlich Sache dieſer beiden Be⸗ 
teiligten untereinander, und geht die Bekl. nichts mehr an. 


(OLG. Naumburg a. S., 7. ZivSen., Urt. v. 4. Juli 1933, 7 U 
368/32.) 


Ber. von OLGR. Biedermann, Naumburg a. S. 


* 


17. § 839 BGB.; Art. 131 RVerf.; § 1 Abſ. 3 PrStH®. 
von 1909. 


I. Der Notar iſt bei Beurkundung eines Kaufvertrages 
über ein hoch belaſtetes Grundſtück verpflichtet, einen un⸗ 
erfahrenen und ungewandten Käufer darauf aufmerkſam 
zu machen, daß er bei Zahlung des Kaufpreiſes vor der 
vereinbarten laſtenfreien Auflaſſung des Grundſtücks Ge- 
fahr läuft, das Grundſtück nicht zu erhalten und ſein Geld 
zu verlieren, auch wenn der Käufer bei Abſchluß des Kauf- 
vertrages die Belaſtungen des Grundſtücks kannte. Der 
Notar verletzt dann fahrläſſig ſeine Amtspflicht, wenn er 
die Beſtimmung in dem Kaufvertrag aufnimmt, daß der 
Kaufpreis vor der Auflaſſung zu zahlen fei. 

II. Der Notar hat die Pflicht, die Auszahlung des 
Reſtkaufgeldes vor Beſeitigung der Belaſtungen zu ver⸗ 
hindern, wenn das Reſtkaufgeld erſt ausgezahlt werden 
ſollte, nachdem die Auflaſſung laſtenfrei vorgenommen 
wurde. Er verletzt ſeine Amtspflicht, wenn er auf Be⸗ 
fragen des Käufers erklärt, das Geld könne an den Ver⸗ 
käufer ausgezahlt werden. f) 

Nach §8 839 BGB. hat ein Beamter, der fahrläſſig die ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt, dem Dritten den 
daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen, falls der Dritte nicht auf 
andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag. Der Bekl. iſt Notar und 
damit Beamter. Er hat die ihm den Kl. gegenüber obliegende Amts⸗ 
pflicht fahrläſſig verletzt. Wie das LG. zutreffend ausführt, hat der 
Notar die Pflicht, bei Beurkundung von Kaufverträgen über Grund⸗ 
ſtücke ſich davon zu überzeugen, ob die Beteiligten zuverläſſige Kennt⸗ 
nis über den Hypothekenbeſtand haben und die Beteiligten auf die 
rechtlichen Zweifel und Bedenken über die Tragweite ihrer Er⸗ 
klärungen, insbeſ., wenn die beſonderen Umſtände des Einzelfalles 
dringend die Gefahr erkennen laſſen, daß die Rechte des Grundſtücks⸗ 
käufers in der Zeit bis zur Eintragung ins Grundbuch gefährdet ſind, 
den Käufer auf die Gefahr und auf die Mittel und Wege zu ihrer 
Abwendung hinzuweiſen. Es kann unterſtellt werden, daß die Kl. von 
der hohen Grundſtücksbelaſtung bei Abſchluß des Kaufvertrages Keunt⸗ 
nis hatten und daß dies hierbei auch zur Sprache gekommen iſt. 
Trotzdem mußte der Behl. die Kl. beſonders darauf aufmerleſam 
machen, daß ſie, wenn ſie vor laſtenfreier Auflaſſung den Kaufpreis 
an den Verkäufer zahlten, nit Rückſicht auf die hohen auf dem 
Grundſtück laſtenden Hypotheken Gefahr liefen, ihr Geld zu verlieren 
und das Grundſtück nicht zum Eigentum zu erhalten. Dieſe Pflicht 
beſtand für den Bell. um jo mehr, als er aus ſeiner ſonſtigen Tätig⸗ 
Reit bei der Regelung der Grundſtücksverhältniſſe des Verkäufers 
wußte, daß die Durchführung der beabſichtigten Entpfändung des ver⸗ 


Zu 17. Dem Urt. iſt zuzuſtimmen. Das Gericht hat als wahr 
unterſtellt, daß beim Abſchluß des Kaufvertrages die hohe Belaſtung 
des Grundbeſitzes zur Sprache gekommen iſt; für den Durchſchnitts⸗ 

äufer wäre das Anlaß genug geweſen, nicht zu zahlen, bevor die 
Freiſtellung des Kaufgrundſtücks erfolgt oder ſichergeſtellt war. Hier 
waren aber die Käufer unerfahrene und ungewandte Arbeitsleute, und 
dieſe hätte der Notar zweifellos darauf hinweiſen muſſen, daß die 
Zahlung nur auf ihre eigene Gefahr geſchehen könne, da die Möglich⸗ 
keit des Verluſtes ihres Geldes vorhanden ſei. Das ſoll zwar bei der 
Zahlung des Reſtkaufpreiſes von der Bürovorſteherin des Notars ge⸗ 


kauften Grundſtücks bei der Höhe der Hypothekenlaſten keineswegs 
ſicher war. Er mußte den Kl. ſagen, daß ſie nur dann vor Schaden 
bewahrt würden, wenn die Zahlung des Kaufpreiſes nur Zug um 
Zug gegen laſtenfreie Auflaſſung, allenfalls gegen Hinterlegung des 
Kaufpreiſes bis zu dieſem Zeitpunkt, erfolgte, da andernfalls, wie 
der Bekl. ſich ſagen mußte, für die Kl. die Gefahr beſtand, daß ſie 
trotz Zahlung des Kaufpreiſes die ſchulden⸗ und laſtenfreie Auflaſſung 
nicht erhielten. Dieſe Gefahr wurde, wie dem Bekl. als Sachverſtän⸗ 
digen klar ſein mußte, auch nicht dadurch beſeitigt, daß gem. 8 6 
des Kaufvertrages der Verkäufer den Kl. die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflaſſung bewilligt hat. 
Unſtreitig hat der Bekl. jedoch die Kl. auf dieſe Gefahren nicht auf⸗ 
merkſam gemacht, vielmehr die Beſtimmung in den Kaufvertrag auf⸗ 
genommen, daß der Kaufpreis bereits am 1. Juli 1929 mit 500 N.. 
und am 1. Okt. 1929 mit dem Reſt zu bezahlen ſei und die Auflaſſung 
alsbald nach Bezahlung des Reſtkaufgeldes ſchuldenfrei und laſtenfrei 
zu erfolgen habe. Dadurch, daß der Bekl. die Kl. auf dieſe Bedenken 
nicht aufmerkſam gemacht, vielmehr die Beſtimmung in den Kauf⸗ 
vertrag aufgenommen hat, wonach der Kaufpreis vor der Auflaſſung 
zu zahlen ſei, hat er die ihm den Kl. gegenüber bei der Beurkundung 
des Kaufvertrages obliegende Amtspflicht fahrläſſig verletzt. Er mußte 
als Notar wiſſen, daß ihm eine ſolche Belehrungspflicht oblag, zumal 
es ſich bei den Kl. um einfache, in rechtlichen Sachen nicht be⸗ 
wanderten Perſonen handelte, er mußte ſich auch ſagen, daß den Kl. 
bei Zahlung des Kaufpreiſes vor ſchuldenfreier Auflaſſung mit Rück⸗ 


ſicht auf die hohen Hypothekenbelaſtungen Schaden entſtehen und die 


für die Kl. bewilligte und dann auch eingetragene Auflaſſungs⸗ 
vormerkung bei einer etwaigen Zwangsverſteigerung ausfallen kann. 

Der Bell. hat als Notar aber auch inſoweit fahrläſſig ge⸗ 
handelt, daß er am 30. Sept. 1929, als die Kl. entſprechend dem Kauf⸗ 
vertrag den Reſtkaufpreis in ſeinem Büro zahlen wollten, die Zah⸗ 
lung zugelaſſen hat, obwohl ihm damals bekannt war, daß das Grund⸗ 
ſtück noch mit hohen Hypotheken belaſtet war. Die Kl. wollten den 
Kaufpreis im Büro des Bell. zahlen, ſie hatten den notariellen Kauf⸗ 
vertrag bei dem Bekl. beurkunden laſſen, ſie hatten bereits die am 
1. Juli 1929 fällige Zahlung mit 500 2A an den Bell. geleiſtet, ſie 
bedienten ſich des Bekl. als Notar auch bei der Zahlung des Reſt⸗ 
kaufpreiſes, um ſicher zu gehen. Die Kl. konnten beruhigt fein, als 
die Bürovorſteherin des Bekl. in deſſen Auftrage ihnen erklärte, das 
Geld könne an den Verkäufer gezahlt werden, ohne darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die Gefahr hierfür die Kl. tragen müßten, mag die 
Bürovorſteherin, bevor ſie die Anweiſung des Bekl. einholte, die 
Kl. auf die Gefahren einer direkten Auszahlung an den Verkäufer 
aufmerkſam gemacht haben. Wenn das Reſtkaufgeld an ſich erſt dann 
ausgezahlt werden ſollte, wenn die Auflaſſung ſchuld⸗ und laſtenfrei 
vorgenommen werden konnte, hatte der Bekl. die beſondere Pflicht, 
die Auszahlung des Reſtkaufgeldes an den Verkäufer zu verhindern. 
Dieſe Verhinderung war möglich, da er vor der Auszahlung hierüber 
ausdrücklich befragt worden iſt. Dadurch, daß er dies nicht verhindert 
hat, vielmehr die Auszahlung auf ſeine ausdrückliche Au⸗ 
weiſung erfolgte, hat der Bekl. die ihm obliegende Amtspflicht 
ebenfalls fahrläſſig verletzt; denn er mußte ſich ſagen, daß die Kl. das 
Geld aus der Hand gaben, ohne eine Sicherheit dafür zu haben, daß 
fie das Grundſtück von dem Verkäufer laſtenfrei aufgelaſſen erhielten. 

Die Kl. trifft kein Verſchulden, wenn ſie in dem notariellen 
Kaufvertrage trotz Kenntnis der Hypothek die Zahlung des Kaufpreiſes 
vor ſchuldenfreier Auflaſſung vereinbart und den Reſtkaufpreis am 
30. Sept. 1929 gezahlt haben. Sie ſind einfache, in Rechtsſachen nicht 
bewanderte Perſonen. Sie waren ſich der Gefahren nicht bewußt, und 
verließen ſich auf die dem Bekl. als Notar obliegende Belehrungs⸗ 
pflicht ſowie die Anweiſung des Bekl. v. 30. Sept. 1929, daß das 
Geld an den Verkäufer ausgezahlt werden könne. Sie konnten um 
fo mehr beruhigt fein, als fie vom Bell. Quittung über die Zahlung 
des Reſtkaufpreiſes erhielten. 

Durch die Zahlung der 1259,85 %% iſt den Kl. ein Schaden in 
dieſer Höhe entſtanden, da ſie die Auflaffung des Grundſtücks nicht 
erhalten haben, das Grundſtück vielmehr verſteigert und der Stadt A. 
zugeſchlagen iſt. 

(OG. Naumburg (Saale), Urt. v. 21. Sept. 1933, 5 U 283/32.) 
Eingeſ. von RA. Glocke, Naumburg a. S. 


ſchehen ſein, gleichzeitig aber wurde den Käufern von dieſer im Namen 
des Notars erklärt, daß fie die Zahlung an den Verkäufer leiſten 
könnten. Dieſes Verhalten des Notars erſcheint um jo tadelnswerker, 
als er über die Verhältniſſe des Verkäufers genau unterrichtet und 
mit deren Regelung betraut war. Mit Recht macht ihm daher das 
Gericht zum Vorwurf, daß er die Zahlung an den Verkäufer vor 
Regelung der Hypothekenbelaſtung nicht verhindert habe und macht 
ihn hierfür verantwortlich. 
JR. Vleugels, Köln. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Darmſtadt. b) Strafſachen. 


18. Selbſtändige Anfechtung des Koſtenpunktes. 8 10 
Abſ. 2 Straffreiheits G. v. 20. Dez. 1932 iſt auf den Neben⸗ 
kläger nicht anwendbar. 


Gegen den Angekl. war ein Offtzialverfahren wegen Belei⸗ 
digung des Bürgermeiſters in W. eingeleitet, auch das Haupt⸗ 
verfahren eröffnet worden. Der beleidigte Bürgermeiſter hatte ſich 
dem Verfahren als Nebenkläger angeſchloſſen. Nachdem das 
RG. das BU. aufgehoben und die Sache zurückverwieſen hatte, hat 
die Strͤ. das Verfahren auf Grund der S$1, 4 RGeſ. v. 
20. Dez. 1932 über Straffreiheit eingeſtellt. Des 
weiteren hieß es in dem Beſchl.: „Die Koſten des Verfahrens 
trägt die Staatskaſſe. Die dem Nebenkläger entſtan⸗ 
denen notwendigen Auslagen hat der Ange⸗ 
klagte zu tragen.“ er letztere Koſtenentſcheidung 
(bzgl. der Auslagen des Nebenkl.) greift der Angekl. mit feiner 
ſofortigen Beſchwerde an. 

Es iſt feſtſtehende Rſpr. (vgl. RG. 6, 237; Rſpr. 4, 322; fer⸗ 
ner JW. 1931, 3608; 1932, 426), daß die Koſtenentſcheidung 
der ſelbſtändigen Anfechtbarkeit unterliegt. Dabei iſt 
das gegebene Rechtsmittel dasjenige, das auch gegen die 
Entſch. zur Hauptſache gegeben iſt (HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 1403). 
Da § 10 Abſ. 1 S. 2 Straffreiheits s. gegen die Ent⸗ 
ſcheidung (anders der Wortlaut bei Teil 6 §7 der 3. Not BO. 
v. 6. Okt. 1931: „gegen die Einſtellung“, daher damals die Be⸗ 
denken vgl. JW. 1932, 68) als ſolche die ſofortige Beſchw. zuläßt, 
beſteht nach dem Geſagten gegen die ſelbſtändige Anfechtbarkeit 
der Koſtenentſcheidung kein Bedenken. 

Die Beſchwerde iſt aber auch begründet. 

Das LG. führt zur Begr. feiner Entſch. aus: „Die dem bis⸗ 
her entgegenſtehende Rſpr. iſt ein Unrecht gegen den Neben⸗ 
kläger, der einen ſolchen Ausgang des Verfahrens nicht ahnen 
konnte und im Grunde formaliſtiſch.“ 

Soweit ſich die bisher vorl. Rſpr. und Literatur überblicken 
läßt, ſteht ſie ausnahmslos auf dem Standpunkt, daß bei einer 
Einſtellung des Verfahrens der Nebenkläger ſeine Auslagen ſelbſt 
zu tragen hat (vgl. OLG. Hamburg: JW. 1933, 1273 21 HöchſtR⸗ 
Ripr. 1933 Nr. 1074, 1075; Bay Obe G.: HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 1403; 
OLG. Köln: DRZ. Beil. 1933 Nr. 497 S. 442; Buſch⸗Schaefer 
zu 8 10 S. 58). Die hier vertretene Auffaſſung iſt keineswegs, wie 
das LG. meint, eine formaliſtiſche, ſondern entſpricht durchaus 
dem Willen des Geſetzgebers: § 3 Straffreiheits®. bezieht ſich 
lediglich auf die gerichtlichen Koſten (auf die ſich der Straf⸗ 
erlaß bezieht), nicht aber auf Koſten, die einem anderen Be⸗ 
teiligten (Privatkläger, Nebenkläger) erwachſen ſind. Bezüglich des 
Privatklägers enthält zwar der § 10 Straffreiheits®. in 
ſeinem Abſ. 2 eine beſondere Regelung, aber die analoge 
Anwendung dieſer Beſt. (die allein die Entſch. des LG. recht⸗ 
fertigen könnte) auf den Nebenkläger wird allgemein mit 
Recht abgelehnt. § 10 Abſ. 2 jagt ausdrücklich: „War das 
Verfahren auf Privatklage eingeleitet, fo werden die Koſten 
des Verfahrens niedergeſchlagen.“ Für den Geſetzgeber war dabei 
offenſichtlich die Erwägung maßgebend, daß in den Fällen der 
Privatklage das Verfahren überhaupt nur durch die Klagerhebung 
in Gang kommen konnte. Der Privatkläger mußte alſo Koſten 
aufwenden, wenn er zu einer ſtrafrechtlichen Ahndung des Angekl. 
kommen wollte. Ganz anders jedoch bei der Nebenklage. 
Hier wird das Verfahren von Amts wegen eingeleitet und 
durchgeführt. Eine Notwendigkeit der Anſchließung beſteht nicht. 
Die Koſten ſind daher auch nicht auf jeden Fall notwendig ge⸗ 
weſen. Auch der 8397 StPO. kann für eine analoge Anwendung 
des § 10 Abf. 2 Straffreiheits. ſchon um deswillen nicht ver⸗ 
wertet werden, da er dem Nebenkläger nur die Rechte, nicht 
aber auch die Pflichten des Privatklägers gibt (ſo zutreffend 
Löwe⸗Roſenberg, 1a zu § 397 und die dort angeführten; 
ferner Schwarz 1B daſelbſt). Verwieſen ſei z. B. auch noch auf 
Art. 10 Abſ. 4 Teil 1 Kap. 1 VO. des RPräſ. über Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Rechtspflege und Verwaltung v. 14. April 
1932 (RGBl. 287). Hier ſind gewiſſe Sondervorſchr., die die 
Privatklage betreffen, ausdrücklich auf den Nebenkläger und 
das von ihm betriebene Verfahren für entſprechend an⸗ 
wendbar erklärt, während ſich bei § 10 Straffreiheits®. eine 
ſolche ausdehnende Veit. (aus den oben dargelegten Gründen) nicht 
findet. Aus alledem ergibt ſich, daß es mangels beſonderer 
geſetzlicher Beſt. nicht angängig iſt, den Angekl. mit den Koſten 
der Nebenklage zu belaſten, ſondern daß dieſe Koſten (da eine 
Auferlegung an die Staatskaſſe ebenfalls nicht zuläſſig iſt) der 
Nebenkläger ſelbſt zu tragen hat. Es iſt aber auch nicht zu⸗ 
treffend, daß dieſe Auffaſſung, wie das LG. annimmt, ein Un⸗ 
recht gegen den Nebenkläger darſtellt. Das gerade Gegenteil 
iſt vielmehr richtig. Das LG. hätte den Angeklagten doch 
höchſtens dann mit den Koſten der Nebenklage belaſten 


dürfen, wenn einwandfrei feſtſtünde, daß er ſchuldig war. 
Eine derartige Feſtſtellung hätte aber erſt auf Grund einer 
Hauptverhandlung getroffen werden können. Eine ſolche 
hat jedoch nicht ſtattgefunden. Den Angekl. aber, mangels aus⸗ 
drücklicher geſetzlicher Beſt. in dieſem Fall, mit irgendwelchen 
Koſten zu belaften, hieße eine Schuld zu präſumieren, die nicht 
einwandfrei feſtgeſtellt iſt. 
OLG. Darmſtadt, Beſchl. v. 19. Okt. 1933, St W 204/33.) 
Ber. von OLGR. Dr. Fuchs, Darmſtadt. 
* 

Dresden. 

19. § 23 Abſ. 2 Gaſtſtätt G. v. 28. April 1930. Unter⸗ 


ſchied der erſten von der zweiten Alternative des erſten 
Satzes. ) 


(OLG. Dresden, Urt. v. 20. Dez. 1932, 2 OSt 439/32.) 
Abgedr. JW. 1933, 2352 21 


* 


Stuttgart. 


20. § 222 StGB. Rückwärtige Ausfahrt eines Laſt⸗ 
kraft wagens aus einer unüberſichtlichen Hofeinfahrt. 

Das Rückwärtsherausfahren mit einem 5,95 m langen Laſt⸗ 
kraftwagen aus einer für den Führer nach den Seiten des Geh⸗ 
wegs unüberſichtlichen Hofausfahrt, zumal wenn die Fahrbahn 
leicht abſchüſſig iſt, iſt mit jo erheblichen Gefahren für die Be⸗ 
nützer des Gehwegs verbunden, daß äußerſte Vorſicht geboten iſt. 
Der Führer eines ſolchen Kraftfahrzeugs hab nach den von ihm 
ſtets zu berückſichtigenden, nicht außerhalb jeder Lebenserfahrung 
gelegenen Regeln des Lebens (zu vgl. RSt. 65, 135 ff.) nicht 
nur mit erwachſenen und aufmerkſamen Fußgängern, ſondern auch 
mit Kindern, insbeſ. mit ſpielenden Kindern als Benützern des 


Zu 19. Das OLG. Dresden nimmt einen Unterſchied an, der 
ſich aus dem Geſetzestext nicht ergibt. Nach dem Geſetz finden die 
Vorſchriften über die Polizeiſtunde Anwendung auf Zuſammenkünfte 
von Vereinen und geſchloſſenen Geſellſchaften, wenn a) ſie in einer 
Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft, oder b) in Räumen, die mit einer ſolchen 
verbunden ſind und in denen Schankwirtſchaft betrieben wird, ſtatt⸗ 
finden. (Von der Ausdehnung der Geſetzesbeſtimmung auf im Eigen⸗ 
tum von Vereinen befindlichen Räumen, von der Sachſen durch VO. 
v. 20. Febr. 1932 Gebrauch gemacht hat, braucht hier nicht geſprochen 
zu werden.) 

Das OLG. dehnt nun die Alternative zu a auf den Fall aus, 
in dem der fragliche Raum örtlich getrennt von der eigentlichen 
Schankſtätte lag und, da er an einen Verein vermietet war, eine 
Möglichkeit der Beaufſichtigung und Kontrolle für den verantwort⸗ 
lichen Leiter der Schankſtätte gar nicht gegeben war, wie die tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung in der erſten Inſtanz ergab. Schon der Sprach⸗ 
gebrauch berechtigt hier nicht, von einer Schanhwirtſchaft zu 
ſprechen; dieſe Ausdehnung führt dazu, die Verantwortung jemanden 
aufzuladen, der auch bei äußerſter Sorgfalt nicht in der Lage iſt, die 
Einhaltung der Polizeiſtunde zu erzwingen. Wie feſtgeſtellt wurde, 
hat der betreffende Schankwirt um 1 Uhr verſucht, ſich Gewißheit über 
die Einhaltung der Polizeiſtunde in den von feiner Schankwirtſchaft 
räumlich völlig getrennten, an den Verein vermieteten Räumen zu ver⸗ 
ſchaffen, mit dem Erfolg, daß der Vereinsvorſtand von ſeinem Haus⸗ 
recht Gebrauch machte und ihn gar nicht hereinließ. Darüber hinaus 
wandte ſich der Schankſtätteninhaber an die Polizei und hat dann 
auch noch die Räume aufgekündigt. Trotzdem erklärt das OG. ihn 
für verantwortlich auf Grund einer nicht näher umſchriebenen gewerbe⸗ 
polizeilichen Pflicht, die zu erfüllen er ſchlechterdings nicht in der 
Lage iſt. 

Um dem Sinn des Geſetzes gerecht zu werden, hätte ſich die 
Anklage von vornherein gegen den Vorſtand des Vereins, an den die 
Räume vermietet waren, richten müſſen. Nur er iſt in der Lage, für 
Einhaltung der Polizeiſtunde zu ſorgen. Dieſen Gedanken hat das 
OLG. Dresden übrigens ſelbſt in der Entſch. v. 15. Dez. 1931 
(2 0StA 147/31) ausgeſprochen, indem es den Pächter für Einhaltung 
der Polizeiſtunde — hier auch gegenüber Mitgliedern der verpachten⸗ 
den Geſellſchaft — verantwortlich macht. 

Ebenſo urteilt das KG. im Urt. v. 19. Okt. 1931, IVS 83/31: 
JW. 1932, 1771: „Vermietet der Gaſtwirt einen feiner Schankräume 
an einen Verein und ſteht dieſer Raum dem Verein ausſchließlich und 
dauernd zur Verfügung, jo ſcheidet er als Schankraum des Gaſtwirts 
ohne weiteres aus. Eine Übertretung der Polizeiſtunde in dieſem Raum 
bedeutet keine ſtrafbare Handlung, wobei es gleichgültig ift, ob dieſer 
Raum mit den anderen Schankräumen des Gaſtwirts in räumlicher 
Verbindung ſteht.“ Danach ift die jetzt JW. 1933, 2352 vom OLG. 
Dresden eingenommene Haltung wohl kaum zu rechtfertigen. 

RA. Dr. Joachim Vogel, Dresden. 
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Gehwegs zu rechnen. Die Möglichkeit, daß ſpielende Kinder ſich 
auf dem Gehweg einer Hofausfahrt mit erheblicher, ein rechtzei⸗ 
tiges Ausweichen oder Anhalten bei gegebener Gefahr unmöglich 
machender Geſchwindigkeit nähern, iſt um ſo größer, wenn, wie 
vorliegend, der Gehweg ſelbſt ein Gefälle hat. Mit dieſen Gefahr⸗ 
möglichkeiten mußte der Angekl., dem die örtlichen Verhältniſſe 
durch ſein regelmäßiges Befahren dieſer Hofausfahrt bekannt 
waren, bei Anwendung der gebotenen Überlegung rechnen. 

Da der Angekl., wenn er mit feinem langen Laſtkraftwagen 
rückwärts aus der Hofeinfahrt herausfuhr, auch in einem Zeit⸗ 
punkte, in dem er mit Teilen ſeines Wagens ſchon auf den Gehweg 
herausgelangt war, durch das Rückenfenſter ſeines Führergehäu⸗ 
ſes zunächſt lediglich ein etwa in der Verlängerung ſeiner Fahr⸗ 
bahn auftauchendes Hindernis wahrnehmen konnte, während ihm 
der Einblick nach den Seiten des Gehwegs zunächſt nicht in der 
gebotenen Weiſe möglich war, wäre die Vorſichtsmaßregel der vor⸗ 
übergehenden Aufſtellung einer Hilfsperſon an der Hofausfahrt 
vorliegend ſehr wohl am Platze geweſen. Die vorübergehende Auf⸗ 
ſtellung einer geeigneten Perſon zur Überwachung des gefahr⸗ 
loſen Herausfahrens des Laſtwagens aus der Hofausfahrt wäre 
unter den feſtgeſtellten beſonderen Umſtänden des vorl. Falles das 
einzige zuverläſſige Mittel geweſen, um jeder Gefahr eines Un⸗ 
falls zu begegnen; denn die Abgabe von Hupenzeichen und auch 
ein vorübergehendes Anhalten und Wiederanfahren des Laſt⸗ 
wagens, wären keine hinreichend zuverläſſigen Sicherungsmittel 
geweſen. Die hiernach gebotene Vorſichtsmaßnahme der vorüber⸗ 
gehenden Aufſtellung einer geeigneten Überwachungsperſon an 
der Hofausfahrt wäre dem Angekl. auch zuzumuten geweſen. Da 
es ſich nur um ein Tätigwerden von ganz kurzer Zeitdauer han⸗ 
delte, ſo liegt ſchon die Annahme nahe, daß ſich bei entſprechender 
Vorkehrung die vorübergehende Mitwirkung einer in der Firma 
ſelbſt tätigen Perſon hätte ermöglichen laſſen, auch wenn in der 
Firma lauter Familienangehörige des Geſchäftsinhabers tätig 
waren, von denen im allgemeinen höchſt ſelten jemand erreich⸗ 
bar oder abkömmlich war. Im übrigen aber hätte der Angekl. 
notfalls ausnahmsweiſe zweifellos auch eine nicht in der Firma 
tätige, in der Nähe ſich aufhaltende dritte Perſon erſuchen können, 
während der kurzen Dauer ſeines Herausfahrens aus der Hof⸗ 
ausfahrt die Gefahrloſigkeit dieſes Herausfahrens durch Über⸗ 
wachung des Verkehrs auf dem Gehwege ſicherzuſtellen. Auch das 
Bay Obs. hat im Urt. v. 19. Dez. 1930 (Otſch. Autorecht 1931 
Nr. 84) ausgesprochen, daß, wenn anderweitig keine Gewißheit über 
die Gefahrloſigkeit eines Fahrens zu erreichen iſt, der Führer eines 
Kraftwagens u. U. auch zur Aufitellung eines Beobachters ver⸗ 
pflichtet ſein kann und daß dieſe Forderung keine Überſpannung 
der Sorgfaltspflicht bedeute, da die Sicherheit des Verkehrs das 
oberſte Geſetz für das Verhalten eines Kraftfahrzeugführers ſein 
und allem andern vorgehen müſſe. Dem Umſtande, daß der Angekl. 
nicht ſelbſt der Geſchäftsherr und Halter des Laſtkraftwagens ge⸗ 
weſen ift, kommt keine beachtliche Bedeutung bei; denn der Angekl. 
hat keine Schritte unternommen, um die jeweilige Beigabe einer 
geeigneten Uberwachungsperſon bei dem Geſchäftsherrn zu errei⸗ 
chen; ein Vorſtelligwerden bei ſeinem Geſchäftsherrn in dieſer 
Richtung wäre dem Angekl. aber unter allen Umſtänden zuzu⸗ 
muten geweſen (vgl. RG. vom 13. März 1933: DRZ. 1933, Spr.- 
Beil. Nr. 276). 


(OG. Stuttgart, Urt. v. 4. Okt. 1933, Nr. 150/33.) 


Landgerichte. 


Berlin. Zivilſachen. 


1. 8446 HGB. Die Teltowkanalgebühren trägt der 
Empfänger, ſofern nicht der Ladeſchein ausdrücklich eine 
gegenteilige Vereinbarung enthält. ) 

Auf Grund eines Frachtvertrages v. 19. Febr. 1930 mit der 
Firma S. beförderte der Kl. mit ſeinem Binnenſchiff ine Sendung 


Zu 1. Der Kl. war Frachtführer, die Bekl. Empfängerin, die 
Firma S. in Düſſeldorf Abſenderin der Sendung, die auf dem 
Waſſerwege von Neuß nach Berlin befördert worden iſt. Löſch⸗ 
ſtelle war zunächſt laut Ladeſchein (Konnoſſement) der Spandauer 
Schiffskanal. Während der Reiſe wurde die Löſchſtelle dahin ge⸗ 
ändert, daß nunmehr in Tempelhof gelöſcht werden ſollte. Der 
Ladeſchein wurde von der Firma S., in deren Beſitz er ſich noch 
befand, entſprechend geändert (dieſe wichtige Tatſache fehlt im Urt.). 
der Kl., mit dem eine Feſtfracht vereinbart worden war, mußte infolge 
Anderung der Löſchſtelle die verhältnismäßig hohen Teltowkanal⸗ 
gebühren bezahlen, um nach Tempelhof zu gelangen. h 

Bei Nachprüfung der Frage, ob die Bekl. als Empfängerin dem 
Kl. die Teltowkanalgebühren erſtatten muß, iſt ausſchließlich von dem 
Inhalte des Ladeſcheins auszugehen. Aus der Natur des Ladeſcheins 


landwirtſchaftlicher Maſchinen und Ballen Bindegarn von Neuß über 
Bremen und Cuxhaven nach Berlin. In dem am 24. Febr. 1930 
ausgeſtellten Ladeſchein war als Empfänger die Firma A. K. und 
als Löſchſtelle der Spandauer Schiffahrtskanal, Ladeſtelle K. ange⸗ 
geben. Während der Reiſe erhielt der Kl. in Bremen von der Firma 
S. die Weiſung, die Sendung nicht an die Firma K., ſondern an die 
Bekl., und zwar an die Löſchſtelle Tempelhof⸗Hafen zu befördern. 

Der Kl. hat gegen die Bekl. auf Zahlung von 258 RM nebſt 
Zinſen Klage erhoben. Er verlangt wegen Überſchreitung der Löſchzeit 
Liegegeld für zwei Tage mit je 81 RAM ſowie Erſtattung der von ihm 
entrichteten Teltowkanalgebühren in Höhe von 96 NK. 

AG. und LG. haben die Bekl. zur Zahlung von 204 AM nebſt 
Zinſen verurteilt. Die reſtliche Klageforderung iſt abgewieſen worden. 

Gegen den Anſpruch des Kl. auf Liegegeld hat die Bekl. im 
zweiten Rechtszuge keine Einwendungen vorgebracht. Der Vorder⸗ 
richter hat dem Kl. mit zutreffender Begr. 108 RA als Liegegeld für 
zwei Tage zugeſprochen. 

Auch bezüglich der Teltowkanalgebühren in Höhe von 96 AM 
unterliegt das angefochtene Urt. keinen Bedenken. Zwar iſt in dem 
Frachtvertrage v. 19. Febr. 1930 die Beförderung nach Berlin an 
eine „anzuweiſende Löſchſtelle“ zwiſchen der Abſenderin und dem Kl. 
vereinbart worden. Dieſe Anweiſung iſt jedoch, ſpäteſtens mit deſſen 
Ausſtellung erteilt worden, und zwar dahin, daß der Kl. die Sendung 
nach dem Spandauer Schiffahrtskanal zu bringen habe. Unſtreitig 
hat der Kl. dann in Bremen die Anweiſung erhalten, die Sendung 
an einen anderen Empfänger, nämlich die Belel., und eine andere 
Löſchſtelle, nämlich nach Tempelhof, zu befördern. Zur Erteilung 
dieſer Anweiſung war die Firma S. nach § 433 HGB. berechtigt, 
jedoch hat der Kl. nach Abf. 1 Satz 2 der genannten Vorſchr. An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung der dadurch entſtandenen Mehrkoſten. Gegen 
wen ſich der Erſtattungsanſpruch richtet, iſt aus dem Wortlaut des 
Geſetzes nicht zu entnehmen. Der Abſender haftet grundſätzlich ſchon 
aus dem Frachtvertrage. Ob der Frachtführer auch den Empfänger 
in Anſpruch nehmen Kann, iſt nur nach den Beſonderheiten des ein⸗ 
zelnen Falles zu entſcheiden. Daß der Anſpruch auf Erſatz der Mehr⸗ 
koſten gegenüber dem Empfänger etwa nur im Wege des Pfandrechts 
geltend gemacht werden könnte, läßt ſich aus dem Geſetz, insbeſ. 
aus 8 440 HGB. nicht entnehmen. Vielmehr iſt das Pfandrecht nur 
eine zu der perſönlichen Forderung hinzutretende Sicherheit, deren 
Aufgabe auf das Beſtehen der Forderung Einfluß hat (RG. 71, 126). 

Da das Befahren des Teltowkanals erſt durch die Beſt. eines 
anderen Empfängers erforderlich geworden iſt, gehören die Teltow⸗ 
Kanalgebühren zu den durch die Umleitung entſtandenen Mehrkoften. 
Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen ſind die Teltowkanalge⸗ 
bühren in die Fracht nur einbegriffen, wenn dies ausdrücklich verein⸗ 
bart iſt. Die in dem Frachtvertrag enthaltene Vereinbarung einer 
feſten Fracht iſt alſo kein Hinderungsgrund, die Teltowkanalgebühren 
als Mehrkoſten anzuſehen. 


Nach dem Sachverſtändigengutachten ſind ferner die Teltow⸗ 
Kanalgebühren, wenn ſie nicht ausdrücklich in die Fracht einbezogen 
find, und dies aus dem Ladeſchein hervorgeht, von dem Empfänger 
an den Frachtführer zu zahlen. Dazu bedarf es keiner Vertrags⸗ 
beziehungen zwiſchen Frachtführer und Empfänger, vielmehr ent⸗ 
ſcheidet auch inſoweit gem. § 446 HGB. der Ladeſchein. Aus ihm 
geht hervor, daß die Teltowkanalgebühren in die Fracht nicht ein⸗ 
begriffen ſind. Dies folgt nicht nur daraus, daß ſie überhaupt in 
dem Ladeſchein nicht erwähnt ſind, ſondern auch aus der Klauſel, 
„frei Ankunftſchiff Spandauer Schiffahrtskanal“, die nur dahin 
ausgelegt werden kann, daß alle über dieſen Punkt hinaus ent⸗ 
ſtehenden Nebenkoſten von dem Empfänger zu tragen ſind. Schließ⸗ 
lich iſt noch zu berückſichtigen, daß in den Teltowkanalgebühren auch 
die Hafen⸗ und Ufergelder enthalten find, die bei Entlöſchen an einer 
anderen Stelle unter die Koſten des Entlöſchens fallen und ohne wei⸗ 
teres die Bekl. treffen würden. 

(LG. Berlin, 52. Z K., Urt. v. 25. Sept. 1933, II 9 8 31/33.) 


Eingeſ. von RA. Otto Vortiſch, Berlin. 
* 


als Orderpapier ergibt ſich, daß ein abweichender Inhalt des zwiſchen 
Abſender und Frachtführer geſchloſſenen Frachtvertrages die Rechts⸗ 
ſtellung des Empfängers nicht berührt. 

Es iſt daher abwegig, zur Entſcheidung der Streitfrage die 
Vorſchr. des § 433 HGB. heranzuziehen. Ebenſowenig trifft es zu, 
daß nur nach den Beſonderheiten des einzelnen Falles zu entſcheiden 
ſei, ob der Frachtführer auch den Empfänger für die durch Ab⸗ 
änderung der Löſchſtelle entſtandenen Mehrkoſten in Anſpruch 
nehmen könne. 

Da der der Bekl. ausgehändigte Ladeſchein als Löſchſtelle 
Tempelhof bezeichnete und keinen Vorbehalt hinſichtlich etwa ent- 
ſtandener Mehrkoſten enthielt, war die Bekf. an ſich nur verpflichtet, 
die Feſtfracht zu bezahlen. Die beſondere Eigenart der Teltowkanal⸗ 
gebühren hat aber zu einem von der Normalregelung abweichenden 
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2. 818 VO. vom 26. Mai 1933 iſt nicht ſtets unan⸗ 
wendbar, wenn in der Mietswohnung des Schuldners 
für den Vermieter wegen deſſen Mietzins forderung be- 
wegliche Sachen gepfändet ſind. 


Der vom AG. in Übereinſtimmung mit einer anderen Beſchwdd. 
des LG. Berlin vertretenen Anſicht, §S 18 ZwVollſtrMaßn VO. ſei 
gegenüber einer vom Vermieter des Schuldners wegen fälliger Miet⸗ 
zinsforderungen betriebenen Pfändung ſtets unanwendbar, ſolange der 
Schuldner noch in den vom Gläubiger gemieteten Räumen wohne und 
die Pfandſtücke nicht bereits nach der ZPO. unpfändbar ſeien, vermag 
die beſchließende Kammer nicht beizutreten. Jene Meinung wird damit 
begründet, die Pfandſtücke würden bei Zubilligung des Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes nach § 18 a. a. O. immer noch dem Vermieterpfandrecht des 
Gläubigers unterliegen. Auf Grund dieſes Rechts könne der Gläubiger 
„jederzeit die ſofortige Herausgabe der Sachen zum Zwecke ihrer Ver⸗ 
wertung zur Befriedigung wegen feiner Forderung verlangen... Die 
Gewährung des Vollſtreckungsſchutzes gem. § 18 ZuVollſtrMaßn VO. 
würde hier lediglich zur Folge haben, daß der zu einer gütlichen Rege⸗ 
lung nicht bereite Gläubiger ſeinen Herausgabeanſpruch, evtl. im 
Prozeßwege, geltend machen würde. Die Bewilligung des Schutzes 
aus 818 würde nur neue Streitigkeiten und Koſten für die Parteien 
zur Folge haben. Das aber kann nicht Sinn des Geſetzes ſein.“ 


Dieſer Anſicht könnte zunächſt folgendes entgegengehalten werden. 
Im Geſetz findet fie keine Stütze. Nach ſeinem Wortlaut iſt 8 18 
a. a. O. auch hier anwendbar. Wollte der Geſetzgeber dieſe Fälle aus⸗ 
nehmen, hätte er dies ausdrücklich anordnen können. Daß er von 
dieſer Möglichkeit auch Gebrauch gemacht hätte, liegt deswegen be⸗ 
ſonders nahe, weil zu der vorhergehenden, ähnlichen Schutzbeſtimmung 
des Art. 18 1 Nr. 2 VO. des Rpräſ. über landwirtſchaftl. Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz v. 14. Febr. 1933 in § 10 AusfVoO. vom gleichen Tage eine 
ſolche Einſchränkung ausdrücklich ausgeſprochen iſt. Dieſe Erwägung 
kann nicht durch den Hinweis entkräftet werden, daß jede geſetzliche 
Beſtimmung grundſätzlich ebenſowohl auf rechtsähnliche Fälle aus⸗ 
dehnend angewandt, als zum Ausgangspunkt eines Umkehrſchluſſes 
auf andere Fälle gemacht werden kann. Wenngleich zuzugeben iſt, daß 
vielfach der erſte Weg der zweckmäßigere, juriſtiſch feinere ſein wird, 
muß ſchon mit Rückſicht auf den Willen des Geſetzes die ausdehnende 
Rechtsanwendung grundſätzlich bei ſolchen Vorſchriften ausgeſchloſſen 
bleiben, die der Geſetzgeber ſelbſt als Ausnahmebeſtimmungen auf⸗ 
ſtellt. § 18 a. a. O. muß aber ſachlich ebenſo wie zeitlich als bloße 
Ausnahmebeſtimmung erachtet werden. 


Weit mehr ſpricht gegen die bekämpfte Anſicht, daß ihr Aus⸗ 
gangspunkt, in den in Rede ſtehenden Fällen könne der Gläubiger 
„ja auf Grund des Pfandrechts jederzeit die ſofortige Herausgabe der 
Sachen zum Zwecke ihrer Verwertung ... verlangen“ ..., keines⸗ 
wegs in allen dieſen Fällen zutrifft und daß für das VollſtrGer. nicht 
ſtets von vornherein erkennbar iſt, ob wenigſtens im Einzelfall der 
Glaubiger jene Möglichkeit hat. 


Beſonders in Fällen wie dem vorliegenden, wo die zu voll⸗ 
ſtrechende Forderung nicht beſonders hoch und weder aus dem Pfän⸗ 
dungsprotokoll noch ſonſt aus den Akten erfichtlich it, was außer 
den Pfandſtücken in der Wohnung vorhanden iſt, beſteht die Möglich⸗ 
keit, daß die übrigen Sachen des Mieters zur Sicherung des Gläu⸗ 
bigers offenbar ausreichen. Trifft dies zu, könnte gem. 8560 Saß 2 
BGB. nach Aufhebung der Pfändung der Schuldner die Pfandſtücke 
jederzeit durch Entfernung vom Vermieterpfandrecht befreien. Ebenſo 
würde ohne die Pfändung — unabhängig von der Sicherung des 
Gläubigers — jede Entfernung das Vermieterpfandrecht zum Erlöſchen 
bringen, die den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen entſpricht. Es iſt 
keineswegs ausgeſchloſſen, daß dies im vorl. Fall, wo ein Piano und 
ein Harmonium gepfändet ſind, von der Entfernung des Harmoniums 
gilt, ſolange der Schuldner noch ein Piano behält. Außerdem kann 
in allen dieſen Fällen nicht vorhergeſehen werden, ob der Vermieter, 
falls die Pfändung aufgehoben wird, bei Entfernung der Pfandſtücke 
ſeine Rechte gem. 8561 BGB. rechtzeitig geltend machen wird. In 
ſämtlichen Fällen des 8 560 Satz 2 BGB. oder des § 561 Abſ. 2 Satz 2 
BGB. kann hiernach der Vermieter die Herausgabe der Sachen zum 
Zwecke ihrer Verwertung nicht mehr verlangen. 


Schiffahrtsbrauch geführt, ſo daß das Urt. des LG. im Ergebnis 
zutrifft. 

Die Gebühren für Benutzung des Teltowkanals, auf dem der 
Schleppdienſt durch Treidelmaſchinen verrichtet wird, ſind Pauſchal⸗ 
gebühren, die auch die Hafen⸗ und Ufergelder enthalten. Letztere 
gehen aber ſtets zu Laſten des Empfängers. Der von dem gerichtlichen 
Sachverſtändigen und in einer anderen Prozeßſache (232 C 321/31 
des AG. Berlin-Mitte) auch von der Induſtrie und Handelskammer 
Berlin beſtätigte Handelsbrauch belaſtet ausſchließlich den Empfänger 
mit den geſamten Kanalgebühren und vermeidet ſo eine läſtige Ver⸗ 
rechnung zwiſchen den Beteiligten. 

RA. Dr. Albert Michels, Duisburg. 


Da überdies der Schuldner, der bereits Vollſtreckungsſchutz gegen 
den Gläubiger beantragt hat, dieſem Verlangen nicht freiwillig nach⸗ 
kommen würde, könnte in den übrigen Fällen der Gläubiger ſeinen 
Herausgabeanſpruch nur im oft langwierigen, teuren Klagewege gel⸗ 
tend machen. Es ift jedoch nicht vorauszuſehen, ob der Gläubiger nicht 
ſtatt deſſen andere Vollſtreckungsverſuche unternehmen oder auch ohne⸗ 
dies aus Erſparnisgründen von der Klage abſehen würde. 


Endlich iſt ausſchlaggebend, daß die Frage, ob das Vermieter⸗ 
pfandrecht beſteht oder nach 88 560, 561 BGB. erloſchen iſt, in jedem 
einzelnen Falle materiellrechtskräftig nur durch das ProzGer. enk⸗ 
ſchieden werden kann und vielfach nur nach umfangreichen Beweis⸗ 
erhebungen zu klären ſein wird. Dieſe Feſtſtellungen ohne materielle 
Rechtskraftwirkung und reſtloſe Aufklärung vorwegzunehmen, kann 
nicht Aufgabe des Eilverfahrens vor dem VollſtrGer. fein, das auch 
ſonſt materiellrechtliche Entſcheidungen grundſätzlich nicht zu treffen hat. 

(LG. Berlin, 57. 3 K., Beſchl. v. 26. Sept. 1923, 257 T 14556/33.) 
Ber. von LR. Robert Hoffmann, Berlin. 


* 


3. Art. 4, IPıLGebd. Dem Anwalt, der den Gläu- 
biger im Zwangsverſteigerungs verfahren vertritt, ſteht 
für vorherige Kündigungsſchreiben eine beſondere Gebühr 
nicht zu. 

Für die Vertretung im Zwangsverſteigerungsverfahren ſieht 
Art. 4 PrecgebO. beſondere Gebühren vor. Die Gebühren des 
Art. 4 ſchließen jede andere Gebühr aus (Jaeckel⸗Güthe, 
Anm. 2 zu Art. 4 LED.) Nach Art. 9 Abſ. 1 Satz 2 LGeboO. 
kann die dortige /10⸗Gebühr für Schreiben, die rechtliche Ausfüh⸗ 
rungen oder ſachliche Auseinanderſetzungen nicht enthalten, nur 
gefordert werden, falls nicht dem RA. in der gleichen Angelegen⸗ 
heit eine andere Gebühr zuſteht. Die Kündigung einer Hypothet 
zum Zwecke der Geltendmachung und die ſpätere Zwangsverſtei⸗ 
gerung ſind aber die gleiche Angelegenheit; mögen auch die Koſten 
der Kündigung keine Koſten der Rechtsverfolgung ſein (Stein⸗ 
Jonas, VI, 4 zu § 91; vgl. auch ZBIFG. 9, 334). Des weiteren 
ſchreibt Art. 9 Abſ. 1 Satz 3 ausdrücklich vor, daß für die einem 
Prozeß vorausgehenden Kündigungsſchreiben eine Gebühr nicht 
gefordert werden kann, wenn dem RA. ſchon die Prozeßgebühr 
zuſteht. Es beſteht kein Bedenken, dieſe Beſt. auf das einer 
Zwangsverſteigerung vorausgehende Kündigungsſchreiben ent⸗ 
ſprechend anzuwenden, da die Zwangsverſteigerung ja auch ein 
zivilprozeſſuales Verfahren iſt. Wird der Anwalt, der urſprünglich 
nur das Einzelgeſchäft der Kündigung vornahm, zum Vertreter 
für das Zwangsverſteigerungsverfahren beſtellt, ſo bekommt er 
für alle ſeine Tätigkeiten zuſammen nicht mehr als die Pauſch⸗ 
gebühren des Art. 4 (Friedlaender⸗Krämer, Anm. 7 zu 
Art. 4). 

(LG. Berlin, 1. K., Beſchl. v. 20. Okt. 1933, 201 T 1604/3.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 


* 


4. 88 727, 750 ZPO. Bei bloßer Firmenänderung 
braucht die Vollſtreckungsklauſel nicht geändert zu werden. 

Die nach Erteilung der Vollſtreckungsklauſel erfolgte Firmen⸗ 
änderung der Gläubigerin berührte deren Identitat nicht und ſtellte 
keine Rechtsnachfolge i. S. des 8727 3PO. dar. Dieſe Firmen⸗ 
änderung war vielmehr ohne Einfluß auf die Erteilung der Klauſel oder 
auf die Wirkſamkeit der erteilten Klauſel (Stein⸗Jonas, 13 zu 
8727 ZPO.). Den Erforderniſſen des 8 750 ZPO. entſpricht aber die 
Klauſel. Denn die Gläubigerin iſt ja in der Klauſel namentlich ber 
zeichnet, wenn auch nur mit ihrem früheren Firmennamen. Die 
Klauſel braucht nicht etwa auf den neuen Firmennamen umgeſchrieben 
oder umgeändert zu werden, wie es das AG. verlangt. Denn die 
Gläubigerin iſt dieſelbe geblieben und die Identität des Antragſtellers 
mit dem in der Klauſel genannten Gläubiger iſt vom AG. nachzu⸗ 
prüfen (Stein ⸗Jonas II 8 750 3PO.). Dieſer Nachweis der 
Identität iſt durch den Handelsregiſterauszug geführt. Es handelt ſich 
alſo hier nicht um eine andere als die in der Klauſel genannte 
Gläubigerin, ſondern um ein und dieſelbe Gläubigerin, bei der ledig⸗ 
lich die Bezeichnung gewechſelt hat. 

(LG. Berlin, 1. Z8., Beſchl. v. 20. Okt. 1933, 201 T 16107/33.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 


* 


Dortmund. 

5. 88 323, 850 ZPO. Der unterhaltspflichtige Ehe? 
mann kann dadurch, daß er infolge außerehelichen Gen 
ſchlechtsverkehrs einem unehelichen Kinde gegenüber un 
terhaltspflichtig wird, die älteren Unterhaltsanſprüche 
ſeiner Ehefrau nicht willkürlich ſchmälern. 

Das Recht der Ehefrau geht dem des unehelichen Kindes vor. 


4 


62. Jahrg. 1933 Heft 48 


Das ergibt ſich im übrigen auch aus der Beſt. des 8 850 Abſ. 4 ZPO. 
Danach kann die Ehefrau wegen rückſtändiger Unterhaltsanſprüche das 
Lohn⸗ oder Gehaltseinkommen des pflichtigen Mannes unbefhränkt 
pfänden, nicht dagegen das außereheliche Kind. Dieſes darf das Ein⸗ 
kommen nur inſoweit pfänden, als der Schuldner es nicht zur Be⸗ 
ſtreitung ſeines notdürftigen Unterhaltes und zur Erfüllung der ihm 
... feiner früheren Ehefrau gegenüber geſetzlich obliegenden Unter⸗ 
haltspflicht bedarf. Durch dieſe Beſt. des 8 850 Abſ. 4 ZPO. iſt der 
Bekl. im vorl. Fall auch genügend gegen die etwaige Vollſtreckung 
des Unterhaltsanſpruchs feines außerehelichen Kindes geſchützt. 
(LG. Dortmund, Urt. v. 18. Okt. 1933, II 2 8447/3.) 


Eingeſ. von RA. Dr. Ruſt, Dortmund. 
* 


Schneidemühl. 

6. Muß der Betrieb nach $ 1 des Gej. zur Regelung 
der landwirtſch. Schuldverhältniſſe v. I. Juni 1933 die Größe 
einer ſelbſtändigen Ackernahrung haben? 

Die Anſicht des AG., daß das Grundſtück der Behr. Rein 
landwirtſchaftlicher Betrieb i. S. des Geſetzes zur Regelung der 
landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 1933 (RGSBl. I, 
331) ſei, iſt nicht richtig. Eine Mindeſtgröße hat das Geſetz nicht 
vorgeſchrieben. Es iſt alfo nicht erforderlich, daß der Betrieb minde- 
ſtens die Größe einer felbftändigen Ackernahrung hat (vgl. Har⸗ 
mening⸗Pätzold, Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung S. 57 
unter VII; v. Rozycki, Das Geſetz zur Regelung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 1933 S. 11 unter 5). 
Hinzugepachtetes Land kann unter § 1 des Gef, fallen. Auch Zwerg⸗ 
betriebe, alſo z. B. Häusler⸗ und Arbeiterſtellen, bei denen der 
Betriebsinhaber auf Nebenerwerb angewieſen iſt, können entſchuldet 
werden (vgl. Harmening⸗Pätzold a. a. O. S. 57 unter VII). 
Für Betriebe, für die die Mündelſicherheitsgrenze einſtweilen noch 
nicht feſtſtellbar iſt (vgl. die 4. DurchfVO. v. 5. Okt. 1933 [RGS Bl. , 
S. 719]), kann zwar das Verfahren noch nicht durchgeführt werden, 
aber es iſt in Gang zu bringen und der verſtärkte Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz kann in Anſpruch genommen werden (vgl. $ 49 des Gef. und 
Bem. 2 und 4 zu § 49 bei Harmening⸗ Pätzold a. a. O. S. 229, 
auch S. 57). Daß der Ehemann der Betriebsinhaberin eine Rente 
bezieht und dieſe Rente die Haupteinnahmequelle der Familie dar⸗ 
ſtellt, iſt daher nicht entſcheidend. 


(G. Schneidemühl, Beſchl. v. 3. Nov. 1933, 3 T 901/33.) 
Ber. von LGDir. Lehmann, Schneidemühl. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 840 GenG. Die Entlaſſung eines Vorſtandsmit⸗ 
glieds der Genoſſenſchaft aus wichtigem Grunde ſteht nur 
der Generalverſammlung zu. 

Die Rechtsauffaſſung des BG., daß der Aufſichtsrat einer Ge⸗ 
noſſenſchaft befugt ſei, die Entlaſſung eines Vorſtandsmitglieds aus 
wichtigem Grunde anzuordnen, ſteht mit der auch vom Schrifttum ge⸗ 
billigten Rſpr. des RG. in Widerſpruch, an der feſtzuhalten ift (vgl. 
NG. 115, 353 = JW. 1927, 689 28s; Pariſius⸗Crüger, Er- 
werbs⸗ und Wirtſchafts en. § 40 Anm. 1; v. Gierke: JW. 1927, 
8955). Das NG. folgert aus 8 40 Gen., der der Generalver⸗ 
ſammlung die vorläufige Enthebung der Vorſtandsmitglie⸗ 
der von ihren Geſchäften vorbehält, daß auch eine von einer 
Kündigungsfriſt unabhängige ſofortige endgültige Entlaſſung 
aus dem Dienſtvertrage aus wichtigem Grunde nur durch die 
Generalverſammlung wirkſam vorgenommen werden kann, 
weil die Entlaſſung von den Geſchaften des Dienſtvertrags auch die 
Enthebung von den Vorſtandsgeſchäften bedeuten würde, da beides 
nicht zu trennen iſt. Daher kann eine vom Aufſichtsrat verfügte Ent⸗ 
laffung erſt mit einem Generalverſammlungsbeſchluß — und zwar 
vom Zeitpunkt dieſes Beſchluſſes an — wirkſam werden. 


Anders liegt es bei einer dem Anſtellungsvertrage und den ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen (Kündigungsſchutzgeſetz; entſprechenden, die 
hier vorgeſehenen Friſten einhaltenden, ordnungsmaäßigen Kündigung 
des Dienſtvertrages. Hierzu iſt das nach Vertrag, Satzung und Geſetz 
berufene Organ befugt. 

(RArbG., Urt. v. 11. Okt. 1933, RAG 176/33. — Bielefeld.) 
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Landesarbeitsgerichte. 
Frankfurt a. D. 


1. 8 59 ArbGG. Die Zuſtellung eines Verſäumnis⸗ 
urteils oder eines Vollſtreckungsbefehls iſt im Arbeits- 
gerichtsverfahren ohne rechtliche Wirkung und ſetzt die 
Einſpruchsfriſt nicht in Lauf, wenn die vorgeſchriebene 
Rechtsmittelbelehrung fehlt. ) 

Die Kl. hat Zahlungsbefehl und Vollſtreckungsbefehl wegen einer 
Forderung gegen die Bekl. beim ArbG. erlangt. Die Bekl. hat Ein⸗ 
ſpruch eingelegt. Das ArbG. hat den Einſpruch durch Urt. verworfen, 
weil er nicht rechtzeitig angebracht ſei. Gegen dieſes Urt. hat die 
Bekl. Berufung eingelegt. Sie hat geltend gemacht, daß die Einſpruchs⸗ 
friſt nicht verſäumt geweſen ſei, weil eine die Einſpruchsfriſt in Lauf 
ſetzende Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls noch gar nicht bewirkt 
ſei, denn es ſei ihr die vorgeſchriebene Belehrung über die Einſpruchs⸗ 
möglichkeit noch nicht übermittelt. 


Die Kl. iſt trotz ordnungsmäßiger Ladung zum Verhandlungs- 
termin vor dem LArbG. nicht erſchienen. Die Bekl. hat Verſäumnis⸗ 
urteil beantragt. 


Dieſem Antrage war nach 8 542 3D, ſtattzugeben, weil beim 
Ausbleiben der Kl. als von ihr zugeſtanden zu behandeln iſt, daß tat⸗ 
ſächlich bei Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls nicht auch eine Be⸗ 
lehrung über die Einſpruchsmöglichkeit zugeſtellt worden iſt. Solche 
Belehrung iſt aber zur wirkſamen Zuſtellung eines Vollſtreckungs⸗ 
befehls unerläßlich, und ſolange nicht ein Vollſtreckungsbefehl mit 
dem geſetzlich notwendigen Hinweis zugeſtellt iſt, liegt eine die Ein⸗ 
ſpruchsfriſt in Lauf ſetzende Zuſtellung überhaupt nicht vor (ogl. 
Stein⸗Jonas, ZRD., 14. Aufl., § 339 Anm. III Ziff. 1). Der 
Antrag der Bekl. auf Aufhebung und Zurückverweiſung war deshalb 
gerechtfertigt. 

(LATS. Frankfurt a. O., Urt. v. 17. Okt. 1933, 2 AS 165/33.) 


Eingeſ. von RA. Dr. Eiſold, Dresden. 


Zu 1. Das Urt. iſt im weſentlichen zutreffend, in einem Neben⸗ 
punkt aber bedenklich. 


Die Kl. hatte Vollſtreckungsbefehl gegen die Bekl. erwirkt. Hier⸗ 
gegen hatte die Bell. Einſpruch eingelegt. Dieſen Einſpruch hat der 
erſte Richter zu Unrecht als verſpätet verworfen; er hat überſehen, 
daß der Vollſtreckungsbefehl ohne die in 8 59 ArbGG. zwingend vor⸗ 
geſchriebene Rechtsmittelbelehrung zugeſtellt war. Die Zuſtellung des 
Vollſtreckungsbefehls war demnach ohne rechtliche Wirkung, und der 
Einſpruch war, da die Einſpruchsfriſt noch gar nicht lief, rechtzeitig 
eingelegt. Somit durfte der erſte Richter nicht durch Urt. den Ein⸗ 
ſpruch verwerfen, ſondern er hätte zur Sache verhandeln müſſen. 


Die vom BG. vertretene Auffaſſung, daß beim Verſaumnisurteil 
im ArbG Verfahren die Rechtsmittelbelehrung obligatoriſch iſt, und daß 
demnach das ohne Rechtsmittelbelehrung zugeſtellte Verſäumnisurteil 
die Einſpruchsfriſt nicht in Lauf ſetzt, entſpricht der herrſchenden Lehre: 
Derſch-Volkmar zu § 59 ArbGG. Bem. 4; Flatow⸗Joachim 
zu § 59 Bem. 4; Depene zu 859 Bem. I, 1. Die Anwendung des 
gleichen Grundſatzes auf den Vollſtreckungsbefehl ergibt ſich ohne wei⸗ 
teres aus 8 46 ArbGG. i. Verb. m. 8700 3PO. Anders iſt es bei 
den ſtreitigen Urt. und den das Beſchlußverfahren betreffenden Beſchl., 
für die § 9 Abſ. 4 ArbG. die Beifügung einer Rechtsmittelbelehrung 
auf den Ausfertigungen nur durch eine Sollvorſchrift anordnet: 
Depene zu 89 Bem. 4. Eine innere Notwendigkeit für dieſe unter⸗ 
ſchiedliche Behandlung des Verſäumnisurteils gegenüber dem kKontra⸗ 
diktoriſchen Urt. iſt nicht zu erkennen. Auch die Begr. ſchweigt darüber. 
Gegenüber dem klaren Wortlaut des Geſetzes wird eine abweichende 
Auffaſſung ſich indeſſen kaum halten laſſen. (Über unrichtige Rechts⸗ 
mittelbelehrung als Wiedereinſetzungsgrund vgl. JW. 1932, 3782 mit 
Anm. Krönig.) — 


Bedenken erregt jedoch das im vorl. Fall vom LArbch. be⸗ 
obachtete Verfahren. Das LArbch. hatte lediglich die Prüfung der 
Rechtzeitigkeit des Einſpruchs gem. § 341 ZPO., die im erſten 
Rechtszug fehlerhaft zuungunſten der einſprechenden Partei erledigt 
worden war, von neuem vorzunehmen. Nun iſt die Rechtzeitigkeit des 
Einſpruchs eine Prozeßvorausſetzung, deren Vorliegen von 
Amts wegen zu prüfen ift (8 341); und zwar handelt es ſich um 
eine zwingende Prozeßvorausſetzung, auf die weder ausdrücklich 
noch durch vorbehaltloſes Verhandeln gem. § 295 30. verzichtet 
werden kann. Jusbeſ. kann die Ungültigkeit einer Zuſtellung, durch 
die eine Notfriſt in Lauf geſetzt werden ſoll, nicht durch Verzicht oder 
Verluſt des Rügerechts geheilt werden (vgl. Stein⸗Jonas vor 
§ 166 ZPO. Bem. IV). Es waren alſo die zur Begründung dieſer 
Prozeßvorausſetzung dienenden Tatſachen zwar von der Berl. im 
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C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


E Wird in der amllichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88161 Abſ. 1 Nr. 1, 162 Abſ. 9, 162 Ab ſ. 10 RAbg O. 1931. 


a) Ausländiſche Geſellſchaften unterliegen unter den 
Vorausſetzungen des 8161 Abſ. 1 Nr. 1 RA bg O. 1931 hin⸗ 
ſichtlich ihrer in Deutſchland gelegenen Anlagen und Ein⸗ 
richtungen der Buchführungspflicht. 


b) Grundſätzlich kann auf Grund des 8 162 Abſ. 9 
R Abg. 1931 das Fin A. die Vorlegung der Bücher einer 
buchführungspflichtigen ausländiſchen Geſellſchaft im In⸗ 
land verlangen, auch wenn der Sitz der Leitung, die Ge⸗ 
ſchäftsräume und die Bücher ſich im Ausland befinden. 


e) Die Anwendung der Buch⸗ und Betriebsprüfung 
bei Großbetrieben aus § 162 Abſ. 10 RAbg0O. iſt bei einer 
Geſellſchaft ausgeſchloſſen, die im Ausland ihren Sitz hat. 


1. Die BeſchwF. iſt eine AktG. nach ſchweizeriſchem Obligationen⸗ 
recht mit dem Sitz und dem Orte der Leitung in der Schweiz. Sie hat 
unbeſtritten eine Betriebsſtätte i. S. des §11 Abſ. 2 Fin AusglG. in 
Deutſchland. Die BeſchwF. unterliegt daher der beſchränkten Körper⸗ 
ſchaftsſteuerpflicht und der beſchränkten Vermögenſteuerpflicht. Mit 
Schreiben v. 16. Sept. 1932 hat das Fin A. der Beſchw. mitgeteilt, 
daß ihr Unternehmen, das als Großbetrieb gelte, gem. § 162 Abf. 10 
RAbgdO. mindeſtens alle drei Jahre einmal einer ordentlichen Buch⸗ 
und Betriebsprüfung zu unterwerfen ſei, daß dieſe Vorſchr. den ein⸗ 
zigen Anlaß zu der Prüfung bilde und daß, falls keine Einrede er⸗ 
folge, die Prüfung in den Geſchäftsräumen ihrer Tochtergeſellſchaft 
(Deutſchland) durchgeführt werden werde. Gleichzeitig erſuchte das 
Fin A., die Geſchäftsbücher und ſonſtigen Unterlagen dorthin bringen 
zu laſſen. Die BeſchwF. machte dagegen unter Vorlage eines Gut⸗ 
achtens geltend, daß ſie als ausländiſche Geſellſchaft nicht verpflichtet 
jet, der Aufforderung des Fin A. nachzukommen. In beiderſeitigem 
Einvernehmen wurde daun die Streitfrage dem RF M. zur Stellung⸗ 
nahme vorgetragen. Der Miniſter hielt es für zweckmäßig, daß die 
Rechtslage im BeſchwVerf. nach 88 237, 303 ff. RADIO. geklärt 
werde, dazu ſollte das Fin A. die BeſchwF. noch einmal ſchriftlich 
zur Vorlage der Bücher im Inland auffordern und ſich dabei aber 
nicht nur auf 8 162 RAbgO., ſondern auch auf § 201 Abſ. 1 RAbgO. 
ſowie auf die 88 171, 205 und 207 ſtützen. Unter Bezugnahme auf 
dieſe Vorſchr. hat darauf das Fin A. die Beſchw§. mit Verfügung 
v. 25. Jan. 1933 erſucht, ihre Geſchäftsbücher und ſonſtigen Unter⸗ 
lagen für die Prüfung in die Geſchäftsräume ihrer Tochtergeſellſchaft 
(Deutſchland) oder, falls der Beſchw§. die Durchführung der Prü⸗ 
fung in den Geſchäftsräumen dieſer Firma nicht erwünſcht ſein ſollte, 
auf das Fin A. bringen zu laſſen. Die Beſchw. hat das LFin A. als 
unbegründet zurückgewieſen. Das LFin A. nimmt an, daß das Fin A. 
nach ſeiner Verfügung v. 25. Jan. 1933 nicht beabſichtige, eine Buch⸗ 
und Betriebsprüfung nach 8162 Abſ. 10 RAbgO. durchzuführen, 
ſondern daß es ſich auf 8 162 Abſ. 9 NAD. ſtütze und daß die 
Verfügung im Hinblick auf dieſe Vorſchr. und die anderen in der 
Verfügung angeführten Belt. der RAbgdO. gerechtfertigt ſei. 

II. Die RBeſchw. iſt begründet. 


Zur Begr. auf ſein Verlangen der Vorlegung der Geſchäfts⸗ 
bücher und ſonſtigen Unterlagen hat das Fin A. in der angef. An⸗ 
ordnung folgende Vorſchr. der RAbgO. angeführt: 1. 8 162, ohne 
Angabe des Abſatzes (9 oder 102); 2. 5201 Abſ. 1; 3. 8 171; 


Berufungsverfahren vorzubringen und nötigenfalls unter Beweis zu 
ſtellen; aber die Feſtſtellung dieſer Tatſachen war der Parteiwillkür 
entzogen. Mochte auch das BG. bei der ihm hier obliegenden Prüfung 
von Amts wegen nicht an ſtrenge Beweisregeln gebunden ſein, mochte 
es ihm vielleicht ſogar geſtattet ſein, ſich mit glaubhaften Partei⸗ 
erklärungen der Bel. zu begnügen (vgl. hierzu beſ. die kleine, aber 
inhaltreiche Studie von H. v. Weber [Jena], „Die Prüfung von 
Amts wegen“: 33P. 57 [1933], 91—99, beſ. 98 f.) — keinesfalls 
aber durfte das BG. die Tatſache der mangelhaften Zuſtellung gegen⸗ 
über der im zweiten Rechtszuge ſäumigen Kl. als Verſäumnis⸗ 
folge feſtſtellen. Eine Tatſache, deren Feſtſtellung der Partei⸗ 
dispoſition nicht unterliegt, kann niemals im Verſäumnisverfahren 
als zugeſtanden behandelt werden. 
RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


4. 8205; 5. 8207. Die RAbgO. unterſtellt im zweiten Abſchnitt 
des 2. Teiles „Beſteuerung, Ermittlung und Feſtſetzung der Steuer“ 
im erſten Titel „Pflichten der Steuerpflichtigen und anderer Per⸗ 
ſonen“ unter I „Allgemeine Pflichten“ die 88 160—165, unter II 
„Pflichten des Steuerpflichtigen“ die 88 166—174, unter VI „Steuer⸗ 
aufſicht“ die 88 190—201, und im zweiten Titel „Ermittlungs⸗ 
und Feſtſetzungsverfahren“ die 88 204— 227. 


Von den vom Fin A. heraugezogenen Vorſchr. handelt es ſich 
bei dem § 205 und dem 8 207 Abſ. 1 um Beſt. für das Steuer⸗ 
ermittlungsverfahren; auch der vom Fin A. angeführte 8 171 Abi. 2 
enthält eine Vorſchr. für das Steuerermittlungsverfahren, wie die 
Anfügung des § 207 NAgD. im Geſetzestext deutlich erkennen läßt. 
Dagegen handelt es ſich bei dem 8 162 Abſ. 9, 10 um außerordent⸗ 
liche Buchprüfung und ordentliche Buch⸗ und Betriebsprüfung und 
bei 8 201 Abſ. 1 RAbgO. um Vorſchr. des Steueraufſichtsverfahrens 
(vgl. Entſch. des RF. 24, 3, 4 — Kartei, RAbgO. § 162 Abſ. 10 
Rechtsſpr. 1; RF. 33, 252). 


Ausübung der Steueraufſicht und Ermittlungsverfahren ſtehen 
ſich rechtlich ſelbſtändig gegenüber und ſind deshalb rechtlich zu 
ſondern. Sie geben dem Fin A. Befugniſſe und Möglichkeiten, die 
nach Inhalt und Umfang verſchieden find. Deshalb darf das Fin A. 
ſie nicht miteinander vermengen in einer Weiſe, daß der Pflichtige 
nicht mehr erkennen kann, worum es ſich handelt und wie er ſeine 
Verteidigung einrichten kann. Dieſe Grundfäge hat das Gutachten 
des Großen Senats des RFH., Gr8 D 4/32 v. 20. Mai 1933 (RIP 
33, 248 ff. 262, 263, 2660), des näheren begründet; ihnen tritt 
der 4. Sen. bei, der auch ſchon in der Entſch. IV A 73/32 v. 28. Juni 
1933 (RStBl. 676) die rechtliche Selbſtändigkeit des Steuerauf⸗ 
ſichtsverfahrens aus § 201 Abſ. 1 RAbgdO. betont hat. 


Gegen dieſe Grundſätze verſtößt die angef. Anordnung des 
Fin A., indem fie ohne nähere tatſächliche Begr. Geſetzesvorſchr. an⸗ 
zieht, die das Steuerermittlungsverfahren und das Steueraufſichts⸗ 
verfahren betreffen, für deren Anwendung ganz verſchiedene geſetz⸗ 
liche Vorausſetzungen beſtehen. Beim Steuerermittlungsverfahren ſoll 
das Fin A. nach § 207 RAbgᷣO. die Vorlegung von Büchern und 
Geſchäftspapieren erſt verlangen, wenn die Auskünfte des Steuer⸗ 
pflichtigen nicht genügen oder Bedenken gegen ihre Richtigkeit vor⸗ 
liegen. An eine ſolche Vorausſetzung ſind Maßnahmen im Steuer⸗ 
aufſichtsverfahren nicht geknüpft. 


Enthält hiernach die Anordnung des Fin A. ſchon eine unzu⸗ 
läſſige Vermengung und Verquickung von Steuerermittlungs⸗ und 
Steueraufſichtsverfahren, ſo iſt weiter in der Anordnung auch nicht 
erſichtlich gemacht, daß, ſoweit es ſich um eine Maßnahme im 
Steuerermittlungsverfahren handeln ſollte, die vorſtehend angeführte 
Vorausſetzung des 8207 RAbgO. gegeben iſt und, ſoweit es ſich um 
eine Maßnahme des Steueraufſichtsverfahrens handeln würde, auf 
welche der angeführten die Steueraufſicht betr. Beſt. die Anordnung 
geſtützt wird, ob auf § 162 Abſ. 9 oder auf § 162 Abſ. 10 oder auf 
§ 201 Abf. 1 NAD. Eine klare Stellungnahme in letzterer Hin⸗ 
ſicht und Begr. der Maßnahme (vgl. RF H. 33, 266, 268) iſt aber 
erforderlich und geboten, weil jede dieſer Steueraufſichtsbeſt. an 
beſondere Vorausſetzungen geknüpft iſt. 


III. A. a) Vorausſetzung der Buchprüfung des § 162 Ab ſ. 9 
RAbgO. iſt, daß der Steuerpflichtige in Rüchſicht auf die Be⸗ 
ſteuerung verpflichtet iſt, Bücher zu führen oder Aufzeichnungen zu 
machen. Dabei iſt darauf hinzuweiſen, daß die Rechtslage für die 
Zeit vor dem 1. April 1932 und die Zeit nachher verſchieden iſt. 


Für die Zeit vor dem 1. April 1932 kommt § 163 NAbgD- 
a. F. i. Verb. m. 8162 Abſ. 1 und Abſ. 9 in Betracht. Für dieſe 
Zeit iſt die Buchprüfung aus § 162 Abf. 9 nur gerechtfertigt, wenn 
die Steuerpflichtige auf Grund Anes Steuergeſetzes oder auf Grund 
eines anderen Geſetzes als eines Steuergeſetzes zur Führung von 
Büchern und Aufzeichnungen verpflichtet war. Nur wenn dieſe ver⸗ 
waltungsrechtliche Pflicht beſtand, beſteht auch die Verpflichtung der 
Steuerpflichtigen, die Buchprüfung des Fin A. zu dulden (vgl. VIA 
35/28 v. 3. Okt. 1928: Kartei, RAbgO. 8 248 Rechtsſpr. 2; IV A 
177/29 v. 18. Sept. 1929: Kartei, RAbgO. 8 162 Abſ. 9 Rechtsſpr. 6; 
RF. 33, 252; ſiehe auch Henſel, Steuerrecht, 3. Aufl., S. 120). 
Das Fin A. hätte alſo das Steuergeſetz oder das ſonſtige Geſetz a“ 
geben ſollen, nach dem für die hier erörterte Zeit die 
BeſchwFß. zur Führung von Büchern und Aufzeichnungen verpflichtet 
war. Der allgemeine Grundſatz, daß die BeſchwFF. wegen ihrer in 
Deutſchland belegenen Anlagen und Einrichtungen der ſteuerlichen 
Gebietshoheit Deutſchlands unterliegt (unmittelbare wirtſchaftliche Zu⸗ 
gehörigkeit, Blumenſtein, Schweiz. Steuerrecht S. 45, 46; Hen⸗ 
ſel, Steuerrecht, 3. Aufl., S. 18) und die auf dieſem Grundſatz be⸗ 
ruhende beſchränkte Körperſchaftſteuerpflicht und die beſchräntte Ver⸗ 
mögenſteuerpflicht laſſen ohne weiteres die Folgerung auf eine Buch⸗ 
führungspflicht nicht zu. Eine dahingehende geſetzliche Vorſchr. ent⸗ 
halten weder das KörpStch. noch das VermStch. Ob die Bud“ 
führungspflicht des 8 13 Umſ st. 1926 beſtand, iſt nicht erörtert 
worden. Nach Lage der Sache und da nach Inhalt der Akten es ſich 
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nicht um die Umſatzſteuerpflicht der BeſchwF. handelt, kann der 8 13 
UmſStG. 1926 aus der weiteren Erörterung ausſcheiden. 


Es fragt ſich daher nur noch, ob andere Geſetze die Führung 
der Bücher und Aufzeichnungen vorſchreiben. In Frage kommt hier 
das HGB. Nach handelsrechtlichen Vorſchr. iſt nach der 
reichsgerichtlichen Rſpr. die ausländiſche Geſellſchaft hinſichtlich ihrer 
inländiſchen Zweig niederlaſſung buchführungspflichtig (vgl. 
RG. 1 904/13 v. 2. Febr. 1914: Bauers Z. 22, 2 und Staub, 
HGB., 14. Aufl., Anm. 38 zu 8201; vgl. auch Koenige: 83. 
1914, 1417). Würden die in Deutſchland belegenen Anlagen und Ein⸗ 
richtungen eine Zweig niederlaſſung darſtellen (vgl. über den 
Begriff der Zweigniederlaſſung Staub a. a. O. Anm. 5 zu 8 13), jo 
würde auch die ſteuerliche Buchführungspflicht der BeſchwF. ge- 
geben geweſen ſein. Die Vor Inſt. haben aber nicht erörtert, daß die 
in Deutſchland gelegenen Einrichtungen und Anlagen eine Zweig⸗ 
niederlaſſung darſtellen. Dagegen beſtand auch nach Handelsrecht 
eine Buchführungspflicht der BeſchwF. nicht, wenn ihre in Deutſch⸗ 
land gelegenen Anlagen nur eine „Betriebsſtätte“, aber keine Zweig⸗ 
niederlaſſung ſind. 


b) Anders iſt die Rechtslage für die Zeit ſeit dem 1. April 
1932 zu beurteilen, von welcher Zeit an die Vorſchr. des § 161 
Ab. 1 Nr. 1 gilt (vgl. NotVO. v. 1. Dez. 1930 III. Teil Kap. 187 
Nr. 3). Wenn dort beſtimmt wird, daß Unternehmen und Unternehmer 
unter den Vorausſetzungen des Abſ. 1 Nr. 1 zur Führung von 
Büchern oder Aufzeichnungen verpflichtet find, To iſt auch die BeſchwF. 
hierzu verpflichtet, wenn und ſoweit die Einkünfte aus der deutſchen 
Betriebsſtätte oder das in Deutſchland belegene Betriebsvermögen 
die in 58 161 Abſ. 1 Nr. 1 RAbgO. n. F. bezeichneten Grenzen über⸗ 
ſteigen. Dieſer Buchführungspflicht unterliegt die BeſchwF. auch als 
ausländiſche Geſellſchaft, weil es ſich hier allein um Einkünfte und 
Vermögen handelt, die wegen ihrer räumlichen (unmittelbar wirt⸗ 
ſchaftlichen) Zugehörigkeit in Deutſchland der ſteuerlichen Gebiets⸗ 
hoheit Deutſchlands unterliegen, der Ausländer alſo der Steuerpflicht 
unterſteht und weil daher inſoweit verwaltungsrechtliche Pflichten wie 
die Buchführungspflicht auch vom Ausländer zu erfüllen ſind. Der 
Umſtand, daß etwa die in Deutſchland belegenen Einrichtungen und 
Anlagen der wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit entbehren, kann aber 
an dieſer ſteuerrechtlich begründeten Buchführungspflicht nichts ändern. 


Zu a und b. Soweit nach den Ausführungen zu a und b 
eine Buchführungs pflicht der Beſchwß. ungeachtet ihrer Eigenſchaft 
als ausländiſche Geſellſchaft beſteht, muß auch grundſätzlich das Recht 
des Fin A. auf Buchprüfung nach § 162 Abſ. 9 RAbgdO. anerkannt 
werden. Nun beſtimmt § 207 Abſ. 2 RAbgO., daß Bücher und Ge⸗ 
ſchäftspapiere auf Wunſch des Steuerpflichtigen tunlichſt in ſeiner 
Wohnung oder in ſeinen Geſchäftsräumen einzuſehen ſind. Dieſe 
Vorſchr. iſt auch für das Steueraufſichtsverfahren zu beachten (vgl. 
auch § 1195 Satz 1 RAbgO.). Wenn aber die Geſchäftsraume des 
Steuerpflichtigen ſich im Ausland befinden, ſo hindert dieſer Umſtand, 
ſofern nicht durch zwiſchenſtaatliche Vereinbarungen etwas anderes 
gilt, die Durchführung der Buchprüfung in den Geſchäftsräumen des 
Steuerpflichtigen. Ohne ſolche zwiſchenſtaatliche Vereinbarung oder Er⸗ 
laubnis des ausländiſchen Staates dürfen die Beamten des deutſchen 
Fin A. das ausländiſche Gebiet nicht betreten. Täter fie es doch, jo 
würden ſie eine völkerrechtswidrige Verletzung des fremden Staats⸗ 
gebiets begehen. Es fragt ſich daher, ob bei dieſer Sach- und Rechts⸗ 
lage das Recht des Fin A. auf Buchprüfung bei ausländiſchen Steuer⸗ 
pflichtigen überhaupt nicht verwirklicht werden kann oder ob aus⸗ 
ländiſche Steuerpflichtige zur Vorlage der Bücher im Inland durch 
Verwaltungsanordnung angehalten werden können. Die Frage iſt im 
zweiten Sinne zu beantworten. Die ausländiſche Geſellſchaft iſt wegen 
ihrer räumlichen (unmittelbar wirtſchaftlichen) Zugehörigkeit zu 
Deutſchland, nämlich wegen ihrer in Deutſchland belegenen Betriebs⸗ 
ſtätte, der Steuerhoheit des Deutſchen Reichs unterworfen. Das be⸗ 
deutet nicht nur, daß ſie die Steuerbeträge zu entrichten hat, ſondern 
daß ſie auch die ſonſtigen ſteuerlichen Pflichten, insbeſ. die Buch⸗ 
führungspflicht zu erfüllen hat, wie oben unter b bereits ausgeführt 
iſt. Gibt nun das deutſche Geſetz dem Fin A. die Befugnis zur Nach⸗ 
prüfung dieſer Verpflichtung und kann dieſe Befugnis wegen an⸗ 
erkannter völkerrechtlicher Grundſätze im Ausland nicht durchgeführt 
werden, fo muß die Anordnung des Fin A. auf Vorlegung der Bücher 
im Inland, da Ausfluß der Steuerhoheit des Deutſchen Reichs, als 
zuläſſige Maßnahme zur Überwachung der Beſteuerung für gerecht⸗ 
fertigt erachtet werden. Die Pflicht zur Buchführung des Ausländers 
ſchließt grundsätzlich deſſen Pflicht zur Büchervorlegung im Inland 
ein. Hiergegen kann auch nicht eingewandt werden, daß hiermit der 
Grundſatz der Gleichbehandlung der Ausländer mit den Inläudern 
verletzt werde, weil dieſe in der Regel ihre Bücher in ihren Ge⸗ 
ſchäftsräumen vorzulegen haben, während der Ausländer ſeine Bücher 
an einem anderen Orte — im Inland — vorlegen müſſe. Inwie⸗ 
weit eine Anordnung wegen der beſonderen Umſtände des einzelnen 
Falles gegen den Grundſatz von Recht und Billigkeit verſtößt (8 11 
RAbgO.), ſtehr hier nicht zur Erörterung. Hier handelt es ſich um 
die grundſätzliche Frage der Gleichheit der Behandlung der In⸗ und 


Ausländer. Es würde aber eine ungerechtfertigte Bevorzugung der 
Ausländer bedeuten, wenn bei dieſen trotz ihrer Verpflichtung zur 
Buchführung das Nachprüfungsrecht des Fin A. lediglich deshalb in 
Fortfall kommen müßte, weil der Ort der Leitung und die Bücher ſich 
im Ausland befinden, während jeder buchführungspflichtige Inländer 
dieſem Nachprüfungsrecht unterworfen iſt. Auch das von der Beſchwx. 
überreichte Gutachten erkennt ausdrücklich an, daß im Steuer⸗ 
ermittlungsverfahren das Fin A., da es nach völkerrecht⸗ 
lichen Grundſätzen amtliche Unterſuchungshandlungen auf ſchweize⸗ 
riſchem Gebiet nicht vornehmen darf, in dieſem Falle berechtigt iſt, 
die Verbringung der Akten an ſeinen Amtsſitz in Deutſchland zu 
verlangen. Für das Steueraufſichtsverfahren aus § 162 Abſ. 9 RAbgo. 
kann aber nichts anderes gelten. 

Hiernach iſt grundſätzlich auf Grund des § 162 Abf. 9 RAbgO. 
das Recht des Fin A. anzuerkennen, die Vorlegung der Bücher einer 
buchführungspflichtigen ausländiſchen Geſellſchaft im Inland zu ver⸗ 
langen, auch wenn der Sitz der Leitung, die Geſchäftsräume und die 
Bücher ſich im Ausland befinden. 


Gegen dieſen Grundſatz kann nicht eingewandt werden: nach 
dem Gutachten des Großen Senats v. 9. Juli 1932 (R. 31, 334) 
unterſcheide ſich die Buchprüfung nach § 162 Abſ. 9 nicht weſentlich 
von der ordentlichen Buch⸗ und Betriebsprüfung des § 162 Abf. 10, 
und weil die Buch⸗ und Betriebsprüfung nach § 162 Abſ. 10 un⸗ 
zuläſſig ſei, was richtig iſt (vgl. unten unter B), dürfe auch die 
Buchprüfung nach § 162 Abſ. 9 nicht vorgenommen werden. Dieſer 
Schluß iſt nicht folgerichtig. Daß die Buchprüfung nach § 162 Abſ. 9 
zuläſſig iſt, iſt oben nachgewieſen. Daß die Buchprüfung aus 8 162 
Abſ. 10 unzuläſſig iſt, kann nicht die Unzuläſſigkeit der Buchprüfung 
aus 8 162 Abſ. 9 beweiſen. Es mag fein, daß die Buchprüfung aus 
§ 162 Abſ. 9 deshalb, weil fie nicht in den Geſchäftsräumen der aus⸗ 
ländiſchen Geſellſchaft im Ausland vorgenommen werden kann, nicht 
ſo vollſtändig in Anſehung der geſchäftlichen Verhältniſſe des Betriebs 
durchgeführt werden kann, wie dies nach dem angeführten Gutachten 
des RF. zur Buchprüfung nach § 162 Abſ. 9 RAbgO. gehört. 
Dies berührt aber die Zuläſſigkeit der Buchprüfung aus § 162 Abf. 9 
NAbgO. und die dementſprechende Verpflichtung des Ausländers zur 
Buchvorlegung nicht. 

Nach RF. 10, 44: Kartei, RAbgO. § 173 Rechtsſpr. 8 ſchließt 
die Pflicht zur Vorlegung von Geſchäftsbüchern eine erzwingbare 
Verpflichtung zur Übergabe unter Aufgabe des Gewahrſams nicht in 
ſich. Im vorl. Falle iſt aber das Bringen der Bücher auf das Fin A. 
nur für den Fall aufgegeben, daß die Vorlage in den Geſchafts⸗ 
räumen der Tochtergeſellſchaft in S. der BeſchwF. nicht erwünſcht 
wäre. In erſter Linie wird alſo die Aufgabe des Gewahrſams von 
den Büchern durch Übergabe an das Fin A. gar nicht verlangt. Die 
Vorlage der Bücher in S. ſchließt die Aufgabe des Gewahrſams der 
BeſchwF. an den Büchern nicht in ſich. 

B. Die Buch⸗ und Betriebsprüfung bei Großbe⸗ 
trieben aus 8 162 Ab ſ. 10 RAbg O. hat ſich auf alle Ver⸗ 
hältniſſe zu erſtrecken, die für die Beſteuerung von Bedeutung fein 
können, ſie ſollen ein vollſtändiges Bild von der geſamten Be⸗ 
triebsführung geben (§ 162 Abſ. 10 Satz 2 RAbgO. und 8 3 
BD. zur Durchführung von Buch- und Betriebprüfungen v. 9. Nov. 
1925 [RM Bl. 1337 — RES. 209). Dieſe Steueraufſichtsmaß⸗ 
nahme ſetzt voraus, daß der Großbetrieb der deutſchen Herrſchafts⸗ 
macht, der Gebietshoheit Deutſchlands, unterſteht. Eine im Ausland 
ihren Sitz und die Geſchäftsräume habende Geſellſchaft unterſteht aber 
„in ihrer geſamten Betriebsführung“ nicht der deutſchen Gebiets⸗ 
hoheit. Es handelt ſich bei der Buch- und Betriebsprüfung des § 162 
Abi. 10 RAbgO. um einen Eingriff in die Perſönlichkeitsſphäre der 
davon Betroffenen, wie auch der Sachverſtändige annimmt; für einen 
Eingriff in ſolchem Umfang fehlt der deutſchen Finanzgewalt die 
räumliche (unmittelbare wirtſchaftliche) Zugehörigkeit des Unterneh⸗ 
mens zum deutſchen Staatsgebiet. Dementiprechend lehnt auch das 
LFin A. in Übereinſtimmung mit dem Gutachten die Anwendung des 
8162 Abſ. 10 RabgO. auf die BeſchwF. mit Recht ab. 

C. Was ſchließlich eine Anordnung aus 8 201 Abſ. 1 
R Abg O. betrifft, jo hat eine ſolche Maßnahme zur Vorausſetzung, 
daß ein begründeter Anhalt dafür beſteht, daß zu Unrecht Steuer⸗ 
einnahmen verkürzt werden oder verkürzt worden ſind. Hierüber 
und über den Begründungszwang einer derartigen Anordnung wird 
auf das Gutachten des Großen Senats: NH. 33, 257 ff., 266 ver⸗ 
wieſen. 

(Ro., 4. Sen., Urt. v. 27. Sept. 1933, IV A 165/33 8.) 
* 

2. 88 3 Abi. 2 Nr. 6, 15 Abſ. 2 EinkstG. Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen inländiſchen Einnahmen aus Hypotheken 
mit im Ausland zu zahlenden Schuldzinſen bei beſchränk⸗ 
ter Steuerpflicht. f) 

Der BeſchwF., der in A. (Ausland) wohnt, iſt mit den Zins⸗ 

Zu 2. Dem Urt. iſt in vollem Umfange zuzuſtimmen. Es 
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einnahmen aus in Deutſchland begebenen Hypotheken zur Ein⸗ 
kommenftener nach $3 Ab}. 2 Nr. 6 EinkSt®. herangezogen worden. 
Er behauptet, daß er ſich das Geld, das er in deutſchen Hypotheken 
angelegt hat, im Wege des Kredits im Ausland beſchafft habe und 
verlangt den Abzug der dafür im Ausland zu zahlenden Zinſen. 
Die beſchränkte Steuerpflicht nach Maßgabe des § 3 EinkStG. 
beruht auf dem Grundſatz, daß Deutſchland als Belegenheitsſtaat ge⸗ 
wiſſe Einnahmequellen, welche ihm wirtſchaftlich und ſteuerlich zu⸗ 
gehören, auch im Ausland anſäſſigen Perſonen gegenüber zu verſteuern 
berechtigt iſt. Dies ſoll nicht bloß für den Grundbeſitz und Gewerbe⸗ 
betrieb gelten, ſondern auch für durch Grundbeſitz geſicherte Forde⸗ 
rungen und Rechte. § 3 Abf. 2 EinkStG. enthält eine erſchöpfende 
Aufzählung des beſchränkt ſteuerpflichtigen inländiſchen Einkommens. 
Gemäß Nr. 6 gehören hierzu die Einkünfte aus Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden und anderen Forderungen oder Rechten, die durch in⸗ 
ländiſchen Grundbeſitz oder inländiſche grundſtücksgleiche Rechte ge- 
ſichert ſind, mittelbare Sicherung genügt (zu vgl. 4. VO. des RPräſ. 
zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und zum Schutze des 
inneren Friedens v. 8. Dez. 1931, Teil 7 Kap. III, 2. Abſchn., 8 2 
Ziff. 3 und § 4 Nr. 1 [RG Bl. I, 699, 736, 7371). Da die Steuer 
auf Grund der wirtſchaftlichen Zugehörigkeit des Gegenſtandes der 
Beſteuerung zu Deutſchland erhoben wird, ähnelt die beſchränkte 
Steuerpflicht einer Sachſteuer (vgl. z. B. Art. 1 Abſ. 4, 5 Doppel⸗ 
beſtAbk. mit Italien). Dieſer Charakter tritt bei den Fällen der 
Nr. 4—11 des 8 3 Abſ. 2 EinkStch. noch erheblich ſtärker hervor als 
in den übrigen Fällen des § 3 Abſ. 2. Während letztere bei der Ver⸗ 
anlagung nach 860 EinkStG. eine zuſammenfaſſende Einheit i. ©. 
des 87 Abſ. 3 EinkSt®. mit ſteigendem Steuerſatz bilden und ſomit 
den Fällen der unbeſchränkten Steuerpflicht ähneln, iſt in den Fällen 
von Nr. 4—11 jeweils die einzelne Quelle unabhängig vom Vor⸗ 
handenſein noch anderer Quellen der gleichen oder einer ſonſtigen 
unter Nr. 4—11 fallenden Art zu erfaſſen und mit dem feſten 
Steuerſatz von 10 v. H. belegt. Im Zuſammenhang mit der Aus⸗ 
dehnung der beſchränkten Steuerpflicht in der VO. des RPräſ v. 
8. Dez. 1931 iſt auch der 8 60 EinkStG. in der Weiſe geandert 
worden, daß nunmehr nur die in 83 Abſ. 2 Nr. 6—8 bezeichneten 
Einkünfte, die nicht einem land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen oder ge⸗ 
werblichen Betriebe anfallen, mit 10 0% beſteuert werden, die übrigen 
beſchränkt ſteuerpflichtigen Einkünfte dagegen mit dem vollen Pro⸗ 
greſſionsſatz. Der neue 8 60 tritt mit dem Beginn des im Kalender⸗ 
jahr 1932 endenden Steuerabſchnitts in Kraft. Bei einer Objekt⸗ 
ſteuer iſt regelmäßig kein Raum für die Beruckſichtigung des Um⸗ 
ſtandes, ob der beſteuerte Gegenſtand mit Hilfe eigenen oder fremden 
Kapitals beſchafft oder gehalten wird, ſo daß auch Schuldzinſen für 
fremdes Kapital den Steuerertrag nicht beeinfluſſen können. Dieſer ob⸗ 
jektſteuerartige Charakter der beſchränkten Steuerpflicht vermag aber 
gegenüber dem Wortlaut des 8 15 Abſ. 2 Satz 2 EinbStch. die 
Nichtanerkennung eines wirtſchaftlichen Zuſammenhangs von Schul⸗ 
den mit inländiſchen Kapitaleinkünften für ſich allein nicht zu recht⸗ 
fertigen. Es iſt möglich, daß zwiſchen Geldbeſchaffung und Weitergabe 
des Geldes als Hypothek im Einzelfall ein beſonderer wirtſchaftlicher 
Zuſammenhang beſteht. Allerdings iſt die Geldbeſchaffung ein wirt⸗ 
ſchaftlicher Akt für ſich und die Ausleihung des Geldes ein weiterer 
wirtſchaftlicher Akt. Beide wirtſchaftlichen Akte können aber in einer 
Weiſe durchgeführt worden ſein, daß ein wirtſchaftlicher Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen ihnen in Erſcheinung tritt. Ein ſolcher wäre dann 
anzuerkennen, wenn der beſondere Zweck und das Ziel der Geld⸗ 
beſchaffung nur die Begebung der Hypothek geweſen iſt und dieſe un⸗ 
mittelbare Verbindung zwiſchen Schuld und Hypothek noch im Zeit⸗ 
punkt der Geltendmachung der abzuziehenden Schuldzinſen beſteht. 
In dieſem Falle ſind die Vorausſetzungen für die Abzugsfähigkeit 
der Schuldzinſen von den zu verſteuernden Einkünften nach 815 
Abs. 2 Satz 2 EinkSt®. gegeben. Dazu muß verlangt werden, daß 
der beſchränkt Steuerpflichtige den ſo gearteten Zuſammenhaug zwi⸗ 
ſchen den Einkünften und den Schuldzinſen nachweiſt. An dieſen 
Nachweis ſind ſtrenge Anforderungen zu ſtellen, um die Er⸗ 
langung ungerechtfertigter ſteuerlicher Vorteile zu verhindern. So⸗ 
lange die Möglichkeit beſteht, daß die Hypothek als Kapitalanlage 


zieht nur die Schlußfolgerungen aus § 15 Abſ. 2 EinkStG. Die 
Beſonderheit liegt nur darin, daß das Urt. von der früheren Rſpr. 
des Senats abrückt. Im Urt. v. 14. Mai 1930, VI A 39/93/29: 
StW. 1930 Nr. 594 hatte der gleiche Senat den Abzug von Schul⸗ 
denzinſen in einem derartigen Falle grundſätzlich abgelehnt, es 
heißt dort: „Die Zinſen von inländiſchen Hypotheken ſollen in 
voller Höhe der inländiſchen Steuer unterworfen ſein, und es 
muß einem ausländiſchen Hypothekengläuber, der ſich das Geld 
dazu erſt verſchafft hat, überlaſſen bleiben, bei Bemeſſung der 
von ihm an jeinen Geldgeber zu zahlenden Zinſen die deutſche 
Steuerpflicht der ihm zufließenden Zinſen zu berückſichtigen.“ 
Wirtſchaftlich wird dies damit begründet, daß bei der Zulaſſung 
des Abzuges der Zinſen der ausländiſche Hypothekengläubiger 
ſeinem Geldgeber einen höheren Zinsſatz bewilligen könnte als 
dieſer erhalten würde, wenn er die Hypothek unmittelbar gegeben 


aus anderen Mitteln, die nicht beſonders mit Schuldzinſen belaſtet 
waren, begeben worden iſt, kaun ein Zuſammenhang zwiſchen einem 
aufgenommenen verzinslichen Darlehen und der in Betracht kommen⸗ 
den Hypothek nicht anerkannt werden (vgl. hierzu die Ausführungen 
im Urt. v. 7. Febr. 1929, IA 377/28; StW. 1929 Nr. 359 = 
RStBl. 1929, 193 — Kartei EinkSt®. 1925 8 3 Abſ. 1 Nr. 1 u. 2 
Abſ. 2 Satz 1 R. 1 u. 2). 


(RFH., 6. Sen., Urt. v. 11. Okt. 1933, VI A 2047/31.) 


* 


* 3. 8816, 18, 36, 75 EinfSt®. Das Erfordernis glei- 
cher Behandlung von Steuerpflichtigen in gleichen Ver⸗ 
hältniſſen erfordert, daß Werbungskoſten nicht anerkannt 
werden können, wenn ein öffentlicher Beamter im Hinblick 
auf ſtarke berufliche Inanſpruchnahme erhöhten Aufwand 
für Verköſtigung außer dem Hauſe geltend macht, ohne 
daß inſoweit die Behörde ihm eine Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung zugeſprochen hat. 

Es handelt ſich um die Frage, ob der Beſchwerdegegner für Ein⸗ 
künfte aus unſelbſtändiger Arbeit m. R. erhöhte Werbungskoſten 
i. S. des § 75 EinkStG. geltend macht, ſoweit ihm nach feiner 
Darſtellung vermehrter Aufwand dadurch erwächſt, daß er Mittags⸗ 
mahlzeiten außer dem Hauſe einzunehmen genötigt iſt. Der Beſchwerde⸗ 
gegner iſt Finanzbeamter und beim RF M. tätig. Er macht geltend, 
er mitfje, abgeſehen von den Samstagen, regelmäßig über die Zeit 
der Durcharbeitszeit hinaus bis in ſpäte Abendſtunden hinein auf 
ſeinem Dienſtzimmer tätig ſein; er habe dazwiſchenhinein nicht ge⸗ 
nügend Zeit, zum Mittageſſen nach Hauſe zu gehen oder zu fahren; 
er müſſe bei dieſer Arbeitstätigkeit ein warmes Eſſen im Gaſthaus 
einnehmen; dafür erwachſe ihm für die einzelne Mahlzeit ein Auf⸗ 
wand von 1,25 AA, ſtatt 60 Pf., zu Haufe. Der Mehrbetrag müſſe 
als Werbungskoſten anerkannt und berückſichtigt werden. Das Fin A. 
hat eine Erhöhung des Pauſchbetrags für Werbungskoſten abgelehnt, 
das FinGer. hat den angegebenen Mehraufwand anerkannt. 


Dagegen richtet ſich die RBeſchw. des Fin gl. 


Wegen grundſätzlicher Bedeutung der Frage hat der Senat den 
RF M. um Beteiligung am Verfahren erſucht. Der RF M. iſt dem 
Verfahren beigetreten und hat ſich wie folgt geäußert: 


„Die Frage, ob bei Beamten ein Abzug für die Mehrkoften 
des Mittageſſens außer dem Hauſe zugelaſſen werden kann, darf 
m. E. nicht von den perſönlichen Verhältniſſen eines oder des anderen 
Beamten in derſelben Stadt abhängig gemacht werden. Manche Be⸗ 
amte eſſen nach Schluß der Dienſtſtunden in ihrer Familie, einzelne 
haben die Möglichkeit, in ihrer Mittagspauſe zu Hauſe zu eſſen, 
andere eſſen in der Nähe des Amtes im Reſtaurant oder in einer 
Kantine der Dienſtſtelle; einzelne wenige eſſen im Reſtaurant beſſer, 
als es in der Familie in ihrem Stande üblich iſt, viele nehmen mit 
einem Geringeren fürlieb und geben, zumal wenn es Junggeſellen ſind, 
nicht mehr aus, als ſie zu Hauſe oder ſonſtwie aufwenden müßten. 
Die Verhältniſſe liegen alſo überall verſchieden. Es erſcheint mir nicht 
angängig, die Verhältniſſe im einzelnen zu prüfen, vielmehr bedarf 
die Frage der Abzugsfähigkeit einer gleichmäßigen Regelung, zum 
mindeſten für ſämtliche Beamten derſelben Stadt. 


Die Grenzen zwiſchen allgemeiner Lebenshaltung einerſeits und 
Werbungshoſten, die zur Werbung und Erhaltung des Berufseinkom⸗ 
mens dienen, ſind flüſſig. Unkoſten ſind bei Beamten Werbungs⸗ 
kojten jedenfalls nur dann, wenn fie notwendig find, um das Berufs⸗ 
einkommen zu erwerben und zu erhalten. Es kann bei Beamten nicht 
angenommen werden, daß die Unkoſten des Mittageſſens hierzu 
rechnen, mag es auch bei anderen Berufskreiſen anders liegen. Dies 
läßt auch die Tatſache erkennen, daß der Staat ſeine Beamten, einer⸗ 
lei, in welchem Orte ſie Dienſt zu tun haben, möglichſt gleichmäßig 
beſoldet. Wenn der Staat angenommen hatte, daß einzelne Beamte, 
um ihren Dienſt verrichten zu können, in der Stadt Mahlzeiten ein⸗ 


hätte, da ja die deutſche Steuer weder auf den Hypothekenzinſen 
noch auf den von dem Ausländer an ſeinen Geldgeber gezahlten 
Darlehnszinſen ruht. Dieſe offenbar de lege ferenda gegebene 
Begründung läßt ſich auch nicht mit dem objektartigen Charakter 
der Einkommenftener bei beſchränkter Steuerpflicht begründen, denn 
dieſer objektartige Charakter kann bei einer Einkommenſteuer 
niemals den Abzug der im unmittelbaren wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhang mit den Einkünften ſtehenden Schuldzinſen oder 
ſonſtigen Werbungskoſten hindern. Das wird in dem obigen Urt. 
mit erfreulicher Deutlichkeit betont, wobei allerdings mit Recht 
hervorgehoben wird, daß an den Nachweis des wirtſchaftlichen 
Zuſammenhanges ſtrenge Anforderungen zu ſtellen ſind (ebenfalls 
in Übereinſtimmung mit der bisherigen Rſpr. des Sen. zu $ 15 
Abſ. 2 EinkStG.). 
RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
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nehmen müſſen, hätte er dieſen Beamten beſondere Zulagen gewähren 
müffen, die unter dem Geſichtspunkt der Dienſtaufwandsentſchädigung 
ſteuerfrei bleiben müßten. Das hat der Staat nicht getan. Er ſieht es 
alſo nicht für dienſtlich erforderlich an, daß Beamte bei durchgehender 
Dienſtzeit in der Stadt Mittag eſſen. Die Rechtslage muß die gleiche 
ſein für alle Beamten einer Stadt, mag der Dienſt auch im einzelnen 
nicht ganz gleichmäßig geregelt ſein. Auch im vorliegenden Falle kann 
ich nicht anerkennen, daß die Unkoſten für das Mittageſſen Wer⸗ 
bungskoſten ſind. Es kann im einzelnen Falle nicht nachgeprüft wer⸗ 
den, ob es dem Beamten möglich oder zuzumuten iſt, daß er zum 
Mittageſſen nach Hauſe fährt. Der eine Beamte wird bei derſelben 
Entfernung ſeiner Wohnung zur Dienſtſtelle nach Hauſe fahren, der 
andere wird, weil ihm dies bequemer erſcheint oder aus anderen 
Gründen, in der Stadt eſſen. Hier Unterſchiede zu machen, erſcheint 
nicht vertretbar.“ 


Die RBeſchw. iſt begründet. 


Bei den Angriffen des Fin A. handelt es ſich auch um die recht⸗ 
liche Würdigung in den Fragen der Anwendung der 88 16 und 18 
EinkStG., und es iſt dem Fin A. darin beizutreten, daß die Entſch. 
des FinGer. zugunſten des Stpfl. von Rechtsirrtum beeinflußt iſt. 
Das Finder. ſtellt nicht nur tatſächlich feſt, daß der Beſchwerdegegner 
in dem angegebenen Umfang mit beruflicher Arbeit belaſtet iſt und 
daß er deshalb den geltend gemachten erhöhten Aufwand für Mahl⸗ 
zeiten außerhalb der Familie gehabt hat; ſondern es anerkennt auch, 
daß dieſer erhöhte Aufwand Dienſtaufwand ſei, alſo zur Erhaltung 
der Einkünfte i. S. des § 16 Abi. 1 EinkSt®. diene. Dem kann nicht 
gefolgt werden. Es muß allerdings dem Beſchwerdegegner zugegeben 
werden, daß es im einzelnen Falle nicht ausgeſchloſſen iſt, daß bei 
beruflichen Verhältniſſen, wie ſie hier geſchildert ſind, ein erhöhter 
Aufwand für Verköſtigung in Betracht kommt. Wie der RFM. 
m. R. ausführt, iſt es aber unmöglich, in dieſer Frage für öffent⸗ 
liche Beamte jeden einzelnen Fall für ſich zu behandeln und zu ent⸗ 
ſcheiden; es muß hier vielmehr notwendig das Erfordernis der gleich⸗ 
mäßigen Behandlung von Stpfl. in gleichartigen Fallen ausſchlag⸗ 
gebend in den Vordergrund geſtellt werden. Wie der RF M. nt. R. 
ausführt, kann es auf die verſchiedenſten Umſtände zurückzuführen 
ſein, wenn im einzelnen Falle ein Beamter wegen erhöhter dienſtlicher 
Inanſpruchnahme und wegen örtlicher Verhältniſſe ſich veranlaßt ſieht, 
eine Mahlzeit außer Hauſe einzunehmen. Es iſt ſteuerlich nicht mög⸗ 
lich, auf alle dieſe beſonderen Möglichkeiten einzugehen und jedesmal 
zu unterſuchen, ob die vermehrte berufliche Inanſpruchnahme m. R. 
geltend gemacht wird und ob und mit welchem Aufwand eine Mahl⸗ 
zeit außer Hauſe mehr oder weniger aus perſöulichen, vielleicht auch 
gefundheitlichen Gründen oder im Zuſammenhang mit beruflicher Be⸗ 
hinderung eingenommen wird. Die Erfahrung lehrt, daß ſich regel⸗ 
mäßig der Beamte auch in größeren Städten bei ſtärkerer beruflicher 
Inanſpruchnahme den Verhältniſſen ſo anpaßt, daß ihm erhöhter Auf⸗ 
wand wegen Verköſtigung nicht erwächſt oder aber daß der Beamte 
einen ſolchen erhöhten Aufwand ſtillſchweigend auf ſich nimmt, weil 
er anerkennt, daß dabei perſönliche Bedürfniſſe oder Wünſche im 
Vordergrund ſtehen. Das erfordert für die gleichmäßige Behandlung 
der Beamten die Ablehnung der Anerkennung eines Dienſtaufwandes 
in dieſem Zuſammenhang, auch wenn ausnahmsweiſe einmal in einem 
beſonderen Falle die Verhältniſſe anders liegen können. Mit Recht 
weiſt der RF M. auch darauf hin, daß die Beſoldung gleichmäßig 
geregelt iſt und Reich oder Land dann beſondere Zuwendungen als 
Dienſtaufwandsentſchädigung gewähren, wenn ſich das aus den be⸗ 
ſonderen Verhältniſſen rechtfertigt. Damit entfällt auch das Bedenken, 
das aus teilweiſer anderer Behandlung von Privatangeſtellten erhoben 
werden könnte. Auch dort kommen in dieſem Zuſammenhange 
übrigens Werbungskoſten regelmäßig nur dann in Betracht, wenn 
der Arbeitgeber durch beſondere Zuwendungen beruflichen Aufwand 
anerkennt. Ein Vergleich mit entſprechenden Verhältniſſen von An⸗ 
gehörigen freier Berufe geht fehl. Dort ſind die Verhältniſſe und Be⸗ 
dürfniſſe und auch die Regelung der Vergütung grundſätzlich andere. 


(NFH., 6. Sen., Urt. v. 18. Okt. 1933, VIA 991/33 8.) 
* 


4. 8817 Abſ. 1 Nr. 3, 70 Abſ. 26, 75 Nr. 2 EinkStG. 
Bauſparkaſſe. Die Sparleiftungen von Bauſparern an 
die Beamtenbauſparkaſſe, Heimſtättengeſellſchaft der deut⸗ 
ſchen Beamtenſchaft mbH. in Berlin, ſind weder als Ver⸗ 
ſicherungsprämien i. S. von § 17 Abſ. 1 Ziff. 3 1. Halbſatz 
EinkStG., noch als Spareinlagen i. S. von $ 17 Abſ. 1 
Ziff. 3 2. Halbſatz EinkstG. anzuſehen. Dagegen iſt der 
von dieſer Bauſporkaſſe erhobene „Hinterbliebenenver⸗ 
ſicherungszuſchlag“ eine Verſicherungsprämie für eine 
Verſicherung auf den Todesfall i. S. von § 17 Abſ. 1 Ziff. 3 
1. Halbſatz EinkStG. 

(RFR., 6. Sen., Urt. v. 18. Okt. 1933, VI A 1878/32 S.) 
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5. § 46 EinkStG.; Pauſchalierungs VO. v. 30. Jan. 
1930 (RSt Bl. 81). Die Pauſchſätze an Werbungskoſten für 
Notare, die auch Rechtsanwälte ſind, können nicht für 
einen der beiden Betriebe allein angewendet werden. 


Der BeſchwF. iſt RA. und (heſſiſcher) Notar. Er bearbeitet 
nach ſeiner Darſtellung die Geſchäfte der Rechtsanwaltſchaft völlig 
getrennt von denen des Notariats, und zwar auch mit beſonderem 
Perſonal und mit getrennter Aufzeichnung der Einnahmen und Aus⸗ 
gaben. Zur Gewinnermittelung will der BeſchwF. für Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft und Notariat verſchiedene Wege einſchlagen. Er will hinſichtlich 
der Rechtsanwaltſchaft die aufgezeichneten Auslagen als Werbungs⸗ 
koſten abgezogen wiſſen; für das Notariat, macht er geltend, ſei er be⸗ 
fügt, trotz ſeiner Aufzeichnungen nach der PauſchVO. über die Wer⸗ 
bungskoſten freier Berufe den Pauſchſatz von 33¼0% in Abzug zu 
bringen; er begehrt hier auf dieſe Weiſe den Werbungskoſtenabzug. 
Fin A. und Fin®er. haben dieſe teilweiſe Pauſchalierung als unzu⸗ 
läſſig abgelehnt und haben auch für das Notariat die in geringerer 
Höhe aufgezeichneten Auslagen als Werbungskoſten in Abzug ge⸗ 
bracht. Das bedeutete im Geſamtergebnis die Annahme eines nicht 
unerheblich höheren einkommenſteuerpflichtigen Gewinnes für den 
Steuerabſchnitt, als ihn der Beſchw§. auf ſeine Weiſe ermittelt hat. 
Der Beſchwß. macht unter Anführung von Beiſpielen geltend, es ſei 
nicht abzuſehen, warum er nicht, wie von ihm gewollt, auch mit ſteuer⸗ 
licher Auswirkung die Behandlung für beide Berufe ſollte trennen 
dürfen. Die Trennung ſei durch entſprechende Zuweiſungen bei ihm 
auch inſoweit tatſächlich durchgeführt, als gemeinſchaftliche Auslagen 
für Heizung uſw. in Betracht kämen. Die Trennung ſei z. B. dann 
erforderlich, wenn ein RA. mit Notariat mit einem ſolchen ohne 
Notariat zuſammenarbeite. Es ſei kein genügender Grund erſichtlich, 
warum auf ſolcher Grundlage nicht für das Notariat Werbungskoften 
nach Pauſchſätzen ſollten zum Abzug gebracht werden dürfen. 


Die Einwendungen der Rechtsbeſchwerde ſind inſoweit nicht be⸗ 
gründet. Das Finder. hat in eingehender Darlegung in dieſer Rich⸗ 
tung den Standpunkt vertreten, der dem Geſetze gemäß iſt. Auf dieſe 
Begründung kann im weſentlichen verwieſen werden. An ſich können 
Werbungskoſten nur zum Abzug kommen, ſoweit fie nachgewieſen 
werden. Zur Vereinfachung hat dementgegen § 46 EinkSt®. die Feſt⸗ 
legung von Durchſchnittsſätzen auch in dieſer Frage ermöglicht, die, 
ſoweit erlaſſen, allerdings auch zugrunde gelegt werden müffen, 
wenn nicht Beſonderheiten im Sinne des letzten Halbſatzes von 8 46 
EinkSt®. dargetan werden. Andererſeits können zur Vereinfachung 
derartige Durchſchnittsſätze naturgemäß nur inſoweit angewendet wer⸗ 
den, als ſie dem Geſetze gemäß aufgeſtellt ſind. Das iſt hier nach der 
maßgebenden VO. v. 30. Jan. 1930 (RGBl. 81) allgemeinhin nur 
für Notare geſchehen, die gleichzeitig RA. ſind. Für andere Notare 
kommen nach ausdrücklicher Vorſchr. des § 1 Abſ. 4 VO. Pauſchſätze 
nur in Frage, wenn fie der Präſ. des Fink. feſtſetzt. Daß das hier 
nicht geſchehen iſt, iſt außer Streit. Sind aber für einen Notar, der 
nicht zugleich RA. iſt, keine Pauſchſätze für Werbungskoſten feſtgeſetzt, 
dann können ſolche aus der Tätigkeit des Notars auf Grund der 
VO. auch nicht dann zur Anwendung kommen, wenn ein RA., der 
gleichzeitig Notar iſt, ſeine Einnahmen und Ausgaben getrennt be⸗ 
handelt, wie es hier der BeſchwF. für ſich geltend macht. Dazu 
kommt, daß die Regelung der Vergütungsfrage für den Notar in den 
verſchiedenen Ländern eine verſchiedene iſt, ſo daß auch hierwegen 
der durch die Reichs VO. beſtimmte Durchſchnittsſatz für den Notar, 
der zugleich RA. iſt, nicht allein auf das Notariat angewendet werden 
kann. Gerade wegen dieſer Verſchiedenheiten in den Ländern iſt in 
81 Abſ. 4 VD. inſoweit die Feſtſetzung von Durchſchnittsſätzen, wenn 
für ſie Möglichkeit und Bedürfnis beſteht, dem Präſ. des Fin A. 
überlaſſen worden. Hiernach ergibt der Sinn und Zweck der VO. 
die Auslegung, die auch bei unbefangener Beurteilung der Faſſung 
entſpricht, daß für Notare Pauſchſätze nur bei Berufsausübung zu⸗ 
ſammen mit der Ausübung der Rechtsanwaltſchaft und nur für dieſe 
Geſamtbetriebe im ganzen von Reichs wegen feſtgeſetzt werden wollten 
und feſtgeſetzt worden ſind. Daran kann auch für die Frage der An⸗ 
wendung auf Notare nichts ändern, daß je nach Umſtänden die Pauſch⸗ 
jäge in einen Fall dem Reich, im anderen Fall dem Steuerpflichtige. 
von Vorteil ſein können. Beſtehen beſondere Verhältniſſe, die eine ge⸗ 
trennte Behandlung für Einkünfte und Ausgaben aus dem Notariat 
neben den Ergebniſſen anderer Berufstätigkeit erforderlich machen, 
fo müffen gegebenenfalls die Ausgaben des Notariats für die Zwecke 
ſteuerlicher Gewinnberechnung ausreichend aufgezeichnet werden und 
jo zur Berückſichtigung kommen. Solche Beſonderheiten können aber 
nicht für das Notariat zur Anwendung von Durchſchnittsſätzen an 
Werbungskoſten führen, die geſetzlich nicht eingeführt find (vgl. 
Entf. v. 29. Febr. 1928, VI A 598/27: StW. 1928 Nr. 154; auch 
Entſch. des Rö H. 27, 270 [Fall eines Notars, für deſſen Bezirk 
der Präf. des LFin A. Durchſchnittsſätze beſtimmt hatte!). 


RB, 6. Sen., Urt. v. 25. Okt. 1933, VIA 1163/33.) 


* 
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6. SI Abſ. 1 Nr. 7 n. F. KörpStG. Ein Turnverein, 
der eine Schank⸗ und Speiſewirtſchaft betreibt, iſt auch 
dann nicht nach §8 9 Abſ. 1 Nr. 7 KörpStG. n. F. von der 
Körperſchaftſteuer befreit, wenn die Erträgniſſe des Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebes zu den an ſich ausſchließlich gemein- 
nützigen Vereinszwecken verwendet werden. 

(RZH., 1. Sen., Urt. v. 10. Okt. 1933, I A 208/33.) 


* 


x 7. 813b KapVerkStG.; 81 BD. über die GeſellſchSt. 
bei der Aufſtellung von Goldbilanzen v. 1. Dez. 1924 
(RG Bl. I, 762). Hat eine AktG. bei der Goldmarkumſtel⸗ 
lung ihr Grundkapital herabgeſetzt und zur Deckung des 
Verluſtes an ihrem in GM. umgerechneten Eigenkapital 
durch Ausgabe junger Aktien mit Aufgeld erhöht, ſo iſt 
auch das Aufgeld, ſoweit es zur Deckung des Verluſtes 
erforderlich war, nur nach dem ermäßigten Steuerſatz des 
§ 13 b i. Verb. m. § 1 der VO. v. 1. Dez. 1924 (RG Bl. I, 762) 
ſteuerpflichtig. Der in den Urt. v. 30. April 1930, II A 140/30 
(Mrozeks Kartei, § 13b R. 32) und v. 24. März 1931, IIA 
659/30 (RF H. 28, 233) vertretene abweichende Standpunkt 
wird aufgegeben. 


(RF g., 2. Sen., Urt. v. 27. Okt. 1933, II A 25/33.) 
* 


8. 85 Abſ. 1 GrErwStG. Folgt einem formungültig 
geſchloſſenen Grundſtücksveräußerungsgeſchäft A—B ein 
Veräußerungsgeſchäft A—C nebſt Übereignung A—C, fo 
kann der Formmangel des Geſchäfts A—B auch dann nach 
dem 8 313 Satz 2 BGB. geheilt fein, wenn die Vertrags- 
beſtimmungen der beiden Veräußerungsgeſchäfte nicht 
übereinſtimmen, wenn insbeſondere der zwiſchen A—C e ver⸗ 
einbarte Preis niedriger iſtals der Preis des Geſchäfts A—B. 


(RZH., 2. Sen., Urt. v. 18. Okt. 1933, II A 109/33.) 


* 


9. $ 127 BranntwMonG. Geltungsbereich der Faſſ. 
nach der VO. v. 20. April 1932 (RG Bl. I, 181) und nach dem 
Art. I Nr. 15 des Gef. v. 18. Mai 1933 (RG Bl. J, 273). 


„Der BeſchwF. ift i. J. 1930 wegen Monopolhehlerei rechts⸗ 
kräftig verurteilt worden. Nach den Gründen des Urt. hat ſich 
der BeſchwF. der Monopolhehlerei dadurch ſchuldig gemacht, daß 
er in der Zeit v. 21. Mai bis 22. Nov. 1928 etwa 1500 Liter 
ſchwarzgebrannten Branntwein angekauft hat. Die Straftat 
iſt an ſich auch ſchon nach der bisher gültigen Faſſung (VO. v. 
20. April 1932 [RG Bl. I, 181]) geeignet, zur Grundlage einer 
et nach § 127 Abſ. 1 BranntmMonG. gemacht 
zu werden. 


Der BeſchwF. wendet gegen die Heranziehung der genannten 
Straftat ein, daß die Unterſagung nach der durch VO. v. 20. April 
1932 verſchärften Faſſung des § 127 BranntmMon®. in entſpre⸗ 
chender Anwendung des 82 StGB. nur ausgeſprochen werden 
könne, wenn die Straftat nach dem Inkrafttreten der VO. v. 
20. April 1932 begangen worden ſei. Damit kann der Beſchwỹ. 
nicht durchdringen. Denn die Unterſagung nach § 127 iſt keine 
Strafe i. S. des §2 Steh B., ſondern verwaltungspolizeiliche Si⸗ 
cherungsmaßnahme, ähnlich wie die Auferlegung beſonderer Auf⸗ 
ſichtsmaßnahmen nach $51 BranntwMonG. Daran ändert nichts 
der Umſtand, daß ſich § 127 in dem die Strafvorſchr. enthaltenden 
Abſchnitt des BranntmMonG. befindet (vgl. Entſch. des RF. 
25, 349 wegen des ähnliche Zwecke verfolgenden § 65 des TabSt®. 
und § 199 a RAbgO. a. F. 8 198 n. F.). Will aber die Beſchw. 
mit ihrem Einwand ſagen, daß der VO. v. 20. April 1932 keine 
rückwirkende Kraft zukomme, ſo wäre auch das abwegig. Denn 
um die Frage der rückwirkenden Kraft kann es ſich vorliegend 
überhaupt nicht handeln. § 127 gibt in der Faſſung, die er durch 
die VO. v. 20. April 1932 erhalten hat, der Behörde die Befug⸗ 
nis, vom Tage des Inkrafttretens der neuen Faſſung an (25. April 
1932) die Unterſagung gegen Perſonen auszusprechen, die wegen 
beſtimmter Monopolvergehen beſtraft ſind; ein Unterſchied, ob die 
Straftat vor oder nach dem 25. April 1932 begangen worden iſt, 
iſt dabei nicht gemacht (vgl. Entſch. des erk. Sen. v. 25. Jan 1933, 
IV B 16/82 [f Zölle 1933, 65]). Der Zweck des Geſetzes geht er⸗ 
kennbar dahin, durch Entfernung unzuverläſſiger Perſonen aus 
dem Branntweingewerbe das Branntweinmonopol und mit ihm 
das ehrliche Branntweingewerbe zu ſchützen. Dieſer Zweck würde 
nicht oder doch erſt nach geraumer Zeit erreicht, wenn nur gegen 
ſolche Perſonen mit Unterſagung vorgegangen werden könnte, die 
ſich erſt nach Inkrafttreten der neuen Faſſung des § 127 durch 
Begehung eines Monopolvergehens oder ſonſt als unzuverläſſig 
erwieſen haben. 


Es bleibt aber zu prüfen, ob die von der Vorinſtanz verfügte 
Unterſagung auf die Dauer von fünf Jahren ſich innerhalb der 
rechtlichen Grenzen hält, die das Geſetz dem Ermeſſen zieht 
(RAbgO. § 11). In dieſer Hinſicht kommt in Betracht, daß die 
Straftat hinter dem Unterſagungsbeſchl. mehr als vier Jahre zu⸗ 
rückliegt. Billigerweiſe kommt die Verurteilung wegen einer mehr 
als vier Jahre zurückliegenden Handlung für ſich allein keinen 
ausreichenden Grund für eine Gewerbeunterjagung bilden (Entſch. 
des RF. II B 2/25 v. 13. Mai 1925; Mrozeks Kartei, Rſpr. 5 
zu § 200 der RAbgO. a. F.). Es hätte in einem ſolchen Falle der 
Darlegung der beſonderen Grunde bedurft, die es rechtfertigten, 
dem BeſchwF. das Vertrauen in ſeine Zuverläſſigkeit auf dem 
Gebiete der Tätigkeit im Branntweingewerbe zu verſagen. Solche 
Gründe ſind in dem angefochtenen Beſchl. nicht geltend gemacht. 


Eine Aufhebung des Unterſagungsbeſchl. kommt indeſſen 
nicht in Frage. Denn inzwiſchen hat der § 127 Branntw Mon. 
durch Art. 1 Nr. 15 des Gef. v. 18. Mai 1933 zur Anderung des 
Gel. über das Branntweinmonopol (RGBl. I, 273) eine aber⸗ 
malige Neufaſſung erhalten, die die Gewerbeunterſagung an 
weniger ſtrenge Vorausſetzungen knüpft als die VO. v. 20. April 
1932. Danach kann die Unterſagung gegen jemand ſchon dann aus⸗ 
geſprochen werden, wenn gegen ihn Tatſachen vorliegen, die ſeine 
Unzuverläſſigkeit zum Betrieb eines Branntweingewerbes dartun; 
dies gilt insbeſ. dann, wenn jemand wegen grober Zuwiderhand⸗ 
lung gegen die Vorſchr. des BranntwMonG. oder gegen die dazu 
ergangenen Ausf Beſt. beſtraft worden iſt. Iſt jemand wiederholt 
wegen derartiger Verfehlungen mit einer Geldſtrafe von minde⸗ 
ſtens 1000 % oder mit Freiheitsſtrafe beſtraft und liegen die 
Verfehlungen nicht weiter als drei Jahre zurück, ſo iſt ihm nach 
Rechtskraft des zweiten Straferkenntniſſes ohne Rückſicht auf be⸗ 
reits erfolgte Unterſagungen die Betätigung im Branntwein⸗ 
gewerbe auf Dauer zu unterſagen. Nach dem Geſ. v. 18. Mai 
1933 iſt aber der vorl. Fall in der BeſchwInſt. zu beurteilen. 


Schon für das RBeſchwVerfahren vertritt der RF. den 
Standpunkt, daß nicht das z. Z. der Entſch. der Vorinſtanz, ſon⸗ 
dern das z. Z. der Entſch. über die RBeſchw. geltende Recht dann 
anzuwenden ſei, wenn ſich das neue Recht rückwirkende Kraft, 
und zwar auch für ſchon erledigte Falle beilegt (Entſch, des RF. 
10, 256; 13, 44; 15, 166; vgl. auch Becker, RAbgO., 7. Aufl., 
Bem. 11 zu § 267). Was hier für das RBeſchw Verfahren und für 
unanfechtbar gewordene Entſch. gejagt iſt, muß erſt recht gelten 
für das Beſchw Verfahren und für Fälle, die noch in der Schwebe 
ſind. Auch die Neufaſſung des § 127 Branntw Mon. nach dem 
Geſ. v. 18. Mai 1933 muß als eine Vorſchr. erachtet werden, die 
ſich rückwirkende Kraft beilegt. Die Abſicht des Geſetzgebers geht 
offenſichtlich dahin, die Entfernung unlauterer und jchadlicher 
Elemente aus dem Branntweingewerbe, die durch die VO. v. 
20. April 1932 nur unvollkommen erreicht worden war, gründ⸗ 
lich, und zwar mit möglichſter Beſchleunigung, durchzuführen. Daß 
dabei auch auf bereits erledigte Fälle ſolle zurückgegriffen werden 
dürfen, ergibt ſich beſonders deutlich aus Abſ. 1 Satz 3 des 8 127 
BranntwMonG., wo die pflichtmäßige Gewerbeunterſagung in 
den dort bezeichneten Fällen ohne Rückſicht auf bereits 
erfolgte Unterſagungen vorgeſchrieben iſt. 


Danach war auch im vorl. Falle die Unterſagungsfrage nicht 
nach dem 3.3. des Unterſagungsbeſchl. (20. April 1932), ſondern 
nach dem gegenwärtig geltenden Rechte, d. i. nach § 127 i. d. Fall. 
des Geſ. v. 18. Mai 1933 zu prüfen. Die Prüfung ergibt, daß 
der BeſchwF. wegen der Monopolzuwiderhandlungen, die er ſich 
in der Zeit v. 21. Mai bis 22. Nov. 1928 nach dem eingangs an⸗ 
geführten Strafurteil hat zuſchulden kommen laſſen, nicht als 
zuverläſſig zum Betrieb eines Branntweingewerbes angeſehen 
werden kann. Die von der Vorinſtanz verfügte Gewerbeunter⸗ 
ſagung auf die Dauer von fünf Jahren erweiſt ſich als gerecht⸗ 
fertigt. Demgegenüber können die von dem BeſchwF. geltend ger 
machten Billigkeitsgründe nicht ins Gewicht fallen, wenn der mit 
§ 127 des BranntmMonG. angeſtrebte, oben dargelegte Zweck, er⸗ 
reicht werden ſoll. 


(Rd., 4. Sen., Beſchl. v. 27. Sept. 1933, IV B 28/33.) 


Reichspatentamt. 


1. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
Verſäumung der Friſt für die Entrichtung einer Jahres“ 
gebühr. Tatſachen⸗ und Rechtsirrtum, ſowie Mittelloſig“ 
keit unabwendbare Zufälle? 


Das Patent iſt verfallen, weil die bereits am 26. Okt. 1931 
fällig geweſene zwölfte Jahresgebühr nebſt dem geſetzlichen Verzugs⸗ 
zuſchlage innerhalb der geſetzlichen Zahlungsfriſt nicht entrichtet worden 
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iſt. Sein Erlöſchen wurde am 21. April 1932 in der Patentrolle ver⸗ 
merkt. Als eingetragene Patentinhaberin erbat die Antragſtellerin 
(eine amerikaniſche Geſellſchaft) unter gleichzeitiger Nachholung der 
verſäumten Zahlung am 11. Aug. 1933 Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand. Zur Begründung hat ſie im erſten Rechtszuge lediglich fol⸗ 
gendes vorgebracht und glaubhaft gemacht: 

Sie beſäße außer dem in Rede ſtehenden Patente und zwei wei⸗ 
teren (gleichfalls mangels rechtzeitiger Gebührenzahlung erloſchenen) 
deutſchen Patenten Nr. ... noch eine größere Anzahl weiterer Patente 
in verſchiedenen Ländern. Bezüglich aller dieſer Patente habe ſie be⸗ 
reits vor Verfallen der erwähnten deutſchen Patente einen Lizenz⸗ 
vertrag mit der (amerikaniſchen) Firma ... abgeſchloſſen. Für die 
Aufrechterhaltung der Patente habe ſie nach wie vor ſelbſt zu ſorgen 
gehabt. Aus unerklärlicher Urſache ſei ihr Präſident ..., dem fie 
übrigens inzwiſchen die Patente abgetreten habe, zu der irrigen An⸗ 
nahme gelangt, die Lizenznehmerin lege auf den Fortbeſtand der drei 
deutſchen Patente keinen Wert, und habe ſie deshalb verfallen laſſen. 
Erſt Mitte Juni 1933 habe die Antragſtellerin erfahren, daß die 
Lizenznehmerin ſtets auf eine Aufrechterhaltung der deutſchen Patente 
Wert gelegt habe. g 

In dem Vorbringen der Antragſtellerin fehlt die Darlegung 
eines die Wiedereinſetzung rechtfertigenden „unabwendbaren Zufalles“ 
i. S. des Geſetzes, d. h. eines die rechtzeitige Zahlung hindernden Er⸗ 
eigniſſes, das die Antragſtellerin trotz größter nach Lage der Dinge 
von ihr zu erwartender Sorgfalt nicht hätte abwenden können; denn 
ſie hat bis heute nicht anzugeben vermocht, welche von ihr nicht zu 
vertretenden Umſtände ihren Präſidenten zu dem erwähnten Irrtum 
veranlaßt haben. 

Im zweiten Rechtsgange hat die Antragſtellerin noch geltend 
gemacht, zu der Gebührenzahlung wäre ihr Präſident und Rechts⸗ 
nachfolger zur kritiſchen Zeit gar nicht in der Lage geweſen, ſelbſt 
wenn er fie hätte vornehmen wollen. Seine Geldquelle, die Bank ..., 
ſei nämlich infolge Zahlungseinſtellung am 29. Juli 1931 für eine 
Weile verſiegt geweſen. Ob dieſes Zahlungshindernis allerdings erſt 
ſo ſpät beſeitigt worden ſei, daß das Wiedereinſetzungsgeſuch noch als 
rechtzeitig erfolgt angeſehen werden könne, vermöge ſie zur Zeit nicht 
anzugeben, ſei aber auch nicht ausſchlaggebend. Denn zum wenigſten 
ſei ein unabwendbarer Zufall in einem unverſchuldeten Rechtsirrtum 
ihres Präſidenten zu erblicken. Er habe geglaubt, in Deutſchland ſeien 
Jahresgebühren für Patente lediglich eine Art Steuer und jederzeit 
nachzahlbar. Veranlaßt ſei er zu dieſer Auffaſſung durch die in ſeiner 
Heimat, den Vereinigten Staaten, geltenden Vorſchriften worden, 
denen fortlaufende patentrechtliche Jahresgebühren fremd ſeien. 

Selbſt wenn man die Rechtzeitigkeit dieſes neuen, beim RPal A. 
erſt am 18. Okt. 1933 eingereichten Vorbringens bejahen will, vermag 
es der Beſchwerde nicht zum Erfolge zu verhelfen. Mittelloſigkeit kann 
zwar unter gewiſſen Vorausſetzungen ausnahmsweiſe einen unabwend⸗ 
baren Zufall i. S. der einſchlägigen Beſtimmungen darſtellen (vgl. 
RPat A. v. 2. Dez. 1932: Mitt Pat A. 1933, 29). Ob dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen im vorl. Falle gegeben ſind, kann ununterſucht bleiben; 
denn da das Organ der Antragſtellerin, ihr Präſident, das in Rede 
ſtehende Patent ebenſo wie die beiden anderen deutſchen Patente 
bewußt hat verfallen laſſen, ſo beſteht zwiſchen dem Erlöſchen der 
Patente und dem geſchilderten zeitweiligen Zahlungsunvermögen jeden⸗ 
falls kein urſächlicher Zuſammenhang. Und was den behaupteten 
Rechtsirrtum anlangt, ſo kann er gleichfalls nicht zur Entlaſtung 
dienen. Eine geſchäftlich erfahrene Perſönlichkeit wie der Präſident 
der Antragſtellerin hätte ſich nicht mit Vermutungen begnügen dürfen, 
vielmehr bei geeigneter Stelle, z. B. ſeinem deutſchen Vertreter, recht⸗ 
zeitig Erkundigungen über die Rechtslage einziehen müſſen, falls er 
ſeiner Sache nicht völlig ſicher war und ſein durfte. 

(R Pat., BeſchwAbt., 13. Sen., Entſch. v. 1. Nov. 1933, B 96516 
V1/80b XIII B 289/33.) 
Ber. von ORegR. K. Bindewald, Berlin. 


* 


2. § 1 PatG. Zur Frage des Erforderniſſes der Er⸗ 
findungshöhe. 

Das RG. nimmt ſeit langer Zeit in feſtſtehender Rſpr. an, 
daß zu den Erforderniſſen einer Erfindung i. S. des § 1 Patch., 
außer der Neuheit und Fortſchrittlichkeit einer techniſchen Neue⸗ 
rung unbedingt eine gewiſſe Erfindungshöhe, die erſt die Patent⸗ 
würdigkeit begründe, hinzukommen mitjje (vgl. Pietzkers Kom⸗ 
mentar, Anm. 26 zum § 1 Patcg., S. 47 ff.). Auch die Amtsübung 
des RPatA. hat ſich nach einem gewiſſen Schwanken ſeit langem 
bieſer Auffaſſung angeſchloſſen. Der Begriff der Erfindungshöhe 
ſteht allerdings zu demjenigen des Fortſchritts in einem gewiſſen 
Abhängigkeitsverhältnis, d. h. bei großem Fortſchritt darf die Er⸗ 
findungshöhe kleiner ſein und umgekehrt. 

(RPat g., BeſchwSen. III, Entſch. v. 22. Okt. 1933, V 26 784 V/37 b.) 
Ber. von ORegR. Dr. Gieſe, Berlin. 


* 


3. Zur Frage der Dienſt⸗ oder Betriebserfindun⸗ 
gen. Erfindung eines Hilfsſteigers. 

Eine Dienſterfindung würde vorausſetzen, daß der An⸗ 
melder vermöge ſeiner Dienſtſtellung oder Dienſtobliegenheiten ver⸗ 
pflichtet geweſen wäre, für die Einſprechende Erfindungen zu 
machen oder ihr ſelbſtändig gemachte Erfindungen anzubieten, bevor 
er ſie auf ſeinen Namen zum Patent anmeldete. Der Anmelder 
ſtand jedoch nicht in einem ſolchen höheren Dienſtverhältnis, daß 
es ſich von ſelbſt verſtanden hätte, er müſſe ſeine Erfindungen 
ohne weiteres der Einſprechenden überlaſſen. Das RG. hat ſogar 
bei Betriebsführern im Bergwerksbetriebe, alſo bei einem weſent⸗ 
lich verantwortungsvolleren Angeſtelltenverhältnis, das Vorliegen 
einer ſolchen Pflicht verneint (vgl. RG. 131, 328—335 und Pat⸗ 
MuſtZeich Bl. 1931, 161 Nr. 169). Der Anmelder aber war laut 
Dienſtvertrag als Hilfsſteiger angenommen worden. Der Dienſt⸗ 
vertrag und die ſpäteren Nachträge enthalten weder Beſtimmungen 
über ſolche Verpflichtungen, noch beſondere Anweiſungen zur Löſung 
beſtimmter Aufgaben. 


Der Anmelder beſchäftigte ſich lediglich aus perſönlichem 
Intereſſe mit Problemen der vorliegenden Art, wie er denn ſchon 
längere Zeit vor Einreichung der vorliegenden Anmeldung ein 
Patent auf eine Zweifingerkupplung ſich hat erteilen laſſen. 


Eine Betriebserfindung liegt dann vor, wenn ſie durch 
Zuſammenwirken mehrerer Angeſtellter im Betriebe unter Be⸗ 
nutzung der ſchon bei einem Unternehmen vorliegenden Vorarbeiten 
und Erfahrungen derart zuſtande gekommen iſt, daß die Anteile 
der einzelnen und des Unternehmens ſich nicht mehr voneinander 
ſondern laſſen. Außer dem bereits erwähnten ſei hierzu noch auf 
das RGlrt. v. 7. Dez. 1932 (PatMuſtgeichBl. 1933, S. 95—98 
Nr. 84) 1) hingewieſen, wonach bei einer Betriebserfindung die 
Tätigkeit des einzelnen mehr eine untergeordnete, handwerks⸗ 
mäßige iſt. 

(RPat A., BeſchwSen. X, Entſch. v. 26. Sept. 1933., T 33 020 II/ 20 e.) 


Ber. von ORegR. Dr. Gieſe, Berlin. 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Ziel ke, Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


[Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt.] 


DO Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (EuM.), abgedruckt.] 


1. 5 537 Abſ. 1 Nr. 4a RVO. Die von der Techniſchen 
Nothilfe als Betrieb zur Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen 
veranſtalteten Übungen, Ausbildungskurſe und ſonſtigen 
erforderlichen Vorbereitungen für den Kataſtrophenſchutz 
unterliegen der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung. 


(RVerſ A., Beſchl. v. 11. Mai 1933, II 1100 a 2/38: EuM. 34, en 
er 
** 


2. 8 545b RVO. Eine „Erneuerung des Arbeits- 
geräts“ i. S. des § 545b RVO. liegt vor, wenn der Ver⸗ 
ficherte bereits ein gleichartiges Arbeitsgerät hatte, dieſes 
durch die Arbeit im Betriebe abgenutzt oder verbraucht 
war und er ſich als Erſatz dafür ein neues Gerät gleicher 
Art für ſeine Arbeit in dieſem Betriebe beſchafft. 


(NVerſA., Urt. v. 24. Juni 1933, Ia 5026/31: EuM. 34, 357.) [Z.] 
* 


3. 81693 RVO. In den Fällen des § 1693 RVO. 
tritt das RVerſ A. als BG. an Stelle des OVerſ A. und 
hat daher über den Streitſtoff in vollem Umfang zu ent⸗ 
ſcheiden. Das OVerſ A. als abgebende Stelle darf daher 
nicht über einzelne der ſtreitigen Fragen mit bindender 
Wirkung für das RVerſ A. vorab entſcheiden. 


(NBerfA., Urt. v. 3. Mai 1933, Ia 336/33: Eu M. 34, 230.) [Z.] 


1) JW. 1933, 1394. 


II. Länder. 


1. Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwalkungsgericht. 


Berichtet von SenPräſ. Geh. RegR. von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


I. Bürgerſteuer. $5 Bürger StVO. 1931. Der Be- 
rechnung der Bürgerſteuer für 1931 iſt nicht der bei Be⸗ 
rechnung der EinkSt. auf⸗ oder abgerundete, ſondern der 
ziffermäßig feſtgeſtellte Betrag des Einkommens im Jahre 
1930 zugrunde zu legen. 

Das Begehren der Kl., ihrer Bürgerſteuerveranlagung nur den 
abgerundeten Betrag von 100 000 K., und nicht ihr auf 100 032 RM 
ziffernmäßig berechnetes Einkommen, zugrunde zu legen, iſt unberechtigt. 

Der RF M. hat ſich hierzu auf Erſuchen wie folgt geäußert: 

„Als Jahreseinkommen“ i. S. der BürgerſtVoO. 1931 
kommt m. E. das ziffernmäßige Einkommen und nicht das nach 
854 EinkStG. ab⸗ oder aufgerundete Einkommen in Betracht. Nach 
dem Aufbau des EinkSt&. — wie übrigens auch nach dem Sprach⸗ 
gebrauch — find die Vorſchr., die die Ermittlung des ‚Einkom- 
mens“ betreffen (88 6—48, evtl. § 49), zu unterſcheiden von den 
TarVorſchr., die lediglich der Berechnung der Einkommen ſteuer 
dienen (88 50— 60). Die Vorſchr. des § 52 EinkStG. über den ſteuer⸗ 
freien Einkommensteil und die Abrundungsvorſchr. des § 54 gehören 
zu den TarVorſchr. Dem entſpricht auch der Aufbau des Berechnungs⸗ 
bogens für die EinkSt. ... Hier iſt unter der Bezeichnung ‚Ein- 
kommen‘ das Einkommen, das ſich vor Abzug des ſteuerfreien Ein⸗ 
kommensteils und vor der Ab- oder Aufrundung ergibt, einzutragen, 
und dann in den folgenden Zeilen der ſteuerfreie Einkommensteil 
(§ 52) abzuziehen und die Ab- oder Aufrundung (854) vorzunehmen. 

Von dieſer Regelung iſt bewußt lediglich in der Beziehung ab⸗ 
gewichen worden, daß nicht nur die Werbungskoſten und Sonder⸗ 
leiſtungen, ſondern auch der ſteuerfreie Einkommensteil vom ziffern⸗ 
mäßigen Einkommen abzuziehen find ($8 Abſ. 4 Satz 3 DurchfBeſt.).“ 

Dieſen Ausführungen hat ſich der erk. Sen. durchweg angeſchloſſen. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß in Fällen, in denen, wie hier, die für 
die Berechnung der Bürgerſteuer maßgebenden Stufen nur um einen 
geringen Betrag überſchritten find, inſolge der kommunalen Zufchläge 
eine unverhältnismäßige Mehrbelaſtung der Stpfl. eintreten kann. 
Das trifft aber auf alle kommunalen Abgaben zu, die auf einer von 
Staats⸗ oder Reichsbehörden feſtgeſtellten Grundlage aufgebaut ſind. 
Zur künftigen Vermeidung derartiger Härten bei der Bürgerſteuer iſt 
im 87 Abſchn. (3) Nr. 2—4 Bürgerſt DurchfVO. 1934 v. 15. Sept. 
1933 (RG Bl. I, 631) die Zugrundelegung des ab⸗ oder aufgerundeten 
Einkommens ausdrücklich vorgeſchrieben. Dadurch gibt der Geſetzgeber 
zu erkennen, daß auf Grund der bisherigen Vorſchr. nicht die ab⸗ 
oder aufgerundeten Einkommensbeträge der Bürgerſteuerveranlagung 
zugrunde gelegt werden durften, ſondern nur das ziffernmäßig feſt⸗ 
geſtellte Einkommen, ulfo bei der Kl. der Betrag von 100 032 . 


(Pro., 2. Sen, Urt. v. 26. Sept. 1933, II C 62/33.) 


2. Sonſtige Derwaltungsbehörden und verwaltungs⸗ 
gerichte. 
Preußen. 


Preußiſcher Dienſtſtrafhof. 


Berichtet von RA. Dr. Görres und Senatspräſident Pleſſer, 
Berlin. 


1. 835 Staatsvertrag über den Übergang der Staats⸗ 
eiſenbahnen auf das Reich v. 30. April 1920 (RG Bl. 773). 
Der Dienſtſtrafhof iſt zuſtändig für den Wiederaufnahme⸗ 
antrag eines früheren preußiſchen Eiſenbahnbeamten ge⸗ 
mäß 335 Staatsvertrag v. 30. April 1920. 

Der Beſchuldigte war Obergütervorſteher einer Eiſenbahndirektion. 
Am 22. Aug. 1921 wurde er rechtskräftig mit Dienſtentlaſſung beſtraft. 
Da er am 1. April 1920 noch Beamter war, konnte das Dienſtſtraf⸗ 
verfahren gem. § 35 des Staatsvertrages nach den Landesgeſetzen er⸗ 
ledigt werden, obgleich der Ang. inzwiſchen Reichsbeamter geworden iſt. 

Der Senat hat nicht verkannt, daß der Anwendung des 8 35 
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des Staatsvertrages auf den durch die PrBDStrd. neu eingeführten 
Rechtsbehelf der Wiederaufnahme erhebliche Bedenken entgegenſtehen. 
Der Staatsvertrag iſt zu einer Zeit abgeſchloſſen worden, in der die 
Wiederaufnahme rechtskräftig geſchloſſener Dienſtſtrafverfahren weder 
im Reich noch in Preußen zuläſſig war (vgl. 8 117 RBG. u. 8 40 
PrGeſ. betr. die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten v. 21. Juli 
1852). Es iſt daher nicht anzunehmen, daß die vertragſchließenden 
Teile bei der Faſſung des § 35 Wiederaufnahmeverfahren im Auge 
gehabt haben. Wenn der Staatsvertrag von der Erledigung der Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren nach den Landesgeſetzen ſpricht, fo iſt ferner zweifelhaft, 
ob hierbei auch ſolche Landesgeſetze zur Anwendung kommen jollten, 
die erſt nach dem Inkrafttreten des Staatsvertrages erlaſſen worden 
find. Eine Anwendung der BDSHD. führt weiterhin dazu, daß ein 
Wiederaufnahmeverfahren nur den Beamten zugute kommt, gegen die 
ein Dienſtſtrafverfahren noch vor den preuß. Diſziplinargerichten durch⸗ 
geführt worden iſt, während allen übrigen Reichsbeamten und damit 
auch den früheren preuß. Eiſenbahnbeamten, gegen die ein Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren erſt nach der Übernahme in den Reichsdienſt eingeleitet 
worden iſt, nach dem geltenden Recht der Rechtsbehelf der Wieder⸗ 
aufnahme nicht zur Verfügung ſteht. Das ſcheint dem Staatsvertrage, 
welcher die übernommenen Länderbeamten den Reichsbeamten gleich⸗ 
ſtellen will, zu widerſprechen. Endlich hat der Senat beachtet, daß die 
Anwendung der BDStrO. den preuß. Dienſtſtrafgerichten die Entſch. 
über die Beamtenſtellung und damit auch die vermögensrechtlichen An⸗ 
ſprüche von Beamten eröffnet, die ſchon ſeit Jahren Reichsbeamte ge⸗ 
worden ſind. Alle dieſe Bedenken mußten jedoch hinter folgende Er⸗ 
wägungen zurücktreten: Die Auslegung des Wortes „erledigen“ i. S. 
des § 35 des Staatsvertrages iſt zweifelhaft. Der Wortlaut des Ver⸗ 
trages läßt es offen, ob unter Erledigung nur die Durchführung des 
Dienſtſtrafverfahrens bis zur Erſchöpfung der ordentlichen Rechts⸗ 
mittel zu verſtehen iſt, oder ob auch die Wiederaufnahme mit ein⸗ 
zubeziehen iſt. Laßt der Wortlaut aber auch eine Erledigung im letzt⸗ 
genannten Sinne zu, da es ſich bei der Wiederaufnahme um eine 
Wiederaufrollung, alſo Fortführung des alten Verfahrens handelt, ſo 
muß die Auslegung den Vorzug verdienen, welche den Grundgeſetzen 
des Reiches am eheſten entſpricht. Art. 129 Abſ. 3 RVerf. beſtimmt, 
daß gegen jedes dienſtliche Straferkenntnis die Möglichkeit eines 
Wiederaufnahmeverfahrens eröffnet ſein muß. Dieſe Vorſchrift hat 
nach der herrſchenden Meinung allerdings nur programmatiſche Be⸗ 
deutung (vgl. Anſchütz, RVerf., 2. Aufl., Art. 129 Anm. 9; Brand 
in Nipperdey, Die Grundrechte und Grundpflichten der RVerf. 
Bd. 2 S. 269). Derartige Programmſätze ſind aber bei der Auslegung 
beſtehender geſetzlicher Beſtimmungen zu berückſichtigen, und in zweifel⸗ 
haften Fällen iſt derjenigen Auslegung der Vorzug zu geben, die dem 
Grundgedanken der RVerf. am eheſten entſpricht (vgl. Thoma in 
Nipperdey a. a. O. Bd. 1 S. 3, 9). Danach muß aber der 8 35 
des Staatsvertrages ſo verſtanden werden, daß in den Begriff der 
Erledigung des Dienſtſtrafverfahrens auch der außerordentliche Rechts⸗ 
behelf der Wiederaufnahme einbezogen wird. Die Zuſtändigkeit des 
Dienftftrd. war mithin auf Grund der angeführten Veſtimmungen zu 
bejahen. 


(PrDDienſtſtro., Beſchl. v. 30. Sept. 1933, D 66/32.) 
* 


2. § 4 Abf. 3 Halbſatz 2 BDStrd. Die tatſächlichen 
Feſtſtellungen des voraufgegangenen Strafverfahrens (im 
Falle einer Verurteilung) ſind nach preußiſchem Landes⸗ 
recht nicht bindend (84 Abſ. 3 Halbſatz 1 BDStrd.). Jedoch 
kann das Dienſtſtrafgericht nach den Vorſchriften des Halb⸗ 
ſatzes 2 a. a. O. die tatſächlichen Feſtſtellungen des Straf- 
richters ohne eigene Nachprüfung ſeiner Entſcheidung zu⸗ 
grunde legen. Ungerechtfertigt iſt dies nur, wenn das 
Strafurteil offenſichtlich ein Juſtizirrtum wäre oder (im 
Dienitiirafverfahren) Gründe vorgebracht werden, welche 
die Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu begründen 
geeignet wären. 


(Pr Dienſtſtro., Urt. v. 28. Sept. 1933, D 25/33.) 


Berichtigung. 


Die Angaben über Aktenzeichen und Abdruckſtelle der ZW. 1933, 
2587 Ziff. 9 veröffentlichten Entſch. des RG. werden auf S. 2588 
wie folgt berichtigt: 

(U. v. 13. Juli 1933; IV 138/33. — Hamburg.) 
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